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Erster Sitznngstag. 



Freitag, den 29. September, Vormittags GV* Uhr, 

im FestsMale des Sa-v^oi^ - Hötelsi. 



I. Eröffnung der Versammlnng. 

Reg.- und Geh. Med.-Rath Dr. Rapmnnd - Minden, Vor- 
sitzender: Meine Herren! Im Namen des Vorstandes heisse ich 
Sie alle herzlich willkommen und danke Ihnen für Ihr Erscheinen, 
wenn dieses auch nicht ganz so zahlreich ist als sonst. Hoffent- 
lich wird sich aber der Saal im Laufe der VerKandlungen noch 
vollständig füllen. 

Das Berichtsjahr bildet einen Merkstein in der Geschichte 
unseres Vereins; ist doch in demselben der Anfang zu der von 
uns allen lang ersehnten und seit Jahrzehnten allseitig für noth- 
wendig anerkannten Reform unseres Medizinalwesens erfolgt. Der 
im vorigen Jahre an dieser Stelle von mir ausgesprochene Wunsch, 
dass wir endlich aus dem Stadium der Entwürfe herauskommen 
und in das der Durchfahrung hineintreten möchten, ist insofern 
in Erfüllung gegangen, als der Gesetzentwurf über die Dienst- 
stellung des Kreisarztes und die Bildung von Gesundheitskom- 
missionen von den parlamentarischen Körperschaften angenommen 
und, wie Ihnen gewiss bekannt sein wird, vorgestern im Reichs- 
anzeiger veröffentlicht ist, nachdem er unter dem 16. d. M. die 
Unterschrift Sr. Majestät erhalten hat. M. H., wenn dieses 
Gesetz sich auch nur auf die erste Instanz unseres Medizinalwesens 
beschränkt und nicht allen von uns gehegten Wünschen entspricht, 
so sind wir doch wohl alle darin einig, dass es einen bedeutenden 
Fortschritt auf diesem Gebiete darstellt, den wir mit Freuden be- 
grüssen müssen. In erster Linie verdanken wir diesen Fortschritt 
unserem langjährigen hochverehrten Chef, Sr. Excellenz dem 
H. Minister D. Dr. Bosse, der vor Kurzem aus seinem Amte 
zurückgetreten ist; ihm hierfür den herzlichsten Dank auszu- 
sprechen, ist mir und gewiss auch Ihnen allen, m. H., ein be- 
sonderes Bedürfnisse 
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Auch noch einem andern von uns mehrfach zum Ausdruck 
gebrachten Wunsche ist in jüngster Zeit Kechnung getragen, 
ich meine, dem Wunsche betreffend die Betheiligung der Medizinal- 
beamten auf dem Gebiete der Gewerbehygiene, speziell bei der 
Konzessionirung der mit gesundheitlichen Gefahren für die Ar- 
beiter und die Anwohner verbundenen gewerblichen Anlagen. 
Die jetzt durch die Anweisung vom 9. August d. J. eingetretene 
Berücksichtigung dieses Wunsches, für die wir der Medizinal- 
verwaltung dankbar sind, betrachte ich als ein gutes Omen für 
die Ausführung des Kreisarzt -Gesetzes. Bei dem grossen In- 
teresse, das der jetzige Herr Kultusminister, Se. Excellenz S tu dt, 
der leider in Folge seiner Geschäftslage, insbesondere des 
gleichzeitig hier tagenden internationalen Geographenkongresses 
behindert ist, an unserer Versammlung theilzunehmen, in seinen 
bisherigen Stellungen an allen Fragen der öffentlichen Gesund- 
heitspflege genommen hat, können wir mit Zuversicht darauf 
rechnen, dass diese Ausführung sowohl den Forderungen des 
Allgemeinwohls, als den berechtigten Wünschen der betheiligten 
Beamten entsprechen wii'd. 

Damit eröffne ich die heutige Versammlung! Gleichzeitig 
heisse ich die ebenso wie in früheren Jahren auch heute wieder 
in unserer Mitte erschienenen vortragenden Eäthe der Medizinal- 
abtheilung, die Herren Geh. Ober- Med. -Räthe Dr. Pistor und 
Dr. Schmidtmann, Herrn Geh. Med.-Rath Prof. Dr. Kirchner, 
sowie die Hülfsarbeiter in dieser Abtheilung, Herrn Geh. Med.- 
Rath Prof. Dr. "Moeli und Herrn San.-Rath Dr. Aschenborn, 
herzlich willkommen, desgleichen die Mitglieder des Kaiserlichen 
Gesundheitsamtes Herrn Reg.-Rath Dr. Wutzdorf f, als Vertreter 
des Direktors dieses Amtes und Herrn Geh. Reg.-Rath Dr. Rahts, 
sowie den mit der Vertretung des Herrn Generalstabsarztes der 
Armee beauftragten Herrn Generalarzt Dr. Stahr, Abtheilungschef 
in der Medizinalabtheilung des Kriegsministeriums. Im Namen 
des Vereins spreche ich Ihnen, m. H., unsern verbindlichsten Dank 
dafür aus, dass Sie unserer Einladung in so liebenswürdiger 
Weise Folge geleistet haben. 
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Kassenrevisoren. 

Vorsitzender: M. H.! Auf Wunsch unseres bisherigen 
Schrittführers habe ich an dessen Stelle die Erstattung des 
Geschäfts- und Kassenberichts übernommen. Betreffs der 
Ausführung der vorjährigen Beschlüsse sowie auf die 
Erledigung der sonstigen, den Verein betreffenden wichtigeren 
Angelegenheiten während des Berichtsjahres kann ich auf das aus- 
führliche Protokoll der letzten Vorstandssitzung Bezug nehmen, 
das in Nr. 10 der Zeitschrift für Medizinalbeamte veröffentlicht 
und Ihnen allen daher bekannt ist, so dass es sich für mich er- 
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fibrigt, hierauf nochmals näher einzugehen. Erwähnen möchte ich 
nur, dass die von verschiedenen Seiten angeregte Frage: die 
Hauptversammlung statt immer in Berlin, abwechselnd auch 
in anderen geeigneten Orten tagen zu lassen, der Vorstand zur 
Zeit noch nicht für völlig spruchreif erachtet hat, sondern es für 
zweckmässiger hält, erst die Meinung der einzelnen Bezirks- 
vereine darüber zu hören, um sich über die Ansichten der Kollegen 
in dieser Hinsicht noch mehr zu informiren und Ihnen dann im 
nächsten Jahre einen Vorschlag zu unterbreiten. Ich kann wohl 
annehmen, dass Sie damit einverstanden sind. 

Die Mitgliederzahl des Vereins hat seit der letzten 
Hauptversammlung, wo sie 858 betrug, wiederum eine sehr grosse 
Zunahme erfahren, und zwar nicht nur in unserem engeren Vater- 
lande Preussen, sondern es sind gerade in diesem Jahre auch 
viele ausserpreussische Kollegen aus den anderen Bundestaaten dem 
Verein beigetreten, namentlich aus dem Königreich Württemberg, 
den Grossherzogthümern Baden und Hessen sowie besonders aus 
dem Grossherzogthum Mecklenburg -Schwerin, aus dem sich sämmt- 
liche Medizinalbeamte unserem Verein angeschlossen haben. Nicht 
weniger als 111 Mitglieder sind seit Oktober 1898 neu aufge- 
nommen, so dass die Gesammtzahl der Mitglieder nach Abzug 
der Verstorbenen, die leider in diesem Jahre die aussergewöhnlich 
hohe Zahl von 15 erreichten, zur Zeit 954 beträgt. 

Die Jahresrechnung hat trotz erheblicher Mehrausgaben 
mit einem kleinen Ueberschuss von 21,90 Mark abgeschlossen. 
Die Einnahmen haben 10440,08 Mark, die Ausgaben 10418,18 Mark 
betragen. Durch den Ueberschuss erhöht sich das Vereinsver- 
mögen auf 3553,31 Mark. 

Ich erwähnte schon, dass wir seit der letzten Hauptver- 
sammlung recht viele Mitglieder durch den Tod verloren haben, 
darunter manche, die wir in unserer Mitte oft begrüsst und die 
den lebhaftesten Antheil an unserem Verein genommen haben. 
Es sind dies die Kollegen: 

Ereisphysikus und Sdnitätsrath Dr. A dickes, Direktor des Eönigl. 

Impfinstituts in HanDover. 
Geh. Medizinalrath Dr. Böhm in Berlin. 
Bezirkspbysikus und Sanitätsrath Dr. Döring in Berlin. 
Kreispbysikas and Sanitätsrath Dr. He ine mann in Eschwege. 
Ereisphysikus und Geh. Sanitätsrath Dr. Heise in Bathenow. 
Ereisphysikus und Sanitätsrath Dr. Eranefnss in HaUe i. Westf. 
Ereisphysikus und Sanitätsrath Dr. Liedke in Nenstettin. 
Dr. Maurer, prakt. Arzt in Bad. Homburg, pro physic. approbirt. 
Ereisphysikus und Sanitätsrath Dr. Mölljnann in Simmern. 
Professor Dr. Wolffhttgelin Göttingen. 
Ereisphysikus Dr. Beinecke in Nauen. 
Ereiswundarzt Dr. Böse in Menden. 

Ereisphysikus und Geb. Sanitätsrath Dr. Buy t er in Quakenbrück. 
Ereiswundarzt und Sanitätsrath Dr. Sabo in Oberglogau. 
Dr. Woltersdorf, prakt. Arzt in Greif swald, pro physic. approbirt 

M. H., zu Ehren des Andenkens dieser verstorbenen Kollegen 
darf ich Sie wohl bitten, sich von Ihren Plätzen zu erheben. 

(Geschieht.) 

1* 
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Wir kommen zur Wahl von zwei Kassenrevisoren. 
H. Kr.-Phys. Dr. Beinhau er- Höchst und H. Kr.-Phys. Dr. 
V. Hacke -Wittenberg haben sich bereit erklärt, dieses Geschäft 
zu übernehmen. Ich frage, ob Sie damit einverstanden sind? 

(Allgemeine Zastimmnng.) 

Nach einigen geschäftlichen Mittheilungen betreffs 
der Tagesordnung, der Besichtigungen u. s. w. wird zum nächsten 
Gegenstand der Tagesordnung übergegangen. 



III. Die psychiatrische Sachverständigen- 
Thätigkeit nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch für 

das Deutsche Reich. 

H. Prof. Dr. A. Gramer - Göttingen : Meine hochverehrten 
Herren! Bei einem Referat über die psychiatrische Sach- 
verständigen-Thätigkeit nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch 
für das Deutsche Reich halte ich es für die wichtigste Aufgabe, 
zu untersuchen, wie der psychiatrische Sachverständige die Lehr- 
sätze seiner speziellen Wissenschaft mit dem Wortlaut der in Be- 
tracht kommenden Bestimmungen und Paragraphen in Beziehung 
bringen kann. Ich spreche dabei ausdiücklich nur von „in Be- 
ziehung bringen**; denn bei dem heterogenen Charakter 
der juristischen und der psychiatrischen Wissenschaft 
werden wir kaum erwarten können, dass die juristisch - technischen 
Ausdrücke in den einzelnen gesetzlichen Bestimmungen, die ja 
jeder für sich einen Rechtsbegriff darstellen, mit den oft 
schwankenden Bezeichnungen der psychiatrischen Nomenklatur sich 
decken. Wenn aber der Sachverständige seinen Zweck, als ein, 
wenn auch unmassgeblicher Gehülfe der Richter zu fungiren, er- 
füllen will, so muss er sich damit bekannt machen, was der Gesetz- 
geber mit dem Wortlaut der einzelnen Paragraphen beabsichtigt 
hat; nur dann wird er im Stande sein, sein Gutachten, gestützt 
auf seine Wissenschaft, so abzugeben, dass ihn der Richter 
versteht und Gebrauch von dem Gutachten machen kann. 

Es ist an einzelnen Paragraphen des Bürgerlichen Gesetz- 
buches eine scharfe Kritik geübt worden und wird noch heute 
geübt. Ich halte es für vollständig verfehlt, heute an der lex 
lata noch zu kritisiren; dazu war Zeit, als das Bürgerliche Ge- 
setzbuch noch im Entstehen war. Auch kann ich den Gedanken 
nicht unterdrücken, dass einzelne dieser Kritiker, wie das ja häufig 
geschieht,* in ihrer speziellen Wissenschaft aufgehend, die Be- 
deutung ihrer Disziplin für das gemeinsame Ganze wesentlich 
überschätzen und vergessen, dass es der Richter ist, welcher 
Recht spricht, und nicht der Sachverständige. 

Ich werde also in meinem Referat lediglich bestrebt sein zu 
untersuchen, wie wir als psychiatrische Sachverständige 
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die auf Geisteskranke Bezug nehmenden Rechtsbe- 
griffe des Bürgerlichen Gesetzbuches aufzufassen 
haben. 

Als wichtigstes Kapitel unseres zu betrachtenden Materials 
möchte ich die gesetzlichen Bestimmungen, auf Grund 
deren entmündig werden kann, voranstellen. 

Der in Betracht kommende §. 6 des Bürgerlichen Gesetz- 
buches lautet: 

„Entmttndigt kann werden: 

1. wer m Folge yon Geisteskrankheit oder von Geistesschwäche seine 
Angelegenheiten nicht zu besorgen yermag; 

2. wer durch Verschwendung sich oder seine Familie der Gefahr des 
Nothstandes aussetzt; 

3. wer in Folge yon Trunksucht seine Angelegenheiten nicht zu besorgen 
yermag oder sich oder seine Familie der Gefahr des Nothstandes aussetzt oder 
die Sicherheit anderer gefährdet. 

Die Entmündigung ist wieder aufzuheben, wenn der Grund der Ent- 
mündigung wegföUt/ 

Es kann also entmündigt werden wegen Geisteskrank- 
heit oder Geistesschwäche, wegen Verschwendung und 
wegen Trunksucht. 

Wir wollen uns zuerst mit der Entmündigung wegen 
Geisteskrankheit oder Geistesschwäche beschäftigen. 

Der §. 6 Abs. 1 spricht von zwei Arten psychischer Anomalie: 
von Geisteskrankheit und Geistesschwäche. Diese Be- 
griffe sind im Sinne des Gesetzes nicht rein medizinischer 
Art, wie dasMoeli mit Recht betont. Weder die Geisteskrank- 
heit, noch die Geistesschwäche für sich allein genügt, um die 
Entmündigung zu begründen ; hinzukommen muss, dass der geistig 
Gestörte in Folge der Geisteskrankheit oder der Geistesschwäche 
seine Angelegenheiten nicht zu besorgen vermag. 

Die beiden Begriffe stehen, wie wir weiter unten sehen 
werden, zu den medizinischen Begriffen dieses Namens in 
einem gewissen Widerspruch. Sie sind auch in ihrer Abgrenzung 
gegeneinander nur verständlich vom juristischen Begriff der Ge- 
schäftsfähigkeit aus. Massgebend für die Unterscheidung 
kann im Sinne des Gesetzes nur der Grad der geistigen Anomalie 
sein, nicht der Grund und die Art derselben. Für die Be- 
stimmung des Grades sind die Folgen mit in Betracht zu 
ziehen, die sich nach den Bestimmungen des Gesetzes an die 
Bechtsbegriffe der Geisteskrankheit und Geistesschwäche knüpfen. 
Die erstere hat volle Geschäftsunfähigkeit, die letz- 
tere nur Beschränkung der Geschäftsfähigkeit zur Folge. 
Der Grad der geistigen Anomalie, welcher als Geisteskrank- 
heit zu betrachten ist, muss also ein solcher sein, dass er dazu 
berechtigt, die volle Geschäftsunfähigkeit eintreten zu lassen. Diese 
tritt nach §. 104 B. G.-B. ein bei einem die freie Willens- 
besttmmung ausschliessenden Zustande krankhafter 
Störung der Geistesthätigkeit, sofern nicht der Zustand 
seiner Natur nach ein vorübergehender ist. In Fällen dieser Art 
wird man immer eine Geisteskrankheit im Sinne des §. 6 anzu- 
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« 
nehmen haben. Das wird namentlich von Flank besonders her- 
vorgehoben. 

Den rechtlichen Folgen nach hat die ^Geisteskrank- 
heit^ ihr juristisches Aequivalent im Zustande des Eindes- 
alters, die Geistesschwäche im Zustande des Minder- 
jährigen, das heisst, der wegen Geisteskrankheit Entmündigte 
ist gänzlich geschäftsunfähig, während der wegen G e i s t e s - 
schwäche Entmündigte noch eine beschränkte Geschäfts- 
fähigkeit, die Geschäftsfähigkeit eines Minderjährigen, besitzt. 
Das Gesetz hat also, wie das dabei mit Recht betont wird, nicht 
die natürlichen Eigenschaften der Geistesstörung, sondern 
deren Relation zu dem juiistischen Begriff der Handlungsfähigkeit 
zum Ausgangspunkt gemacht und sich somit an keine medizinische 
Nomenklatur gebunden. Die Geistesschwäche kann demnach als eine 
Art geminderter Zurechnungsfähigkeit im zivili'echtlichen 
Sinne aufgefasst werden. 

Ganz allgemein ausgedrückt ist unter Geisteskrankheit 
im Sinne des §. 6 B. G.-B. eine in ihrer Erscheinung schwerer 
auftretende Form, unter Geistesschwäche eine in ihrer Erscheinung 
leichter auftretende Form geistiger Störung zu verstehen. Prak- 
tisch wird sich die Sache so gestalten, dass ein im wissen- 
schaftlichen Sinne in hohem Grade Schwachsinniger, z. B. ein 
Idiot, im Sinne des Gesetzes als „geisteskrank^ und ein im wissen- 
schaftlichen Sinne leicht Geisteskranker, z. B. ein leichter Fall 
von Melancholie, als im Sinne des Gesetzes „geistesschwach^ be- 
zeichnet werden muss. Man wird dabei sehi* an die Begriffe von 
Blödsinn und Wahnsinn im preussischen Landrecht erinnert. Auch 
hier stellt ja Wahnsinn den stärkeren, Blödsinn den geringeren 
Grad geistiger Störung dar; auch hier ist dem leichteren Grad, 
dem Blödsinn, noch eine gewisse Geschäftsfähigkeit zugestanden. 

Dabei kann nicht jeder, der an Geisteskrankheit oder 
Geistesschwäche leidet, entmündigt werden, sondern nur der, 
welcher in Folge dieser Zustände seine Angelegen- 
heiten nicht zu besorgen vermag. Krankhafte Störung der 
Geistesthätigkeit selbst in Verbindung mit Gemeinge- 
fährlichkeit bildet z. B. nach einem ürtheil des Reichsgerichts 
(III. Z.-S.) vom 17. November 1896 noch keinen Grund zur Ent- 
mündigu g, so lange Handlungsfähigkeit besteht. 

Unter den Angelegenheiten eines Menschen sind keines- 
wegs die Vermögensangelegenheiten allein gemeint. Es ist viel- 
mehr unter „Angelegenheiten^ die Gesammtheit aller Beziehungen 
des Einzelnen zu seiner Familie, seinem Vermögen und der Ge- 
sellschaft zu begreifen. 

Wenn man sich auf einen ganz strengen Standpunkt 
stellen will, so muss man mit C. Schulze sagen, dass darüber, 
ob die Fähigkeit, seine Angelegenheiten zu besorgen, durch die 
Geisteskrankheit oder Geistesschwäche ausgeschlossen wird, zu 
befinden allein Sache des Richters ist, dass sich also über diesen 
rein juristischen Begriff der Arzt als Sachverständiger nicht äussern 
soll. Auf alle Fälle hat aber der Sachverständige die Krank- 
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heit im Sinne des <§. 6 so zu sehildern und zu erläutern, das» 
dem Richter daraus klar wird, wie der Sachverständige über 
diese Frage denkt. Der Sachverständige wird zum Mindesten 
auch darüber sich äussern müssen, ob „Geisteskrankheit^ oder 
„Geistesschwäche^ im Sinne des §. 6, also im Sinne des Bechts- 
be griff es, vorliegt. Damit ist aber, wie Moeli mitBecht her- 
vorhebt, die Frage schon erledigt, ob das betreffende Individuum 
im Stande ist, seine Angelegenheiten zu besorgen; denn der Aus- 
schluss dieser Fähigkeit ist mit dem Bechtsbegriff der „Geistes- 
krankheit*' und „Geistesschwäche*' verbunden. Es liegt somit im 
Grossen und Ganzen kein zwingender Grund vor, nicht den 
ganzen Absatz 1 des §. 6 zu beantworten und eine entsprechende 
Fassung zu wählen. 

Der Begriff „seine Angelegenheiten besorgen'' kann 
auf keine Weise mit „der freien Willensbestimmung" des 
§.51 Str.-G.-B. auf eine Stufe gestellt werden; denn der erstere 
ist einer Beobachtung zugänglich, die letztere in naturwissen- 
schaftlicher Weise nicht zu untersuchen. 

Wichtig ist femer noch, dass nach dem preussischen 
Landrecht Wahn- und Blödsinnige, welche nicht unter Auf sieht 
eines Vaters oder Ehemannes stehen (Th. II, Tit. 18, §. 12) unter 
Vormundschaft gestellt werden müssen. Im neuen Bürger- 
lichen Gesetzbuch heisst es, „entmündigt kann werden u. s.w."; 
dadurch wird, wie Mendel richtig hervorhebt, in Zukunft jene 
erhebliche Zahl von Entmündigungsverfahren vermieden werden, 
welche jetzt mit nicht geringen Kosten für den Staat oder für die 
Betheiligten durchgeführt werden, ohne dass irgend ein bürger- 
liches Eecht für den Kranken zu schützen nothwendig wäre. 

Wie wird sich nun die Handhabung des Begriffs „Geistes- 
krankheit" und „Geistesschwäche" in der Praxis gestalten? 

Zunächst hat der Sachverständige zu untersuchen, ob über- 
haupt eine psychische Störung vorliegt oder nicht, d. h. er 
muss untersuchen, ob eine Krankheit vorhanden ist oder nicht. 
Ist er überzeugt, dass eine Krankheit vorliegt, so muss er die- 
selbe nach ihrer Entstehung und Entwickelung und ihren Symp- 
tomen nachweisen. 

Ist der Nachweis der Krankheit geführt, so ist die 
weitere Aufgabe, den Grad der Krankheit festzustellen, d. h. zu 
untersuchen, ob die nachgewiesenen pathologischen Erscheinungen 
intensiv das Geistesleben des zu Entmündigenden beherrschen oder 
nur in geringerem Grade stören. Im ersteren Falle wird es sich 
um „Geisteskrankheit", im letzteren Falle um „Geistesschwäche" 
im Sinne des §. 6 handeln. 

Wie sich der Gesetzgeber die intellektuelle Leistungs- 
fähigkeit gedacht hat, geht daraus hervor, dass er den „Geistes- 
kranken" wie ein unmündiges Kind für vollständig ge- 
schäftsunfähig, den „Geistesschwachen" wie einen Minder- 
jährigen für noch beschränkt geschäftsfähig ansieht. Auch wird 
man das Entmündigungsveifahren nicht einleiten und durchfuhren, 
wenn man nicht eine Geisteskrankheit von einer gewissen Dauer 
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Yor sich hat. unheilbar braucht die Geisteskrankheit des zu 
Entmündigenden nicht zu sein. 

Lassen sich auch allgemeine Regeln zur Beurtheilung 
des Grades der Geisteskrankheit nicht aufstellen, so wird man 
doch sagen können, dass in den Fällen, wo die intellektuelle Ent- 
wickelung auf der Stufe des Eindesalters stehen geblieben ist, 
wo eine starke Bewusstseinsstörung jede richtige Auffassung des 
Verhältnisses der eigenen Persönlichkeit zur Aussenwelt ausscMiesst 
und in Folge von zahlreichen Wahnideen und Sinnestäuschungen 
jede genauere Orientirung unmöglich ist, wo die Intelligenz durch 
einen fortschreitenden Krankheitsprozess im Gehirn wieder auf die 
Stufe des Kindes herabgesunken ist, eine „Geisteskrankheit^ 
im Sinne des §. 6 anzunehmen ist. Dagegen wird in den Fällen 
eine Geistesschwäche im Sinne des §. 6 anzunehmen sein, wo 
wir sagen müssen, der zu Entmündigende hat zwar nicht die In- 
telligenz eines Erwachsenen, aber er ist auch geistig nicht so 
zurückgeblieben wie ein Kind, oder sein Bewusstsein ist aller- 
dings zeitweise gestört, aber er kann doch noch viele Dinge über- 
seTiexi, oder er steht zwar unter der Herrschaft von Wahnideen 
und Sinnestäuschungen, aber dieselben beeinflussen ihn nur nach 
einer bestimmten Eichtung hin, oder er leidet zwar an Angst und 
Unruhe und an einer Verlangsamung seines Vorstellungsablaufs, 
aber seine Eeden und Handlungen werden dadurch nicht wesent- 
lich beeinflusst, oder er hat zwar eine Einbusse an seiner In- 
telligenz erlitten, aber dieselbe geht noch nicht so weit, dass 
er seinen geistigen Leistungen nach einem unmündigen Kinde 
gleichzustellen sein dürfte. 

Dabei ist zu bemerken, dass wir eine „Geisteskrank- 
heit^ nur dann annehmen können, wenn der oben kurz skizzirte 
Zustand schwerer Geistesstörung n i c h t nur vorübergehender 
Natur ist. 

Eine allgemeine Exemplifizirung auf die einzelnen 
Formen von Seelenstörungen ist schwer durchzuführen, weil 
die psychiatrische Nomenklatur für die einzelnen Krankheitsformen 
noch nicht endgültig festgelegt ist und fast alle Seelenstöiningen, 
wie jede andere Krankheit, auch leicht und schwer auftreten 
können. Ganz allgemein wird man sagen können, dass Idioten, 
Fälle von akuter Paranoia mit starker Bewusstseinsstörung, d. h. 
Kranke im Zustand der Verwirrtheit mit Aufregung, Paranoiker 
mit zahlreichen Sinnestäuschungen und einem sehr ausgebreiteten 
konfusen System, verblödete und schwachsinnige Paranoiker, hoch- 
gradig ängstliche Melancholiker, in stärkerem Grade maniakalische, 
ausgeprägte Paralytiker, sowie alle Geisteskranken, bei denen 
bereits eine stärkere Verblödung eingetreten ist, als „Geistes- 
kranke" im Sinne des §. 6 B. G.-B. zu betrachten sind. Auf 
„Geistesschwäche" wird zu schliessen sein bei in leichtem 
Grade Imbezillen, bei gewissen Fällen von Epilepsie und Hysterie 
und bei den leichteren Fällen der vorstehend erwähnten Erkran- 
kungen. In jedem einzelnen Falle wird es aber immer einer 
ganz speziellen ErwägLung der einzelnen Momente bedürfen. 
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Ich betone nochmals ausdrücklich, dass ich die vorstehenden 
Ausführungen nur gemacht habe, um eine üebersicht darüber zu 
geben, was unter „Geisteskrankheit*' und „Geistesschwäche" im 
Allgemeinen zu verstehen ist, nicht aber etwa, um die Psychosen 
im Sinne des §. 6 einzutheilen. 

Der Tenor des Entmündigungs-Gutachtens würde nach 
alledem in Zukunft in einem schweren Falle von Geisteskrankheit 
zu lauten haben : 

Wie wir gesehen haben, sind dem X. in Folge seiner geistigen 
Krankheit die einfachsten Vornahmen zur Wahrnehmung seiner 
Interessen und zur Vertretung seiner Rechte unmöglich. Er ist 
unfähig, seine Angelegenheiten zu besorgen, und muss daher im 
Sinne des §. 6 B. G.-B. als „ geisteskrank ** erachtet werden; oder 
man wird auch sagen können, er kann daher im Sinne des §. 6 
in Folge von „Geisteskrankheit** seine Angelegenheiten nicht 
besorgen. 

Würde es sich um einen „leichteren" Fall von Geisteskrank- 
heit handeln, so würde man sich folgendermassen ausdrücken 
können : 

X. ist zwar noch im Stande, leichtere üeberlegungen ohne 
Dazwischenkunft krankhafter Momente auszuführen, auch kann er 
sich noch in gewisser Weise beherrschen und bei weniger wich- 
tigen Dingen eingreifen. Bei Ausfuhrung von Dingen aber, 
welche einer längeren Ueberlegung und umfangreicher Vorbe- 
reitungen und einer gewissen Energie bedürfen, treten seine 
krankhaften Zustände hindernd dazwischen. X. ist daher unfähig, 
seine Angelegenheiten selbst zu besorgen und muss im Sinne von 
§. 6 als „geistesschwach" angesehen werden; oder in anderer 
Fassung: X. kann im Sinne des §. 6 in Folge von Geistes- 
schwäche seine Angelegenheiten nicht besorgen. 

Handelt es sich um einen Fall, bei dem der Schwachsinn im 
Vordergrund der Symptome steht, so wird man sagen können: 

X. ist in seinen intellektuellen Leistungen so beschränkt, 
dass er einem unmündigen Kinde gleich zu stellen ist, er ist also 
im Sinne des §. 6 B. G.-B. als „geisteskrank" zu erachten; 

oder: X. ist zwar nicht so beschränkt, dass er in seinen in- 
tellektuellen Leistungen einem unmündigen Kinde gleich zu achten 
ist, aber seine Intelligenz steht auch nicht höher als die eines 
Minderjährigen, er ist also im Sinne des §. 6 B. G.-B. für „geistes- 
schwach" zu erachten. 

Wenn dagegen der Geisteskranke nach Ueberzeugung des 
Sachverständigen in der Besorgung seiner Angelegenheiten nicht 
gehindert ist, so wird man sagen müssen : X. ist zwar geisteskrank 
in wissenschaftlichem Sinne, die Erscheinungen dieser geistigenEr- 
krankung treten aber so zurück, oder beherrschen den X. so wenig 
in seinen EntSchliessungen, dass ein Einfluss derselben auf die 
Besorgung der Angelegenheiten nicht angenommen werden kann. 
X. ist daher weder „geisteskrank" noch „geistesschwach" im Sinne 
des §. 6 B. G.-B. 
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Ganz neu ist die Entmündigung wegen Trunksucht ^ 
die erst von der zweiten Kommission eingefügt worden ist. 

Voraussetzung der Entmündigung ist die Trunksucht. 
Der übermässige Genuss der geistigen Getränke für sich 
allein genügt nicht, nicht einmal dann, wenn er sich häufiger 
wiederholt ; ebensowenig die Gewohnheit, geistige Getränke zu sich 
zu nehmen. Der Ausdruck „Sucht'' lässt erkennen, dass ein krank- 
hafter Zustand erfordert wird, in Folge dessen die Person 
unter gewöhnlichen Verhältnissen nicht mehr die Kraft hat, dem 
Anreize zum übermässigen Genüsse geistiger Getränke zu wider- 
stehen. So äussert sich Pia nk; dies entspricht auch durchaus der 
täglichen Erfahrung. Viele in diesem Sinne Trunksüchtige können 
nur durch Behandlung in einer Anstalt geheilt werden. 

Die Entmündigung der Trinker hat einen dreifachen 
Zweck; die Fürsorge für den Trinker selbst, für seine Familie 
und für das öffentliche Wohl. Dieser dreifache Zweck entspricht 
den drei im §. 6 Abs. 3 bestimmten Voraussetzungen; jede der- 
selben genügt für sich, um die Entmündigung zu begründen. 
Der zu Entmündigende muss entweder in Folge von Trunksucht 
seine Angelegenheiten nicht mehr zu besorgen vermögen oder sich 
oder seine Familie der Gefahr des Nothstandes aussetzen oder die 
Sicherheit Anderer gefährden. Liegt eine der erwähnten Voraus- 
setzungen vor, so kann die Entmündigung auch dann eintreten, 
wenn der Trunksüchtige ein sogenannter Quartalsäufer ist. 

Die Novelle zur Zivilprozessordnung sieht eine Vernehmung 
von Sachverständigen bei der Entmündigung wegen Trunk- 
sucht nicht vor. Dem Richter ist es natürlich nicht verwehrt, 
trotzdem Sachverständige zu vernehmen ; eine direkte Veranlassung 
hierzu kann darin gefunden werden, dass der Ausdruck „Sucht** 
auf krankhafte Momente hinweist. 

Der Sachverständige kann es nicht als seine Aufgabe er- 
achten, festzustellen, ob der wegen Trunksucht zu Entmündigende 
seine Angelegenheiten nicht zu besorgen vermag öder sich und 
seine Angehörigen einem Nothstand aussetzt. Dagegen wird er 
untersuchen müssen, ob sich bereits die krankhaften Zeichen 
finden, welche den chronischen Alkoholismus zu begleiten pflegen 
(Zittern der Hände, der Zunge, Veränderungen in der Reflexerreg- 
barkeit, Andeutung von Eifersuchtsideen etc.), ob eine Quartal- 
säufersucht vorliegt etc.; er wird auch auf Grund der er- 
hobenen Befunde und der vorhandenen Zeugenaussagen sich darüber 
äussern können, ob der zu Entmündigende die Sicherheit Anderer 
gefährdet. Es wird hier nicht darauf ankommen, dass dieser bereits 
einen Anderen geschädigt hat, sondern es genügt der Umstand, dass 
auf Grund der vorhandenen Erscheinungen (z. B. Eifersuchtsideen) 
auf eine Gefilhrdung geschlossen werden kann. Es dient also 
diese dritte Voraussetzung zur Verhütung eines Unglücks, 
d. h. es kann eingegriffen werden, bevor ein Unglück passirt ist. 

Da der Vormund nach §. 1631 das Recht hat, den Aufent- 
halt des Mündels zu bestimmen, kann ein entmündigter Trinker 
auch wider seinen Willen durch den Vormund in einem Trinker- 
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asyl untergebracht werden (Motive). Zunächst wird das allerdings 
in vielen Fällen ein frommer Wunsch bleiben müssen, weil die 
paar Trinkeranstalten, welche vorhanden sind, nicht im Entfern- 
testen ausreichen werden, für die Trinker in entsprechender Weise 
zu sorgen. 

Ein wesentlicher Fortschritt liegt in einer Bestimmung des 
kürzlich erschienenen Ausführungsgesetzes zur Abänderung der 
Zivil - Prozessordnung, welche verfügt, dass auch der Landarmen- 
verband den Antrag auf Entmündigung wegen Trunksucht stellen 
kann. Es liegt darin ein Ersatz Sr den Mangel, dass der Staats- 
anwalt einen solchen Antrag nicht stellen darf. 

Auch das Verfahren, nach dem wegen Geisteskrankheit 
und Geistesschwäche entmündigt wird, hat durch die Novelle 
zur Zivilprozessordnung einige werthvolle Erweiterungen und Ver- 
besserungen erfahren. Ich möchte dies besonders betonen, weil jene 
Gruppe der durch keine Sachkenntniss in ihrem ürtheil getrübten 
und deshalb von als gebessert entlassenen Geisteskranken so häufig 
getäuschten Männer alle Hebel in Bewegung setzte, um das Ent- 
mündigungsverfahren in ihrem Sinne umzugestalten. Hätte diese 
Gruppe ihren Willen durchgesetzt, so würde das Entmündigungs- 
verfahren so verlangsamt und so erschwert worden sein, dass 
nur wenig Geisteskranken der Rechtsschutz, der ihnen gebührt, 
hätte zu Theil werden, sowie von vielen Familien Geisteskranker 
der Vermögensverfall und anderes Unglück nicht hätte abgewendet 
werden können. 

Ein wesentlicher Fortschritt besteht auch darin, dass uns 
jetzt auch die Möglichkeit gegeben ist, den zu Entmündigenden 
zur Beobachtung in einer Heilanstalt unterzubringen. 

Eine besondere Aeusserung darüber, was für Heilanstalten 
gemeint sind, findet sich in der Begründung zur Novelle nicht; 
da es sich aber um eine Beobachtung von Geisteskranken 
handelt, können unter Heilanstalten nur Irrenanstalten ver- 
standen werden; desgleichen ergiebt sich aus der Wahl des Aus- 
drucks „Heilanstalt^, dass reine Pflegeanstalten als ausgeschlossen 
gelten müssen. Im Gegensatz zu §. 81 Str.-P.-O. kann die Be- 
obachtung auch in einer Privat -Irrenanstalt stattfinden, denn 
in dem §. 656 ist nur von einer „Heilanstalt" die Rede. 

Allgemeine Regeln darüber aufzustellen, unter welchen 
Umständen ein sechswöchentlicher Aufenthalt in einer Anstalt zur 
Beobachtung ohne Nachtheil für den Gesundheitszustand 
des zu Entmündigenden ausführbar ist, ist nicht möglich. Es 
kommt auf den einzelnen Fall an. 

In zweifelhaften Fällen wird es sich nicht selten um 
ausgesprochene Geisteskranke handeln, welche geschickt 
dissimulieren, mit aller Macht dagegen ankämpfen, entmündigt 
zu werden, und in jedem Irrenarzt von vornherein einen ge- 
schworenen Feind erblicken. Bei diesen wirkt der Umstand, dass 
ihr Geisteszustand überhaupt in Zweifel gezogen wird, schon an 
sich sehr erregend; es wird auch die Unterbringung zur Beob- 
achtung in einer Heilanstalt eine gewisse Erregung und Erbit- 
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terang hervorrufen. Man wird aber in diesem Erregungszustand 
kaum eine Benachtheiligung des Gesundheitszustandes erblicken 
können; denn sonst mttsste man bei diesen Individuen von der 
Durchführung der oft dringend nothwendigen Entmündigung Ab- 
stand nehmen. Selbstverständlich wird man in allen den Fällen, 
wo die mit der Ueberführung nach der Anstalt verbundenen evtl. 
Strapazen und Erregungen einen direkten Na cht heil für die 
Gesundheit bringen können, im Sinne des Gesetzes von der Beob- 
achtung absehen müssen, z. B. bei Apoplektikern, bei denen durch 
diese Momente leicht ein neuer Schlaganfall ausgelöst werden kann. 

Sehr verzögert kann die Möglichkeit einer Anstalts- 
beobachtung werden durch das Recht des zu Entmündigenden, 
sofortige Beschwerde gegen diese Anordnung des Gerichts zu 
erheben. Ein zum Queruliren veranlagter Geisteskranker und 
auch andere werden es für eine Pflicht halten, von diesem Recht 
durch alle Instanzen Gebrauch zu machen. Desgleichen ist der Um- 
stand, dass der Antragsteller seine Einwilligung dazu geben muss, 
geeignet, die Bedeutung der Einführung der Anstaltsbeobachtung 
abzuschwächen. Ein Antragsteller kann aus Sparsamkeit, — weil 
er die Kosten tragen müsste (§. 658), oder weil er ein Interesse 
an der Entmündigung hat und befürchtet, dass die Anstalts- 
beobachtung ein anderes Ergebniss haben könnte, als die einmalige 
im Termine (z. B. bei periodischer Psychose) seine Zustimmung 
verweigern. Dies ist mit Recht von Kur eil a hervorgehoben 
worden. 

Rein formell ist zu bemerken, dass zu dem Antrag auf 
Anstaltsbeobachtung ein ärztliches Gutachten erforderlich ist, 
welches ausspricht, dass zur Feststellung des Geisteszustandes, 
also zur Abgabe des nach §. 599 vorgesehenen Gutachtens die 
Unterbringung in einer Anstalt geboten sei. 

Eine grosse Erleichterung ist weiterhin damit gegeben, 
dass die Vorführung eines zu Entmündigenden angeordnet 
werden kann. Es ist auf diese Weise unmöglich, dass sich ein 
zu Entmündigender, z. B. ein Paranoiker, dem Sachverständigen 
dauernd entzieht. 

Eine sehr wichtige und werthvoUe Neuerung schliesslich ist 
die in dem §. 650 gegebene Möglichkeit der Ueberweisung 
der Entmündigungssache an das Amtsgericht, indessen Be- 
zirk der zu Entmündigende sich aufhält. Es ist dadurch erreicht, 
dass das Amtsgericht, unter dessen Mitwirkung die persönliche 
gerichtliche Vernehmung stattgefunden hat, auch darüber ent- 
scheidet, ob die Entmündigung ausgesprochen werden soll oder 
nicht. Auf diese Weise ist der beschliessende Richter mit wenigen 
Ausnahmen nicht mehr gezwungen, nach dem Protokolle eines 
ersuchten Amtsgerichts, das niemals, selbst bei grösstem Bemühen, 
eine lebendige Vorstellung von dem Termine hervorrufen wird, 
zu urtheilen. Er steht vielmehr bei dem Zustandekommen des 
Beschlusses direkt unter dem Eindruck dessen, was er selbst bei 
dem Termin gesehen und gehört hat. Dass es dem Gesetzgeber 
gerade auf die eben entwickelten Gesichtspunkte ankam, geht 
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auch daraus hervor, dass derselbe Paragraph eine Ueberweisung 
füi' nicht zulässig erklärt, wenn bereits eine persönliche gericht- 
liche Vernehmung stattgeftinden hat. 

Die durch die Novelle zur Zivilprozessordnung erreichten 
Fortschritte können wir dahin zusammenfassen: 

1. Es ist durch eine Reihe weiterer Rechte, welche dem 
zu Entmündigenden eingeräumt worden, eine noch grössere Rechts- 
sicherheit geschaffen, als sie bisher schon vorhanden war. 

2. Es ist dem Richter durch die Möglichkeit der Ueber- 
weisung der Entmündigungssache, dem Richter und Sachver- 
ständigen durch die Möglichkeit, den zu Entmündigenden vor- 
führen und in einer Anstalt beobachten zu lassen, die Möglichkeit 
zu einem bestimmten Resultat zu kommen wesentlich erleichtert. 

Bei den grossen Garantien, welche das Entmündigungsver- 
fahren gegen eine ungerechtfertigte Entmündigung bietet, — that- 
sächlich ist eine solche im Deutschen Reiche bisher nicht vorge- 
kommen und von 4000 Entmündigungen haben nur 76 eine An- 
fechtung erfahren — , ist es begreiflich, dass das Entmündigungs- 
verfahren längere Zeit in Anspruch nimmt. Man kann wohl 
sagen, dass dasselbe im Durchschnitt 6 bis 8 Wochen dauert, 
oft dauert es aber auch Monate, namentlich wenn es sich 
darum handelt, erst das zuständige Amtsgericht testzustellen. 
Diese Zeit, welche von der Stellung des Antrages bis zum Inkraft- 
treten der Entmündigung verstreicht, ist aber oft für die An- 
gelegenheiten des zu Entmündigenden, namentlich für die 
Vermögens Verhältnisse eine äusserst kritische. 

Für solche Fälle giebt uns das Bürgerliche Gesetzbuch die 
Möglichkeit der Pflegschaft oder der Einrichtung einer 
Yorlänflgen Yormundschaft. 

Die Pflegschaft wird nach §. 1910, Absatz 2 B. G.-B. ein- 
geleitet. Der betreffende Passus lautet: 

„Ein VoUjähriger, der nicht nnter Vonnnndschaft steht, kann einen 
Pfleger für seine Person nnd sein Vermögen erhalten, wenn er infolge körperlicher 
Gebrechen, insbesondere weil er taub, blind oder stumm ist, seine Angelegen- 
heiten niclit zu besorgen vermag. 

Vermag ein Volljähriger, der nicht unter Vormundschaft steht, infolge 
geistiger oder körperlicher Gebrechen einzelne seiner Angelegenheiten oder 
einen bestimmten Kreis seiner Angelegenheiten, insbesondere seine Vermögens- 
angelegenheiten, nicht zu besorgen, so kann er für diese Angelegenheiten einen 
Pfleger erhalten. 

Die Pflegschaft darf nnr mit EinwiUignng des Gebrechlichen angeordnet 
werden, es sei denn, dass eine Verständigung mit ihm nicht möglich ist.^ 

Auf die §§. 1918 und 1920, welche Aufhebung der Pfleg- 
schaft betreffen, will ich nur hinweisen. 

Bei Bestellung eines Pflegers ist nicht wie bei der Ent- 
mündigung die Vernehmung eines Sachverständigen erforder- 
lich, trotzdem wird der Bichter aber gelegentlich einen solchen 
hören. Wir müssen uns daher mit der Frage beschäftigen, unter 
welchen Bedingungen eine Pflegschaft eintreten kann. 

Zunächst wird eine Pflegschaft nicht eingeleitet werden 
können bei einem Geisteskranken, der den gesammten Kreis 
seiner Angelegenheiten nicht zu besorgen vermag; denn es ist 
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im §. 1910 ausdrücklich nur von dem Ausfall eines bestimmten 
Kreises der Angelegenheiten, z. B.' der Vermögens-Angelegen- 
heiten, die Rede. Kommt der ganze Kreis der Angelegenheiten 
in Betracht, so kann es sich nur um eine Entmündigung nach 
§. 6 handeln. 

Für die Pflegschaft ist Bedingung, dass der „geistig 
Gebrechliche** seine Einwilligung zu derselben giebt. Es 
wird also von dem geistig Gebrechlichen noch so viel ürtheilsfahig- 
keit vorausgesetzt, dass er seine Leistungsunfähigkeit bestimmten 
Kreisen seiner Angelegenheiten gegenüber einzusehen vermag. 
Allerdings giebt es hiervon eine Ausnahme, nämlich die, dass mit 
dem unter Pflegschaft zu bringenden eine Verständigung nicht 
möglich ist. Hierbei kommen Personen, die so schwer im wissen- 
schaftlichen Sinne geisteskrank sind, dass eine Verständigung mit 
ihnen nicht möglich ist, nicht in Betracht ; für diese kann es sich 
nur um Entmündigung handeln. 

unter geistigen Gebrechen im Sinne des §. 1910 haben 
wir die Geisteskrankheiten im Beginn, leichtere Fälle 
von Geisteskrankheit und die Geisteskrankheiten in 
der Besserung oder auf dem Wege zur Genesung, femer 
die geistigen Ausfallserscheinungen, wie sie nach Gehim- 
schlaganfällen und nicht diffusen (allgemeinverbreiteten) organischen 
Himerkrankungen (z. B. Hirnsyphilis) auftreten, zu verstehen. 
Bei diesen letzteren Erkrankungen braucht es nicht zu 
einer allgemeinen Beeinträchtigung der geistigen Thätigkeit 
zu kommen, es können vielmehr ganz isolirt einzelne Kompo- 
nenten ausfallen. So z. B. kann das Gedächtniss starke Störungen 
erleiden, oder es fällt das Vermögen aus, Gedachtes auszusprechen 
oder zu schreiben. Gehörtes oder Gedachtes oder Gelesenes zu 
verstehen, Gesehenes zu erkennen, oder die Kranken können 
sich zu einer bestimmten Thätigkeit nicht mehr aufraffen etc. 

Derartige Kranke haben vielfach noch das Urtheil, einzu- 
sehen, dass ihr „geistiges Gebrechen** sie hindert, mit Erfolg 
z. B. ihre Vermögensinteressen wahi*zunehmen und werden sich 
gegen die Pflegschaft nicht sträuben. Wenn das Gesetz von dem 
Ausschluss einer Verständigung spricht, so kommen hier wohl 
hauptsächlich Kranke mit lokalisirten Gehirnerkrankungen in 
Betracht, bei denen z. B. die Fähigkeit, Gedachtes zu sprechen 
oder zu schreiben, verloren gegangen ist (z. B. Aphasie). 

Bein juristisch lernen wir mit dem §. 1910 im Sinne 
des Bürgerlichen Gesetzbuches eine dritte Form von Geistes- 
störung kennen, nämlich eine solche, welche nur die Besorgung 
eines bestimmten Kreises von Angelegenheiten ausschliesst. 

Wird ein Sachverständiger zugezogen, so wird sich derselbe 
über die Art des „geistigen Gebrechens** und den Einfluss des- 
selben auf die Besorgung der Angelegenheiten zu äussern haben, 
d. h. er wird untersuchen müssen, ob das geistige Gebrechen, 
d,h. die Störung der Geistesthätigkeit, die Besorgung der Ange- 
legenheiten generell ausschliesst oder nur einen bestimmten Theil 
derselben unmöglich macht. 
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Im Beginn einer geistigen Erkrankung, wenn zunächst nur 
einzelne Symptome hervortreten, z. B. die Gedächtnissschwäche, 
welche oft der senilen Seelenstörung oder anderen organischen 
Seelenstörungen lange vorausgeht, oder in Fällen sogenannter 
leichter psychischer Störung (z. B. bei leichter Melancholie, bei 
Paranoikern in der Remission, bei Fällen von zirkulärem Irresein, 
wo sich der Kranke im melancholischen Stadium nicht recht auf- 
raffen kann, bei Neurasthenischen etc.) wird es unter Umständen 
zu einer Pflegschaft kommen können. Bedingung ist allerdings 
immer, dass der Kranke mit der Pflegschaft einverstanden 
ist. Sehr wichtig wird es sein, dass Geisteskranke, welche zwar 
nicht geheilt, aber doch so gebessert sind, dass wieder ein Versuch 
mit einem Aufenthalt au i?s erhalb einer Anstalt gemacht werden 
muss, einen Pfleger erhalten können; es handelt sich dabei be- 
sonders um solche Fälle, wie das mit Recht Moeli betont, welche 
draussen keinen rechten Anhalt haben, oder bei denen ungünstige 
Familienverhältnisse vorliegen. Das Einverständniss der 
Kranken wird man in den meisten Fällen ohne Schwierigkeiten 
erlangen können. Hat sich der Kranke an das Leben ausserhalb 
der Anstalt gewöhnt, ist für sein Fortkommen gesorgt, so fällt 
der Grund der Pflegschaft im Sinne des §. 1910 B. G.-B. fort. 

Aber auch für Kranke, welche sich in der Anstalt auf- 
halten, sei es freiwillig oder unfreiwillig, ist oft eine Pfleg- 
schaft erwünscht. Es wird dem Arzt die Behandlung wesentlich 
erleichtert, wenn der Kranke die üeberzeugung hat, dass für seine 
Verhältnisse draussen gesorgt ist. 

Was geschieht nun in einem solchen Falle, wenn der Kranke 
seine Einwilligung zur Pflegschaft verweigert? Gesetzlich 
ist für diesen Fall eine besondere Bestimmung nicht vorgesehen ; 
es bleibt hierbei nur übrig, den im gesetzlichen Sinne „geistig 
Gebrechlichen*' in einen „Geistesschwachen" zu verwandeln und 
die Entmündigung zu beantragen, alsdann kann nach Einleitung 
des Entmündigungsverfahrens die vorläufige Vormundschaft einge- 
richtet werden. Es ist das ein Ausweg, den Moeli vorgeschlagen 
hat. Immerhin geht aber damit Zeit verloren, und zwar oft gerade 
die Zeit, für die ein Vertreter nothwendig ist. Hier wird auch 
irgend eine Abhülfe geschaffen werden müssen. Zum Schluss sei 
noch besonders hervorgehoben, dass die Pflegschaft nur bei 
einem Volljährigen eingerichtet werden kann. 

Wir haben bisher im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches 
drei Grade psychischer Anomalie kennen gelernt, die „Geistes- 
krankheit", die „Geistesschwäche* und das „geistige Gebrechen". 
Es wird uns interessiren zu erfahren, wie die Geschäftsfähigkeit 
dieser verschiedenen Grade und bei geistigen Störungen über- 
haupt im B. G.-B. geregelt ist. 

Der §. 104 B. G.-B. erklärt für geschäftsunfähig 1. den, 
der noch nicht das 7. Lebensjahr vollendete, 2. den, der sich in 
einem die freie Willensbestimmung ausschliessenden Zustande 
krankhafter Störung der Geistesthätigkeit befindet, insofern nicht 
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dieser Zustand seiner Natur nach ein vorübergehender ist, und 
3. den, der wegen Geisteskrankheit entmündigt ist. Dabei wird 
im §. 105 bemerkt, dass die Willenserklärung eines Ge- 
schäftsunfähigen nichtig ist, und dass ebenso eine in einem 
Zustande von Bewusstlosigkeit oder vorübergehender 
Störung der Geistesthätigkeit abgegebene Willenser- 
klärung nichtig ist. 

Nach §.114 ist der wegen Geistesschwäche oder wegen 
Trunksucht Entmündigte, oder der unter vorläufige Vor- 
mundschaft Gestellte in Bezug auf seine Geschäftsfilhigkeit einem 
Minderjährigen gleichgestellt, der das 7. Lebensjahr 
vollendet hat. Dieser Minderjährige ist nach §. 106 in seiner 
Geschäftsfähigkeit beschränkt. Es ist also der wegen Geistes- 
schwäche oder Trunksucht Entmündigte oder der unter vorläufige 
Vormundschaft Gestellte in der Geschäftsfähigkeit be- 
schränkt. Diese Beschränkung, welche in zahlreichen Para- 
graphen des B. G.-B. genauer fixirt ist, kommt im Wesentlichen 
darauf hinaus, dass der beschränkt Geschäftsfähige nur 
dann ein Rechtsgeschäft abschliessen kann, wenn es ihm ledig- 
lich einen rechtlichen Vortheil bringt. 

Auf alle Details der gesetzlich fixirten beschränkten Ge- 
schäftsfähigkeit einzugehen, würde uns zu lange aufhalten, ich 
verweise auf die ausgezeichnete Zusammenstellung von E. Schulz 
und möchte noch hinzufügen, dass ich mich selbst auch eingehend 
mit diesen Verhältnissen in der in allernächster Zeit erschei- 
nenden neuen Auflage meiner gerichtlichen Psychiatrie beschäf- 
tigt habe. 

Da begreiflicher Weise nicht jeder Mensch, dessen Geschäfts- 
fähigkeit angezweifelt wird, wegen Geisteskrankheit oder Geistes- 
schwäche entmündigt oder unter vorläufige Vormundschaft gestellt 
ist, hat der Gesefzgeber auch ganz generell in §. 104, Absatz 2 
zum Ausdruck gebracht, welcher Grad von Geisteskrankheit, 
wenn ich so sagen darf, im Sinne des Gesetzes erforderlich ist, 
um einen Menschen geschäftsunfähig zu machen: nämlich ein 
die freie Willensbestimmung ausschliessender, nicht 
nur vorübergehender Zustand krankhafter Störung 
der Geistesthätigkeit. 

Aus der Fassung des §. 104 B. G.-B., Absatz 2 geht mit 
Deutlichkeit hervor, dass generell eine Geisteskrankheit 
in wissenschaftlichem Sinne einen Menschen nicht ge- 
schäftsunfähig macht, sondern nur eine Geisteskrankheit, 
durch welche die freie Willensbestimmung ausgeschlossen 
erscheint. Der Rechtsbegriff der freien Willensbe- 
stimmung des §.104, Abs. 2 B. G.-B. deckt sich durchaus mit 
dem des §. 51 Str. -G.-B. 

Als Sachverständige können wir begreiflicher Weise, wenn 
wir uns auf einen strengen Standpunkt stellen, die Frage nach 
der freien Willensbestimmung hier ebenso wenig beantworten, als 
im §. 51 Str. -G.-B.; denn die freie WiUensbestimmung ist kein 
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natui^wissenschaftlicher Begriff, der Ai*zt kennt nur die Krankheit 
und ihre Symptome. Die Sache gestaltet sich aber sehr ein- 
fach, wenn wir in medizinischen Begriffen flziren, was 
Jurist und Gesetzgeber mit dem §. 104, Abs. 2 gewollt haben. 
Man mag unter der freien Willensbestimmung verstehen, 
was man will^ sicher ist sie aufgehoben, wenn wir nachweisen 
können, dass Handlungen und EntSchliessungen eines Menschen 
durch krankhafte Motive bestimmt sind. Wir haben also, 
wenn in einem Falle von zweifelhafter Geschäftsfähigkeit die 
Fragestellung des Gerichts im Sinne des §. 104, Abs. 2 erfolgt, 
zuerst, wie immer, die Krankheit nachzuweisen, sodann zu 
untersuchen, inwieweit die Krankheit das Thun und Lassen des 
Kranken in Bezug auf die in Betracht kommenden Bechtsge- 
schäfte beeinflusst. Kommen wir zu der Ueberzeugung, dass 
seine EntSchliessungen und Handlungen nur durch krankhafte 
Momente bestimmt sind, so können wir die Bedingungen des 
§. 104, Abs. 2 als erfüllt ansehen und uns dahin aussprechen, dass 
der zu Begutachtende im Sinne dieses Paragraphen, Abs. 2 an 
einer krankhaften Störung der Geistesthätigkeit leidet. 

Wir können uns auch schliesslich im Tenor nach dem 
vollen Wortlaut des Paragraphen äussern. Der Richter ist ja nicht 
an unser Gutachten gebunden; er will nur wissen, was wir uns 
über den in Betracht kommenden Fall in Bezug auf Abs. 2 des 
§. 104 denken, und bildet sich alsdann sein Urtheil selbst. 

Da bei einem Geisteskranken die Symptome in ihrer Inten- 
sität schwanken können, wird es auch möglich sein, dass ein 
im wissenschaftlichen Sinne Geisteskranker eine bestimmte Zeit- 
dauer als geschäftsfähig, für eine andere Zeitdauer als ge- 
schäftsunfähig im Sinne des §. 104, Abs. 2 zu betrachten ist. 
Mendel hat daher Recht, wenn er betont, dass die Fassung des 
§. 104, Abs. 2 auch die Möglichkeit der Annahme eines Aequiva- 
lents für die Lucida intervalla zulässt. 

Auf die Schwierigkeiten, welche sich bei der Begut- 
achtung in einem Falle von zweifelhafter Geschäftsfähig- 
keit in Folge ungenügenden Materials geltend machen können, 
brauche ich hier nicht genauer einzugehen. 

In den Fällen, wo wir eine die freie Willensbestimmung aus- 
schliessende krankhafte Störung der Geistesthätigkeit im Sinne 
des §. 104 annehmen müssen, wird es sich stets um eine mani- 
feste Geisteskrankheit handeln, welche längere oder kürzere 
Zeit andauei*t; denn es ist ja ausdrücklich am Schluss des Para- 
graphen bemerkt, dass der Zustand seiner Natur nach ein nicht 
vorübergehender sein soll. 

Der Gesetzgeber hat aber auch an die Zustände mehr 
transitorischer Natur gedacht, indem er im §. 105 be- 
stimmt, dass die Willenserklärung, welche in einem Zustande von 
Bewusstlosigkeit oder vorübergehender Störung der 
Geistesthätigkeit abgegeben wird, nichtig ist. Es ist auf- 
fallend, dass hierbei nur von einer Störung, nicht ab^ von 
einer krankhaften Störung der Geistesthätigkeit die Rede ist. 
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Es ist nicht meine Aufgabe zu untersuchen, weshalb der Para- 
graph so und nicht anders gefasst ist, dagegen erscheint mir 
sicher, dass, wenn eine Geisteskrankheit vorliegt, auch die Oeistes- 
thätigkeit gestört ist. Es handelt sich hier um voräbergehende 
Störungen; die betreffenden Individuen können also im Uebrigen 
gesund sein oder brauchen zum Mindesten nicht aufzu- 
fallen. Praktisch in Betracht kommen nach alledem für den 
psychiatrischen Sachverständigen hauptsächlich die Fälle, bei 
denen auf krankhaftem oder vorbereitetem Boden bei gegebener 
Ursache oder ohne eine solche eine transitorische Geistes- 
störung ausbricht, z. B. bei Epileptikern, Hysterischen, Schwach- 
sinnigen, Alkoholisten, Degenerirten, sei es, dass eine rasch vor- 
übergehende Geistesstörung bei ihnen auftritt, sei es, dass sie im 
Affekt und im Bausch in einer pathologischen Weise reagiren. 

Daraus, dass der Gesetzgeber dem Bewusstlosen noch 
eine Willenserklärung zutraut — das liegt ja im Wortlaut 
des Paragraphen — ist zu entnehmen, dass unter der Bewusst- 
losigkeit des §. 105 wissenschaftlich ausgedrückt ein 
Zustand transitorischer Bewusstseinsstörung zu ver- 
stehen ist, z. B. ein Dämmerungszustand, ein Bausch etc. Genauer 
darauf einzugehen, halte ich nicht für erforderlich. 

Als eine Unterart der Geschäftsfähigkeit möchte ich hier 
noch kurz die Testirfähigkeit, die Fähigkeit ein Testament zu 
errichten, besprechen. 

Ein Testament ist ungültig, wenn es im Zustande der Be- 
wusstlosigkeit oder vorübergehenden Störung der Geistesthätigkeit 
errichtet wird; denn der §. 105, Abs. 2 erklärt, wie wir gesehen 
haben, jede in einem dieser Zustände abgegebene Willenserklärung 
für nichtig. Auch der wegen Geisteskrankheit Ent- 
mündigte kann ein Testament nicht errichten, weil er geschäfts- 
unfähig und damit seine Willenserklärung nichtig ist. Etwa vor- 
handene, sogenannte lichte Zwischenräume eines Entmün- 
digten befähigen ihn nicht zu einer Willenserklärung bezw. 
Testamentserrichtung, er ist vielmehr unfähig zu einer Willens- 
erklärung, so lange die Entmündigung andauert. 

Während der beschränkt geschäftsfähige, 16jährige 
Minderjährige auch ohne Zustimmung des gesetzlichen Vertreters 
ein Testament errichten kann, ist das für den wegen Geistes- 
schwäche oder Trunksucht Entmündigten unmöglich. Die Un- 
fähigkeit hierzu tritt schon mit Stellung des Antrages, auf Grund 
dessen die Entmündigung erfolgt, ein ; das geht aus §. 2229, Abs. 3 
hervor : 

„Wer wegen Geistesschwäche, Verschwendung oder Trunksucht entmündigt 
iat, kann ein Testament nicht errichten. Die Unfähigkeit tritt schon mit der 
Stellung des Antrages ein, auf Grund dessen die Entmündigung erfolgt.*' 

Es tritt also mit dem Zeitpunkt der Stellung des Entmün- 
digungs- Antrags die Unfähigkeit, ein Testament zu errichten, 
ein, allerdings nur dann, wenn nachher auch wirklich die Ent- 
mündigung erfolgt. Damit fallen eine ganze Reihe umständlicher 
Beweisfahrungen über den Geisteszustand des Testators für die 
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Zeit vom Antrag auf Entmündigung bis zum ünanfechtbarwerden 
des Entmündigungsbeschlusses fort. Nur in zwei Fällen hindert 
das eingeleitete Entmündigungsverfahren die Gültigkeit der Testa- 
mentserrichtung seitens des Provokaten nicht, nämlich dann, wenn 
der Entmündigungsbeschluss nicht unanfechtbar war, sei es, dass 
die Entmündigung vorher wieder aufgehoben wird, sei es, dass der 
Entmündigte vorher stirbt. Dies ergiebt sich aus §. 2230: 

„Hat ein Entmündigter ein Testament errichtet, bevor der die Entmün- 
digung aussprechende Beschluss unanfechtbar geworden ist, so steht die Ent- 
mündigung der Gültigkeit des Testaments nicht entgegen, wenn der Entmün- 
digte noch vor dem Eintritte der Unanfechtbarkeit stirbt. 

Das Gleiche gilt, wenn der Entmündigte nach der SteUung des Antrages 
auf Wiederaufhebung der Entmündigung ein Testament errichtet und die Ent- 
mündigung dem Antrag gemäss wieder aufgehoben wird/ 

Ein wegen Geisteschwäche oder Trunksucht entmün- 
digter Erblasser kann ein von ihm vor der Entmündigung errich* 
tetes Testament widerrufen (§. 2253, Absatz 2). 

Wer nach Ueberzeugung des Richters oder Notars stumm 
oder sonst am Sprechen behindert ist, kann das Testament nur 
durch Uebergabe einer Schrift errichten (§. 2243, Absatz 1) 
und zwar muss die Schrift eigenhändig sein. Dieser Paragraph 
enthält eine grosse Härte für diejenigen Personen, welche nicht 
sprechen und schreiben können. Es kann z. B. ein Gehirn - Schlag- 
anfall sowohl die Hand, als die Sprache lähmen (motorische Aphasie 
und Hemiplegie), ohne dass damit die intellektuellen Fähigkeiten 
eine derartige Einbusse erleiden, dass die Geschäftsfähigkeit be- 
schränkt ist. Es lernen solche Kranke auch bald sich auf andere 
Weise verständlich machen, z. B. durch Zusammenlegen von Buch- 
staben etc. 

Es ist unsere weitere Aufgabe, noch kurz auf das Ehe- 
recht der Geisteskranken einzugehen. Ich will mich dabei zu- 
nächst mit der Ehescheidung wegen Geisteskrankheit be- 
schäftigen, wie sie der §. 1569 vorsieht. 

„Ein Ehegatte kann anf Scheidung klagen, wenn der andere Ehegatte 
in Geisteskrankheit verfallen ist, die Krankheit während der Ehe mindestens 3 
Jahre gedauert und einen solchen Grad erreicht hat, dass die geistige Gemein- 
schaft zwischen den Ehegatten aufgehoben, auch jede Aussicht auf Wiederher- 
steUung ausgeschlossen ist.** 

Der §. 1569 ist so scharf gefasst, dass jeder Miss- 
brauch, der übrigens bisher bei der weniger scharfen Fassung 
des preussischen Landrechts auch nicht vorgekommen ist, vollständig 
ausgeschlossen erscheint. 

Die Geisteskrankheit, i^elche zui* Ehescheidung fuhren kann, 
muss also drei Eigenschaften haben: 

1. sie muss die geistige Gemeinschaft zwischen den 
Eheleuten aufheben; 

2. sie muss unheilbar sein; 

3. sie muss über drei 3 Jahre andauern. 

Keines dieser Postulate schliesst, wie man vielleicht glauben 
möchte, das andere in sich. Es kann ein unheilbarer Geistes- 
kranker sehr wohl noch in geistiger Gemeinschaft mit seiner Frau 
leben; das wird z. B. oft beobachtet bei leichtem melancholischem 

2* 
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Irresein und bei chronischer Paranoia, wo Erregfungszustände fern 
bleiben und der Kranke ausserhalb einer Anstalt verpflegt werden 
kann. Stellt sich aber die Unmöglichkeit heraus, dass der Kranke 
ausserhalb einer Anstalt leben kann, dann wird auch von einer 
geistigen Gemeinschaft nicht mehr die Rede sein können. Bei der 
chronischen Paranoia kommt es darauf an, wohin sich die Wahn- 
ideen und eventuell auch die Sinnestäuschungen wenden. Es sind 
mir Fälle bekannt, wo derai*tige Paranoiker in durchaus glttcklicher 
Ehe viele Jahre gelebthaben. Die geistige Gemeinschaft kann 
aber auch bei frischen heilbaren Psychosen ausgeschlossen 
sein und ist es in der Regel dabei. Der Schwerpunkt des Gut- 
achtens wird also in dem Nachweis bestehen, dass die Aussicht 
auf Wiederherstellung der geistigen Gemeinschaft ausge- 
schlossen wird. Hiermit ist eine Forderung gegeben, welche uns 
zur gross ten Vorsicht bei der Abgabe eines Gutachtens mahnt. 

ünheilbarkeit einer Geisteskrankheit werden wir nur dann 
annehmen können, wenn die Seelenstörung 1. angeboren oder im 
ersten Kindesalter oder in der Pubertät entstanden ist und auf einer 
Entwickelungshemmung des Gehirns beruht (also bei angeborenem 
Schwachsinn, Idiotie, Imbezillität); 2. wenn sie nach einem mehr 
oder weniger gut ausgeprägten akuten Stadium zu einer bleibenden 
geistigen Schwäche, zu sekundärem Blödsinn oder sekundärer Ver- 
wirrtheit geführt hat ; 3. wenn sich mehrere Jahre hindurch gleich- 
bleibend ein feststehendes System von Verfolgungs- und Grössenideen 
nachweisen lässt ; 4. wenn sich eine successive, zunehmende, ausge- 
prägte Abnahme der Intelligenz mit körperlichem Verfall und aus- 
gesprochenen Lähmungserscheinungen, welche auf eine schwere 
organische Erkrankung des Gehirns hinweisen, verbindet und 
auch bei geeigneter Behandlung sich während mindestens 2 Jahre 
nach Beginn der ersten Symptome weiter entwickelt. Besondere 
Vorsicht ist hier am Platze bei dem Alkoholismus; auch bei 
ganz akuten Verblödungszuständen thut man gut, zwei bis drei 
Jahre und länger zu warten, bevor man die ünheübarkeit ausspricht. 

Grosse Schwierigkeiten machen bei der Ehescheidung die 
periodischen Psychosen. Zwischen den einzelnen Attaquen dieser 
Krankheiten kommen längere oder kürzere Zwischenräume 
vor, in denen sich Zeichen einer geistigen Störung nicht nach- 
weisen lassen. Es wird in diesen Fällen nach dem neuen Bürger- 
lichen Gesetzbuch erst dann eine Ehescheidung möglich sein, 
wenn nach jahrzehntelangem Bestehen der Krankheit eine so be- 
deutende Abnahme der Intelligenz eingetreten ist, dass dauernd 
eine eheliche Gemeinschaft ausgeschlossen erscheint. 

Eei handelt sich also darum, nachzuweisen, dass die unheil- 
bare Geisteskrankheit die geistige Gemeinschaft 
zwischen den Ehegatten aufhebt und zwar dauernd. Das 
wird bei den unter 1 erwähnten Fällen nicht immer der Fall sein, 
dazu ist schon ein höherer Grad von Schwachsinn erforderlich. 
In den Zuständen sub 2 wird dieses Postulat, wenn es sich um 
sekundäre Vei*wirrtheit handelt, wohl stets erfallt sein, während 
der sekundäre Blödsinn sehr verschiedene Grade aufweist. In den 
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Fällen sub 8 handelt es sich um die spezielle Richtung des 
Systems und um das gesammte Verhalten der Kranken; dabei 
ist zu bemerken, dass sich häufig noch nach Jahren ganz auf- 
fällige Besserungen oder Verschlechterungen bei diesen Kranken 
bemerklich machen. Man erwäge also alle Punkte genau, bevor 
man sich entschliesst, auch für die Zukunft eine geistige Gemein- 
schaft auszuschliessen. In den Fällen sub 4 wird man nach Ab- 
lauf von drei Jahren kaum noch Schwierigkeiten haben, die Frage, 
obeine geistige Gemeinschaft möglich sei oder nicht, zu beantworten. 

Die Zivilprozessordnung §. 632 verfügt, dass die Scheidung 
einer Ehe wegen Geisteskrankheit nicht eher ausgesprochen werden 
darf, bevor ein oder mehrere Sachverständige gehört 
worden sind; nur wenn der Tenor des Gutachtens dahin geht, 
dass die Aussicht auf Wiederherstellung der ehelichen Gemein- 
schaft dauernd ausgeschlossen ist, wird auf eine Scheidung der 
Ehe erkannt werden können. Bestehen auch nur die leisesten 
Zweifel, handelt es sich um Wahrscheinlichkeiten, so kann an 
eine Scheidung der Ehe nicht gedacht werden. 

Die §§. 1325, 1331, 1334 B. G.-B. beschäftigen sich mit der 
Nichtigkeit einer Eheschliessung und der Möglichkeit 
der Anfechtung einerEhe, die ein Geisteskranker geschlossen 
hat. Die Bestimmungen sind an sich so klar und mehr juristischer 
Natur, dass ich darauf nicht genauer einzugehen brauche. Da- 
gegen möchte ich, indem ich Mendel folge, noch einige Worte 
über den §. 1334 hinzufügen. 

Es kommt vor, dass bei Eingehung einer Ehe dem einen 
Ehegatten verschwiegen wird, dass die Person,* mit der er eine 
Ehe eingeht, früher geisteskrank war, dass sie es noch ist, dass 
sie epileptisch ist und dergleichen mehr. Es sind das Umstände, 
welche einen Menschen bei verständiger Würdigung des 
Wesens der Ehe abhalten können, eine Ehe einzugehen. Es 
ist deshalb auch ein Ehegatte, der in dieser Weise getäuscht 
worden ist, berechtigt, die von ihm eingegangene Ehe anzu- 
fechten. 

Der Sachverständige wird in solchen Fällen zu begutachten 
haben, ob die in Betracht kommenden Zustände bereits vor 
der Ehe dagewesen sind, und in welcher Weise sie störend 
das Eheleben beeinflussen können, resp. dem Wesen 
der Ehe widersprechend sind. Es kann hierbei auch unter 
Umständen eine vor der Ehe vorhanden gewesene geistige Er- 
krankung in Betracht kommen; denn es ist bekannt, dass eine 
solche Erkrankung leicht wiederkehrt, und dass für die Nach- 
kommenschaft die Gefahr einer erblichen Belastung besteht. Beim 
weiblichen Geschlecht ist die Gefahr eines EückfaUes, wie E. 
Schnitze mit Recht betont, grösser, weil das Fortpflanzungs- 
geschäft häufig den Stein wieder in's Rollen bringt. 

Da es nicht selten vorkommt, dass Jemand, obschon er über 
Alles unterrichtet ist, eine geisteskranke oder früher geisteskrank 
gewesene Person heirathet, da weiter eine direkte erbliche Be- 
lastung nicht unter allen Umständen in einer psychopathischen 
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Erkrankung der Kinder zum Ausdruck kommen muss, wird man 
in diesen schwierigen Fragen immer von Fall zu Fall entscheiden 
müssen. Der Arzt kann nur sagen, ob Krankheit vorliegt oder 
vorgelegen hat. Der Eichter muss entscheiden, ob „eine arg- 
listige Täuschung" unteniommen worden ist oder nicht. 

Zum Schluss noch ein paar kurze Worte ttber die Be- 
stimmungen, betreffend Schadenersatzpflicht und die Delikt- 
fähigkeit der Geisteskranken nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch. 

Nach §. 823, Abs. 1 könnte ein Irrenarzt zum Schaden- 
ersatz herangezogen werden, wenn einem seiner Obhut anver- 
trauten Geisteskranken irgend ein Unglück zustösst, das in Folge 
von mangelhafter Aufsicht sich ereignete. Wenn z. B. der 
Geisteskranke Selbstmord begeht, oder wenn er aus dem Fenster 
springt und sich so verletzt, dass er dauernden Schaden nimmt. 
Ein Irrenarzt und namentlich Direktor einer Irrenanstalt, der die 
nöthigen Vorsichtsmassregeln gebraucht, kann schwerlich 
für solche Unglücksfälle verantwortlich gemacht werden ; denn mit 
absoluter Sicherheit lassen sich diese nicht vermeiden. Selbst 
bei den wohlüberlegtesten Anordnungen, auch wenn das Warte- 
personal durchaus seine Schuldigkeit thut, kann ein Unglück 
passiren. Ich erinnere nur an den Fall, der sich in einer mir 
bekannten Anstalt ereignete, dass eine Kranke auf der Wach- 
abtheilung in Gegenwart des Arztes und der Wärterinnen plötz- 
lich aufspringt, eine Scheibe einschlägt und sich einen der langen 
Splitter in's Herz stösst, so dass sie todt zu Boden sinkt. Da- 
gegen muss eine Fahrlässigkeit und eine sich daraus er- 
gebende Schadenersatzpflicht angenommen werden, wenn 
z. B. ein Irrenarzt es zulässt, dass ein aufgeregter Epileptiker, 
der wiederholt gewaltthätig geworden ist und selbst gedroht hat, 
einen anderen Kranken zu erschlagen, mit diesem Kranken in 
einer Zelle untergebracht wird und schliesslich diesen Kranken 
erschlägt. Die Chronik der Irrenanstalten aus den letzten Jahr- 
zehnten kennt solche Fälle allerdings nicht mehr. Wird dagegen 
ein der irrenärztlichen Obhut anvertrauter Kranker von einem 
anderen Kranken der Anstalt, von dem man nach seinem ganzen 
Vorleben und bisherigen Verhalten eine gewaltthätige Handlung 
nicht erwarten konnte, bei dem gemeinschaftlichen Leben verletzt 
und in seiner Gesundheit geschädigt, so wird man den Irrenarzt 
nicht schadenersatzpflichtig machen können, weil keine 
Fahrlässigkeit vorliegt. 

Ebenso steht es mit der Alimentationspflicht in den 
Fällen, wo es sich um die nicht eheliche Schwängerung einer in 
einer Anstalt befindlichen Person handelt, sei es durch einen 
Geisteskranken, sei es, dass sich der Schwängerer überhaupt nicht 
nachweisen lässt. 

Wenn man all diese Unglücksfälle mit absoluter Sicherheit 
vermeiden wollte, würden die Irrenanstalten keine Kranken- 
häuser, sondern einfach gefängnissartige Verwahrungs- 
häuser sein, in denen dann jede Behandlung und Heilung 
eines Kranken ausgeschlossen wäre. 
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Der §. 823 spricht auch von der „Frei he it**. Wenn auch 
in Laienkreisen das Gespenst der widerrechtlichen Frei- 
heitsberaubung eine grosse Rolle spielt, so ist doch 
bisher in Deutschland noch kein Fall amtlich bekannt geworden, 
in dem eine Person ungerechtfertigt in einer Irrenanstalt zurück- 
gehalten worden wäre. Würde dieser Fall sich in Wirklichkeit 
ereignen, so wäre allerdings der verantwortliche Irrenarzt 
in diesem Falle zum Schadenersatz verpflichtet. Auch der 
Arzt, der das Aufnahmeattest verfasst hat, könnte zur Verantwor- 
tung herangezogen werden, namentlich in dem Falle, wenn er den 
Kranken gar nicht angesehen hat. Es könnte hier auch eine 
Fahrlässigkeit im Sinne des §. 276 angenommen werden. 

Bei unseren bisherigen Betrachtungen war der Geistes- 
kranke derjenige, welcher geschädigt wurde. Wie 
verhält es sich nun, wenn der Geisteskranke selbst Jemand 
schädigt? 

Aehnlich wie im §. 51 des Str.-G.-B. sind es nach §. 827 
auch ein Zustand von Bewusstlosigkeit und ein die freie 
Willensbestimmung ausschliessender Zustand von 
krankhafter Störung der Geistesthätigkeit, welche die 
Haftpflicht für verursachten Schaden ausschliessen. Von einem 
wegen Geisteskrankheit oder Geistesschwäche Entmündigten ist 
nicht die Bede. Es muss also auch hier, wie iin Str.-G.-B. die 
Krankheit nachgewiesen oder ausgeschlosen werden. 
Mit dem Zustand von Bewusstlosigkeit beschäftigt sich der Para- 
graph genauer, er spricht von geistigen Getränken und ähnlichen 
Mitteln, also Opium, Morphium, Cocain etc. 

Ich kann E. Schulze nur zustimmen, wenn er darauf hin- 
weist, dass eine Intoleranz gegen Alkohol, wie sie nach 
einem Typhus, nach einem Trauma etc. auftreten kann, einer un- 
verschuldeten Trunkenheit gleichkommt, wenn die betreffende 
Person die Intoleranz noch nicht kennt. 

Es ist darauf aufmerksam gemacht worden, dass auch die 
Hypnose zu diesen „ähnlichen Mitteln" gerechnet werden könne. 
Indessen dürfte nur dann die Hypnose von der Verantwortlichkeit 
befreien, wie Schulze mit Recht hervorhebt, wenn der Thäter, 
ohne es zu wollen, in Hypnose versetzt wurde. Ich möchte hierzu 
bemerken, dass dies nur bei dressirten, häufig hypnotisirten Indi- 
viduen möglich ist. Da Hypnotisirte bei kriminellen Suggestionen 
oft versagen, wird ein Zustand von Bewusstlosigkeit in der Hyp- 
nose in praxi nur selten einen die Haftpflicht ausschliessenden 
Grund bilden. 

Auf Grund des §. 832 könnte unter besonderen Umständen 
bei grober Nachlässigkeit ein Irrenarzt zur Verantwortung 
gezogen werden. Einschränkung der fi-eien Behandlung der Geistes- 
kranken braucht dadurch nicht einzutreten, wie Aschaffenburg 
befürchtet. Die freie Behandlung bietet uns gegenwärtig die ein- 
zige Gewähr, die Geisteskranken dem heutigen Stand der Wissen- 
schaft entsprechend einer geeigneten Kur und Pflege zu unter- 
werfen. Zu dieser geeigneten Kur und Pflege ist der Irrenarzt ver- 
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pflichtet. Hat er seiner „Aufsichtspflicht^ genfigt, so kann er bei 
trotzdem eintretenden Ereignissen (z. B. Entweichongen), die zu 
einer Schädigung Dritter durch den Geisteskranken führen, nicht 
haftbar gemacht werden. Dasselbe gilt auch fttr den Schaden, den 
ein versuchsweise entlassener Geisteskranker anstiftet. Eine solche 
Entlassung muss gelegentlich probirt werden, weil es nicht selten 
vorkommt, dass Kranke erst ausserhalb der Anstalt voll- 
ständig genesen, oder weil eine grosse Eeihe von Geisteskranken 
einer AjQstaltspflege nicht bedürftig sind. Man wird selbstver- 
ständlich einen Kranken nicht entlassen, wenn man von ihm nach 
allen bisherigen Erfahrungen Gewaltthätigkeiten erwarten 
kann. Für alle Zukunft bei einem Geisteskranken Gewalt- 
thätigkeiten auszuschliessen, ist aber ebensowenig wie bei einem 
Gesunden möglich. 

M. H. ! Ich bin damit am Schlüsse angelangt ; so lange meine 
Ausfuhrungen auch gedauert haben, so sind sie doch kurz mit 
Rücksicht auf die Wichtigkeit und die Ausdehnung des Materials ; 
ich muss deshalb bedauern nicht in Allem ganz vollständig ge- 
wesen zu sein. 

Ich schliesse mit der Ueberzeugung, dass das neue Bürger- 
liche Gesetzbuch den Geisteskranken einen weitgehenden Rechts- 
schutz angedeihen lässt, dass gegen früher ein erheblicher 
Fortschritt gemacht ist, und dass wir uns als Sachverständige 
bald in die noch neuen und zunächst etwas ungewohnten Be- 
stimmungen einleben werden. 

(Lebhafter Beifall.) 

Vorsitzender: Ich eröffne die Diskussion. 

H. Geh. Ober- Med. -Rath Dr. Pistor- Berlin: Mir sind augenblicklich 
die Bestimmnngen des Bürgerlichen Gesetzbuches in den hier in Betracht kom- 
menden Einzelheiten nicht gegenwärtig. Ich erinnere mich eines FaUes aus 
meiner früheren Praxis, der eine Schenkung betraf. Nach dem alten Eecht 
wurde eine Schenkung für ungültig erklärt, wenn der Betreffende zur Zeit der 
Schenkung sich im Zustande von Geisteskrankheit befand. Wie würde der 
Fall nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch behandelt werden? 

H. Prof. Dr. Cramer- Göttingen: Es handelt sich dabei um eine Willens- 
erklärung; eine solche ist nichtig, wenn der Betreffende sich zur Zeit der 
Schenkung in einem Zustand der Bewusstlosigkeit oder der vorübergehenden 
Störung seiner geistigen Kräfte befunden hat oder wegen Geisteskrankheit 
entmündigt war. Weiter kommt in Betracht, dass ein wegen Geistesschwäche 
oder Trunksucht Entmündigter oder unter vorläufiger Vormundschaft Stehender 
eine Schenkung nicht vornehmen darf ohne EinwiUigung des Vormundes, weil 
eine solche ihm nicht lediglich rechtlichen Vortheil bringt. Es würde also die 
Schenkung nichtig sein. 

H. Bez. - Physikus, San. -Rath und Strafanstaltsarzt Dr. Leppmann- 
Berlin: Der Herr Kollege Cramer hat gesagt, dass das Bürgerliche Gesetzbuch 
einen wesentlichen Fortschritt für unsere Sachverständigenthätigkeit bedeute. 
Das dürfte wohl wahr sein ; nur in einer Beziehung habe ich ein Bedenken, das 
ist in Bezug auf die Pflegschaften. Ich glaube, dass wir in der Pfleg- 
schaft mehr Schwierigkeiten haben werden oder haben können, als bisher, und 
zwar namentlich dann, wenn die Ansicht, die, soviel ich glaube, der Herr 
Kollege Cramer vertritt, durchdringt, dass die Pflegschaft nur dann eingeleitet 
werden soll, wenn solche Geistesgebrechen sich einstellen, bei denen noch eine 
Verständigung mit dem Geistesgebrechlichen Vorliegt. Bisher haben wir in der 
Praxis die Pflegschaft dann einleiten lassen, wenn es galt, für einen Geistes- 
kranken, bei dem namentlich die Vermögensverwaltung Schwierigkeiten bot, 
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schnell eine Fürsorge zn schaffen ; Vorbedingung dieser Fürsorge war gleichsam, 
dass sie eingeleitet werden konnte, ohne dass ein nmstftndliches Verfahren 
stattfand und ohne dass der Ejranke selbst eine Ahnung von der Sache hatte, 
also bei akuter Geistesstörung in all den Formen, wo die Besprechung der An- 
gelegenheit selbst mit dem Kranken denselben aufregen würde. Jetzt müssen 
wir mit dem beginnenden psychisch Kranken, der seine ersten Halluzinationen 
äussert, dessen Einsicht in die Anssenwelt sich wahnhaft zu trüben beginnt, der 
sich in beginnender maniakalischer Erregtheit befindet oder dessen Geist dnrch 
beginnende Paralyse abbröckelt, uns erst unterhalten und ihm sagen: „Du bist 
nicht ganz heil im Kopfe, wir wollen Dir einen Pfleger setzen, bist Du damit 
einverstanden ?"• Das halte ich vom ärztlichen, wie vom praktischen Standpunkte 
aus für sehr bedenklich und glaube, dass es unser Bestreben sein muss, gerade 
bei den beginnenden Psychosen die zweite Möglichkeit der Einleitung einer 
Pflegschaft zu betonen, nämlich, dass wir sie auch anwenden bei solchen Psy- 
chosen, bei denen der Zusammenhang mit der Anssenwelt so beeinträchtigt ist, 
dass wir sagen können, dass eine Verständigung mit dem Kranken nicht möglich 
ist; dann brauchen wir nach dem Wortlaut des Gesetzes die Zustimmung des 
Kranken nicht. Deshalb möchte ich den Herrn Kollegen Gramer fragen, wie 
er sich zu dieser Auffassung stellt. Ich habe auch bei praktischen Juristen 
Bath einzuholen gesucht, wie denn in solchen Fällen gehandelt werden könnte, 
und da hat einer der Herren, der als langjähriger Entmündigungsrichter in der 
Praxis steht, mir gegenüber die Schwierigkeiten nicht verkannt; er sagte, er 
würde eventuell folgenden Ausweg gesetzlich für zulässig halten: Bekanntlich 
kann auf Grund eines beigebrachten ärztlichen Attestes oder sonstiger Beweis- 
mittel einem eventuellen Entmündigungsantrag stattgegeben, das Entmündigungs- 
verfahren formell eingeleitet und hierauf nach dem Bürgerl. Gesetzbuch bald 
eine vorläufige Vormundschaft eingesetzt werden. Für den Fall nun, sagte der 
Bichter, dass ein heilbarer und frisch entstandener Fall vorläge, würde er kein 
Bedenken tragen, nach Einsetzung der vorläufigen Vormundschaft das weitere 
Verfahren auf ein halbes Jahr oder ein Jahr zu verschieben, denn über die 
Dauer des Verfahrens seien im Gesetz keine Bestimmungen enthalten, und auch 
jetzt schon die Möglichkeit gegeben, den Entmündigungsbeschlnss behufs weiterer 
besonderer Erhebungen oder behufs erneuter Vernehmung des zu Entmündigen- 
den auf einen späteren Zeitpunkt zu verschieben. Ich habe dies erwähnt, weil 
wir meines Erachtens, wenn wir in dieser Weise über die neuen gesetzlichen 
Bestimmungen debattiren, auch aussprechen müssen, dass, so angenehm sie uns 
sind und so schnell wir uns praktisch in sie finden werden, es doch einen Punkt 
giebt, wo sie schwerfölliger sind als bisher; d. 1. in der Pflegschaft. 

H. Kr.-Phys. Dr. Beinhauer - Höchst : Ich möchte mir eine Frage an den 
Herrn Vortragenden erlauben. Nach den früheren gesetzlichen Bestimmungen 
waren zur Stellung eines Antrages auf Entmündigung berechtigt 1) die ver- 
schiedenen Verwandtschaftsgrade, 2) der Staatsanwalt. Für uns Physiker war 
es daher immer unangenehm, wenn in einer Strafsache dem Angeklagten die 
Wohlthaten des §. 51 des Strafgesetzbuches zugebilligt wurden und dann der 
Staatsanwalt verlangte, dass der Mann entmündiget würde ; denn es ist doch ein 
unterschied, ob man Jemand auf Grund jenes Paragraphen für straffrei oder 
auf Grund der zivilrechtlichen Bestimmungen als unfähig, seine Angelegenheiten 
zu besorgen, erklärt und dann entmündigt werden muss; dadurch sind mit- 
unter recht unangenehme Diskussionen veranlasst. Ich möchte mir deshalb die 
Frage erlauben, ob der Staatsanwalt auch für die Zukunft berechtigt ist, einen 
Antrag auf Entmündigung ex officio zu stellen. (Zuruf des Vortragenden : Ja). 

— Also das ist geblieben. 

H. Dr. PoIIitz, Assistenzarzt an der Provinzial- Irrenanstalt zu Brieg: 
Der Herr Vortragende hat unter Anderem uns mitgetheilt, dass die Unter- 
bringung zwecks Beobachtung in einer Irrenanstalt dadurch erschwert wird, 
dass die Angehörigen Schwierigkeiten machen könnten, mit Bücksicht auf die 
Kosten oder aus sonstigen Gründen. Nun ist der Staatsanwalt fortwährend 
berechtigt, in das Entmündigungsverfahren einzugreifen ; es erscheint daher die 
Frage berechtigt, ob er als Mitantragsteller auftreten und, wenn die Angehörigen 
die Beobachtung in einer Irrenanstalt nicht beantragen, entsprechenden Falles 

— ich denke da z. B. an die Entmündigung schwieriger Querulanten — ein- 
greifen und die Anstaltsbeobachtung veranlassen kann? 
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H. Prof. Dr. Gramer: Herrn Sanitätsrath Leppmann möchte ich bemer- 
ken, dass ich nnr von einem Fortschritt, den das Bürgerliche Gesetzbuch tttr 
die Geisteskranken bedeutet, gesprochen habe, ob auch ftir die Sachverständigen, 
darttber habe ich mich ausgeschwiegen. 

Dann möchte ich hervorheben, dass ich ausführlich über die vorläufige 
Vormundschaft gesprochen habe, und zwar in dem Sinne, wie Herr Leppmann 
es vorgetragen hat. Ich glaube, er ist wohl abwesend gewesen, als ich das 
vorgetragen habe (Widerspruch). Natürlich kann im Sinne des Gesetzes die 
Pflegschaft nicht eingeleitet werden, wenn die „ Verständigung^ ausgeschlossen 
ist, es kann sich dann nur um Entmündigung wegen Geisteskrankheit handeln. 
In eiligen Fällen wird man bestrebt sein, sofort die Pflegschaft einzurichten, 
aber nicht die vorläufige Vormundschaft; da das letztere Verfahren länger 
dauert als die Einrichtung der Pflegschaft. Das ist ein Nachtheil, denn es ge- 
hört zur Einrichtung der vorläufigen Vormundschaft erstens der Antrag, und 
zweitens muss der Richter Beweismittel haben. Das wird so schnell nicht 
gehen, wie die Einrichtung einer Pflegschaft. 

Auf die Frage des Herrn Dr. Beinhauer muss ich erwidern, dass der 
Staatsanwalt in den Fällen, wo auf Grund des §. 51 einer exkulpirt wird, nicht 
selten den Antrag auf Entmündigung stellt. Natürlich braucht nicht Jeder, 
der auf Grund dieses Paragraphen freigesprochen ist, entmündigt zu werden. 
Ich habe mich in meinem Referat auf eine Reichsgerichtsentscheidung bezogen, 
welche dahin geht, dass Gemeingefährlichkeit eines Geisteskranken, solange 
Handlungsfähigkeit vorhanden ist, noch nicht Entmündigungsgrund ist. 

Weiterhin möchte ich in Erwiderung an Herrn Dr. Pollitz hervor- 
heben, dass der Staatsanwalt nach meiner üeberzeugung einen solchen Antrag 
stellen kann. Die Entscheidung darüber steht bei dem Gerichte, das darttber 
zu beschliessen hat, ob die Beobachtung in einer Heilanstalt vorgenommen 
werden soll oder nicht. Im IJebrigen kann, selbst wenn der Staatsanwalt den 
Antrag stellt, der Entmündigte Einspruch erheben, und es wird alsdann zu 
einem Prozessverfahren kommen. Was für ein Verfahren, kann ich nicht sagen, 
es ist eine rein juristische Frage. Ausführlicher vorgesehen ist dieser Fall, 
soweit mir bekannt, allerdings gesetzlich nicht. 

H. San.-Rath Dr. Leppmann : M. H. Ich möchte in einer persönlichen 
Bemerkung meine Bedenken noch einmal dahin zusammenfassen : Ich habe Herrn 
Kollegen Gramer durchaus nicht betreffs seiner Auffassung der Pflegschaft miss- 
verstanden, war übrigens auch während seines Vortrages über die Materie im 
Saale. Ich halte seine Auffassung, dass eine Pflegschaft nur mit Zustimmung 
des Geistesgebrechlichen eingeleitet werden könne, für eine irrige und hoffe, 
dass die Praxis der Zukunft und die Rechtsprechung mir dies bestätigen wird. 
Nur für den Fall, dass seine Auffassung anerkannt werden wird, könnte die 
vorläufige Vormundschaft in der Form, wie ich sie schilderte, eine Aenderung 
schaffen, allerdings nur eine nothdürftige ; denn die Pietät der Angehörigen 
schreckt bei einem frisch Erkrankten vor dem Entmündigungsantrag zurück. 
Dann würde aber das neue Gesetz eine Verschlechterung für die Kranken, 
deren Rechtsschutz ja gefördert werden soll, bedeuten. 

H. Prof. Dr. Cramer: Ich glaube, dass die Ansicht, die ich vertreten 
habe, insofern richtig ist, als sie sich an den Wortlaut des Gesetzes hält; denn 
der Paragraph bestimmt, dass eine Pflegschaft nur eingeleitet werden soll, wenn 
eine Verständigung möglich ist und der Provokat seine Zustimmung giebt. 
Natürlich kann er seine Zustimmung nicht geben, wenn eine Verständigung 
nicht möglich ist. Allerdings wäre es dringend wünschenswerth, wenn au(£ 
bei einem frischen Falle von Geisteskrankheit, bei dem eine Verständigung aus- 
geschlossen ist, wie bisher die Pflegschaft sofort eingeleitet werden könnte. 
Die Mittheilungen von Herrn Leppmann lassen uns hoffen, dass es möglich 
sein wird. 

Vorsitzender : Die Diskussion ist hiermit beendet. ' Bevor 
wir zum nächsten Vortrag übergehen spreche ich im Namen des 
Vereins dem Herrn Referenten den herzlichsten Dank für seinen 
vortreflflichen und den Gegenstand völlig erschöpfenden Vortrag 
aus. 
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IV. Die gerichtsärztliche Sachverständigen- 
Thätigkeit nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch für 

das Dentsche ileich. 

H. Dr. G, Puppe, Privatdozent an der Universität und diri- 
girender Arzt des Untersuchungsgefängnisses zu Berlin: M. H. I 
Nach den soeben gehörten Auseinandersetzungen über die psychia- 
trische Sachverständigen - Thätigkeit nach dem B. G.-B. möchte 
ich es, entsprechend dem ehrenvollen Auftrage des Vorstandes 
unseres Vereins, unternehmen, Ihnen über die übrigen Abschnitte 
der gerichtsärztlichen Sachverständigen - Thätigkeit einige Mit- 
theilungen zu machen. Ich darf vielleicht hoffen, dass diese Sie 
um so mehr interessiren werden, als auch hier mehrfach neue Ge- 
sichtspunkte zu Tage treten. 

M. H.! §.1 des B. G.-B. lautet: 

„Die Rechtsfähigkeit des Menschen beginnt mit der VoUendung der 
Geburt.** 

Rechtsfähig ist somit jeder lebend geborene Mensch. 
Vermuthungen, wie sie das A. L.-R. im §. 13, Th. 1., Tit. 1 dar- 
über aufstellt, ob ein Kind lebendig zur Welt gekommen sei, ent- 
hält das B. G. - B. mit Rücksicht auf den Stand der medizinischen 
Wissenschaft nicht. 

Lebensfähigkeit ist für die Rechtsfähigkeit nicht erforderlich, 
es kommt nur darauf an, ob überhaupt Leben bestanden hat; dem- 
nach kann auch eine Missgeburt Träger von Rechten sein, wenn 
sie am Leben bleibt resp. wenn sie gelebt hat. 

Ebensowenig wie Missgeburten werden die Zwitter im 
B. G.-B. erwähnt. Das B. G.-B. geht eben davon aus, wie 
Planck in seinem Kommentar anführt, dass zwar Missbildungen 
vorkommen können, dass aber trotzdem jeder Mensch nur einem 
Geschlecht angehören kann. Im Allgemeinen wird man diesem 
Standpunkte nur beipflichten können ; dass aber, wenn auch selten, 
Ausnahmen vorkommen können, in denen thatsächlich ein Herma- 
phrodismus verus besteht, indem also doch zwei Geschlechter vor- 
handen sein können, zeigen speziell neuere Beobachtungen, welche 
Ihnen allen aus der Fachlitteratur bekannt oder wenigstens in der- 
selben zugänglich sind. Im Uebrigen ist auch bekanntlich bei 
Pseudohermaphroditen die Feststellung des wirklichen Geschlechts 
nicht selten in vivo ausserordentlich schwer, zuweilen gänzlich 
unmöglich. Es ist aus diesem Grunde zu bedauern, dass das 
B. G.-B. nicht die Forderung der gerichtlichen Medizin erfüllt 
hat, welche darauf hinausgeht, dass — wenn in einem Falle 
wichtige Rechte anderer von dem Geschlecht eines Hermaphroditen 
abhängen — nach erfolgtem Tode das Verhalten der inneren Geni- 
talien durch eine Obduktion festgestellt werde. Die Kenntniss der 
Lehre von dem Zwitter überhaupt wird natürlich nach wie vor 
von jedem Arzte, insbesondere aber von dem Gerichtsarzte ge- 
fordert werden müssen, zumal gerichtsärztliche Untersuchungen an 
Zwittern auch bei der Feststellung der Zeugungsfähigkeit, bei 
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Verbrechen gegen die Sittlichkeit und gesetzwidriger Befriedigung 
des Geschlechtstriebes, um nur Einiges hervorzuheben, vorzunehmen 
sein werden. 

Die Leibesfrucht, d. h. der noch nicht lebend geborene 
Mensch, hat keine Rechte, aber es sind ihr gewisse Rechte vor- 
behalten, resp. es ist vom Gesetzgeber Sorge getragen, dass ge- 
wisse Rechte nicht verletzt werden können. So finden wir im 
§. 1923, dass, wer zur Zeit des Erbfalles noch nicht lebte, aber 
bereits erzeugt war, als vor dem Erbfall geboren gilt, femer im 
§. 1912, dass die Leibesfrucht einen Pfleger erhalten kann, weiter 
im §. 2043, dass die Auseinandersetzung der Erben bei zu er- 
wartender Geburt eines Miterben ausgeschlossen ist. §. 2108 be- 
stimmt über Nacherben dasselbe wie §. 1923, und §. 1777, dass 
der Vater für ein posthumes Band unter Umständen einen Vor- 
mund ernennen kann. Endlich wird im §. 844 über die Ersatz- 
pflicht bei Tödtung eine Bestimmung für den Fall getroffen, dass 
ein Dritter zur Zeit der Verletzung erzeugt, aber noch nicht 
geboren war. Es versteht sich, dass bei all diesen Bestimmungen 
häufig auf die gerichtsärztliche Feststellung der Schwangerschaft 
von Seiten des Richters Bezug genommen werden wird ; die Kennt- 
niss der betreffenden Bestimmungen ist daher für den Gerichts- 
arzt von nicht zu unterschätzender Wichtigkeit. 

Im §. 20 des B. G.-B. wird entsprechend der Bestimmung 
des A. L.-R. Th. 1, Tit. 1, §. 39 festgesetzt, dass, wenn mehrere in 
einer gemeinsamen Gefahr umgekommen sind, vermuthet werden 
soll, dass sie gleichzeitig gestorben sind; die Feststellung einer 
Priorität des Todes entfällt damit also in Zukunft. Bekannt- 
lich hatte das in gewissen Gegenden Preussens gültige gemeine 
Recht eine Vermuthung dahin aufgestellt, dass, wenn Eltern und 
Kinder zusammen umgekommen sind, die geschlechtsreifen Kinder 
später, die noch nicht geschlechtsreifen früher als die Eltern ge- 
storben sind; der in linksrheinischen Theilen der Monarchie 
gültige Code civil bestimmt in §§. 721 — 722 Aehnliches. Diese 
Bestimmungen kommen also in Fortfall, nachdem der §. 20 des 
B. G.-B. einen gleichzeitigen Tod aller Betheiligten in einer ge- 
meinsamen Gefahr statuirt hat, soweit nicht das Gegentheil be- 
wiesen wird, — ein Beweis natürlich, der sich der gerichtsärzt- 
lichen Feststellung in der Regel entzieht. 

Nicht selten wird dem Gerichtsarzt die Aufgabe gestellt, 
eine Wohnung daraufhin zu begutachten, ob dieselbe gewisse 
Mängel habe und insbesondere gesundheitsschädlich sei oder 
nicht. Auch nach dem B. G.-B. wird die gerichtsärztliche 
Sachverständigen- Thätigkeit gemäss den §§. 537 und 544 in dieser 
Hinsicht von dem Richter in Anspruch genommen werden: §. 537 
bestimmt nämlich, dass Fehler an gemietheten Sachen, welche die 
Tauglichkeit zu dem vertragsmässigen Gebrauch aufheben oder 
vermindern (sowohl bei üeberlassung vorhandene, als auch im 
Laufe der Miethe entstandene Fehler), den Miether von der ganzen 
oder theilweisen Entrichtung des Miethszinses befreien, und §. 544 
setzt fest: 
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„Ist eine Wohnung oder ein anderer zum Aufenthalt von Menschen be- 
stimmter Baum so beschaffen, dass die Benutzung mit einer erheblichen Ge- 
fährdung der Gesundheit verbunden ist, so kann der Miether das MieÜisTerhält- 
niss ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen, auch wenn er die gefahr- 
bringende Beschaffenheit bei dem Abschluss des Vertrages gekannt oder auf 
die Geltendmachung der ihm wegen dieser Beschaffenheit zustehenden Bechte 
verzichtet hat^ 

Aehnliches bestimmt §. 542. 

Hier ist zu bemerken, dass bezüglich des §. 537 die Gewähr- 
leistungspflicht des Vermiethers sich nur auf solche Mängel erstreckt, 
welche die Tauglichkeit der Miethssache zu dem vertrags- 
mässigen Gebrauche beeinträchtigen; der gewöhnliche Gebrauch, 
der von der Miethssache gemacht werden könnte, bleibt dabei un- 
berücksichtigt. Eine zum dauernden Aufenthalt von Menschen 
bestimmte Wohnung, welche Schwamm oder V^anzen aufweist, 
mindert den vertragsmässigen Gebrauch der Wohnung bis zu einem 
gewissen Grade. Wann eine erhebliche Gefährdung der 
Gesundheit vorhanden ist (§. 544), wird ganz nach dem ein- 
zelnen Falle zu ermessen sein ; die gesetzliche Bestimmung verfolgt 
jedenfalls den Zweck, theils selbst zur Besserung der Wohnungs- 
verhältnisse in gesundheitlicher Beziehung beizutragen, theils 
polizeilichen Massnahmen, welche auf dieses Ziel gerichtet sind, 
als Stütze zu dienen. Ob nun eine Wohnung für einen lungen- 
kranken Menschen eine erhebliche Gefährdung der Gesundheit mit 
sich bringt oder, ob es ein gesunder Mensch ist, ist einerlei; die 
erhebliche Gefährdung der Gesundheit ist ein objektiv festzu- 
stellender Mangel, der nie durch die subjektiven Verhältnisse des 
Miethers begründet ist (Planck). 

Gerichtsärztlich von Wichtigkeit sind die Bestimmungen, 
welche das B. G.-B. im Buch 2, Abschnitt 7, Tit. 25 über die 
Ersatzpflicht bei unerlaubten Handlungen trifft. §. 823 
bestimmt nämlich: 

„Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, den Körper, die Gesundheit, 
oder ein sonstiges Recht eines Anderen widerrechtlich verletzt, ist dem Anderen 
zam Ersätze des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. Die gleiche Ver- 
pflichtong trifft denjenigen, welcher gegen ein den Schutz eines Anderen be- 
zweckendes G-esetz verstösst. Ist nach dem Inhalte des Gesetzes ein Verstoss 
gegen dieses auch ohne Verschulden möglich, so tritt die Ersatzpflicht nur im 
Falle des Verschuldens ein.^ 

§. 825 bestimmt weiter: 

»Wer eine Frauensperson durch Hinterlist, durch Drohung oder unter 
Missbrauch eines Abhängigkeitsverhältnisses zur Gestattung der ausserehelichen 
Beiwohnung bestimmt, ist ihr zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens 
verpflichtet.** 

Wie Sie sich erinnern, m. H., hat der Hen* Vorredner auch 
den §. 827 des B. Ö.-B. erwähnt, der über die Ersatzpflicht bei 
einem Schaden handelt, welcher in einem Zustande der Bewusst- 
losigkeit etc. zugefiigt ist. 

Von den unerlaubten Handlungen, welche sonach zivil- 
rechtlich eine Ersatzpflicht in sich schliessen, interessiren uns 
1. solche, bei denen das Recht eines anderen, ins- 
besondere Leben, Körper und Gesundheit verletzt 
wurde, 2. solche, bei denen ein Verstoss gegen ein 
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den Schatz eines anderen bezweckendes Qesetz er- 
folgte, 3. Angriffe gegen die weibliche Geschlechts- 
ehre. 

Bezüglich der 1. Kategorie von unerlaubten Handlungen ist 
zu bemerken, dass eine widerrechtliche Verletzung von Leben, 
Körper und Gesundheit erfolgt sein muss, wenn eine Ersatzpflicht 
überhaupt in Frage kommen soll; eine Einwilligung des Ver- 
letzten, ebenso Nothwehr, Nothstand oder Selbsthülfe schliessen 
(letzteres nach §§. 227, 228, 229 B. G.-B.) die Schadenersatz- 
pflicht aus; es kommt nur darauf an, dass das betreffende Recht, 
die Unversehrtheit des Körpers, des Lebens, der Gesundheit ver- 
letzt worden ist, nicht darauf, dass überhaupt ein Schaden zu- 
gefügt wurde. Nun erstreckt sich nach §. 842 die Verpflichtung 
zum Schadenersatz wegen einer gegen die Person gerichteten un- 
erlaubten Handlung auf die Nachtheile, welche die Handlung tür 
den Erwerb oder das Fortkommen des Verletzten herbeiführt, 
nach §. 823 auch auf die Heil- und Kurkosten. Und §. 843 
bestimmt, dass dem Verletzten durch Entrichtung einer Geldi*ente 
Schadenersatz zu leisten ist, wenn in Folge einer Verletzung des 
Körpers oder der Gesundheit die Erwerbsfähigkeit aufgehoben oder 
gemindert wird, oder wenn dadurch eine Vermehrung seiner 
Bedürfhisse eintritt. Hieraus ergiebt sich für den Gerichtsarzt 
die Nothwendigkeit, bei Fällen dieser Art auf richterliches Er- 
suchen eine Abschätzung der Erwerbsfähigkeit vorzunehmen, in 
ähnlicher Weise, wie dies das Unfallversicherungsgesetz verlangt. 
Auch in dem Umstände vermögen wir eine Aehnlichkeit mit letz- 
terem Gesetz zu erkennen, dass auf dem Wege der Klage eine 
Abänderung des Urtheils angestrebt werden kann — von jeder 
der beiden Parteien —, wenn eine wesentliche Aenderung der Ver- 
hältnisse eingetreten ist, die zur ersten Verurtheilung, betreffend 
die Entrichtung einer Rente geführt haben. 

Ausser dieser Entschädigung füi* die Aufhebung oder Ver- 
minderung der Erwerbsfähigkeit in Form einer Rente kann bei den 
„unerlaubten Handlungen" dieser Kategorie, also Körperver- 
letzungen, Gesundheitsschädigungen u. s. w. ebenso wie bei der 
3. Gruppe, den Vergehen gegen fie weibliche Geschlechtsehre, von 
den Geschädigten eine billige Entschädigung in Geld, also unge- 
fähr das Schmerzensgeld des A. L.-R. verlangt werden. 

Die zweite Kategorie von unerlaubten Handlungen: Ver- 
stösse gegen ein den Schutz eines Anderen bezweckendes Gesetz, 
involvii-t nicht solche Schutzgesetze allein, welche Strafgesetze 
sind, auch die gewerbehygienischen Bestimmungen der Gewerbe- 
ordnung in den §§. 120— 120 e, ferner §.217 B. G.-B., enthaltend 
die Verpflichtungen des Dienstherm zur Verpflegung etc. der 
Dienstboten in Krankheitsfällen, und §.218 B. G.-B., betreffend 
den Schutz der Bediensteten gegen Gefahr für Leben und Gesund- 
heit im Dienste, gehören hierher. Unter Schutzgesetzen versteht 
man nämlich Gesetze; die den Einzelnen schützen wollen ; darnach 
giebt es also solche, welche die Gesammtheit und implicite auch 
den Einzelnen schützen, sowie zweitens solche, welche den Einzelnen 
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und implidte die Gesammtheit schätzen. Zur ersteren Gruppe 
gehört z. B. das Verbot des Feilhaltens verdorbener Nahrungs- 
und Genussnjittel, ebenso wie das Impfgesetz, zur zweiten Gruppe 
das Verbot, Brunnen unbedeckt zu lassen (§.267, 12 St.-G.-B.). 
Wer also einem solchen Schutzgesetz zuwiderhandelt, ist dem- 
jenigen zum Schadenersatz verpflichtet, zu dessen Schutz das Ge- 
setz dienen sollte, d. h. dem Geschädigten. 

Die Ersatzpflicht bei Angriffen gegen die weibliche Ge- 
schlechtsehre, die schon durch die §§. 173, 176, 177, 179, 182, 
235 — 237 Str. -G.-B. strafrechtlich geahndet werden, bedeutet auch 
noch einen zivilrechtlichen Schutz bei solchen Angriffen, welche 
durch Hinterlist oder durch Drohung oder durch Missbrauch 
eines Abhängigkeitsverhältnisses von statten gehen ; ITnbescholten- 
heit, Verführung oder jugendliches Alter werden vom Gesetzgeber 
nicht gefordert, vielmehr werden nur die erwähnten erschwerenden 
Umstände als Vorbedingung der zivilrechtlichen Ahndung eines 
Angriffes gegen die weibliche Geschlechtsehre vom Gesetzgeber 
festgesetzt. Ersatzberechtigt ist nur der unmittelbar Verletzte, 
der mittelbar Verletzte unter gewissen Umständen, die des gerichts- 
ärztlichen Interesses nicht entbehren. §. 844 B. G.-B. bestimmt 
nämUch : 

^Stand der Getödtete zar Zeit der Verletzung za einem Dritten in einem 
Verhältnisse, vermöge dessen er diesem gegenüber Kraft Gesetzes nnterhalts- 
pflichtig war oder unterhaltspflichtig werden konnte, und ist dem Dritten in 
Folge der Tödtnng das Becht auf den Unterhalt entzogen, so hat der Ersatz- 
pflichtige dem Dritten durch Entrichtung einer Geldrente insoweit Schaden- 
ersatz zu leisten, als der Getödtete während der muthmass liehen 
Dauer seines Lebens zur Gewährung des Unterhalts verpflichtet gewesen 
sein würde. Die Ersatzpflicht tritt auch dann ein, wenn der Dritte zur Zeit 
der Verletzung erzeugt, aber noch nicht geboren war.** 

§. 845 spricht von der Entrichtung einer Geldrente an einen 
Dritten im Falle der Tödtung, der Verletzung des Körpers oder 
der Gesundheit, wenn der Verletzte diesem Dritten zur Leistung 
von Diensten in dessen Hauswesen oder Gewerbe verpflichtet war. 
Vom gerichtlich - medizinischen Standpunkte interessiren uns hierbei 
zwei Punkte: Einmal die Worte des §. 844: . . . „wenn der Dritte 
zur Zeit der Verletzung erzeugt, aber noch nicht geboren war". 
Der Gerichtsarzt kann in Folge dieser Bestimmung aufgefordert 
werden, festzustellen, dass eine Gravidität vorliegt, weniger um 
die Dauer der etwa in Frage kommenden Gravidität zu eruiren, 
— dieselbe wird im Allgemeinen vom Richter auf Grund der ab- 
soluten, vom B. G.-B. festgelegten Empfängnisszeit und nicht vom 
Gerichtsarzt bestimmt werden — , als vielmehr um die endgültige 
Festsetzung der Entschädigung durch sein Gutachten bis zur Ge- 
burt hinauszuschieben ! Und zweitens interessirt den Gerichtsarzt 
die Frage der muthmasslichen Dauer des Lebens eines Getödteten. 
Durch den wohl stets zur Verfügung stehenden Sektionsbefund 
wird die Entscheidung dieser Frage erleichtert werden, die immer, 
wenn sie aufgeworfen wird, der gerichtsärztlichen Entscheidung 
unterbreitet werden muss. Ihre Beantwortung wird natürlich nur 
unter Erwägung aller umstände, so z. B. auch der Lebensgewohn- 
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heiteu, geliefert werden können, aber sie muss geliefert werden, 
da es dem Bichter auf die genaue Feststellung einer Zahl im 
Urtheil ankommt. Bei alledem liegt demjenigen, welcher einen 
Schadenersatzanspruch geltend macht, die Verpflichtung ob, den 
ursächlichen Zusammenhang des Schadens und der denselben 
verursachenden schädigenden Handlung zu beweisen. Dieser Be- 
weis ist wohl stets nach den dem Gerichtsarzt wohlbekannten und 
aus der Begutachtung von Strafsachen geläufigen Grundsätzen, 
d. h. eben durch gerichtsärztliche Intervention zu erbringen. Die 
schädigende Handlung braucht auch hier nicht allein die Ursache 
des eingetretenen Schadens zu sein ; es genügt vielmehr, dass sie 
auch nur als Mitursache den Erfolg herbeigeführt hat. Ebenso 
wie die schädigende Handlung muss auch die pflichtwidrige Unter- 
lassung beurtheilt werden; der ursächliche Zusammenhang wird 
dadurch nicht ausgeschlossen, dass der Schaden unmittelbar durch 
eine freie Handlung des Beschädigten herbeigeführt wurde, wenn 
diese Handlung zur Abwendung einer durch das Verschulden ver- 
ursachten Gefahr vorgenommen wurde. ^) 

Noch in grösserem Umfange wird die gerichtlich -medizinische 
Sachverständigen - Thätigkeit nach dem B. G. - B. in Anspruch ge- 
nommen werden bei familienrechtlichen Fragen ; insbesondere bietet 
der 1. Abschnitt des 4. Buches des B. G.-B., der Abschnitt über 
bürgerliche Ehe, eine ganze Reihe von Punkten, bei deren 
Klarstellung die Mitwirkung des Gerichtsarztes unerlässlich ist. 
Im Tit. 1 dieses Abschnittes finden wir zwei Paragraphen, welche 
uns interessiren : §. 1298, in welchem festgesetzt wird, dass eine 
Ersatzpfiicht bei Bücktritt vom Verlöbniss nicht besteht, wenn 
ein wichtiger Grund zum Rücktritt vorliegt, und §. 1300, der be- 
stimmt, dass eine billige Entschädigung in Geld im Falle der 
Beiwohnung von Verlobten gewährt werden soll, wenn kein wich- 
tiger Grund zum Rücktritt vorliegt. 

Bezüglich der Gründe, welche einen Rücktritt vom Verlöb- 
niss veranlassen, werden nun neben nicht medizinischen, z. B. 
sittlichen Gründen, auch solche vorhanden sein, welche erst durch 
medizinisches Gutachten auf ihre Vollwerthigkeit zu prüfen sind. 
Eine langwierige oder unheilbare Krankheit, welche von dem zu- 
rücktretenden Theile als Grund der Aufhebung eines Verlöbnisses 
angeführt wird, dürfte häufig erst durch ein gerichtsärztliches 
Gutachten näher festzustellen sein 

Dass eine zivilrechtliche Entschädigung unter gewissen Um- 
ständen nach dem B. G. - B. verlangt werden kann, wenn Angriffe 
auf die weibliche Geschlechtsehre erfolgt sind, konnte ich soeben 
des Weiteren ausführen. Der §. 1300 gestattet ebenfalls der in 
ihrer Geschlechtsehre angegriffenen und verlassenen Braut, eine 
billige Entschädigung in Geld für die Beiwohnung zu verlangen, 
Venu der Rücktritt vom Verlöbniss ohne wichtigen Grund erfolgt ; 
es besteht also hier ein dem sogenannten Defiorationsanspruch, den 
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das B. G. - B. nicht kennt, nachgebildeter Anspruch, der juristisch 
begründet ist, ähnlich wie bei den erwähnten unerlaubten Hand- 
lungen. Nach §. 1300 B. G.-B. genügt es, dass die Braut die 
Beiwohnung gestattet hat, und dass die Geschlechtstheile ver- 
einigt gewesen sind, eine Schwängerung braucht nicht erfolgt sein. 
Die Braut braucht nicht verführt oder zum Beischlaf bestimmt 
worden zu sein, die Braut braucht auch nicht Virgo gewesen 
zu sein; eine Wittwe oder eine geschiedene Frau kann ebenfalls 
auf Grund des §. 1300 Ansprüche erheben. Allerdings wird, wenn 
die Braut etwa der verführende Theil war, Unbescholtenheit nicht 
vorausgesetzt werden dürfen, der §. 1300 also nicht zur An- 
wendung kommen, ebenso wenig, wenn der Braut ein Geschlechts- 
verkehr vor dem Verlöbniss etwa durch den Nachweis einer viru- 
lenten Infektion vorgeworfen werden kann. 

Auch bezüglich der Eingehung der Ehe enthält das B. 
G.-B. für den Gerichtsarzt wichtige Bestimmungen: §. 1313 be- 
stimmt, dass eine Frau erst 10 Monate nach Auflösung oder 
Nichtigkeitserklärung ihrer früheren Ehe eine neue Ehe eingehen 
darf, es sei denn, dass sie inzwischen geboren hat. Von dieser 
Vorschrift kann Befreiung bewilligt werden. Es versteht sich, 
dass diese Befreiung in der Begel erst nach Anhörung des ge- 
richtsärztlichen Gutachtens bewilligt werden wird, welches sich 
darüber auszusprechen hat, ob die betreffende Ehekandidatin 
schwanger ist oder nicht. Es ist dies ja, wie Sie alle wissen, 
eine Fragestellung, die auch nach der bisherigen Gesetzgebung 
nicht selten von dem Gerichtsarzt zu erledigen war. Auch dass 
die betreffende Frau nach Auflösung der Ehe (Tod des Ehegatten, 
Scheidung der Ehe, Nichtigkeitserklärung oder siegreich durch- 
geführte Anfechtung) geboren hat, wird unter Umständen der 
gerichtsärztlichen Feststellung unterliegen, doch dürfte für der- 
artige Fälle im Allgemeinen der standesamtliche Nachweis ge- 
nügen. Die Wartezeit übertrifft im Uebrigen die im §. 1592 des 
B. G.-B. festgestellte Empfängnisszeit um einige Tage; volle 
10 Monate fordert der §. 1313! Hat sich die Frau trotzdem ver- 
heirathet, dann tritt der §. 1600 des B. G.-B., den ich später 
noch erwähnen werde, in sein Recht. 

Auch die Bestimmung des §. 1316, welche sagt, dass das 
der Eheschliessung vorhergehende Aufgebot unterbleiben darf, 
wenn eine lebensgefährliche Erkrankung eines der beiden Ver- 
lobten den Aufschub der Eheschliessung nicht gestattet, wird 
die Intervention des Gerichtsarztes erfordern müssen. Eine lebens- 
gefährliche Erkrankung ist eine solche im Sinne des §. 1316, dass 
eine Beendigung des Lebens durch die Krankheit selbst oder durch 
bereits hinzugetretene oder doch wenigstens mögliche Kompli- 
kationen zu erwarten ist. Demgemäss gehören hierher jQur patho- 
logische Zustände akuter oder chronischer Art; physiologische 
Zustände, wie Altersschwäche sind lebensgefährliche Erkrankungen 
im Sinne des §. 1316 nicht. 

Ueber die Nichtigkeit und Anfechtung einer Ehe 
bestimmt (Tit. 3) §. 1333: 

3 
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^Eine Ehe kann von dem Ehegatten angefochten werden, der sich bei 
der Eheschliessnng iu der Person des anderen Ehegatten oder über solche per- 
sönliche Eigensohtdften des anderen Ehegatten geirrt hat, die ihn bei Eenntniss 
der Sachlage und bei yerständiger Würdigung des Wesens der Ehe von der 
Ehe abgehalten haben würden.^ 

Aehnliches bestimmt §• 1334. Dass eine Ehe bei Geschäfts- 
unfähigkeit oder bei Bewusstlosigkeit einer der beiden Parteien 
nichtig ist (§. 1325), haben Sie bereits aus den Ausführungen des 
Herrn Vorredners entnommen. Nach §. 1339 hat die Anfechtung 
binnen 6 Monaten zu erfolgen; die Frist beginnt bezüglich der 
§§. 1333 und 1334 mit dem Zeitpunkte, in welchem der Ehegatte 
den Irrthum oder die Täuschung (§. 1334) entdeckte. 

Ein Irrthum in der Person des Ehegatten oder über persön- 
liche Eigenschaften desselben, die den anderen Ehegatten bei 
Kenntniss der Sachlage und bei verständiger Würdigung des 
Wesens der Ehe von der Eingehung der Ehe abgehalten haben 
würden, wird ebenfalls nicht selten der gerichtsärztlichen Begut- 
achtung unterliegen. Hierher gehören wiederum unheilbare und 
ansteckende Krankheiten, ferner Unfähigkeit zur Beiwohnung, 
oder Unfruchtbarkeit, Hermaphrodismus u. a. m. 

Nach §. 1338 (Tit. 5: Wirkung der Ehe im Allgemeinen) sind 
die Ehegatten einander zur ehelichen Lebensgemeinschaft 
verpflichtet; es heisst in diesem Paragraphen jedoch: 

„Stellt sich das Verlangen eines Ehegatten nach Herstellung der Ge- 
meinschaft als Misshrauch seines Rechtes dar, so ist der andere Ehegatte nicht 
verpflichtet, dem Verlangen Folge zn leisten. Das Gleiche gilt, wenn der 
andere Ehegatte berechtigt ist, auf Scheidnng zn klagen.^ 

Was ein Missbrauch des Rechtes eines Ehegatten auf die 
eheliche Lebensgemeinschaft ist, unterliegt der richterlichen Fest- 
stellung, die sich nach Massgabe der Umstände des einzelnen 
Falles (gesellschaftliche Stellung, Erwerbsverhältnisse u. s. w.) zu 
richten haben wird. Auch das Gutachten des Gerichtsarztes wird 
hierbei unter Umständen angerufen werden, um festzustellen, ob 
die Herstellung der häuslichen Gemeinschaft oder die Leistung der 
ehelichen Pflicht mit der ehelichen Gesinnung vereinbar ist, so z. B. 
ob nicht bei ansteckenden Krankheiten die Erfüllung der ehelichen 
Pflicht für den nicht erkrankten Ehegatten nachtheilig werden kann. 

Ganz besonders wichtig sind nun die Bestimmungen des 
Buch 4, Abschnitt 1, Tit. 7 über Scheidung der Ehe. Da- 
nach kann eine Scheidung der Ehe erfolgen: 1. wegen Ehe- 
bruches, 2. wegen Bestrafung des anderen Ehegatten nach §.171 
und §. 175 Str.-G.-B., 3. wenn ein Ehegatte dem anderen nach 
dem Leben trachtet, 4. wegen böslicher Verlassung; eine solche 
liegt vor, wenn der andere Ehegatte zur Herstellung der häus- 
lichen Gemeinschaft verurtheilt war und dem Urtheil 1 Jahr lang 
nicht Folge gegeben hat und femer bei böswilliger Verlassung 
während eines Jahres, wenn die Voraussetzung für die öffentliche 
Zustellung seit Jahresfrist gegen den verlassenden Ehegatten be- 
standen hat. 5. kann auf Scheidung der Ehe geklagt werden nach 
§. 1568. Dieser Paragraph lautet: 

„Ein Ehegatte kann anf Scheidnng klagen, wenn der andere Ehegatte 
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darch schwere Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten oder durch 
ehrloses oder unsittliches Verhalten eine so tiefe Zerrüttung des ehelichen Ver- 
hältnisses verschuldet hat, dass dem anderen Ehegatten die Fortsetzung der Ehe 
nicht zugemuthet werden kann. Als schwere Verletzung der Pflichten gilt 
auch grobe Misshandlung.'* 

Der §. 1568 giebt somit einen relativen Scheidungsgrund ; 
es wird stets darauf ankommen, ob eine Zerrüttung des ehelichen 
Verhältnisses vorliegt und diese so tief ist, dass dem nicht 
daran schuldigen Ehegatten eine Fortsetzung der Ehe nicht zu- 
gemuthet werden kann. Diese Zerrüttung des ehelichen Verhält- 
nisses kann bedingt sein durch schwere Verletzung der durch die 
Ehe begründeten Pflichten, z. B. hartnäckige Verweigerung des 
Beischlafs; sie kann aber auch durch Beischlafs- und Zeugungs- 
unfähigkeit bedingt sein. Denn Jemand kann eine Pflicht ver- 
letzen aktiv wie passiv; aktiv, indem er etwas anderes thut, als 
er soll, passiv, indem er eine Pflicht, die ihm obliegt, nicht erfüllt. 
Ob er im Stande ist, die Pflicht zu erfüllen, ist einerlei, thatsäch- 
lich verletzt er die Pflicht durch Unterlassung ; physische Unmög- 
lichkeit zur Beischlafsvollziehung kann deshalb ebenso wie Un- 
fruchtbarkeit einen Ehescheidungsgrund abgeben, immer unter der 
Voraussetzung, dass dadurch eine so tiefe Zerrüttung des ehelichen 
Verhältnisses entstanden ist, dass dem anderen Ehegatten die 
Fortsetzung der Ehe nicht zugemuthet werden kann. Auch die 
syphilitische Infektion kann sich als eine derartige Verletzung der 
durch die Ehe begründeten Pflichten darstellen, welche die Klage auf 
Ehescheidung gerechtfertigt erscheinen lässt, abgesehen davon, 
dass auch nach §. 1565 in einem derartigen Falle wegen Ehe- 
bruchs das Verfahren auf Scheidung der Ehe eingeleitet werden 
könnte. 

Auch „grobe Misshandlung" gilt als schwere Verletzung 
der durch die Ehe begründeten Pflichten; was ist hierunter zu 
verstehen? Unter grober Misshandlung ist jedenfalls etwas ganz 
anderes gemeint, als eine „schwere Körperverletzung". Selbst- 
verständlich wird jede schwere Körperverletzung auch eine grobe 
Misshandlung sein, aber schliesslich wird in der Regel die quali- 
fizirte Körperverletzung, nicht selten auch die einfache Körper- 
verletzung unter den Begriff der groben Misshandlung fallen. 
Auch hier wird es, wie schon bemerkt, darauf ankommen, ob dem 
verletzten Ehegatten die Fortsetzung der Ehe zugemuthet werden 
kann. Im Uebrigen wird nicht allein die Frage zu entscheiden 
sein, ob die betreffende Misshandlung schädliche Folgen gehabt 
hat, sondern auch, ob sie schädliche Folgen hätte haben 
können. Darin liegt eben der Unterschied der Körperverletzung 
im Sinne des Str.-G.-B. und der groben Misshandlung im Sinne 
des §. 1568. Jedenfalls liegt hier ein neuer, die gerichtliche Me- 
dizin interessirender Begriff vor, von dem der Gerichtsarzt Akt 
zu nehmen hat. Das A. L.-R. kennt diesen Ehescheidungsgrund 
auch; bestimmt doch Th. II, Tit. 1, §. 699, dass die Trennung der 
Ehe beantragt werden kann, wenn ein Ehegatte solche Thätlich- 
keiten an dem anderen Ehegatten verübt hat, dass dessen Leben 
oder Gesundheit in Gefahr gesetzt wurde. Es ist dies thatsächlich 

3* 
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auch eine Festsetzung einer groben Misshandlung als Ehe- 
scheidungsgrund, aber der Begriff , grobe Misshandlung ^ ist dem 
A. L.-R. an dieser Stelle fremd. 

Dass der §. 1569 über die Ehescheidung in Folge von Geistes- 
krankheit handelt, erfuhren Sie bereits durch die Auseinander- 
setzungen des Herrn Vorredners. Interessant erscheinen noch die 
Bestimmungen des §. 1571, nach welchen das Eecht auf Scheidung 
durch Verzeihung erlischt und die Scheidungsklage binnen sechs 
Monaten erhoben werden muss, so weit es sich nicht um Geistes- 
störung handelt, und zwar binnen 6 Monaten von dem Zeitpunkte 
an, in dem der Ehegatte von dem Scheidungsgrunde Eenntniss 
erlangte. Die Klage ist ausgeschlossen, wenn seit dem Eintritt 
des Scheidungsgrundes 10 Jahre verflossen sind. 

Von den Bestimmungen Über die „eheliche Abstammung" 
(4. Buch, 2. Abschnitt, 2. Tit.) sind folgende unserer Beachtung 
werth. Im §. 1591 wird festgesetzt: 

„Ein Kind; das nach Eingehung der Ehe geboren wird, i«t ehelich, wenn 
die Fran es vor oder während der Ehe empfangen und der Mann innerhalb der 
Empfängnisszeit der Frau beigewohnt hat. Das Kind ist nicht ehelich, wenn 
es den umständen nach offenbar nnmöglioh ist, dass die Frau das Kind von 
dem Manne empfangen hat. Es wird yermathet, dass der Mann innerhalb der 
Empfängnisszeit der Fran beigewohnt habe. Soweit die Empfängnisszeit in die 
Zeit vor der Ehe fällt, gilt die Vermnthnng nur, wenn der Mann gestorben 
ist, ohne die Ehelichkeit des Kindes angefochten zu haben.** 

§. 1592 bestimmt weiter: 

„Als Empfängnisszeit gilt die Zeit von dem 181. bis zum 302. Tage yor 
dem Tage der Gebart des Kindes mit Einschlnss sowohl des 181., als des 
302. Tages. Steht fest, dass das Kind innerhalb eines Zeitranmes empfangen 
worden ist, der weiter als 302 Tage Tor dem Tage der Gebnrt znrttckliegt, so 
gilt zu G-ansten der Ehelichkeit dieser Zeitraum als Empfängnisszeit.** 

Die gerichtsärztliche Begutachtung wird hier besonders da 
einzusetzen haben, wenn umstände vorhanden sind oder sein 
können, denen zu Folge es offenbar unmöglich ist, dass die Frau 
das Sind von dem Manne empfangen hat. Umstände medizinischer 
Provenienz, welche eine Zeugung offenbar unmöglich erscheinen 
lassen, sind ja der gerichtlichen Medizin wohlbekannt; ich möchte 
hier nur an die Lehre von der Zeugungsunfahigkeit und vom 
Hermaphrodismus erinnern. Den Umständen nach offenbar unmög- 
lich ist auch, dass ein Kind von einem Vater abstamme, der einer 
anderen Rasse angehört, als es selbst, zumal wenn keine einzige 
Rasseneigenthttmlichkeit auf das Eind übergegangen ist. Weiter 
liegt eine offenbare Unmöglichkeit vor, dass die Frau das Kind 
von dem Manne empfangen hat, wenn sie zur Zeit der Beiwohnung 
bereits schwanger war, auch wenn diese Beiwohnung noch in die 
Empfängnisszeit fällt, oder wenn sie nachher abortirt hat und die 
Beiwohnung in der Zeit vor dem Abort stattfand. Auch den Be- 
weis, dass es nach dem Reifezustande des Kindes offenbar unmög- 
lich sei, dass die Frau das Kind von dem Manne empfangen habe, 
erachtet ein massgebender Kommentator — Planck — nicht für 
unbedingt ausgeschlossen. Doch dürfte für das Gelingen dieses 
Beweises gefordert werden müssen, dass die Inkongruenz zwischen 
Dauer der Empfängnisszeit und Reifezustand des Kindes eine in 
die Augen springende „offenbare** sei. 
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Der gerichtsärztlichen Begutachtung im Allgemeinen ist die 
Bestimmung des Fruchtalters bezttglich der Feststellung der Em- 
pfängnisszeit jedenfalls entzogen. Der Gesetzgeber hat es für 
angezeigt erachtet, der Empfangnisszeit einen absoluten Charakter 
zu geben. Das B. Gt. - B. ist bezüglich der Feststellung der Em- 
pfängnisszeit noch über die Dauer des A. L. »R. herausgegangen 
(210.— 302. Tag); es hat mit Rücksicht auf die Ehre der Frau, 
die Lage des Kindes und die Ruhe der Familie eine Empfängniss- 
zeit genommen, bei welcher auch die Geburten aus dem Anfang 
des 7. Monats, ebenso wie solche am Ende des 10. Monats noch 
für ehelich angesehen werden müssen. Das B. G.-B. geht in 
gewissen Fällen sogar noch weiter. Nach §. 1592, Abs. 2 gelten 
Kinder, welche später als 302 Tage nach Auflösung der Ehe ge- 
boren werden, gleichwohl als ehelich, wenn feststeht, dass sie 
innerhalb eines Zeitraumes empfangen worden sind, der weiter als 
302 Tage vor dem Tage der Geburt zurückliegt. Eine derartige 
Feststellung, welche das Gesetz fordert, erheischt aber Beweis- 
mittel, und unter diesen letzteren wird zum Beweis der üebertra- 
gung das gerichtsärztliche Gutachten herangezogen werden müssen. 
Der Gerichtsarzt wird also die Aufgabe zu lösen haben, aus der 
Länge, dem Gewicht und den anderen Maassen des Kindes die 
Möglichkeit der abnorm langen Dauer einer Gravidität zu erweisen. 
Bei gewöhnlicher Dauer der Gravidität (bis zum 302. Tage) steht 
dem Gerichtsarzt eine Intervention, wie gesagt, nur in Ausnahme- 
fällen zu. Dass mit der Annahme einer Schwangerschaftsdauer 
über den 302. Tage hinaus eine mehrfach erhobene Forderung der 
gerichtlichen Medizin erfüllt ist, mag besonders hervorgehoben 
werden. 

Eine wichtige Bestimmung trifft der §. 1600 des B. G.-B.: 

„Wird von einer Frau, die sich nach der Auflösung ihrer Ehe wieder 
verheirathet hat, ein Kind gehören, das nach den §§. 1591—1599 ein eheliches 
Kind sowohl des ersten, als auch des zweiten Mannes sein wttrde, so gilt das 
Kind, wenn es innerhalb 270 Tage nach Auflösung der früheren Ehe geboren 
wird, als Kind des ersten Mannes, wenn es später geboren wird, als Kind des 
zweiten Mannes.^ 

Der gerichtlich - medizinischen Begutachtung untersteht hier 
nichts; die Empfängnisszeiten sind absolute, ein Gegenbeweis ist 
hier nicht zulässig. 

Die rechtliche Stellung der unehelichen Kinder 
behandelt Tit. 6 des 2. Abschnittes im 4. Buch des B. G.-B. 
Nach §. 1717 gilt als Vater des unehelichen Kindes, wer der 
Mutter innerhalb der Empfängnisszeit beigewohnt hat, es sei denn, 
dass auch ein anderer innerhalb dieser Zeit ihr beigewohnt hat. 
Eine Beiwohnung bleibt jedoch ausser Betracht, wenn es den Um- 
ständen nach offenbar unmöglich ist, dass die Mutter das Kind 
aus dieser Beiwohnung empfangen hat. Als Empfängnisszeit gilt 
die Zeit vom 181. bis zum 302. Tage vor dem Tage der Ge- 
burt des Kindes mit Einschluss sowohl des 181. als auch des 
302. Tages. 

Wir haben also hier festzustellen, dass die Dauer der Em- 
pfängnisszeit bei unehelichen wie bei ehelichen Kindern, abweichend 
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vom A. L.-R. und ähnlich wie es das sächsische Recht that, vom 
B. G.-B. in gleicher Höhe festgesetzt ist. Die Bestimmungen, 
dass unter Umständen eine offenbare Unmöglichkeit besteht, dass 
die Mutter das Kind aus einer Beiwohnung empfangen habe, be- 
gegnen uns auch hier wieder. 

Bemerkenswerth sind die Bestimmungen über die Annahme 
an Kindesstatt (4. Buch, 2. Abschnitt, 8. Tit.). Es lauten 
nämlich : 

§. 1741: „Wer keine ehelichen Abkömmlinge hat, kann durch Vertrag 
mit einem Anderen diesen an Eindesstatt annehmen; der Vertrag bedarf der 
Bestätigung durch das zuständige Gericht.^ 

§. 1744: „Der Annehmende muss das 50. Lebensjahr überschritten haben 
und mindestens 18 Jahre älter sein als das Eind.^ 

§. 1745: „Von den Erfordernissen des §. 1744 kann Befreiung bewilligt 
werden, von der Erforderniss des 50. Lebensjahres jedoch nur, wenn der An- 
nehmende volljährig ist.'' 

Die Vorbedingung zur Annahme an Kindesstatt ist also, dass 
eheliche Abkömmlinge nicht vorhanden sind; dass Befreiung von 
den gesetzlichen Bestimmungen bewilligt werden kann, denen zu 
Folge der Annehmende das 50. Lebensjahr überschritten haben 
und mindestens 18 Jahre älter sein muss als das Kind, wird in 
den §§. 1744 und 1745 bestimmt; ob und inwieweit hier die rich- 
terliche Sachverständigen -Thätigkeit einsetzen wird, muss die 
Praxis lehren. Es kann aber angenommen werden, dass wie bis- 
her bei Gewährung der Befreiung Zeugungsunfähigkeit resp. die 
Vermuthung, dass die Erzeugung natürlicher Kinder nicht wahr- 
scheinlich ist, von dem Richter als Thema probandum für den 
Sachverständigen aufgestellt werden wird. 

Dass die gerichtlich - medizinische Sach verständigen - Thätig- 
keit auch in Frage der Pflegschaft, der Erbfolge und der Nach- 
erbfolge angerufen werden wird, um das Bestehen einer Gravidität 
zu erweisen, oder die Annahme derselben zu widerlegen, führte 
ich bei Beginn meiner Auseinandersetzungen an. An dieser Stelle 
ist auch noch des ümstandes zu gedenken, dass bezüglich der 
Pflegschaft die Feststellung „körperlicher Gebrechen** nach §. 1910 
B. G.-B. Aufgabe des Sachverständigen werden kann. 

Ich möchte schliesslich noch zwei gesetzliche Bestimmungen 
erwähnen, die Ihnen aus Ihrer seitherigen gerichtsärztlichen 
Thätigkeit her wohlbekannt sind, und die sich auch im B. G.-B. 
wiederum vorfinden ; ich meine die Bestimmungen über Unterhalts- 
pflicht und über Ablehnung einer Vormundschaft, wenn der betr. 
Vormund durch Krankheit oder Gebrechen an der ordnungsmässigen 
Führung der Vormundschaft verhindert ist. 

Bezüglich der Unterhaltspflicht verlangt §. 1602 des B. 
G.-B., dass der Unterhaltsberechtigte ausser Stande sein muss, sich 
selbst zu unterhalten ; es verlangt also Erwerbsunfähigkeit, und dem 
Gerichtsarzt fällt demgemäss bei Klagen auf Erfüllung der Unter- 
haltspflicht die Aufgabe zu, die Erwerbsunfähigkeit festzustellen. 
Selbstverständlich wird hier streng individuell verfahren werden 
müssen, d. h. die Erwerbsunfähigkeit braucht keine gänzliche zu 
ein, auch eine theilweise, vom Gerichtsarzt genau abzuschätzende, 
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würde eine Bewilligung des auf Erfüllung der Unterhaltspflicht 
gerichteten Begehrens zur Folge haben. Die Grundsätze über die 
Bestimmung der Erwerbsfähigkeit richten sich nach den bekannten, 
allgemein zur Anerkennung gelangten Maximen, wie sie auch die 
Praxis der sozialpolitischen Gesetze mit sich bringt. 

Eine Ablehnung der Vormundschaft (§§. 1786 und 
1897 des B. G.-B.) wegen Verhinderung an der ordnungsmässigen 
Führung derselben durch Krankheit oder Gebrechen wird, wie ich 
anführte, ebenfalls Gegenstand der gerichtsärztlichen Beweis- 
führung sein können. Krankheitszustände chi*onischer Art, und 
zwar solche sowohl der körperlichen als auch der psychischen 
Sphäre kommen hier in Frage, ferner allzu hohes und frühzeitiges 
Alter u. a. m. ; es ist weiter in Betracht zu ziehen, ob nicht durch 
die Uebernahme der Vormundschaft und die damit in Zusammen- 
hang stehenden seelischen Erregungen eine Verschlimmerung 
bereits vorhandener, aber keine bemerkenswerthen Störungen 
hervorrufender Leiden zu befürchten ist. 

Ich wäre hier, m. H., eigentlich am Ende der für den Ge- 
richtsarzt interessanten Festsetzungen des B. G.-B. angelangt, 
möchte aber doch nicht unterlassen, noch eine aus Buch 1, Ab- 
schnitt 5 (Verjährung) stammende Bestimmung hier anzuführen, 
welche nicht für die gerichtsärztliche Sachverständigenthätigkeit 
an sich, sondern für die aus derselben resultirenden und für den 
Gerichtsarzt nicht unwichtigen Vortheile von keineswegs zu unter- 
schätzender Wichtigkeit ist. Es heisst nämlich im §. 196: 

„In 2 Jahren yerjähren die Ansprüche, 

14. der Aerste und Hehammen für ihre Dienstleistungen mit Einschluss 
der Auslagen; 

16. der Zeugen und Sachverständigen wegen ihrer Gebühren und Aus- 
lagen.** 

Hierbei ist zu bemerken, dass durch die Weglassung der 
nicht approbirten Aerzte, wie Sie sich gewiss erinnern weiden, 
ein Wunsch des 17. deutschen Aerztetages erfällt worden ist; die 
Ansprüche derselben verjähren, soweit gewerbsmässiger Betrieb 
vorhanden ist, nach §. 196,7 in 2 Jahren, sonst verjähren bei nicht 
gewerbsmässigem Betriebe der Kui*pfuscherei die Ansprüche nach 
30 Jahren. 

Im üebrigen bleibt die Bestimmung der Gebührenordnung 
für Zeugen und Sachverständige vom 30. Juni 1878, §. 16 be- 
stehen, wonach der Anspruch erlischt, wenn der Anspruch auf 
eine Vergütung binnen 3 Monaten nach Beendigung der Zuziehung 
oder der Abgabe des Gutachtens bei dem zuständigen Gericht nicht 
angebracht worden ist. 

Bisher haben Sie, m. F., die Paragraphen des B. G.-B. ge- 
wissermassen mit mir zusammen durchwandert, fanden wir einen 
interessanten Punkt, so machten wir Halt, um die sich dabei für 
unsere Zwecke ergebenden Betrachtungen anzustellen ; Sie werden 
jetzt gewiss gern die gerichtlich- medizinische Ausbeute unserer 
Wanderung noch einmal systematisch gruppirt sehen wollen, um 
so am besten zu ermessen, welche Aufgaben Sie bei dem Inkraft- 
treten des B. G.-B. erwarten. 
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Ich möchte vom gerichtlich-medizinischen Stand- 
punkte aus das Material in 4 Gruppen theilen: 

1. wird es sich darum handeln, Leben oder Gelebthaben, 
sowie die muthmassliche Dauer des Lebens festzustellen; 

2. wird es unsere Aufgabe sein müssen, Untersuchungen des 
Gesundheitszustandes anzustellen und die im Sinne des 
B. G.-B. nothwendigen Folgerungen daran zu knäpfen; 

3. werden eine ganze Reihe mit dem Sexualleben des Men- 
schen zusammenhängender Fragen unserer Begutachtung 
unterliegen, ebenso wie 

4. die Untersuchungen von Wohnungen und Wohnräumen. 
Was zunächst die Feststellung des Lebens anbetrifft, 

so wird dieselbe, so weit sie eines gerichtsärztlichen Gutachtens 
bedarf, also an nicht mehr am Leben befindlichen kindlichen In- 
dividuen, nach denselben Prinzipien anzustellen sein, wie bei jeder 
Sektion eines Neugeborenen. Die Lungenprobe wii-d auch hier 
unser Leitstern sein müssen und wir werden auch dessen einge- 
denk sein, dass wir die bezüglich des positiven oder negativen 
Ausfalles der Lungenprobe sich uns entgegenstellenden Bedenken zu 
widerlegen oder jedenfalls zu würdigen haben werden. Die Fest- 
stellung der muthmasslichen Dauer des Lebens erfolgt 
nach §. 844 des B. G.-B., wenn es sich darum handelt, die Höhe 
der Ersatzansprüche Dritter festzustellen, welche diesem im Falle 
der Tödtung eines zum Unterhalt des Dritten Verpflichteten zu- 
stehen ; Anhaltspunkte zur Feststellung der muthmasslichen Lebens- 
dauer wurden vorhin, soweit an dieser Stelle zulässig, skizzirt. 

Die Feststellung des Gesundheitszustandes eines 
Individuums liegt dem Gerichtsarzt ob nach §. 823 des B. G.-B. 
bei Ersatzansprüchen nach stattgehabter Körper- oder Gesundheits- 
beschädigung; auf die Nothwendigkeit einer Feststellung des ur- 
sächlichen Zusammenhanges zwischen Schaden und schädigender 
Handlung wurde oben hingewiesen. Nach §. 1568 hat der Ge- 
richtsarzt im Ehescheidungsprozess das Vorliegen einer groben 
Misshandlung zu begutachten; war durch die schädigende Hand- 
lung die Erwerbsfähigkeit vermindert oder aufgehoben, dann hat 
nach §. 843 eine Feststellung der Erwerbsfähigkeit resp. ihrer 
Verminderung bei Prüfung der Ersatzansprüche des Geschädigten 
zu erfolgen. Eine Prüfung der Erwerbsfähigkeit findet auch nach 
§. 1602 statt, wenn es sich darum handelt, die Berechtigung eines 
ünterhaltsanspruches darzuthun. Bei einem Rücktritt vom Ver- 
löbniss wird nach §. 1298 ein von dem zurücktretenden Theil an- 
geführter medizinischer Grund auf seine Stichhaltigkeit von dem 
ärztlichen Sachverständigen zu prüfen sein, ebenso wie nach 
§. 1786 der Einwurf einer Krankheit oder Gebrechlichkeit, der in 
der ordnungsmässigen Führung der Vormundschaft hindert, von 
gerichtlich - medizinischer Seite zu prüfen ist. Nach §. 1910 er- 
folgt die Feststellung körperlicher Gebrechen, die den Betreffenden 
ganz oder theilweise an der Besorgung seiner Angelegenheiten 
hindern. 

Von den mit dem Sexualleben in Zusammenhang 
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stehenden Verhältnissen kommen in Frage: 1. Zeugungs- 
unfähigkeit resp. Unfruchtbarkeit, 2. Stuprum und Defloration, 
3. Schwangerschaft und Geburt. 

Zur ersteren Gruppe: Zeugungsunfähigkeit bezw. 
Unfruchtbarkeit möchte ich auch die nach §. 1353 vorge- 
schriebene Feststellung rechnen, ob sich das Verlangen des einen 
Ehegatten nach Herstellung der ehelichen Lebensgemeinschaft 
nicht als ein Missbrauch seines Rechtes darstellt, das heisst, ob 
es nicht im Interesse der Gesundheit des anderen Ehegatten er- 
forderlich ist, dass wenigstens zeitweise eine Trennung der Ge- 
meinschaft statt hat. Unfähigkeit zur Beiwohnung, Unfruchtbar- 
keit, unheilbare und ansteckende Krankheiten, Hermaphrodismus 
würden zu denjenigen persönlichen Eigenschaften zu rechnen sein, 
die den Ehegatten bei Eenntniss der Sachlage unter Umständen 
von der Eingehung der Ehe abgehalten haben würden ; ihre Fest- 
stellung erfolgt nach den §§. 1333 und 1334. Aehnlich wird durch 
den §. 1568 die Möglichkeit eines ärztlichen Beweises eröffnet, 
dass eine schwere Verletzung der durch die Ehe begründeten 
Pflichten vorliegt; hier werden Beischlafs- und Zeugungsunfähig- 
keit, unter Umständen auch ansteckende Geschlechtskrankheiten 
Gegenstand gerichtsärztlicher Untersuchung sein ; desgleichen 
kann, wie ich mir schon anzuführen erlaubte, die Frage, ob die 
Erzeugung natürlicher Kinder nicht mehr zu erwarten ist, vom 
Gerichtsarzt zu beantworten sein, wenn es sich darum handelt, ein 
volljähriges Individuum von den die Annahme an Kindesstatt ein- 
schränkenden Bestimmungen zu befreien. 

Bezogen sich die soeben angeführten gerichtsärztlichen Fest- 
stellungen auf beide Ehegatten gemeinsam, so handelt die nach 
den §§. 1591 und 1717 festgesetzte Beweisführung der offenbaren 
Unmöglichkeit, dass die Frau das Kind von dem Manne empfangen 
habe, in der Regel allein vom männlichen Geschlecht. 

Ueber Stuprum und Defloration kann das Gutachten 
des Gerichtsarztes nach §. 825 und §. 1300 eingefordert werden. 
Nach §. 825, wenn es sich um Ersatzansprüche einer in ihrer 
Geschlechtsehre gekränkten Frauensperson handelt, und nach§. 1300 
bei Ersatzanspiilchen einer unmotivirt verlassenen Verlobten, 
welche die Beiwohnung gestattet hatte. 

Dass eine Schwangerschaft besteht, wird der Gerichts- 
arzt zu beweisen haben, wenn es sich um die Ernennung eines 
Pflegers für eine Leibesfrucht und um die Aufschiebung einer 
Erbtheilung bei zu erwartender Geburt eines Miterben handelt, 
femer bei der Ernennung eines Vormundes durch den Vater für 
ein nach seinem Tode geborenes Kind, bei der Regelung von Er- 
satzansprüchen gegenüber Dritten, die erzeugt, aber noch nicht 
geboren waren (§§. 1912, 2043, 1777, 844), Die Möglichkeit eines 
Beweises aus der Beschaffenheit des Neugeborenen, dass das Kind 
offenbar unmöglich innerhalb eines gewissen Zeitraumes von der 
Frau empfangen sein könne, wurde oben angeführt, ebenso wurde 
auch darauf hingewiesen, dass der gerichtsärztliche Nachweis des 
Vorliegens einer Spätgeb\irt nach §. 1592 zulässig ist. §§. 1592 
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und 1717 regeln im üebrigen die Empfängnisszeit bei ver- 
heiratheten und unverheiratheten weiblichen Individuen in ganz 
gleicher Weise. 

Eine Befreiung von der Wartezeit, welche eine Frau nach 
Beendigung einer Ehe bis zur Eingehung einer neuen Ehe zu ab- 
sei viren hat, kann nach §. 1313 erfolgen; sie wird in der Regel 
erfolgen, wenn das gerichtsärztliche Gutachten festgestellt hat, 
dass Gravidität nicht vorliegt. 

Die vierte und letzte Gruppe bilden Wohnungsunter- 
suchungen mit Berücksichtigung der Frage, ob die Wohnungen 
zu vertragsmässigem Gebrauch geeignet sind, und ob eine erheb- 
liche Gefährdung der Gesundheit zu befürchten ist (§§. 537 und 
544 B. G.-B.). 

Ich habe, m. H , versucht, Ihnen ein Bild davon zu geben, 
wie sich voraussichtlich die gerichtlich -medizinische Sachver- 
ständigen - Thätigkeit nach dem B. G.-B. gestalten wird. Ich 
hoffe, dass es mir gelungen ist, die Grundzüge des Bildes richtig 
festzustellen. Die Einzelheiten werden erst durch die Praxis ihre 
weitere Gestaltung erfahren ; kasuistisch Möglichkeiten aufzu- 
stellen, ging aber über meine Aufgabe hinaus. 

(Lebhafter BeifaU.) 

Vorsitzender: Zu meiner grossen Freude sehe ich, dass 
sich der Saal inzwischen gefüllt hat und somit die vorher von mir 
ausgesprochene Erwartung in Erfüllung gegangen ist. Indem ich 
die nachträglich eingetroffenen Mitglieder gleichfalls willkommen 
heisse, eröffne ich nunmehr die Diskussion über den eben ge- 
hörten Vortrag. 

H. Kreiswandarzt Dr. Steinberg - Lauban : Bezüglich der Wohnnngs- 
nntersnchnng möchte ich mir die Frage erlauben: Ist es als eine eifhebliche 
Gefährdung der Gesundheit im Sinne des §. 544 des B. G. B. anzusehen, wenn in 
einem Hause eine ansteckende Krankheit ausbricht, z. B. Pocken oder Fleck- 
typhus? Wäre in solchen Fällen ein Miether ohne Weiteres zum Ausziehen 
befugt, so würde das eine sehr eingreifende Neuerung bedeuten und sicher oft 
genug zur Geltendmachung von Hegressansprüchen seitens der Hausbesitzer 
führen. 

H. Dr. Pappe: Ich glaube nicht, dass die Lösung des Miethsyertrages 
aus diesem Grunde erfolgen kann. Es ist das nicht ein Mangel der Wohnung, 
sondern eine zufällige Eigenschaft derselben, die auf anderem Wege wieder 
Wett gemacht werden kann, und die mit der Wohnung als solcher absolut nichts 
zu thun hat. 

H. Kreisphys. Dr. Beinhauer- Höchst: Ich glaube, dass nach dem neuen 
Bürgerlichen Gesetzbuch die Begutachtung von ungesunden Wohnungen sehr 
beschränkt wird, weil von einer „erheblichen Gefährdung^ der Gesundheit die 
Bede ist. Bis dahin war es so, dass die Polizei eine Wohnung schloss, sobald 
der Physikus sie für gesundheitsgefährlich erklärte. Nunmehr muss aber eine 
erhebliche Gesundheitsschädigung vorliegen ; die Möglichkeit eines erfolgreichen 
Eingreifens wird in Folge dessen geringer werden. 

Vorsitzender : Den Ausführungen des Vorredners gegenüber möchte ich 
bemerken, dass auch z. Z. die Polizei eine Wohnung wegen Gesundheitsgefähr- 
dung in der Begel nur dann geschlossen hat, wenn eine erhebliche Gefähr- 
dung vorlag nnd von dem Physikus festgestellt war. Die jetzige Bestimmung 
des B. G. B. bringt daher in dieser Beziehung nichts Neues, sondern entspricht 
dem bisher aUgemein in der Praxis beobachteten Verfahren. 

H. Kreisphys. Dr. Beinhauer -Höchst: In meinem Bezirke genügte die 
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Erklärung des Physikns „die Wohnung ist gesundheitsschädlicli^, um ein sofor- 
tiges Einschreiten der Polizeiverwaltnng herbeizuführen , 

H. Dr. Pappe: Wir haben zwei Möglichkeiten, entweder die Wohnung 
eignet sich nicht zu dem vertragsmänsigen Oebranche, oder die Wohnung ge- 
fährdet in erheblichem Masse die Gesundheit. Eine nicht erhebliche Qesund- 
heitsgefährdung wird in Zukunft ebensowenig einen Grund für den Bücktritt 
vom MiethsTortrage bilden können, als sie es meiner Kenntniss nach auch bis 
jetzt gekonnt hat. 

Vorsitzender: Es hat sich Niemand weiter zum Wort ge- 
meldet ; ich schliesse daher die Diskussion und gestatte mir gleich- 
zeitig, dem Herrn Eeferenten unsern verbindlichsten Dank für 
seinen hochinteressanten Vortrag auszusprechen. 

(Frühstückspause im Franziskaner von 12 — 1 Uhr.) 



V. Wie kann der staatliche Gesnndheitsbeamte 

seine Stellung znr Förderung der modernen Wohl- 

thätigkeitsbestrebnngen verwerthen? 

H. Kreisphys. San.-Eath Dr. Hensgen -Siegen: M. H.! Wer 
wie wir älteren Mitglieder unserer heutigen Versammlung die von 
den höchsten Idealen eines Volkes getragene Zeit der 70 er Jahre 
denkend mit durchlebt hat, wer das Eingen und Kämpfen der 
ganzen Nation nach Erstrebung der höchsten geistigen Güter, 
der Stammeseinigung, der politischen Freiheit, der freien Ent- 
wickelung auf dem Gebiete des Denkens und wissenschaftlichen 
Forschens damals verfolgte, der glaubte mit Recht einer grossen 
Zukunft für die geistige Entwickelung der deutschen Nation ent- 
gegensehen zu dürfen. Halten wir dagegen die fast lediglich um 
materielle Interessen geführten Kämpfe der Gegenwart, sehen wir, 
wie grosse Gruppen sich bildeten, die geschlossen dastehen, um 
Vortheile für sich, für ihren Stand oder ihre Gegend zu erlangen, 
sehen wir ferner, wie der Staat den Bestrebungen nach Beschaffung 
materieller Güter gerecht werden muss, während manche lange 
ausgesprochene Wünsche und Forderungen zur Hebung der Volks- 
gesundheit und Volkswohlfahrt unerfüllt bleiben, so möchte man 
vielleicht dem Ausspruche derjenigen pessimistischen Philosophen 
beistimmen, welche da behaupten: „Das Ende des 19. Jahrhunderts 
kennt keine Ideale mehr.** 

Und doch giebt es ein gemeinsames Banner, welches die 
idealen Bestrebungen der Neuzeit zum grossen Theil zusammen- 
fasst, und welches wie ein heller Stern hineinleuchtet in die Nacht 
der Selbstsucht, das ist das universelle Liebesbanner des 
Bothen Kreuzes! 

Das Rothe Kreuz, ursprünglich dazu bestimmt, die Leiden 
des Krieges zu mildern und die Thätigkeit der Aerzte auf dem 
Schlachtfelde zu unterstützen — weshalb die letzteren es auch 
stets enthusiastisch begrüssten — , hat seine Aufgabe immer weiter 
ausgedehnt und ist jetzt schon zu einer kosmopolitischen Macht 
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geworden, die namentlich zur Friedenszeit in unendlich yiele 
Verhältnisse des Lebens eingreift. Wenn seine Aufgabe wesent- 
lich die ist, da einzati*eten, wo grosse Noth und Elend im Volke 
herrscht, ganz besonders dort, . wo Unglücksfälle, wie Krieg, Volks- 
seuchen oder schädigende Naturereignisse aufgetreten sind, so 
liegt es schon von vornherein nahe, dass der staatliche Gesund- 
heitsbeamte, dessen Thätigkeit mit denselben Verhältnissen sich 
zu beschäftigen hat, vielfach den Bestrebungen des Itothen Kreuzes 
begegnet, die letzteren kennen und eventuell verwenden lernen muss. 

Diesem Gedankengange entsprang wohl die mir zugekommene 
Aufforderung unseres verehrten Herrn Vorsitzenden, in der dies- 
jährigen Hauptversammlung das Thema zur Besprechung zu bringen, 
für welches ich Ihr geneigtes Ohr auf kurze Zeit mir erbitten 
möchte. — 

Auf dem Gebiete der Krankenpflege hat das Bothe Ej'euz 
im Laufe der letzten Jabre eine wirkliche Führerrolle übernommen. 
Als die wichtigste und dankbarste Aufgabe der Vaterländischen 
Frauenvereine vom Rothen Kreuz wurde in deren Delegirten- und 
Generalversammlung zu Berlin am 18. und 19. April d. J. die 
Einführung einer geordneten Krankenpflege, namentlich auf dem 
Land, bezeichnet. 

Schon hat der Provinzial - Verein vom Eothen Kreuz für 
Schleswig 5000 Mark für Ausbildung heimischer Krankenpflege- 
rinnen bewilligt. Eine Beihe von Krankenhäusern findet sich über 
ganz Deutschland verbreitet, die sich zur Aufgabe stellen, Pfleger 
und namentlich Pflegerinnen für den Krankendienst auszubilden; 
immer neue werden noch errichtet und geplant, und doch fragt 
man sich, wie wenig entspricht die Zahl der Pflegerinnen — Dia- 
konissen und katholische Ordensschwestern mit Imizugerechnet — 
noch den wirklichen Bedürfnissen. Wenn das erreicht werden soll, 
was Prof. Rumpf in einem gelegentlich der Berliner Gewerbe- 
ausstellung gehaltenen Vortrage forderte, dass in jeder Ge- 
meinde eine Krankenschwester sein soll, so entsteht die 
Frage, woher sollen wir das grosse Material von Pflegerinnen 
nehmen? In Altena und Posen haben Mitglieder der Frauen- 
Vereine sich zur Krankenpflege hergegeben und verrichten dieselbe 
ehrenamtlich. Ganz abgesehen davon, dass in Altena die Pflege 
bei Infektionskrankheiten, also dort, wo sie meist am allemöthigsten 
erscheint, ausgeschlossen ist, muss betont werden, was Kollege 
Dietrich- Merseburg mit Recht hervorhebt, dass die Kranken- 
pflege sich zur ehrenamtlichen Thätigkeit absolut 
nicht eignet, da sie die ganze Kraft und Zeit des Personals 
erfordert. Wir können also in dieser Einrichtung keine Lösung 
der schwebenden Bedürfnissfrage erblicken. 

Ein anderer Weg, die Krankenpflege zu verallgemeinem, ist 
in Baden versucht worden. Unter dem hohen Protektorate Ihrer 
königlichen Hoheit der Grossherzogin Luise von Baden organisirte 
der Badische Prauenverein die Land - Krankenpflege, indem er sich 
die Aufgabe stellte, „für solche Gemeinden, die einer beruflichen 
Krankenpflege aus irgend welchem Grunde entbehren, die Be- 
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Schaffung und Erhaltung von Hälfspflegekräften nach Thunlichkeit 
zu ermöglichen. Dieser Zweck wird zu erreichen gesucht durch 
theoretische und praktische Ausbildung von Frauenspersonen, die 
nach ihrer Ausbildung das Amt einer Landkrankenpflegerin in der 
betreffenden Gemeinde übernehmen". Die Ausbildung dauert in 
Baden nur drei Monate und soll sich in dieser offenbar zu kurz 
bemessenen Zeit erstrecken ,,auf alle Gebiete, welche später den 
Gegenstand ihrer Pflege bilden können (Pflege innerer und äusserer 
Kranken und Unterweisung im Kochen)** (§. 4 der Statuten). 
Nach beendeter Ausbildung hat sich die Landkrankenpflegerin 
den heimathlichen Orts- und Gemeindebehörden, den Ortsgeistlichen, 
den Vorständen der absendenden Vereine, sowie dem Bezirksarzte 
vorzustellen (§. 6 der Statuten). 

Auf dem vom 6. — 8. Juni d. J. in Heidelberg abgehaltenen 
4. Verbandstage der Deutschen Frauenvereine vom Rothen Kreuz 
berichtete Ob.-Med.-Rath Dr. Haus er -Karlsruhe über die badi- 
sche Landkrankenpflege und fasste seine aus reicher Er- 
fahrung geschöpften Beobachtungen in nachstehende Leitsätze 
zusammen : 

yl. Die Schaffang und Ansdelinnng einer geordneten Krankenpflege auch 
in den kleinsten Landorten erscheint sowohl vom ärztlichen, als anch vom 
hamanit&ren und sozialen Gesichtspunkte als ein ernstes Bedttrfniss unserer Zeit. 

2. Einen erprobten und daher empfehlenswerthen Weg, diesem Bedttrfnisse 
gerecht zu werden, bildet die in Baden eingeführte Landkrankenpflege. 

8. Die Beschaffung der Mittel zur Erreichung und Unterhaltung der- 
selben liegt in erster Linie den freiwilligen Wohlthätigkeitsvereinen, den Ge- 
meinden und Kreisen ob; es erscheint aber als billig und dringend wünschens- 
werth, dass auch die Krankenkassen und Versicherungsanstalten zur Erreichung 
dieser Ziele beistenern.*' 

Auf der jetzt vor 6 Tagen in Breslau abgehaltenen 1 9. Jahres- 
versammlung des Deutschen Vereins für Armenpflege und 
Wohlthätigkeit berichtete Reg.-Rath Dettmann-Oldenburg 
über „Krankenpflege und Hauspflege auf dem Lande**. Seine drei 
von der Versammlung angenommenen Leitsätze lauteten: 

„1. Die Schaffang geordneter Krankenpflege auf dem Lande ist ein 
dringendes Bedttrfniss. 

2. Arten und Formen der Krankenpflege sind den Ertlichen Verhältnissen 
anzapassen. Als eine erprobte und besonders geeignete Form ist die Anstellung 
Ton Landpflegerinnen, wie sie durch den Badischen Frauenverein erfolgt^ zu 
bezeichnen. Ausserdem sind die Träger der öffentlichen Armenpflege und der 
sozialen Versicherang gesetzlich zur Einrichtung von Krankenanstalten und zur 
Gewährung von Krankenhauspflege, soweit dies die Natur der Krankheit er- 
fordert, zu yerpflichten. 

3. Es empfiehlt sich, fttr das Staatsgebiet oder dessen Verwaltungsbezirke 
freiwillige Organisationen einzurichten; die der Forderung geordneter 
Landkrankenpflege allgemeine Anerkennung zu verschaffen, ihre zweckmässige 
Durchführung zu fördern, insbesondere auch auf die finanzielle Betheiligung der 
Gemeinden, der weiteren Kommunalverbände, sowie der Träger der sozialen 
Versicherung hinzuwirken berufen wären.* 

Eine der badischen Landkrankenpflege ähnliche Einrichtung 
haben wir im Kreise Siegen seit einigen Jahren getroffen. Um 
die ärmeren Gemeinden zu versorgen, welche nicht in der Lage 
sind, eine Diakonissin, die immerhin unter 700—800 Mark nicht 
zu unterhalten ist, anzustellen, lassen wir geeignet erscheinende 
Mädchen im städtischen Erankenhause zu Siegen V« J&bi* hindurch 
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in der Krankenpflege ausbilden. Hierauf werden sie auf Kosten des 
Vaterländischen Frauenvereins noch ^4 Jahr zur weiteren Aus- 
bildung dem Kaiserin Augnsta- Hospital zu Berlin überwiesen. 
Zum Zwecke der praktischen Anleitung werden sie nachher einer 
Gemeindeschwester auf kurze Zeit beigegeben und dann erst in 
der betreffenden Heimathgemeinde mit einem Jahresgehalt von 
300—400 Mark angestellt. Zuschüsse zu diesem Gehalte ge- 
währen uns die Berufsgenossenschaften. 

Die Pflegerin ist der Bezirks- Vorsteherin des Vaterländischen 
Frauenvereins unterstellt ; sie hat selbstverständlich in erster Linie 
den Anordnungen des Arztes Folge zu leisten. Alle drei Jahre 
sollen die Gemeindeschwestern nachgeprüft werden, und sind die- 
jenigen, welche diese Nachprüfung nicht bestehen, wieder an das 
städtische Krankenhaus zur nochmaligen Ausbildung zurückzuweisen. 

Man hat nun von gewisser Seite diese unsere Einrichtung 
zu bemängeln versucht und sie als eine „wohl nur in Noth um 
Vollschwestern, wenn nicht in Unkenntniss ihres Mehrwerthes und 
der Schwesterschaften vom „Rothen Kreuz** geplante, keineswegs 
billige und im besten Fall doch nur eine halb e Hülfe darstellende 
Anstellung von freiwilligen Pflegerinnen" bezeichnet (Chuchull).^) 

Hiergegen habe ich Folgendes zu erwidern: 

1. Die Noth um VoUschwestem erkenne ich voll an, nur 
frage ich dabei gleichzeitig, wie viel Diakonissenanstalten müssten 
wir wohl errichten, wenn wir so viele Vollschwestern ausbilden 
wollten, dass wir der vorhin zitirten Rumpf sehen Forderung 
gerecht werden könnten? 

2. Die Kenntniss des Mehrwerthes kann nur derjenige mit 
Recht aussprechen, der die Leistungen beider Korporationen mit 
einander zu vergleichen in der Lage ist ; nicht aber lässt sich die 
Mehrleistung theoretisch konstruiren. Der VoUwerth einer Kranken- 
schwester entwickelt sich auf Grund einer gewissen Anlage und 
Begabung erst im Laufe der Zeit und hängt weniger ab von der 
genossenen Vorbildung. Im Allgemeinen aber darf ich wohl kon- 
statiren, dass Kranke, Aerzte und Gemeinden bis jetzt noch über 
unsere Einrichtung im günstigen Sinne sich geäussert haben und 
durchweg mit den Leistungen unserer Pflegerinnen zufrieden ge- 
wesen sind. 

3. Dass unsere Pflegerinnen sich billiger stellen als Dia- 
konissen, habe ich schon angeführt; dies dürfte nicht zu wider- 
legen sein. 

Noch eins kommt hinzu: In konfessionell gemischten Volks- 
schichten wollen die Katholiken keine Diakonissen und die Pro- 
testanten selten Ordensschwestern zur Hauspflege; die Rothen 
Kreuzschwestern sind zwar interkonfessionell, werden aber nicht 
allseitig dafür angesehen. Da empfiehlt es sich unter Umständen, 
eine angesessene unbescholtene Frauensperson als Pflegerin aus- 
bilden zu lassen, die in ihrer eigenen Gemeinde weit eher von 
beiden Seiten zur Pflege herangezogen wird. (In kleinen Ge- 

') Die Krankenpflege auf dem Lande und die Aasbiidnng von Kranken- 
pflegerinnen. Dentscher Frauen -Verband; 1898, Nr. 10—12. 
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meinden neigen ausserdem nicht vollbeschäftigte Diakonissen, wie 
ich schon erfahren habe, gern dazu, in's seelsorgerische Gebiet 
hinüberzugreifen.) 

Der auf dem Gebiete des Erankenpflegewesens unermüdlich 
thätige Kollege Dietrich -Merseburg hat neuerdings für alle 
Krankenpfleger den staatlichen Nachweis der Befähigung rerlangt.^) 
Obwohl ich der Ansicht bin, dass wir dies nicht eher erhoffen 
können, bis der Staat für die Krankenbehandlung durch Aerzte 
den Befähigungsnachweis fordert, d. h. also bis der Staat mit der 
Kurpfuscherei aufräumt, bin ich doch mit seinen Prinzipien im 
Allgemeinen einverstanden.*) 



') Der Werth eines staatlichen Befähigungsnachweises fttr aUe Eranken- 
pflegeformen. Von Dr. E. Dietrich, Ereispbysikns in Merseburg. Deutsche 
Krankenpflegezeitung; 1898, Nr. 18; 1899, Nr. 1. 

*) Die Einrichtung der Organisation der Krankenpflege im 
Kreise Siegen lässt sich am hesten aus den nachstehenden Vorschlägen und 
Entwürfen heurtheilen, wie sie der Delegirten- Versammlung der Vaterlän- 
dischen Frauenvereine Westfalens zu Mttnster in Westfalen am 27. November 
1897 Yorgelegt worden sind: 

I. Vorschläge. 

1. Fttr alle Landgemeinden, weiche die Kosten einer Diakonissen- oder 
Krankenschwesterstation nicht aufzubringen yermögen oder nicht genügende 
Beschäftigung fttr eine solche bieten, sind durch den Vaterländischen Frauen- 
verein in Gemeinschaft mit dem Männerverein vom Bothen Kreuz einheimische 
Mädchen oder Frauen als Krankenpflegerinnen auszubilden und vertragsmässig 
anzusteUen. 

2. In möglichst vielen Gemeinden auf dem Lande sind durch den Vater- 
ländischen Frauenverein Krankeupflegehttlfsstationen zur unentgeltlichen Aus- 
leihung von grösseren Krankenpflegegegenständen unter Kontrole der Aerzte 
und möglichst unter Leitung der Krankenpflegerinnen einzurichten. 

3. Die Ausbildangskosten der Krankenpflegerinnen ttbernimmt der Männer- 
verein vom Bothen Krenz, wogegen dieselben sich zum Dienst im Kriegsfall 
verpflichten. Die Besoldung: der Krankenpflegerinnen trägt, soweit sie nicht 
durch Vergütungen fttr geleistete Pflege gedeckt wird, der Vaterländische 
Frauenverein, der jedoch die Gemeinden und namentlich auch die Organe der 
Arbeiterversicherung zu Beiträgen auf Grand besonderer Verträge heranzieht. 

II. Entwarf zu dem Vertrag über die Anstellung einer 

Krankenpflegerin . 

Vertrag 

zwischen dem Ortsvorstand des Vaterländischen Frauenvereins zu 

vertreten durch die derzeitige Vorsitzende Frau 

..'... und der als Krankenpflegerin in 

anzustellenden 

§. 1. Die wird auf Kosten des Vaterländischen 

Frauenvereins im .zu 

als Krankenpflegerin fttr 

ausgebildet und verpflichtet sich, während der Ausbildungszeit die fttr die Lehr- 

schttlerinnen des 

bestehenden Vorschriften zu befolgen. 

§. 2. Nach erfolgter Ausbildung nimmt die ihren 

Wohnsitz in und verpflichtet sich, die ihr von 

dem Ortsvorstand des Vaterländischen Frauenvereins zu 

zugewiesenen Kranken, sei es, dass dieselben in 

oder einer anderen Gemeinde des ... wohnen, zu 

pflegen und, soweit erforderUoh, auch im Haushalte Httlfe zu leisten. 

§. 3. Die . .ist nur verpflichtet, jede dritte 

Nacht bei Kranken zu wachen. 

§. 4. Die verpflichtet sich, keine Geschenke 
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Was die Spezialpflege der Wöchnerinnen anbetiiflft, so 
empfiehlt sich für Grossstädte die Einrichtung von Asylen. In 

oder Znwendangen irgend welcher Art für ihre Erankeupflegedienste von jemand 
Anderem als dem Ortsvoratand des Vaterländischen Franen Vereins zu ... . 

anzunehmen. Alle Gaben für die Krankenpflege werden 

violmehr Ton dem Ortsvorstand in Empfang genommen. 

§. 5. Der Ortsvorstand des Vaterlftndischcu Franenvereins zu ... . 

Übernimmt die Verpflichtung, der 

fttr so lange, als dieselbe die vorbezeichneten Bedingungen (§. 1—4 incl.) tren 
und gewissenhaft erfflUt, eine jährliche Einnahme von 300 Mark als Kranken- 
pflegerin zu garantiren. Die Verpflichtung des Ortsvorstandes erlischt, wenn 

der Vaterländische Frauenverein für 

sich auflöst. Das Gehalt wird der 

in vierteljährlichen Raten von der Vorsitzenden des Ortsvorstandes ausgezahlt. 

§. 6. Die ist verpflichtet, die vom Zentral- 

Vorstande des Vaterländischen Frauenvereins vorgeschriebene Tracht, bestehend 
aus Siamosekleid und weissem Häubchen (nach dem Muster der Schwestern vom 
Rothen Kreuz in Köln), sowie der Brosche mit dem rothen Kreuz im weissen 
Felde zu tragen. 

§. 7. Sollte die ihre Thätigkeit im Dienste 

des Vaterländischen Frauenvereins zu Tor 

Ablauf von 5 Jahren nach Vollendung ihrer Ausbildung einstellen, so hat sie 
die dem Frauenverein durch ihre Ausbildung erwachsenen Kosten bis zum 
Höchstbetrage von 100 Mark zu erstatten. 

Ist dieser Fall durch Krankheit hervorgerufen, so bleibt die 

von der Erstattungsverbindlichkeit befreit. 

, den 189 

III. Bntwurf 2u den Bestimmniigeii über die Verwaltung der 

Krankenpflegehülfsstationen. 
1. Allgemeine Bestimmungen. 

§. 1. Die Verleihung der Gegenstände ist im Allgemeinen eine unent- 
geltliche, doch haben Wohlhabendere dafür einen massigen, vom Ortsvorstand 
zu bestimmenden Vergütungssatz zu entrichten, welcher als Beitrag zu den 
Kosten der Unterhaltung der Station verwendet werden soll. 

§. 2. Der Ortsvorstand hat die Ergänzung bezw. die Erweiterung der 
Station je nach den im Laufe der Zeit hervortretenden Bedürfnissen zu veran- 
lassen und geeignete Persönlichkeiten mit der Verwaltung zu betrauen. Nament- 
lich ist die Ergänzung des Verbandmaterials (aus den nächsten Apotheken) zu 
veranlassen. 

§. 3. Der Verwalter der Station hat 

a. ein Verzeichniss der vorhandenen Gegenstände, 

b. ein Journal über die verliehenen resp. zurückgegebenen Gegenstände (nach 
unten angegebenem Schema) 

zu führen und darauf besonders zu achten, dass die betreffenden Gegenstände 

in gutem, gereinigtem und deainfizirtem Zustande wieder abgeliefert werden. 

üeber jede nothwendig werdende Ergänzung hat er dem Vorstande zu 

berichten. 

§. 4. Es findet eine jährliche Kontrole der Station in Gegenwart des 
Vorstandes durch einen sachverständigen Arzt statt. Letzterer hat dem Vater- 
ländischen Frauenverein Bericht über die Station zu erstatten und eventuelle 
Abänderungsvorschläge zu machen. 

Kontrole über die Verleihung der Gegenstände. 



Zeit der 
Ausgabe 



I 



«8 






Gegenstand 



Name und 

"Wohnort des 

Empfängers 



Zeit der 
Rückgabe 



08 

I 



08 



Bemerkungen 
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mittleren und kleinen Städten, sowie in grossen Dorfschaften wird 
man sich der Anstellung von Pflegerinnen für Wöchnerinnen zu- 
wenden müssen. Auch im Kreise Siegen sind wir hierzu 
übergegangen und unsere dabei gemachten Erfahrungen sind so 
günstig ausgefallen, dass der Frauenverein noch weitere anzu- 
stellen beabsichtigt. Wie wohlthätig wirkt eine solche Pflegerin 
in der kleinen beschränkten Behausung eines Fabrikarbeiters, wo 
sie nicht nur die Wöchnerin pflegt, sondern auch das ganze Haus- 



2. Vorschriften 
botreffend die Behandlang der ans der Krankenpflegehttlfsstaiion des Vater- 
ländischen Franenyereins entliehenen Gegenstände. 

§.1. Badewannen. Die Badewanne ist auf dem Transport vorsichtig 
und schonend zu behandeln, damit sie nicht durch Druck oder Stoss Ein- 
knickungen (Beulen) erleidet. 

Die Badewanne darf nur zur Bereitung von kalten oder warmen Bädern 
(ohne medikamentöse Zusätze) verwandt werden; speziell ist die Bereitung von 
Bädern mit Zusätzen von Salzen (besonders schwefelhaltigen), Soolen, Säuren oder 
Moorbestandtheilen in derselben nicht gestattet. 

Beim Fällen der Badewanne ist niemals zuerst heisses Wasser in die- 
selbe zu giessen, sondern es müssen stets zuerst ein bis zwei Eimer kalten 
Wassers eingegossen worden, worauf heiss nachgegossen und gemischt werden 
darf. Nach der Benutzung muss die Badewanne auf folgende Weise vor ihrer 
Zar£Lcklieferung gereinigt, resp. desinfizirt werden: 

1. Nach Benutzung seitens eines mit einer ansteckenden Krankheit Behafteten 
wird die Badewanne mit schwefelsaurem Wasser mittelst eines Wolllappens 
abgerieben. (Dieses Wasser wird bereitet, indem man ein Theii Schwefel- 
säure und neun Theile Wasser unter Umrühren mit einander mischt.) 
Hierauf werden die Wände der Wanne noch schliesslich mit einem trockenen 
Tuche und Scblemmkreide abgerieben. 

2. Nach der Benutzung durch nicht ansteckende Kranke genügt ein Beinigen 
der Innenwände der Badewanne mit einer starken Sodalaugenlösung (ein 
viertel Pfund Soda auf drei Liter Wasser), Nachspülen mit Wasser und 
Austrocknen. 

§.2. Stechbecken. Die aus Zinkblech hergestellten Stechbecken 
sind ebenfalls mit dem schwefelsauren Wasser (siehe oben) zu desinfiziren und 
später mit Schlemmkreide oder auch mit Scheuer- oder Silbersand abzureiben. 

§. 3. Wasser- und Luftkissen. Die aus grauem Gummi herge-' 
stellten Wasser- und Luftkissen werden zum Zwecke der Beinhaltung vortheil" 
haft mit einem reinen, weichen, öfters zu wechselnden leinenen Tuche Überdeckt^ 
ehe sie unter den Kranken gelegt werden. 

Erfolgt trotzdem eine Beschmutzung, so sind sie mittelst eines in lau- 
warmes Seifenwasser eingetauchten Schwammes oder Lappens abzuwaschen resp. 
abzureiben. 

Zu warmes oder heisses Wasser (Seifenwasser) darf indess nicht benutzt 
worden, weil dabei der Gummi leiden würde. 

§. 4. Ebenso sind die Gummiunterlagen und Eisbeutel mit 
einem in kaltes oder lauwarmes Seifenwasser getauchten Schwämme oder Lappen 
abzureiben. 

Falls die vorher genannten Gummigegenstände (Kissen, Unterlagen und 
Eisbeutel) bei einem ansteckenden Kranken, also bei einem an Cholera, Pocken, 
Typhus, Ruhr, Diphtheritis, Scharlach, Masern, Keuchhusten, Schwindsucht, 
Kindbettfiober oder Genickstarre Leidenden gebraucht worden sind, ist es er- 
forderlich, dieselben unmittelbar vor zu erfolgender Rückgabe mittelst einer 
desinfizirenden Flüssigkeit (LysoUösung) abzureiben. Letztere wird zu diesem 
Zwecke von der Station mitgegeben. 

§.5. Hirsespreukissen können mit warmem Seifenwasser gereinigt 
werden. Ein nachträgliches Abreiben mit einer Lysollösung empfiehlt sich auch 
bei diesem, namentlich nach dem Gebrauch bei ansteckenden Krankheiten. 
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Wesen leitet und die Kindererziehnng mit fibernimmt. Einen 
segensreichen Einfluss wird sie nicht selten dauernd hinterlassen. 

Eine ganz besondere Berücksichtigung verdient die Anstellung 
von Wochenbettpflegerinnen, wenn man die Prophylaxe des 
Wochenbettfiebers in Betracht zieht, Wo eine solche Pflegerin 
existirt, wird man weit eher in fraglichen Erkrankungsfällen der 
Wöchnerin die Hebamme fernhalten können, als in Ortschaften, wo für 
eine rationelle Pflege nicht gesorgt ist und wo — wie es in unserer 
Gegend üblich — die Hebamme während der ersten 9—10 Tage 
des Wochenbetts zweimaligen Besuch täglich bei der Entbundenen 
abzustatten hat. 

Auf dem weit ausgedehnten Gebiete der Krankenpflege bietet 
sich meines Erachtens dem Kreisärzte, besonders dem auf dem 
Lande, ein fruchtbares Feld ergiebigsten Wirkens. Versteht er 
es, mit den Eingesessenen seines Kreises sich zu benehmen, so 
wird es ihm namentlich mit der zu Hülfe genommenen Unter- 
stützung eines Vaterländischen Frauenvereins gelingen, die all- 
gemeine Ki*ankenpflege zu organisiren. Er wfrd dann nicht nur 
den Kranken einen unschätzbaren Dienst erweisen, er wfrd sich 
auch den Dank der Kollegen yerdienen und gleichzeitig für seinen 
Theil mitwirken an dem Segen der sozialpolitischen Gesetzgebung. 
Gerade der staatliche Gesundheitsbeamte wfrd sich eher wie der 
praktische Arzt mit den Organen der letzteren, mit den Kranken- 
kassen, äen Berufsgenossenschaften und den Alters- und Invaliditäts- 
Anstalten in Verbindung setzen können, um deren Unterstützung 
zu erlangen. 

In der XVI. Jahresversammlung des Deutschen Vereins für 
öffentliche Gesundheitspflege im Jahre 1890 wies schon v. Kerschen^ 
Steiner auf die günstigen Erfahrungen hin, die man in Bayern 
mit der Anlage kleinerer Krankenhäuser bis zu 50 Betten 
gemacht hatte. Wenn ihm auch damals entgegengehalten wurde, 
dass bei einer geringeren Bettenzahl sich nicht nur die Baukosten 
pro Kopf, sondern auch die durchschnittlichen Verpflegungskosten 
für den einzelnen Kranken verhältnissmässig hoch stellen, so liegt 
doch unzweifelhaft auch für die kleinsten Kreise, sowie für kleinere 
Städte und grössere Dörfer ein so grosses Bedürfniss der Errich- 
tung eines Krankenhauses vor, dass derartige Bedenken nicht aus- 
schlaggebend sein dürfen, namentlich schon mit Rücksicht darauf, 
dass die moderne soziale Gesetzgebung immer mehr versicherten 
Personen die Krankenhauspflege zusichert. Auf diesem Gebiete 
der Krankenversorgung erwächst dem Gesundheitsbeamten dess- 
halb unbedingt die Pflicht, den Bau von Kreis- oder städtischen 
Ki'ankenhäusem in Anregung zu bringen und durchzusetzen, wo 
dies durch die Umstände frgend geboten erscheint. Man darf 
meines Erachtens heutigen Tages wohl verlangen, dass selbst im 
kleinsten ländlichen Kreise sich ein Krankenhaus befindet; Nie- 
mand dürfte aber geeigneter dazu erscheinen, für diese Forderung 
praktisch einzutreten, als der Kreisarzt. 

In ärmeren Gegenden empfiehlt sich auch wieder für die 
Durchführung eines solchen Projekts die Unterstützung des Rotben 
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Kreuzes, und. wird der Gesundheitsbeamte meist nicht vergeblich 
anklopfen, wenn er diese in geeigneter Weise nachsucht. In 
Gegenden, wo die Industrie florirt, ist es schon leichter Gelder 
.fär derartige Zwecke zu erlangen; man soll nur als Kreisarzt 
nicht allzu bescheiden sein, wenn man für diese Wohlthätigkeits- 
bestrebungen bittend auftritt. 

In kleineren Orten, wo Krankenschwestern wohnen, empfiehlt 
sich öfters die Einrichtung von Krankenstuben zu vorüber- 
gehender Aufnahme von Verletzten und Kranken. Solche Stuben 
sind auch in unseren bergbautreibenden westlichen Bezirken auf 
den Gruben vielfach eingerichtet, und wird dort die erste Hülfe- 
leistung von Nothhelfern besorgt. 

Die Thätigkeit unserer Pflegerinnen wird wesentlich unter- 
stützt durch eine Einrichtung, die wir vor mehreren Jahren ge- 
troffen haben, durch unsere Krankenpflege-Hülfsstationen, 
deren wir 16 im Kreise errichtet haben. Es sind dies Depots, 
welche die wichtigsten Krankenutensilien enthalten, wie Bade- und 
Sitzbadewannen, Wasser- und Luftkissen, Hirsespreukissen, Gummi- 
Unterlagen, Eisbeutel, Irrigatoren, Thermometer, sowie das wich- 
tigste Verbandsmaterial und einige Desinfektionsmittel. Die 
Utensilien, deren Aufbewahrung, mit Ausnahme der Badewannen, 
in einem schönen, mit dem Rothen E[reuze geschmückten Schranke 
geschieht, müssen vor der Rückgabe jedes Mal gehörig desinflzirt 
werden. Wie letzteres zu geschehen, wie überhaupt die Gegen- 
stände zu behandeln sind, ist auf einem beim Entleihen mitzu- 
gebenden Zettel vermerkt (siehe Anmerkung auf Seite 49, unter 
III, 2). 

Der Stationsverwalter (meist die Ki'ankenpflegerin) hat über 
die unentgeltlich verliehenen Gegenstände Buch zu führen. Die 
Kompletirung der Station geschieht auf Antrag der Bezirksvor- 
steherin nach Benehmen mit der Pflegerin, resp. dem Arzte. Der 
Pbysikus hat die Stationen auf ihre ordnungsmässige Haltung zu 
revidiren. 

Aehnliche Einrichtungen bestehen auch anderwärts. Die 
ältesten sind wohl die schweizerischen „Krankenmobilien- 
magazine^, die bereits über 100 Jahre bestehen und von denen 
im Jahre 1890 allein im Kanton Zürich 95 bestanden, lieber 
diese Magazine schrieb mir der Herausgeber der Schweizerischen 
Gesundheitsblätter: „Ueberall erfreuen sie sich der lebhaftesten 
Sympathie und starken Benutzung. Aerzte und Publikum sind 
froh darüber. Die Medizinalpersonen haben das lebhafteste Inter- 
esse dafür, denn die Fürsorge für unbemittelte und arme Kranke 
in Hauspflege wird damit sehr erleichtert und verbessert." 

Bei uns in Deutschland hat der Kreisarzt Dr. Heck er in 
Weissenburg ^ zuerst Verleihanstalten für Gegenstände zur Kranken- 
pflege mit Unterstützung von Aerzten, edlen Frauen, sowie von 
Krallkenkassen und Gemeindeverwaltungen eingerichtet. 



>) Dr. Heck er: Verleihanstalten ffir Gegenstände zur Krankenpflege. 
Archiv fOr öffentliche Gesundheitspflege in Elsass- Lothringen ; 1896, Bd. XVI, 1. 
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Den Segen derartiger Einrichtungen erkannte der schleswig- 
holsteinische Landwirth Johannes Adolf Jacobson aus Vorder- 
brarup bei Säderbrarup, ^) indem er an 50 Stellen auf dem Lande 
zum dauernden Andenken an seine verstorbene Frau sogenannte 
„Margarethenspenden*^ aus eigenen Mitteln stiftete. 

In Württemberg wurde unter dem Vorsitz des Grafen L e u - 
trum von Ertingen ein Komitee gebildet, welches sich die 
Einfuhrung von Erankenpflegeutensilien zum Ziele setzte. Von 
Pfarrer Gaspar-Ünterriepingen*) wird über diese zu Ehren der 
hohen Protektorin, der Königin Charlotte, „Charlottenpflegen'' 
genannte Einrichtung von Ki*ankenpflegekästen Folgendes be- 
richtet : 

„Das Komitee hat durch hesonderen Aufruf und sonstige rege Press- 
thätigkeit sich au die Aufgabe herangemacht, das Gewissen der Gemeinden 
selbst aufzuwecken für die Erkenntniss der ihnen in ihren Kranken gestellten 
hohen Aufgabe. In diesem Bestreben wurde es aufs Angelegentlichste unter* 
stützt durch das Königliche Ministerium des Innern und das Königliche Medi- 
zinalkollegium, die beide die Bezirksvorsteher amtlich auf die Bestrebungen des 
Komitees und auf die denselben zu Grunde liegende ganz richtige und woLl 
durchführbare Form aufmerksam machten und den Bezirkeärzten Winke gaben 
für eine genaue Beaufsichtigung dieser werth vollen Krankenpflegedepots.'' 

Eine der Margarethenspende und der Charlottenpflege ver- 
wandte Einrichtung ist die Ihnen bekannte von Reg.- und Med.- 
Kath Dr. Deneke in Stralsund ganz besonders empfohlene Leih- 
stätte für Wochenpflege-Gebrauchsgegenstände. Letz- 
tere begreifen in sich die sogenannte Vorunterstützung (Handtuch, 
Trikresolschmierseife und gedruckte Belehrung über Eeinlichkeits- 
pflege) und die Geburtsuntersttitzung, welche in einem Deckel- 
eimer ausser einer Belehrung eine emaillirte Waschschüssel, 
eine Gummiunterlage, Wundwatte, Parchendunterlagen, 1 Bett- 
tuch, 2 Handtücher und 1 Hemd enthält. 

Es düi'fte mir kaum widersprochen werden, wenn ich be- 
haupte, dass für die Einrichtung und Ueberwachung der vorhin 
genannten Wohlthätigkeitseinrichtungen keine geeignetere Person 
im Kreise zu finden ist, wie der Kreisarzt. Das Inslebenrufen 
derselben setzt selbstverständlich neben dem nöthigen Interesse 
für die Sache eine gewisse Fachkenntniss voraus, die er am 
ehesten besitzt, da es sich durchweg um Fragen der öffentlichen 
Gesundheitspflege handelt, die ja in sein spezifisches Arbeitsfeld 
hineinfallen, und für die den meisten praktischen Aerzten das 
Interesse gewöhnlich abgeht. Der Gesundheitsbeamte wird auch 
bei Anregung der Einführung derartiger Einrichtungen weit eher 
den Eindruck machen, dass es keinerlei egoistische Nebenzwecke 
sind, die ihn dazu vei*anlassen, solche Vorschläge zu machen. Beim, 
praktischen Arzte könnte man wenigstens mancherlei supponiren, 
wie z. B. Abwälzen gewisser lästiger Funktionen auf andere 
Schultern, Erleichterung der Praxis und dergleichen. 

Wenn demnach die Vorschläge seitens eines beamteten Arztes 



^) üeher die Einrichtung von Margarethen- Spenden. Rothes Kreuz; 
1898, S. 79. 

») Deutsche Krankenpflegezeltnng; 1898, S. 177. 
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auf ganz anderen Boden fallen werden, wie diejenigen des prak- 
tischen Arztes, so wird auch die Ueberwachung solcher Einrich- 
tungen als eine eher zu ermöglichende und gesichertere bezeichnet 
werden dürfen. Ist auch die seit Jahren gewünschte und ver- 
langte Selbstständigkeit des Kreisarztes nicht erreicht worden, so 
steht letzterer doch im Allgemeinen dem Publikum gegenüber 
freier und unabhängiger da, wie der praktische Arzt; er wird 
eher rügen dürfen und sich erlauben können, energische Vor- 
schläge zur Abstellung hygienischer Missstände zu machen, wie 
der praktische Arzt, welcher auf eine Reihe von Verhältnissen 
Rücksicht zu nehmen hat. Auch kann kaum die Frage sein, dass 
er auf diesem Felde des humanitären Wirkens eher berufen er- 
scheint zum Handeln, wie der Theologe oder der Jurist. Mit 
Recht betonte Kollege Dietrich -Merseburg^) in einem im Ok- 
tober V. J. in dem Medizinalbeamten - Verein zu Merseburg ge- 
haltenen Vortrage „über die Betheiligung der Medizinalbeamten 
an den Frauenvereinen für Wohlthätigkeitsbestrebungen, insbe- 
sondere für Armen-, Kranken- und Wöchnerinnenpflege" : „Während 
Geistliche und Juristen zunächst der Armenpflege ein warmes 
Interesse entgegenbringen, haben sie für die Kranken- und Wöch- 
nerinnenpflege naturgemäss nicht das Interesse, das der Arzt von 
Berufswegen fühlt." 

Wollen Sie nun, m. H., in Ihrem Wirkungskreise einen 
sicheren Boden haben, von dem aus Sie an die Einrichtung von 
Wohlfahi'tsanstalten für Kranken- und Wöchnerinnenpflege heran- 
treten können, so vermag ich Ihnen nach meinen Erfahrungen, die 
sich mit denen des Herrn Kollegen Die trieb -Merseburg völlig 
decken, keinen besseren zu empfehlen, als den der Vaterländi- 
schen Frauenvereine. In den deutschen Frauen liegt ein 
wunderbarer Drang zum Wohlthun und zur Linderung von Leiden 
und ganz besonders ein feines Verständniss für Krankenpflege, 
Eigenschaften, welche am deutlichsten in den schweren Zeiten 
hervortraten, welche das deutsche Volk durchzumachen hatte. 

Uns Aelteren ist es ja noch erinnerlich, welche Leistungen 
auf diesen Gebieten in dem letzten Kriege von 1870/71 unsere 
Frauenwelt aufweisen konnte, und doch möchte man sagen, wenn 
man das grosse Gurlt'sche Sammelwerk „Zur Geschichte der 
internationalen und freiwilligen Krankenpflege im Kriege" auf- 
merksam durchstudii*t, dass die freiwilligen Leistungen der Jahre 
1813 — 1815 die der Neuzeit übertroffen haben. 

Ich kann es mir an dieser Stelle nicht versagen, das An- 
denken eines Mannes wachzurufen, der während der Befreiungs- 
kriege Ausserordentliches geleistet hat durch seine patriotischen 
Schriften und besonders durch seine warm empfundenen Aufrufe: 
„Ans Vaterland für die Verwundeten" und „An die deutschen 
Frauen " • Es ist dies der Landsmann Scharnhorst's, der Kreis- 
physikus Dr. Faust aus Bückeburg, welcher in dem erstgenannten 
Aufrufe schon verlangte, dass jedem Vaterlandsvertheidiger ein 



') Zeitschrift für Medizinal -Beamte; 1898, S. 672. 
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Päckchen Verbandzeug mit Binde, Chai'pie, Decklappen und ein 
Exemplar seiner Schrift: ,,An Soldaten über Heilung der Wunden** 
mitgegeben werden sollte. Aus seinem Aufruf an die deutschen 
Frauen führe ich folgende kernige Worte an: 

„Ja Ihr deatschen Frauen! Ihr habt Vieles, Ihr habt Grosses getfaan. 
Ihr Töchter des Vaterlandes habt einzeln nnd in Gesellschaften vereint, weihlich 
und mütterlich gesorgt für die Söhne des Vaterlandes, habt geheilt die Kranken 
nnd habt aufgerichtet, die zerbrochenen Herzens waren. Wie Tacitas den Deut- 
schen sagt: „den Müttern, den Weibern reichen sie zum Sehen und Verbinden 
ihre Wunden hin ; und Mütter und Weiber scheuen sich nicht, die Wunden ihrer 
Söhne, ihrer Männer zu zählen, ja sie fordern von ihnen, dass sie Wunden auf- 
zuweisen haben, und Speisen und Zurufe bringen sie den Kämpfenden'* — so, 
Ihr Frauen, thatet auch Ihr, wäret deutsche Frauen! Fahret fort Ihr Frauen. 
— In Each, wie die alten Deutschen glaubten, liegt ein Heiliges — die 
Göttinnen des Volkes der Deutschen zu sein in diesem heiligen Kriege. Aber, 
Töchter des Vaterlandes, bringet mit Hülfe von Männern Ordnung und Uebor- 
sicht in Euer Werk, damit keiner der Kämpfenden, keiner der Verwundeten 
und der Kranken vergessen werde !** 

Wie in Kriegs- so auch in Friedenszeiten sind die deutschen 
Frauen zu edlem Thun stets bereit. Zu geeigneterer Durch- 
fuhrung ihrer Bestrebungen nehmen sie aber auch gerne in ihre 
Vereine männliche Arbeitskräfte auf. Der Gesundheitsbeamte hat 
hier Gelegenheit, durch Halten von Vorträgen und gelegentliche 
Besprechungen einen grossen Theil der allgemeinen Gesundheits- 
pflege der praktischen Verwirklichung näher zu bringen. 

Ausser den vorhin berührten Fragen sind es noch manche 
andere, die in den Frauenvereinen auf einen günstigen Boden 
fallen. So habe ich den Vaterländischen Frauenverein dazu ver- 
anlasst, Mittel zu bewilligen für die Abgabe guter Kindermilch 
an Kinder armer Eltern. Eine vom Verein beschaffte Docker' - 
sehe Baracke, welche einstweilen dazu dient, um in den ver- 
schiedenen Orten des Kreises eine wandernde Kochlehrschule auf- 
zunehmen, soll in Kriegs- und Epidemienzeiten Krankenzwecken 
dienen. Skrophulöse Kinder werden bei * uns regelmässig auf Grund 
ärztlicher Befürwortung vom Vaterländischen Frauenverein, zu- 
weilen auch erwachsene Frauenspersonen in Bäder geschickt. 

Eine wichtige Thätigkeit erwächst dem Kreisarzte, der Mit- 
glied des Vaterländischen Frauenvereins ist, dann, wenn der letz- 
tere in Verbindung mit den Männervereinen vom Rothen Ki'euz 
an dem Kriegsbereitschaftsplan zu arbeiten hat. Fällt doch die 
Lösung eines grossen Theiles der Aufgaben schon in die Friedens- 
zeiten hinein, namentlich dann, wenn die freiwillige Krankenpflege 
an Lazarethen mitwirken will. Den Bestimmungen gemäss können 
ja die Vereine vom Rothen Kreuz entweder die gesammte Ein- 
richtung eines Reservelazareths, oder deren Ausstattung mit Laza- 
rethgegenständen, oder endlich nur deren Verwaltung übernehmen. 
Zur Ausstattung bedürfen die Reservelazarethe in erster Linie 
der Lagerstellen mit Zubehör (für je eine solche : eine Leibmatratze, 
eine Kopfmatratze, zwei wollene Decken, zwei bis drei Garnituren 
von Bettlaken, Kissen- und Deckenbezüge, drei Hemden). Bei der 
Berathung bezüglich der Beschaffung und Einrichtung eines Laza- 
rethes wird der Rath eines Arztes natürlich in erster Linie Be- 
rücksichtigung finden müssen. 
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Für den Transport der Verwundeten zu Kriegszeiten von der 
Bahn zu den Lazarethen und zur Hülfeleistung an den Er- 
frischungs- und Verbandstationen sind die Sanitätskolonnen 
bestimmt. Für diesen Dienst sind dieselben in ganz bestimmt 
vorgeschriebener Weise auszubilden ; es empfiehlt sich daher, dass 
namentlich diejenigen Kreisärzte, welche sich für den Mobil- 
machungsfall zur Verfügung gestellt haben, sich mit dem Dienste 
der Kolonnen einigermassen bekannt machen, wo möglich, dass sie 
selbst die Funktion eines ärztlichen Leiters der Kolonne über- 
nehmen. Die Wichtigkeit der Sanitätskolonnen für den Kriegsfall 
wird auch in Norddeutschland allmählich mehr und mehr aner- 
kannt. Ausser dem Lokaldienst haben sie den Begleitdienst auf 
den Hülfslazarethzfigen und auf den Schiffen des Inlandes, 
sowie den Transport- und Begleitdienst im Etappengebiet zu be- 
sorgen. 

Um die Mitglieder der Sanitätskolonnen für den Kriegsdienst 
möglichst praktisch vorzubereiten, ist ihre Verwendung im Frieden 
in erster Hülfeleistung absolut geboten. Ausser der Sanitäts- 
kolonne des Lokalkriegervereins habe ich vor 4 Jahren eine 60 
Mann starke Kolonne industrieller Beamten und Arbeiter in erster 
Hülfeleistung ausgebildet und kann die Erfahrungen, welche 
ich mit diesen ausgewählten Leuten machte, durchaus als zu- 
friedenstellende bezeichnen. 

Es ist mir sehr wohl bekannt, wie manche Kollegen diese 
Bestrebungen als gefährlich bezeichnen für den ärztlichen Stand, 
weil zu befürchten stehe, dass Kurpfuscher ausgebildet würden. 
Ich kann Ihnen versichern, m. H., es hängt dies lediglich von 
dem ausbildenden Arzte ab, der im Unterricht stets scharf die 
Grenze zu bezeichnen hat, wie weit die Leute zu gehen haben. 
Es muss immer darauf hingewiesen werden, was als erste Noth- 
hülfe anzusehen und was ärztlicher Thätigkeit unbedingt zu über- 
lassen ist. Zudem trifft dieser Vorwurf im Allgemeinen weniger 
die Sanitätskolonnen, als die jetzt zahlreich entstehenden Sama- 
ritervereine, da diese ja primo loco der ersten Hülfeleistung 
im Frieden sich zuwenden, während die ersteren mehr für den 
Krieg sich vorbereiten und vornehmlich dem Krankentransport- 
wesen ihre Aufmerksamkeit zuwenden. Allerdings liegt es klar 
zu Tage, dass diese Dinge sich absolut nicht trennen lassen, und 
dass Nothverband und Transport zusammen gehören. 

Die Sanitätskolonnen bewährten sich bei Massenunglück, 
schädigenden Naturereignissen und bei Epidemien, wo schnelle 
Hülfe nöthig war. So leisteten Mitglieder der Hamburger Sanitäts- 
kolonnen während der letzten grossen Gholeraepidemie als Trans- 
porteure und Krankenwärter vorzügliche Dienste, welche allge- 
meine Anerkennung gefunden haben. Für den WasseiTettungsdienst 
sind die Sanitätskolonnen von Elbing und Umgegend besonders 
organisirt. 

Ich kann es nicht unterlassen, gegen einige Samariter vereine 
den Vorwurf zu richten, dass sie glauben, bei ihrer Ausbildung: 
der Aerzte entbehren zu können. Auch Herr Reg.- und Med.-Bath 
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Dr. Roth^) wendet sich gegen diese Unterweisungsmethode mit 
den Worten: 

„Je mehr die Eenntniss z wecken tsprechondor Gesnndhoits- und Kranken- 
pflege, wie der ersten Hülfe bei Unglücksfällen verbreitet wird, mn so sicherer 
wird der gemeinschadlichen Knrpfascherei der Boden entzogen, nur darf die 
Popalarlsirang dieser wichtigen Qebiete der Gcsandheitslehre nicht Laien über- 
lassen bleiben/ 

Es ist meiner Meinung nach Pflicht des öffentlichen Gesund- 
heitsbeamten, diese Vereine darauf aufmerksam zu machen, dass 
der Unterricht stets nur von Aerzten ertheilt werden muss; ich 
halte es deshalb für rathsam, dass die Medizinalbeamten, welche sich 
dafür interessiren, selbst sich an dem Unterrichte betheiligen, oder 
wenigstens dafür Sorge tragen, dass Kollegen sich bereit finden 
zur Ertheilung desselben. In Garnisonorten finden sich ja leicht 
Militärärzte, welche die Sanitätskolonnen im Erankenträgerdienste 
unterweisen, aber auch in anderen Städten dürften meist gediente 
Aerzte dazu erbötig sein. Einzelne Kollegen haben dieser Sache 
schon ein anerkennenswerthes Interesse entgegengebracht: so hat 
Herr Reg.- und Med.-Rath Dr. Telke sich um das Sanitätswesen 
Kölns verdient gemacht; Kollege San.-Rath Dr. Roller hat neben 
dem Krankenpflegewesen Triers auch die Sanitätskolonnen dort 
mächtig gehoben; im Reg.-Bez. Oppeln ist der Rettungs- und Sani- 
tätshülfsdienst durch die unablässigen Bemühungen des Reg.- und 
Med.-Raths Dr. Roth in energischer Weise organisirt worden. 

Wie für die Krankenpflege bei den Prauenvereinen eine 
kaum zu entbehrende Stütze zu finden ist, so sind es bezüglich 
des Rettungswesens die Männervereine vom Rothen Kreuz, 
an denen man einen festen Halt für derartige Bestrebungen finden 
kann. Diese sind zudem finanziell meist besser situirt wie die 
Frauenvereine; man kann somit bei ihnen für die Bestrebungen des 
Rettungswesens meist ein geneigtes Ohr erwarten. Meinen Er- 
fahrungen gemäss empfiehlt es sich deshalb für die Gesundheits- 
beamten, diesen Vereinen beizutreten, deren Sitzungen rege bei- 
zuwohnen und womöglich sich in den Vorstand derselben wählen 
zu lassen. 

Ich halte es femer für wichtig, wenn die öffentlichen Ge- 
sundheitsbeamten die Sanitätskolonnen, resp. Samaritervereine für 
die Errichtung von Sanitätswachen in grossen Städten und von 
Rettungsdepots interessiren, selbsverständlich stets unter Be- 
nehmen mit den praktischen Aerzten. Auch die grossen Rettungs- 
gesellschaften unserer Grossstädte bedürfen meines Erachtens 
einer gewissen Ueberwachung durch die Medizinalbeamten. 

In Industriestädten, woselbst Unglücksfälle häufig sich er- 
eignen, ist es nöthig, an einzelnen Punkten Rettungskästen und 
Tragbahren zu deponiren; auch sind an diesen Stationen soge- 
nannte Alarmlisten auszuhängen, auf denen die Namen der nächsten 



>) Die Thätigkeit der Vereine vom Bothen Kreaz nnd der Rettungs- und 
Sanitätshülfsdienst in ihrer Beziehung zu den Aufgaben der Medizinalbeamten. 
Von Reff.- und Med.-Rath Dr. Roth in Oppeln. Hygienische Rundschau; 
1897, Nr. 3. 
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Aerzte und Mitglieder der Sanitätskolonnen verzeichnet stehen, 
um so schleunigst ärztliche Hülfe und Träger erlangen zu können. 

Auf diesem Gebiete des allgemeinen Rettungsdienstes findet 
ein organisationsfreudiger Gesundheitsbeamter ein reiches, frucht- 
bares Arbeitsfeld; mag er auf dem Lande, in einer kleinen oder 
grossen Stadt wohnen, er wird immer Segensreiches schaffen, 
wenn er den Sanitätsdienst den jeweiligen Verhältnissen anpasst. 
Selbst auf dem platten Lande, wo die landwirthschaftlichen 
Maschinen immer mehr Eingang finden, fehlt es heutigen Tages 
nicht an zahlreichen Verletzungen, die rasche Hülfe erfordern, 
wie es ebenfalls nicht an Männern fehlt, denen man ein Interesse 
für erste Nothhülfe einflössen kann. 

Die Armenpflege und Armenkrankenpflege ist ohne 
Frage noch lange nicht überall in der richtigen Weise organisirt. 
Einen rationellen Weg schlug Herr Keg.- und Med.-Kath Dr. Roth 
ein, welcher die kommunalärztliche Thätigkeit nicht durch die 
Behandlung der Armenkranken für erschöpft erachtet, sondern 
verlangt, „dass der Kommunalarzt als hygienischer Berather der 
Kommune alle die Gesundheit des Gemeinwesens uitd insbesondere 
der ärmeren Bevölkerungsklassen beeinflussenden Faktoren, wie 
alle der Gesundheitspflege dienenden kommunalen Einrichtungen, 
Veranstaltungen und Bestrebungen dauernd überwacht*. Er will 
somit die prophylaktische Thätigkeit der Kommunalärzte besonders 
organisiren. Selbstverständlich greift eine solche Prophylaxe, die 
sich auch auf die Ernährungsverhältnisse der ärmeren Bevölke- 
rungsklasse, auf das Kostgänger- und Haltekinderwesen, auf die 
Wohnungshygiene und andere Verhältnisse erstrecken muss, in die 
gesammte Hygiene hinüber, und wird eine solche Thätigkeit der 
Kommunalärzte nur dann richtig und segensreich organisirt werden 
können, wenn der Kreisgesundheitsbeamte dauernd Fühlung mit 
den Kommunalärzten nimmt und deren Thätigkeit unterstützt. 

Schon die in der Rundverfügung^) der Kösliner Regierung am 
7. Oktober 1893 geforderte Berichterstattung über die Thätigkeit 
der Kommunalärzte lässt erkennen, wie weitgehend die hygieni- 
schen Ziele gesteckt waren; dies wird meines Erachtens nur er- 
möglicht werden können, wenn der Kreismedizinalbeamte mit allen 
Kräften mitarbeitet. Es setzt dies aber eine volle Verständigung 
desselben mit den Aerzten des Kreises voraus, zumal eine grosse 
Reihe der zu begutachtenden Einrichtungen dem Physikus unter- 
stellt ist. Jedenfalls wird viel von dem Takt des letzteren ab- 
hängen, wenn es gelingen soll, das zu erreichen, was Roth er- 
reichen will, nämlich „die Thätigkeit des Kommunalarztes mehr 
wie bisher für Zwecke der öffentlichen Gesundheitspflege, speziell 
der kommunalen und sozialen zu fruktifiziren, ohne denselben 
jedoch diese Mehrarbeit als Last empfinden zu lassen." Vielleicht 
lässt sich ein grösserer Erfolg auf dem sozialpolitischen Gebiete 
erwarten von der Thätigkeit des neu gegründeten Deutschen 



Thätigkeit nnd Berichterstattnng der Eommnnalärzte. HnndverfügDiig 
des Königlichen Reofiernngspräsidenten in Köslin yom 7. Oictober 1898. Z. f. M. ; 
1896. Beüage S. 171. 
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Vereins für Volkshygiene, an deren Spitze hervorragende 
Männer, wie der frühere Präsident des Reichs- Versicherungsamts 
Wirkl. Geh. Rath Dr. Bödiker, Dr. Graf Douglas, Geh. Med.- 
Rath Prof. Dr. Leyden und Geh. Med. -Rath Prof. Dr. Rubner 
u. s. w. stehen. Der Verein, der auch auf die Mitwirkung der 
Medizinalbeamten rechnet, hat den Zweck, die Ergebnisse der 
hygienischen Forschung und Erfahrung allen Kreisen unseres 
deutschen Volkes zugänglich zu machen, um auch auf diesem 
Gebiete den praktischen Gewinn der Wissenschaft in den Dienst 
der Allgemeinheit zu stellen. Erreicht soll dieser Zweck werden 
durch Abhalten öffentlicher Vorträge und regelmässige Vereins- 
sitzungen, die sich mit hygienischen Fragen beschäftigen, sowie 
durch Herausgabe allgemein verständlicher Schriften etc. Der 
Chef des Bankhauses Rob. Warschauer & Co., Eommerzienrath 
Hugo Oppenheim, hat sich unter den flnanziellen Unterstützen! 
des jungen Vereins in erster Linie hervorgethan ; dem Verein sind 
u. a. 10000 Mark zur Verfögung gestellt als Preis für das beste 
Volksbuch, welches in allgemein verständlicher Form die Gesund- 
heitspflege behandeln soll. 

Die prophylaktische Thätigkeit, welche Reg.- und Med. -Rath 
Dr. Roth früher von den Kommunalärzten forderte, verlangt er 
neuerdings auch ^) von den Kassenärzten, meiner Ansicht nach mit 
Recht, wenn ich mir auch nicht verhehlen kann, dass die hygieni- 
sche Seite der kassenärztlichen Thätigkeit ihre grossen Lücken 
behalten wird. Hier ist wirklich zu bedauern, dass durch die 
moderne Gewerbeaufsicht die prophylaktische und hygienische 
Arbeit des eigentlichen Gesundheitsbeamten stark in den Hinter- 
grund geschoben worden ist. 

Trotzdem darf der Gesundheitsbeamte es nicht unterlassen, 
die gesammten hygienischen Verhältnisse der arbeitenden Klassen, 
ihre Ernährung, Bekleidung, das Menage-, Kostgänger- und Schlaf- 
stellenwesen dauernd im Auge zu behalten und Vorschläge bezüg- 
lich Abänderungen zu machen. Auf diesem Gebiete lässt sich viel 
Segensreiches erlangen, da es oft nur einer Anregung bedarf, um 
eine wohlthätige Einrichtung in's Leben zu rufen. Hierher ge- 
hören unter Anderem die Badeeinrichtungen, die in manchen 
Gewerbebetrieben ein absolutes Erforderniss bilden. Wo Dampf - 
anlagen vorhanden, sind Douche- und Brauseeinrichtungen so leicht 
und mit so geringen Kosten anzulegen, dass man es kaum be- 
greift, wie derartige Vorrichtungen so wenig noch zu finden sind, 
die meines Erachtens für gewisse Betriebe obligatorisch gemacht 
werden müssten. Häufig bin ich dem Ausspruch des Fabrikanten 
begegnet, die Leute werden die Badeeinrichtung doch nicht be- 
nutzen, welche Befürchtung dann in der Folgezeit durch das 
Gegentheil widerlegt wurde. 

Bezüglich der Ernäbrungsfrage kann dem arbeitenden 



^) Erankenversorgang fUr Unbemittelte. Separatabdrnck ans dem Hand- 
bach der Erankenversorgang and Krankenpflege. Von Dr. Liebe, Dr. Jacob- 
80 hn and Dr. Meyer. Bd. IL Berlin 1899. Verlag von A. Hirschwald. 
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Publikum gegenüber nicht genug darauf hingewiesen werden, wie 
irrationell die Ernährung durch Kaffee, Brod und Kartoffeln ist, 
und wie mit demselben Gelde, welches hiertih* ausgegeben wird, 
Biweissstoffe, namentlich billigere Fische und Milch (besonders 
Mager- und Dickemilch) gekauft und verwerthet werden können, 
wie dies trefflich Prof. Kalle^) in seinem Werkchen über Volks- 
ernährung, welches sich zur Massenverbreitung sehr eignet, ge- 
schildert hat. Dementsprechend ist die Errichtung von Volks- 
küchen und Volkslehrküchen thunlichst zu fördern. 

Die Wohnungsfrage der arbeitenden Klasse wird in In- 
dustriegegenden eine immer brennendere: Die hohen Preise des 
Bauterrains bewirken, dass man sich genöthigt sieht, mehrstöckige 
Kasernen als Arbeiterwohnungen zu errichten, die in gesundheit- 
licher und ethischer Hinsicht die grössten Bedenken eiTegen 
müssen. Vom hygienischen Standpunkt ist für das Arbeiter-Einzel- 
haus oder allenfalls für das einstöckige Doppelhaus einzutreten, 
welches ein gesundes Wohnen ermöglicht. Aus Rücksicht auf die 
räumlichen Entfernungen von Fabrik und Wohnhaus muss denn 
auch schon allein aus diesem Grunde verlangt werden, dass die 
Fabrikanlagen in die Vorstädte, resp. in die äusseren Zonen hin- 
aus verlegt werden. Ich brauche nur zu erwähnen, dass man auch 
vom Gesundheitsbeamten erwarten darf, dass er die Gründung 
und Thätigkeit der gemeinnützigen Baugesellschaften nach Kräften 
unterstützt. 

Wer in einer Industriegegend wirkt, der kann sich den 
Schäden nicht verschliessen, die aus dem dichtgedrängten Zu- 
sammenleben, dem Mangel an Luft und anderen gesundheitlichen 
Erfordernissen für die Kinder unserer industriellen Arbeiter ent- 
stehen. Hier helfen Ferienkolonien und Bäder, und muss ich 
nach meinen Erfahrungen wiederum empfehlen, für diese wohl- 
thätigen Einrichtungen die Mitwirkung der Frauenvereine sich 
zu sichern. 

Noch ein Wort zur Alkohol frage! Ohne den weitgehenden 
Temperenzlerbestrebungen oder dem Alkoholgegnerbund, dem ja 
auch Aerzte angehören, oder dem „Blauen Kreuz '^ das Wort reden 
zu wollen, glaube ich, dass sich unsere Hauptaufgabe nach zwei 
Richtungen hin wesentlich erstrecken muss, nämlich 

1. die schulentlassene Jugend vom Alkohol thunlichst fern- 
zuhalten durch Ausschluss aus den ihnen verderblich werdenden 
Kneipen, 

2. die letzteren durch Errichtung von Wohlfahrtseinrich- 
tungen, wie Volksheime und Volksküchen, Lesehallen und Kaffee- 
schenken zu verdrängen. 

Soweit wir es vermögen, haben wir auch an der Heilung 
der Alkoholsucht mitzuwirken und die Errichtung der oben ge- 
nannten Institute möglichst zu begünstigen, wissen wir doch, dass 
den statistischen Nachweisungen gemäss 70 Prozent der Insassen 



*) Fritz Ealle: Ueber Volksernäbrung. Wiesbaden. Verlag von 
J. F. Borgmann. 
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der Armen- und Arbeitshäuser, der Kranken- und Gefangenen- 
Anstalten Opfer des Alkoholmissbrauchs repräsentiren* 

Im Mai d. J. versammelte sich in Berlin zum Kongress zur 
Bekämpfung der Tuberkulose als Volkskrankheit eine grosse 
Anzahl von Gesundheitsbeamten theils als Delegirte der Staats- 
verwaltung oder als solche von Vereinen, theils freiwillig aus 
eigenem Interesse. Der Kongress sollte bekanntlich weniger den 
Zweck haben, wissenschaftliche Spezialfragen der polymorphen 
Krankheit der Tuberkulose zu erörtern, als vielmehr die allseitige 
Bekämpfung dieser tückischen Volkskrankheit anzuregen. Der 
Kampf, so sagte bei der Eröftnung des Kongresses Geh. Med.-Rath 
Prof. Dr, V. Leyden, sei nicht ein Alleingebiet der Wissenschaft, 
sondern ein nationales Problem, an dessen Lösung alle Volks- 
schichten mitzuarbeiten berufen seien. Auch am vierten Verhand- 
lungstage betonte derselbe Redner in seinem Vortrage über die 
Entwickelung der Heilstättenbestrebungen: „Die Tuberkulose- 
bekämpfung ist eine Frage der allgemeinen Kultur, die nur mit 
Hülfe weitester Volkskreise zu lösen ist." 

Wenn dies aber der Fall ist, so dürfte wohl kein Stand ein 
grösseres Interesse und auch eine grössere Verpflichtung haben, 
an diesem Kampfe theilzunehmen und diesen Kampf in die rich- 
tigen Wege zu leiten, wie unser Stand, der Stand der Gesund- 
heitsbeamten. Einmal ist ja der Kreisarzt als Arzt mit dieser 
Krankheit genau bekannt: er kennt ihre Verbreitungswege, ihre 
Ausdehnung, ihre Gefahr und ihre Verheerungen im Volke ; ander- 
seits hat er den praktischen Aerzten gegenüber das voraus, dass 
ihm, sofern er der gewöhnlichen Tretmühle der Praxis etwas ent- 
rückt ist, der Blick freier und weiter ist, und er selbstständiger 
dem Publikum gegenüber steht, wie ein gewöhnlicher praktischer 
Arzt. Er wird deshalb sich nicht so leicht durch engere, oft 
kleinliche lokale Interessen blenden lassen und zu der Frage, wie 
soll die Tuberkulose bekämpft werden, eine vorurtheilsfreiere, 
klarere Stellung einnehmen. Ihm wird somit auch die Aufgabe 
zufallen müssen, die einmal in wirklich grossartiger Weise in die 
breiten Massen getragene Bewegung der Bekämpfung der Tuber- 
kulose in die richtigen Bahnen hineinzulenken, gleichsam die be- 
fruchtenden kleinen Gewässer zu sammeln und in sicherem Bette 
dem Strome zuzuführen, damit sie nicht in unnützem Laufe 
versanden, ehe das Ziel erreicht ist. 

Zunächst dürfte es die Pflicht des Gesundheitsbeamten sein, 
das grosse Publikum über das Wesen der Tuberkulose und die 
daran sich anschliessenden hygienischen Fragen durch Wort und 
Schrift aufzuklären. In Berlin haben sich, wie auf dem Kongress 
Dr. Friedeberg berichtete, schon über 100 Kassenärzte zu 
solchen Vorträgen in Krankenkassenversammlungen bereit erklärt. 
Sollten wir Medizinalbeamten uns hierzu nicht für ebenso berufen 

erachten? 

Neben den Vorträgen und aufklärenden Schriften wirken 
leicht verständliche Plakate belehrend und warnend, wenn sie in 
Fabriken und öffentlichen Gebäuden angebracht sind. Als Muster 
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für ein solches kann ich das auf dem Berliner Kougress vertheilte 
aas Oesterreich stammende Plakat empfehlen. 

Der Kreisarzt hat auch mitzuwirken bei der Auswahl der 
för das spezifische Heilverfahren zu bestimmenden Personen. So* 
weit dies die bei den Invaliditats - und Alters - Versicherungs- 
Anstalten versicherten Personen anbetrifft, wird ja — wenigstens 
bei uns — der Betreffende nach Ausstellung des Attestes durch 
den behandelnden Arzt nochmals dem Physikus zur Begutachtung 
überwiesen. Es sollte ihm aber auch nach der Entlassung aus 
der Heilstätte jedes Mal der Behandelte zur Nachuntersuchung 
zugewiesen werden, damit er die Frage eingehend in Erwägung 
zieht, ob derselbe in seinem bisherigen Berufe verbleiben kann, 
oder zu einem anderen gesunderen Erwerbszweige übergehen muss. 

Bei Untersuchung der für ein Heilverfahren Vorgeschlagenen 
findet man auf dem Fragebogen — ich spreche nur von demjenigen 
der westfälischen Invaliditätsanstalt, da ich die anderen nicht 
kenne — am Schlüsse die Frage verzeichnet: „Liegt Lungentuber- 
kulose vorP^ Hier sagt man sich doch: Ja, wenn ich keine 
Sputumuntersuchung anstelle, wozu aber nicht aufgefordert wird, 
so kann ich doch in den wenigsten Fällen die Frage exakt be- 
antworten. Hat die Diagnose der Tuberkulose aber einen solchen 
Werth für die Anstalt, warum lässt sie nicht in jedem Falle das 
Sputum untersuchen, resp. warum schreibt sie nicht die mikro- 
skopische Untersuchung des Sputums vor? Würde dieses ge- 
schehen, so müsste die Heranziehung der Kreisärzte noch mehr 
indizirt erscheinen, da man von ihnen stets die Eenntniss der 
Untersuchungsmethoden auf Tuberkelbazillen voraussetzen darf, 
was bei den praktischen Aerzten nicht immer der Fall ist. 

Ich bin deshalb der Ansicht, dass die Invaliditats- und 
Altersversicherungs - Anstalten der Mitwirkung der Kreisärzte be- 
züglich der Untersuchung der bei ihnen versicherten Personen nicht 
entrathen können, und dass es im Interesse der Anstalten ist, 
die sachverständige Hülfe derselben in ausgedehntem Masse her- 
anzuziehen. 

Noch eine dringliche Frage betrifft die Unterstützung der 
Angehörigen der in den Heilanstalten Untergebrachten. Vielfach 
wurde von Seiten der Anstaltsärzte darüber Klage geführt, dass 
die Kranken weniger gewillt sind, die erforderliche Zeit hindurch 
in den Heilstätten auszuhalten, wenn sie ihre Angehörigen nicht 
versorgt wissen. Die Invaliditats- und Alters - Versicherungs- 
Anstalten bewilligen den Letzteren jetzt allerdings einen kleinen 
Zuschuss, der aber für den Unterhalt einer Familie bei Weitem 
nicht ausreicht. Da nun von den besseren Arbeitern die Armen- 
versorgung höchst ungern in Anspruch genommen wird, so muss 
auf andere Weise gesorgt werden. Ich habe beim Kreisausschuss 
meines Kreises die Bewilligung einer Summe jährlich beantragt, 
und von demselben gutgeheissen erhalten, die zur Unterstützung 
der Angehörigen in Heilstätten Untergebrachter ausreicht. 

Noch ein Wort über die Errichtung von Lungenheil- 
stätten! 
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Wir haben deren in Deatschland jetzt 33 theils in Betrieb 
befindliche, theils im Bau begriffene. Heilstättenvereine sind zalü- 
reich entstanden und entstäen immer noch; Projekte über Pro- 
jekte bildeten sich in der ersten Begeisterung nach dem Berliner 
Eongress. Wohl mancher von Ihnen mag sich mit mir in gleicher 
Lage befunden haben, als er solche i^ojekte in ein ruhigeres 
PrOfungsstadium hinüberleiten musste. Wir können wohl in jedem 
Kreise ein Krankenhaus, aber nicht in jedem Kreise eine Lungen- 
heilstätte für Tuberkulöse errichten, dazu reichen weder unsere 
finanziellen Mittel, noch das vorhandene Pfiegepersonal, selbst 
nicht das Erankenmaterial aus, wenn wir nicht alle Schwindsüch- 
tigen in solche Anstalten schicken wollen, wie man es früher mit 
den Leprakranken gemacht hat. 

Meinem Erachtens werden wir uns bei der Frage der even- 
tuellen Errichtung einer Volksheilstätte nicht auf ein kleines 
Territorium, wie es der politische Kreis ist, beschränken dürfen, 
sondern wir handeln verständig, wenn wir die Bedürfnissfrage 
weiter ausdehnen und uns namentlich an die Krankenkassen, Be- 
rufsgenossenschaften und Alters- und In vaUditäts -Anstalten an- 
lehnen. Dann erhalten wir, wenn wir uns diese gesichert haben, 
bestimmte Unterlagen für unser Projekt und sind weniger 
Schwankungen ausgesetzt, wenn auch später die Stimmung im 
grossen Publikum den Volksheilstätten weniger geneigt werden 
sollte; denn auch darauf müssen wir gefasst sein, wenn die 
erhofften Erfolge der letzteren nicht so rasch oder so evident in 
die Augen treten. 

Die Statistik bezüglich der Heilerfolge, welche in den Lungen- 
heilstätten erzielt worden sind, ist noch eine zu junge und zu 
wenig feststehende, als dass wir schon bestimmt sagen könnten, 
wie viel Prozent der Entlassenen — namentlich im Arbeiterstande 
— auf lange Zeit ihrem Berufe sich voll wieder hingeben konnten. 
In dieser Beziehung dürfte einige Vorsicht bezüglich der Pro- 
gnose am Platze sein, um sich vor allzugrossen Täuschungen und 
zu rasch eintretendem Bückschlagein der öffentlichen Meinung zu 
bewahren. 

Ich habe vor Ihnen, m. H., ein reiches Arbeitsprogramm ent- 
rollt. „Allzu reichhaltig, um es in die Praxis zu übersetzen,^ 
dürfte der Eine oder Andere von Ihnen mir entgegen halten! 
Wohl weiss ich, dass sich nicht allerorts dieses Programm durch- 
führen lässt; aber etwas davon dürfte überall einzuführen sein. 
Kommt es doch nui* darauf an, dass man den eigenen guten Willen 
den jeweiligen Verhältnissen anzupassen sucht. 

Thun wir Alle dies, m. H., nach besten Kräften, so kann es 
mei^es Erachtens sehr dazu beitragen, unseren — wir dürfen es 
ruhig bekennen — in den letzten Jahrzehnten in der allgemeinen 
Achtung gesunkenen ärztlichen Stand wieder zu heben. Speziell 
wir beamtete Aerzte werden dann als die besten Förderer der 
Volkswohlfahrt und Volksgesundheit angesehen werden. Auch 
wird man eher geneigt werden, das noch vielfach gegen uns be- 
stehende Misstrauen abzustreifen, desgleichen haben wii* mehr 
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Aussicht, mit unseren berechtigten Forderungen durchzudringen, 
als dies in der letzten und allerletzten Zeit geglückt ist, wenn 
man auf unserer Fahne das hohe Goethe' sehe Wort geschrieben 
findet : 

Edel sei der Mensch, httlfreich und gut! 

(Lebhafter Beifall.) 

Leitsätze: 

I. Den in letzterer Zeit mehr und mehr sich ausdehnenden 
Wohlfahrtsbestrebungen, wie solche vornehmlich die Vereine vom 
Bothen Kreuze sich zur Aufgabe stellen, muss der staatliche Ge- 
sundheitsbeamte die vollste Aufmerksamkeit zuwenden und ein 
grösseres Interesse entgegenbringen, als dies bis jetzt im Allge- 
meinen geschehen ist. 

II. Dies gilt zunächst 

1 . bezfiglich der Krankenpflege, besonders der auf dem Lande : 

a) durch Sorge fiir Ausbildung und Anstellung von Pflege- 
rinnen für Kranke und Wöchnerinnen; 

b) durch Förderung der Errichtung von (Kreis-) Kranken- 
häusern und Krankenstuben; 

c) durch Einrichtung zahlreicher Stationen, in denen Kranken- 
pflegeutensilien deponirt sind; 

2. betreffs des Bettungswesens durch Errichtung von Sanitäts- 
kolonnen, Samaritervereinen und Bettungsgesellschaften, deren 
Förderung und Beaufsichtigung den Gesundheitsbeamten 
zufällt 

Für diese Bestrebungen dürfte die beste Unterstützung bei 
den Vaterländischen Frauenvereinen (zu 1) und Männervereinen 
vom Bothen Kreuz (zu 2) zu finden sein. 

ni. Auf sozialpolitischem Gebiete muss der Gesund- 
heitsbeamte der Ernährung und Bekleidung der ärmeren Volks- 
klassen, speziell der Arbeiter und deren Kinder seine Aufmerk- 
samkeit zuwenden, auch hat er die Errichtung von gesunden 
Arbeiterwohnungen, von Volksküchen, Bädern, Ferienkolonieen etc. 
anzuregen, sowie dem Alkoholmissbrauch zu steuern. 

Die verschiedenen, nach dieser Bichtung hin wirkenden ge- 
meinnützigen Bestrebungen hat er thunlichst zu fördern. 

IV. Den modernen Bestrebungen zur Bekämpfung der Volks- 
ki*ankheit, der Tuberkulose, darf der Gesundheitsbeamte sich ebenso 
wenig verschliessen, wie er es nicht unterlassen darf, anderseits 
vor allzu übertriebenen Erwartungen rascher Erfolge auf diesem 
Gebiete zu warnen (Heilstättenfrage). 

Vorsitzender: Ich eröffne die Diskussion und bitte, sich 
hierbei möglichst an die Leitsätze zu halten, die doch gleichsam 
die Quintessenz des Vortrages bilden. 

M. H.! Wir haben auf den letzten Hauptversammlungen 
mehrfach' die von den Beferenten aufgestellten Leitsätze nur zur 
Kenntniss genommen und eine Beschlussfassung darüber nicht 
beliebt. Ich bin nie ein grosser Freund dieses Verfahrens gewesen 
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und sehe nicht ein, wainim wir uns nicht über eine Frage schlüssig 
machen sollen, vorausgesetzt, dass wir diese für spruchreif halten. 
Es ist dies meines Erachtens sogar in solchen Fällen unbedingt 
noth wendig; denn sonst würden unsere Verhandlungen nur zu 
leicht ohne jedes praktische Ergebniss bleiben. Ich schlage des- 
halb vor, dass wir über die von dem Herrn Vortragenden aufge- 
stellten Leitsätze nach der Beendigung der Diskussion abstimmen, 
und hoffe, dass Sie sowohl, als Herr Kollege Hensgen damit 
einverstanden sind. 

(Allseitige Zustimmung.) 

IcJi frage nunmehr, ob Jemand das Wort zu ergreiten 
wünscht? — Es scheint dies nicht der Fall zu sein; der Herr 
Vortragende kann daraus den Schluss ziehen, dass Sie mit seinen 
Ausführungen vollständig einverstanden sind und weder etwas 
hinzuzusetzen, noch zu entgegnen haben. Wir kommen jetzt zur 
Abstimmung. 

(Bufe: en bioc!) 

Eine en bloc- Annahme kann nur stattfinden, wenn kein 
Widerspruch erhoben wird. — Da dies nicht geschieht, bitte ich 
nun diejenigen Herren, welche mit der en bloc - Annahme der Leit- 
sätze einverstanden sind, sich von ihren Plätzen zu erheben. 

(Geschieht.) 

Soviel ich sehe, ist die Annahme einstimmig erfolgt. Im 
Namen des Vereins spreche ich dem HeiTn Referenten noch den 
verbindlichsten Dank für seinen vorzüglichen Vortrag aus; wie 
sehr er damit unsern Beifall gefunden hat, haben Sie ihm ja 
bereits in lebhaftester Weise kundgegeben. Damit schliesse ich 
die heutige Sitzung. 

Schluss der Sitzung: Nachmittags 2 Uhr. 

Um 3 Uhr Nachmittags versammelte sich sodann der 
grössere Theil der anwesenden Mitglieder im grossen Speisesaal 
des Savoy-Hotels zum Festessen; Abends 9 Uhr fand die 
übliche gesellige Vereinigung bei Sedlmayr statt. 
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Nach einigen geschäftlichen Mittheilungen betreffs der nach 
Schluss der Sitzung stattfindenden Besichtigungen erhielt das 
Wort zum ersten Gegenstand der Tagesordnung: 

la. Die Vor- nnd Ansbildnng der Hebammen, Nach- 
prüfungen und Wiederholnngsknrse 

H. Kreisphys. Dr. Langerhans, Direktor der Provinzial - Heb- 
aramenlehranstalt in Celle: M. H.! Unser verehrter Herr Vor- 
sitzender hat das auf die heutige Tagesordnung gesetzte Referat 
fiber das Hebammenwesen und seine Beform zwischen die beiden 
Referenten derart vertheilt, dass mir obliegt, dasjenige zu be- 
sprechen, was mit der Berufsausbildung der Hebammen zusammen- 
hängt, also die Vorbildung, die eigentliche Ausbildung in der 
Hebammenschule, die Fortbildung und die Beaufsichtigung, wäh- 
rend Herr Kollege Lemmer über die soziale Stellung der 
Hebammen, wie sie ist und wie sie kUnftig zu gestalten sein 
wird, referiren wird. Trotz dieser sehr logischen und bei der 
Weitschichtigkeit des Gegenstandes durchaus wünschenswerthen 
Eintheilung werde ich nicht umhin können — und der Herr Kollege 
Lemmer hat mir freundlicher Weise von vornherein General- 
Pardon für solche Uebergriffe zugestanden — gelegentlich kleine 
Streifzüge in das Gebiet seines Referats zu unternehmen; denn 
Beides, die soziale Stellung und die Berufsausbildung, greift so 
häufig und in manchen Punkten so untrennbar in einander über, 
dass eine reinliche Scheidung nicht möglich ist. Wenn beispiels- 
weise dem Hebammenlehrer nur frühere Schülerinnen höherer 
Töchterschulen zugeschickt werden, so wird er den Unterricht 
ganz anders gestalten müssen, vielleicht auch das Lehrziel höher 
stecken müssen, als wenn er ein Paar Dutzend Bäuerinnen und 
Industriearbeiterfrauen mit vorwiegend ländlicher Volksschulbil- 
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dang, mit ländlichen Anschauungen und ländlichem Gesichtskreise 
vor sich sitzen hat. 

Ich habe an die Spitze meiner Leitsätze die Forderung ge- 
stellt, dass die Berufsthätigkeit der Hebammen in den bis- 
herigen Grenzen verbleiben soll. Diese Grenzen sind fest- 
gelegt im Wesentlichen durch den §. 105 des Lehrbuchs, der 
klipp und klar die Aufgabe der Hebamme bei dem wichtigsten 
Theil ihrer Thätigkeit dahin präzisirt : sie soll aufmerksam beob- 
achten, ob der Geburtsverlauf ein regelmässiger ist; sobald dies 
nicht der Fall ist, sobald Gefahren für Mutter oder Eind drohen, 
soll sie den Arzt zuziehen. §. 105 wird dann in sehr geschickter 
Weise ergänzt durch verschiedene andere §§. des Lehrbuchs und 
der Instruktion, alle in dem Sinne, dass die Thätigkeit der Heb- 
amme aufhört, sobald Begelwidrigkeiten und Krankheiten auftreten, 
dass nur normale Zustände und Verhältnisse bei Schwangeren, 
Gebärenden, Wöchnerinnen und Neugeborenen das Gebiet der 
Hebammenthätigkeit bilden. 

Es hat nicht an Stimmen gefehlt, die eine Aenderung dieser 
Grenzen, theils im Sinne einer Erweiterung, theils einer weiteren 
Einschränkung befürworten. Das radikalste Verlangen dringt 
bekanntlich auf Abschaffung des ganzen Hebammenstandes und 
Ersatz desselben am Gebärbette durch Aerzte, wobei nur für die 
Wochenpflege weibliche Httlfskräfte eintreten sollen. M. H. ! Ein 
Jeder von uns wird wohl eine Anzahl von Geburtsfällen in freund- 
licher Erinnerung haben, welche er allein, d. h. mit Hülfe einer ge- 
schulten Wärterin geleitet hat, wo uns wärmster Dank der glück- 
lichen Eltern und reich bemessene klingende Anerkennung zu Theil 
ward; aber das waren dann wohlhabende Familien, wo reichliche 
Bedienung zur Hand und Alles zur Geburt Erforderliche an Ge- 
schirr, Geräth und Wäsche überreichlich zur Verfügung stand! 
Mir ist aber nie recht klar geworden, wie Freund, der Vater 
jenes Vorschlages, und seine Anhänger sich die Thätigkeit des 
Arztes denken, beispielsweise bei lange dauernden Geburten im 
Armenhause, in läncUicher Tagelöhnerhütte polnischer Gegend, in 
der Dachkammer schmutzstarrender Hinterhäuser in Proletarier- 
Vierteln der Grossstadt u. s. w.! Tag aus, Tag ein, viele Stun- 
den lang in solchen Verhältnissen sitzen müssen, allein mit der 
Gebärenden oder auch umgeben von einer schreienden, schmutzigen 
Kinderschaar oder im besten Fall in Gesellschaft von ein paar 
schwatzhaften Nachbarweibern, Schmutz um sich herum, Mangel 
am AUernothwendigsten — fürwahr ein beneidenswerthes Loos 
für den Arzt! In solcher Lage sich zurechtzufinden, nicht zu 
erlahmen und zu ermüden, in der Widerwärtigkeit solcher Ver- 
hältnisse Ordnung und Beinlichkeit zu schaffen, dazu ist der 
Mann garnicht geschaffen, das ist Sache der Frau! Meines Er- 
achtens ist überhaupt die Frau die natürliche Beratherin, Trösterin 
und Helferin der Frau in ihres Lebens schwerster Stunde. Es ist 
auch ganz falsch, wenn man uns England als Muster hinstellen will, 
wo der Freund 'sehe Vorschlag angeblich bereits durchgefühlt sein 
soll ; denn man kann uns englische Verhältnisse nicht ohne Weiteres 
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aufpfropfen, dazu sind Sitten und Gebräuche zu verschieden. Ausser- 
dem, soviel mir die Sache bekannt ist, sind es auch dort nur die 
wohlhabenden Familien, die sich den Luxus des Arztes am Gebär- 
bette leisten können, während das Proletariat auf die Hülfe irgend 
eines Weibes angewiesen ist, die sich auf eigene Hand in auto- 
didaktischer Weise von Geburt und Geburtshülfe ein paar kümmer- 
liche Kenntnisse angeeignet hat. Mit Neid sehen dort die Aerzte 
auf unser wohlgeordnetes Hebammenwesen, und die Schaffung 
eines dem unseren annähernd gleichstehenden Hebammenstandes 
ist dort der heisse Wunsch angesehener Geburtshelfer und Hy- 
gieniker ! Vergessen wir auch nicht, dass weiten Schichten unserer 
Bevölkerung schon unsere jetzigen Hebammen viel zu gelehrt, 
viel zu fein und viel zu anspruchsvoll sind, dass jeder Versuch, 
diesen Bevölkerungskreisen bei der normalen Geburt den Arzt 
ins Haus zu schicken, Wasser auf die Mühle der Hebammen- 
pf ascherei ist! Es ist ein wahres Glück, dass solche Vorschläge 
und Pläne über ihrer eigenen, inneren Unmöglichkeit stolpern; 
ihre Durchführung würde uns in der Leitung der Geburt und des 
Wochenbettes um Jahrhunderte zurückschrauben! 

In entgegengesetzter Richtung bewegen sich die Vorschläge, 
an Stelle der Hebammen eine Art weiblicher Geburtshelferinnen, 
Frauen mit höherer Schulbildung und mehr oder minder unvoll- 
ständiger ärztlicher Ausbildung zu setzen ! Ich halte diesen Vor- 
schlag für noch gefährlicher, als den Freund' sehen; denn er 
würde uns von dem einzig richtigen Weg wieder ablenken, 
der in erster Linie ärztliches Können und ärztliches Wissen 
zum Wohle der Menschheit zu so hoher Vollkommenheit geführt 
hat, von dem Wege nämlich, volle umfassende wissenschaft- 
liche Bildung von Jedem zu verlangen, der vom Staate als Arzt 
anerkannt werden will, im Gegensatz zu den Anschauungen 
früherer Zeit, die für Chirurgie und Geburtshülfe einen niederen, 
mehr handwerksmässigen Grad von Ausbildung für ausreichend 
hielt. In Hannover beispielsweise war den Chirurgen II. Klasse, 
den sogenannten Feldscheeren merkwürdigerweise die Geburtshülfe 
gestattet, und ich habe im Beginn meiner ärztlichen Praxis mich 
sattsam von dem Unfug überzeugen können, den dieses Geschlecht 
kaum halbgebildeter, zangenfreudiger Geburtshelfer mit staatlicher 
Genehmigung an der armen Frauenwelt anrichtete 1 So unbedenk- 
lich man meines Erachtens die normale Geburtshülfe einfachen, 
aber in ihrem Fach gut unterrichteten Frauen überlassen kann, 
so entschieden verlangen pathologische Zustände bei der Geburt 
schon wegen ihrer ernsten Gefahr für Leben und Gesundheit eine 
umfassende, auf dem sicheren Fundament gründlicher anatomischer 
und pathologischer Kenntnisse aufgebaute wissenschaftliche und 
technische Ausbildung auf dem Gesammtgebiet der medizinischen 
Wissenschaft, insbesondere der Gynäkologie und Geburtshülfe! 
Nur hierin keine Halbheit, keine Geburtshelfer I. Klasse und 
Geburtshelferinnen II. Klasse! Uebrigens möchte ich, um Miss- 
verständnissen vorzubeugen, ausdrücklich betonen, dass meine Aus- 
führungen sich nicht im Mindesten etwa gegen das medizinische 
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Stadium der Frauen richten; ob weibliche Aerzte oder nicht, das 
steht heute nicht zur Verhandlung. Will man aber Frauen zur 
Ausübung der höheren Geburtshülfe zulassen, so soll man auch 
dieselbe wissenschaftliche und praktische Ausbildung, wie von den 
Männern verlangen. Denn so gewiss die Geschichte der Medizin 
unwiderleglich nachweist, dass Chirurgie und Geburtshülfe erst 
von dem Augenblicke an aufblühen konnten, wo die Feldscheerer 
und Eonsorten das Feld räumen mussten, so gewiss haben wir 
auch die Pflicht, dafür zu sorgen, dass nicht wieder ähnlich halb- 
gebildete Personen durch ein Hinterthürchen hineinschlüpfen und 
mit staatlicher Autorität gewappnet auf das unschuldige Publikum 
losgelassen werden. 

Noch weniger aber, als es sich empfiehlt, Geburtshelferinnen 
höheren Standes auszubilden, ist es angebracht, den bisherigen 
Hebammen vermehrte Kompetenzen, namentlich auf operativen^ 
Gebiete einzuräumen. Die Kenntnisse, die dazu gehören, können 
wir ihnen unmöglich beibringen! Es ist auch ganz überflüssig, 
denn die Ueberzahl allerwärts umhersitzender, sehnsüchtig auf 
Gelegenheit zur Verwerthung der erworbenen Kenntnisse und Ge- 
schicklichkeiten wartender Aerzte, die stetig zunehmende Ver- 
besserung der Wege und der Verkehrsverhältnisse, das Telephon 
— nicht zuletzt auch das Zweirad — hat es den Hebammen in 
gegen früher ungeahnter Weise erleichtert, jederzeit rechtzeitig 
ärztliche Hülfe zu erreichen. Ich streife nur kurz andere gewich- 
tige Gründe, die gegen erweiterte Operations - Befugnisse der 
Hebammen sprechen, vor Allem die geringe Zahl pathologischer 
Fälle, abnormer Lagen und dergl., welche selbst eine beschäftigte 
Hebamme in ihrer Praxis erlebt und damit die geringe Gelegen- 
heit zur üebung im Vergleich zu einem Geburtshelfer, der doch die 
pathologischen Fälle einer Anzahl von Hebammen zu behandeln 
hat. Von anderen, im Organismus der Frau bedingten Gründen, 
der kürzeren Hand, der geringeren Körperkiaft und dergleichen 
will ich schweigen. Ich glaube, das Angeführte genügt, um dar- 
zuthun, dass die Vertheilung der geburtshülflichen Verrichtungen 
zwischen Arzt und Hebamme, so wie sie jetzt ist, und wie ich 
sie in Leitsatz Nr. 1 festgelegt habe, den Bedürfnissen am Besten 
entspricht ! 

Ich habe sodann in Leitsatz Nr, 2 Volksschulbildung für den 
Hebammenberuf für ausreichend erklärt. Ich gehe noch weiter 
und halte gute Volksschulbildung für die beste und ge- 
eignetste Vorbildung für den Hebammenberuf. Ich setze 
mich damit in bewussten Gegensatz zu den bekannten Ausführun- 
gen Brennecke's, welcher eine höhere Vorbildung für die Heb- 
ammen verlangt und damit den Hebammenberuf zu einem Monopol 
der sogenannten höheren Stände, der geistigen Elite der Frauen- 
welt stempeln will. Ich verkenne keinen Augenblick den edlen 
Idealismus, welcher Brennecke, den unermüdlichen Vorkämpfer 
einer verbesserten Wochenbettshygiene, beseelt, ich kann auch der 
nachdrucksvollen Energie, mit der er, neuerdings vom Kollegen 
Pietrich-Merseburg kräftigst sekundirt, seine Ideen verficht, 



Die Vor- and AvsbildiiDg der Hebammen etc. 69 

meine Achtung nicht versagen. Ich gestehe gern zu, dass 
Brennecke's und Dietrich's Schriften, dass ihre Anträge in 
der sächsischen Aerztekammer das allerwerthyoUste Material zur 
Beurtheilung der Hebammenfrage bilden, dass sie die Angelegen- 
heit in lebhaftesten Fluss gebracht haben und dass, w^nn endlich 
die für das Volkswohl so hochwichtige Frage eine erfreuliche 
Lösung finden wird. Brennecke und Dietrich ein gut Theil des 
Verdienstes auf ihr Konto schreiben dürfen. Aber diese Lösung 
darf nun und nimmer in ihrem Sinne geschehen! 

Die Herren aus der Provinz Sachsen gehen von der Grund- 
anschauung aus, alle Hebammen seien schlecht, grundschlecht, 
schlecht in moralischer Beziehung, schlecht in intellektueller Be- 
ziehung, schlecht im Beruf und in PflichtertüUung. Alle Versuche, 
diesen Stand zu heben, die Thätigkeit der Hebammen zu einer 
weniger gefährlichen zu machen, durch Verlängerung des Kursus, 
durch Wiederholungskurse, Nachprüfungen, Zeitungen und Vereine 
seien reichlich angestellt, seien aber völlig nutzlos gewesen. 
M. H.! Ich bestreite das Erstere, nämlich die Behaup- 
tung von der völligen Verwerflichkeit des jetzigen Heb- 
ammenstandes, ich bestreite auch das zweite, nämlich, 
dass alle Versuche erschöpft sind, aus dem jetzigen 
Hebammenstande, aus den Elementen, aus denen sich 
dieser Stand zur Zeit rekrutirt, Alles zu machen, was 
daraus zu machen ist! Ich befinde mich ertreulicher Weise in 
grosser und recht guter Gesellschaft, wenn ich behaupte, dass es 
doch sehr viele gute und brauchbare Hebammen giebt, Hebammen, 
die mit Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit ihres verantwortungsvollen 
Amtes warten. Ich nenne nur Ahlfeld, Schatz, Mittenzweig, 
Gottschalk. Dietrich freilich meint, das sind Theoretiker, der 
Hauptsache nach Hebammenlehrer, die wohl wissen, was ihre 
Schülerinnen in der Prüfung geleistet haben, die aber keine Kennt- 
nisse haben von ihrem Verbalten nachher im Beruf; die Praktiker 
dagegen, Aerzte, Medizinalbeamte, Frauenärzte, welche die Heb- 
ammen in ihrer praktischen Thätigkeit zu beobachten und zu 
beaufsichtigen berufen seien, die seien Gegner des heutigen Heb- 
ammen-Materials. Ich bin sehr geneigt, den Spiess umzukehren 
und Brennecke und Dietrich als die idealistischen Theoretiker 
anzusehen ! Wir sind doch auch schliesslich nicht als Hebammen- 
lehrer geboren! Ich habe nach meiner Assistentenzeit an der 
Leipziger Frauenklinik und Hebammenlehranstalt 17 Jahre lang 
als Arzt und vielbeschäftigter Geburtshelfer an drei verschiedenen 
Orten in Stadt und Land gearbeitet und habe zahlreiche Hebammen 
in ihrer Thätigkeit gesehen. Freilich habe auch ich oft genug 
als Medizinalbeamter meinem Aerger über den schlechten Ausfall 
der Nachprüfungen im Jahresgesundheitsbericht in zornigen Worten 
kräftigen Ausdruck gegeben. Namentlich waren es einige von 
Haus aus geistig schwach begabte, schlecht ausgebildete, in 
Schmutz verkommene, allen Neuerungen unzugängige alte Weiber, 
die sehr unliebsam auffielen, bei denen natürlich auch Kindbett- 
fleber, zum Theil in ausgedehnten Epidemieen häufig vorkam, und 
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aus deren Händen selten genug eine Frau ohne Dammriss, Vorfall 
oder sonstiges Gebrechen hervorging! Aber schon vor 10 Jahren 
konnte ich die gute Vorbildung, die streng antiseptische Schulung, 
die der damalige Direktor Dr. v.Mengershausen in Celle seinen 
Schülerinnen mitgab, rühmend hervorheben. Dass mir noch einmal 
die Leitung dieser Anstalt in den Schooss fallen würde, konnte 
ich damals freilich nicht ahnen! Unter v. Menge rshausen's 
Nachfolger, Dr. Poten, jetzt Direktor der grossen Lehranstalt in 
Hannover, wurden die Resultate noch besser, und ich will nur 
wünschen, dass die Herren Kollegen mit den von mir ausgebildeten 
Hebammen ebenso zufrieden sind, wie ich es mit den Schülerinnen 
meiner beiden Amtsvorgänger war. Es war mir sehr interessant, 
dass sich Gottschalk in seiner schönen und lehrreichen, weil 
auf genauester Eeuntniss von Land und Leuten begründeten Studie 
über die Hebammenverhältnisse seines oberschlesischen Kreises fast 
mit denselben Worten ausspricht, deren ich mich in meinem Jahres- 
bericht über Lüneburger Hebammen bediente! Er sagt: 

„Kühmend mnss hervorgehoben werden, dass die in den letzten 5 Jahren 
ans der Hebammenlehranstalt in Oppeln heryorgefi:angenen Frauen offenbar 
darchweg eine yortreffliche Schale genossen haben und ganz dazu geeignet sind, 
den Sinn für bessere Gesundheitspflege in den niederen Volksklassen zu wecken 
und auch eine grössere Werthschätzung des Hebammenstandes unter dem Land- 
volke zu begründen. In den Nachprüfungen machte es förmlich Vergnügen, die 
jüngsten Jahrgänge zu prüfen und zu sehen, wie fest das in der Anstalt Ge- 
lernte noch im Gedächtniss haftete, und wie prompt und überlegt die Antworten 
erfolgten. Unrecht würde ich freilich den Aelteren thun, wenn ich dabei be- 
haupten wollte, dass Alle derselben das vorhin gefällte, absprechende ürtheii 
yerdienten. Vielmehr will ich gern einräumen, dass auch eine Anzahl der alten 
polnischen Hebammen, obwohl keine von ihnen verleugnen konnte, dass sie ganz 
auf dem Boden der „alten Schule'^ steht, bei den Nachprüfungen verständige 
Auffassung, klare üeberlegung und gesundes Urtheil bewies.* 

M. H.! Wenn wir beide, Gottschalk mit seinen polnischen 
Hebammen nahe an der russischen Grenze und ich mit den 
schlichten Bauerfrauen im abgelegensten Theil der Lttneburger 
Heide, zu solchen Erfahrungen kommen konnten, so kann es ander- 
wärts, in weniger der Kultur entrückten Verhältnissen doch so 
ganz schlimm nicht bestellt sein, wie Brennecke und Dietrich 
es schildern. Eins möchte ich noch ausdrücklich konstatiren, dass 
sich meine geburtshülfliche Praxis früher weit in den der Provinz 
Sachsen zugehörigen Kreis Salzwedel hineinerstreckte, und dass ich 
auch dort recht schlechte, aber auch ganz leidliche und selbst ein 
paar sehr gute Hebammen habe kennen lernen. Nirgends aber, 
weder dort, noch hier in der Provinz Hannover ist mir die moralische 
Verderbtheit, die Brennecke bei den Hebammen gefiinden haben 
will, „die durchweg niedere Gesinnung, der tiefe Abgrund ge- 
meiner Denkweise, sittlicher Rohheit und Verkommenheit und der 
Mangel jeglichen moralischen Pflichtgefühls^ entgegengetreten. 
Ich habe nicht nöthig, dieser geradezu unbegreiflichen Behauptung 
entgegenzutreten, haben doch die berufensten und würdigsten 
Kenner des Hebannnenwesens mit Ernst und Nachdruck Vei-wah- 
rung eingelegt gegen die Art und Weise, wie hier die Ehre eines 
Standes mit Füssen getreten wird, dessen Vertreterinnen in ihrer 
überwiegenden Mehrzahl in saurer Arbeit bei Tag und Nacht 
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trotz wahren Hung^erlohn^s ehrlich bemäht sind, ihre Pflicht und 
Schuldigkeit zu thun, so gut, wie sie es verstehen und gelernt 
haben! Die Möglichkeit, dass Brennecke zu einer derartigen 
Anschauung gelangen konnte, ist mir ein lehrreicher Beitrag ge- 
wesen, wie sehr selbst einem klugen Mann eine einmal gefasste 
Meinung die Klarheit des Blickes trUben kann! 

Eins freilich ist richtig, m. H., nämlich, dass diese günstigen 
Erfahrungen, die ich und Andere gemacht haben, selbst, soweit 
der jQngere Nachwuchs in Frage kommt, doch keineswegs allge- 
meine und ausnahmslose sind ! Wir Hebammenlehrer wissen es 
am allerbesten, wo uns der Schuh diiickt, und es liegt fern von 
mir, behaupten zu wollen, dass wir nur gute Schülerinnen aus- 
bilden, oder gar, dass unsere Schülerinnen nachher in der Praxis 
sämmtlich gute Hebammen bleiben! Passirt es uns doch oft 
genug, dass wir Schülerinnen, die sich in der Anstalt ganz leid- 
lich gemacht und in der Prüfung genügende Kenntnisse und 
Fertigkeiten nachgewiesen haben, schon nach 3 Jahren bei der 
ersten Nachprüfung in völlig verbauertem Zustande wiedersehen! 
Die Erfahrung ist für den Hebammenlehrer jedesmal sehr betrü- 
bend, aber selten überraschend! Wenn man Vs J&hi* ^^^g sich 
täglich so und so viel Stunden mit einem Kursus von 20 Schülerinnen 
abgequält hat, so weiss man natürlich ganz genau, wen man 
vor sich hat, wem die Kenntnisse in Fleisch und Blut überge- 
gangen sind und wem man mit Mühe und Noth mechanisch ein- 
getrichtert hat, was im Buch steht und was in der Prüfung 
verlangt wird. Es ist nicht gesagt, dass die rein mechanisch 
Gedrillten in der Prüfung vor der Examenkommission schlechter 
bestehen; im Gegentheil, der Fimiss, womit man die Lücken in 
ihrer wirklichen Durchbildung verschmiert hat, sieht eben zu- 
nächst recht glänzend aus; dass er nachher nicht lange vorhält, 
wissen wir ganz genau! Und, m. H., wenn Ihnen die Besultate 
der mechanischen Dressur nachher unliebsam auffallen, dann, bitte, 
seien Sie dessen eingedenk bei der Auswahl der Aspii*antinnen ! 
So alt, wie die Hebammenlehranstalten, so alt ist auch die 
Klage der Hebammenlehrer über mangelhafte Vorbildung 
ihrer Schülerinnen, und gewiss hat diese Klage ihre nur zu gute 
Berechtigung ! 

Aber man soll nicht, weil aus der Reihe der Frauen, die 
aus der Volksschule hervorgegangen sind, viele so geringe Schul- 
kenntnisse besitzen, dass sie dem Unterricht nicht folgen können, 
andere geistig zu wenig begabt sind, um die einfachen Darstellungen 
des Hebammenlehrbuchs anders als rein mechanisch sich anzueignen, 
kurzweg über alle Volksschülerinnen den Stab brechen und nun 
höhere Schulbildung für Alle verlangen. Um Alles in der Welt 
verschonen Sie uns mit den höheren Töchtern! Meine, allerdings 
nur geringen Erfahrungen decken sich vollständig mit den von 
Schatz gemachten, nämlich, dass diese zwar Anfangs durch ge- 
wandtes Auftreten, geschickte Ausdrucksweise und den Fonds mit- 
gebrachter positiver Kenntnisse das Auge blenden, dass sie aber 
nur zu bald hinter den einfachen Bauerfrauen zurückbleiben. Die 
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körperliche Arbeit, die nun doch einmal geleistet werden muss, die 
Krankenpflege, das Reinigen der Räume, Alles Dinge, die eine 
Bauerfrau, die in der Stadt oder beim Pastoren gedient hat, sich 
längst an den Schuhen abgelaufen hat, das wird jenen schwer. 
Sie sind nicht akkurat genug in solchen, nebensächlich scheinenden, 
aber doch so wichtigen Dingen; müssen sie es dann noch einmal 
machen, so sind sie mttde und verdrossen ; die Nachtwachen greifen 
sie an; sie sind auch leicht geneigt, den Werth ihrer Vorbildung 
für ihre jetzige Aufgabe zu Überschätzen. Man ist schliesslich 
froh, wenn derartige Schülerinnen mit Mühe und Noth durch das 
Examen schlüpfen, obwohl man sich sagen muss, dass sie keine 
werthvoUe Bereicherung für den Hebammenstand bilden werden! 
Es wird natürlich auch Ausnahmen geben; die Hauptbedenken, 
welche ich gegen die höheren Töchter in der Hebammenschürze 
habe, liegen auch auf sozialem Gebiet und werden demgemäss vom 
Kollegen Lemmer besprochen werden. 

Nur ein paar Worte gestatten Sie noch dem Hebamraen- 
lehrer ! Mir hat immer als das traurigste geistige Proletariat ein 
Stand gegolten, dessen Bildung weit über das hinausgeht, was er 
in seiner Berufsthätigkeit braucht und verwenden kann! Wer 
von uns kennt denn nicht irgendwo einen studirten Juristen, der 
Schiflfbruch gelitten hat in seiner Laufbahn und nun als Bureau- 
gehülfe oder Kanzlist untergekrochen ist! Für einen Subaltern- 
beamten ist akademische Bildung eine schwere Last, wohl geeig- 
net, ihm das Leben zu verbittern und ihm jegliche Berufsfreudig- 
keit zu lähmen. Ebenso ist für die Hebamme, sofern ihr die 
bescheidene, aber so wichtige Thätigkeit, wie sie Leitsatz 1 for- 
mulirt, als Arbeitsfeld zugewiesen bleibt, die höhere Töchterschul- 
bildung mindestens überflüssig, in den meisten Fällen aber geradezu 
schädlich. Von Haus aus geistig gut veranlagte Mädchen erlangen, 
wenn sie an einen guten Lehrer gerathen, auch in der Dorfschule, 
noch mehr aber in der städtischen Volksschule, ein sehr ansehn- 
liches Mass positiver Kenntnisse und allgemeiner geistiger Aus- 
bildung, jedenfalls übergenug, um selbst weitgehenden Ansprüchen 
des Hebammenlehrers zu genügen. Zum Beweise dieser Behaup- 
tung lassen Sie mich hineingehen medias in res und Ihnen die 
Hefte einiger Schülerinnen meines jetzigen Kursus vorlegen. Ich 
bitte Sie insbesondere, den sogenannten Klassenarbeiten ihre Be- 
achtung zu schenken. Es sind dies Klausurarbeiten, die ich vom 
dritten Monat des Kursus an über vorher nicht angegebene 
Themata in freier Fassung schreiben lasse. Sie werden mir zu- 
gestehen, dass die besseren Arbeiten geläufige, gefällige Hand- 
schrift, leidliche Orthographie, verständige Ausdrucksweise zeigen 
und verständnissvolles Nachdenken über die Sache erkennen lassen, 
wenn auch mit Vorliebe die Ausdrucksweise des Buches und meine 
privaten Lieblingsausdrücke zur Anwendung kommen. Ich erlaube 
mir, Ihnen auch die übrigen Hefte vorzulegen, theils des Ver- 
gleichs halber, theils um Ihnen ein Bild zu geben, wie es eigent- 
lich in einer Hebammenschule aussieht, und welch' Material von 
Schülerinnen sich schliesslich auf den Schulbänken zusammen 
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findet. Der Jahrgang, wie ich ihn Ihrem geistigen Auge vor- 
fuhren möchte, ist nicht schlecht, auf jeden Fall über mittelgut. 
Nachdem eine Schülerin wegen Schwangerschaft, eine wegen 
Krankheit und eine wegen mangelnder Befähigung entlassen worden, 
sind 21 Schülerinnen verblieben, davon 13 aus der Provinz Han- 
nover, sämmtlich aus ländlichen Verhältnissen stammend, dazu 
2 Altmärkerinnen, ebenfalls bäuerlicher Abkunft, und 2 Brenierinnen. 
Je eine Schülerin stammt aus Posen und aus Westpreussen, eine 
aus dem Westf. Kohlenrevier. Keine von allen hat eine höhere 
als Volksschulbildung genossen. Die praktisch besten, rührigsten 
und gewandtesten Schülerinnen sind übrigens, wie bereits oben 
angedeutet, die früheren Dienstmädchen in „besserem Hause", eine 
Vorbildung, die für Hebammen sicher sehr viel zweckmässiger 
ist, als das Französisch - Pariiren auf der Töchterschule! 

M. H.! Von den 21 Schülerinnen, deren Hefte ich mir er- 
laubte Ihnen vorzulegen, werden einige recht kluge, im Benehmen 
gewandte und manirliche Hebammen werden, Personen, die auch 
äusserlich etwas aus sich machen. Ich lege auf das Letztere nicht 
80 viel Werth! Mir ist die plattdeutsch sprechende Landhebamme, 
wenn sie sich stets der Grenzen ihrer Kenntnisse und Befugnisse 
bewusst ist, wenn sie mit sicherer Beherrschung der Asepsis am 
Gebärbette arbeitet und mit Ueberlegung untersuchen kann, ebenso 
lieb. Die Mehrzahl meiner Schülerinnen gehört diesem Lebens- 
kreise an; sie schreiben zum Theil sehr unorthographisch, aber 
ich bin überzeugt, dass sie in der Praxis ihre Pflicht und Schuldig- 
keit thun werden. Dann sind aber auch einige Schülerinnen da- 
zwischen, die ich lieber nicht als Hebammen in das Land schicken 
würde, Frauen, deren späterer Thätigkeit ich nicht ohne gewisse 
Sorgen entgegensehe! 

M. H.! Die traurige, aber unzweifelhafte Thatsache, dass 
alljährlich aus den Hebammenanstalten ein gewisser Prozentsatz 
von Schülerinneil mit dem Prüfungszeugniss in der Tasche ent- 
lassen wird, die den Pflichten und Aufgaben ihres Berufs nicht 
gewachsen sind, — diese Thatsache ist der eigentliche Angel- 
punkt der ganzen Hebammenfrage. Die Ursache dieser Erscheinung 
klarzulegen und ihr abzuhelfen, ist gleichbedeutend mit der Lösung 
der Hebammenfrage! Wer trägt denn nun die Schuld P Sind es 
die Kreisphysiker, die uns unbrauchbares Material schicken, oder 
ist die Ausbildung in der Hebammenlehranstalt nicht die richtige P 
Gewiss, m. H., werden uns oft genug völlig unbrauchbare Schüle- 
rinnen zugeschickt, offenbar, weil einige der Herren Kollegen aus 
Mangel an Fühlung mit der Hebammenlehranstalt keine rechte 
Vorstellung haben, was dort verlangt wird! In der Provinz 
Hannover ist den Physikern schon 1887 durch einen besonderen 
Ministerialerlass sorgfältige Prüfung der angehenden Schülerinnen 
in genau vorgeschriebener Form zur Pflicht gemacht! Trotzdem 
werden, von den Kreisphysikern empfohlen, uns oft genuff recht 
ungeeignete Bewerberinnen zugesandt! Oft ist dies auch dem 
Kreisphysikus nicht im Mindesten zum Vorwurf zu machen ! Ein 
abgelegener, amer Ilebammenb^zirk ist erledigt, die Wieder- 
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besetzung dringend erforderlich, aber eine geeignete Bewerberin 
am Orte nicht aufzutreiben; alle Versuche, von auswärts eine 
geprüfte Hebamme dorthin zu ziehen, sind bei der dürftigen Ein- 
nahme, die der Bezirk bieten kann, erfolglos, und alle Betheiligten, 
Landrath, Ereisphysikus und Hebammenbezirk, sind froh, wenn 
sich schliesslich irgend wer, oft nach langem Zureden bereit er- 
klärt, die Stelle anzunehmen! Soll und darf da der Hebammen- 
lehrer eine solche Bewerberin zurückweisen? An sich wäre er 
ja wohl berechtigt, zu sagen: „Bezahlt Eure Hebamme besser, 
gebt ihr ein anständiges Gehalt, gebt ihr Altersversorgung, ver- 
langt nicht, dass sie Euch noch Eure Kartoffeln im Tagelohn aus- 
rodet und nebenbei für Tagelöhnerbelohnung Eure Frauen ent- 
bindet, dann wird es Euch an einer guten Hebamme nicht fehlen.^ 
Aber wer soll diese Mehrbelastung tragen P Der Hebammenbezirk 
kann es nicht, der Ereis will es nicht und braucht es nicht. Die 
Sache liegt also einfach so, dass der Hebammenbezirk unbesetzt 
bleibt zum Schaden der Gebärenden, zum Nutzen höchstens der 
Pfuscherinnen. Nicht der Einzelne, weder der Ereisphysikus, 
noch der Hebammenlehrer kann verantwortlich gemacht werden, 
wenn solch' Hebammenbezirk mit einer minderwerthigen Hebamme 
besetzt wird. Wie die Verhältnisse jetzt liegen, muss man 
nothgedrungen ab und an ein Auge zudrücken! Nur eine 
gründliche Besserung der materiellen Lage der Hebammen, eine 
ganz wesentliche Hebung ihrer Einnahmen wiid dem Physikus 
die Möglichkeit an die Hand geben, auch für die ärmlicheren 
Hebammenbezirke tüchtigere Bewerberinnen auszusuchen. Die 
Hebammenlehrer werden dadurch eine grosse Last los, denn die 
Ausbildung der minderwerthigen, demnächstigen Bezirkshebammen 
ist wahrhaftig kein Vergnügen; es kostet einen unsäglichen Auf- 
wand von Geduld, Mühe und Zeit, ihnen nur das für die Praxis 
Nothdürftigste einzutrichtern, und wenn auch ab und an solche 
Frau, die von Haus aus reinlich und gewissenhaft ist, sich in der 
Praxis ganz leidlich machen kann, so giebt es doch Fälle genug, 
wo man mit schwerem Herzen seinen Namen unter das Prüfungs- 
zeugniss setzt. 

M. H. ! Wenn wir nun auch zur Zeit noch berechtigt, ja wohl 
auch verpflichtet sind, den zukünftigen Bezirkshebammen gegenüber 
unsere Anforderungen an geistige Bildung nicht zu hoch zu spannen, 
so trifft das keineswegs zu bei den Frauen, die sich auf eigene 
Rechnung ausbilden lassen, die später als freipraktizirende Heb- 
ammen einer mühsam um ihr Brot ringenden Bezirkshebamme noch 
die paar Geburten streitig machen wollen. Hier sind wir wohl be- 
rechtigt, beide Augen offen zu halten und nur wirklich gut befähigte 
Bewerberinnen zuzulassen. Ich persönlich halte die ganze Einrich- 
tung der freipraktizirenden Hebammen für einen Erebsschaden des 
Hebammenwesens ; so aber, wie die Verhältnisse jetzt liegen, kann 
ich mich der Ausbildung derselben nicht entziehen. Aber, m. H., 
einige der Herren Ereisphysiker ertheilen, sei es aus einer ge- 
wissen Gutmüthigkeit, sei es aus Unkenntniss des modernen Heb- 
ammenunterrichts mit übergrosser Bereitwilligkeit das Befähigungs- 
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zeugniss an Frauen, mit denen man nachher beim besten Willen 
nichts anfang^en kann. Ich erlaube mir, Ihnen die Schriftprobe 
einer Frau vorzulegen, die mit dem Zeugniss guter geistiger Be- 
fähigung in die Anstalt eintrat I Die Frau wohnte in einer Stadt 
von 200 000 Einwohnern und wollte sich dort als freipraktizirende 
Hebamme niederlassen. Liegt da nun irgend ein Bedttrfniss vor, 
für solche Verhältnisse so ungebildete Personen auszubilden? Muss 
man den Kollegen, die gutmüthig genug sind, solche Zeugnisse 
auszustellen, nicht den Vorwurf machen, dass sie für die Schäden 
des Hebammenwesens kein Verständniss haben und der Hebung 
des Hebammenstandes direkt entgegenarbeiten? Natürlich habe 
ich die Frau nach einiger Zeit entlassen, und der Briefwechsel 
mit dem erbosten, sozialdemokratischen Ehegatten war das einzige 
erheiternde Intermezzo in der unerfreulichen Episode ! Denn frei- 
lich steht es uns Hebammenlehrern zu, unbefähigte Personen ohne 
Weiteres zu entlassen, und wir machen wohl ausnahmslos von 
diesem Recht ausgedehnten Gebrauch ; aber die Entlassung ist ein 
einschneidender, grausamer Schritt, jedenfalls viel härter für 
die Frau, als eine Abweisung durch den Physikus! Die Be- 
schämung der zurückgeschickten Frau vor ihrer ganzen Gemeinde, 
die Vorwürfe des Ehemannes, die unnütz aufgewandten Kosten, 
dass Alles ist so hart, dass man — ich kann es nicht leugnen — 
doch manchmal Milde walten lässt, wo es eigentlich nicht ange- 
bracht wäre. Wir sind auch gar nicht im Stande, gleich bei 
Beginn des Kursus die Spreu von dem Weizen zu sondern; denn 
der Eintritt in die Anstalt mit ihren ganz neuen Verhältnissen, 
das Heimweh, die Sehnsucht der Mutter nach den Kindern, das 
Alles wirkt so niederdrückend, dass viele der Frauen erst nach 
Wochen sich so zeigen, wie sie eigentlich sind, und man bitter 
Unrecht thun würde, wenn man gleich beim Beginn des Kursus 
mit der Entlassung bei der Hand wäre. 

Auf jeden Fall kann das Niveau des Hebammenstandes nur 
durch verständnissvolle Mitwirkung des Physikus gehoben werden. 
Es genügt durchaus nicht, die Bewerberin ein paar Worte schreiben 
und ein paar Sätze lesen zu lassen. Es ist vielmehr nothwendig, 
dass der Physikus durch eingehende Prüfung ein genaues Bild von 
der geistigen Befähigung der Bewerberin gewinnt, welches er 
eventuell durch Erkundigung nicht nur bei dem Ortsschulzen, 
sondern beim Geistlichen und Lehrer zu ergänzen hat, und dass 
er sich bei Bemessung seiner Ansprüche der Aufgabe bewusst 
bleibt, den Hebammenstand durch Auswahl geistig gut befähigter 
Personen auf eine höhere Stufe zu heben. FreiUch, dem Kreis- 
physikus mangelt die Zeit zu solcher Pi*üfung und solcher Er- 
kundigung; der Kreisarzt wird hoffentlich so gestellt, dass er 
sich dieser Aufgabe gern und erfolgreich unterziehen kann! 

Wenn ich mich jetzt der Ausbildung der Hebammen 
in der Hebammenlehranstalt zuwende, also, so zu sagen, vor meiner 
eigenen Thür zu fegen beginne, so lässt sich nicht leugnen, dass 
auch hier Vieles nicht so ist, wie es sein sollte, und wenn Spring- 
feld in liebenswürdigerweise sich dabin ausspricht, die technische 
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Ausbildung der Hebammenlehrtöchter sei zu einer der Steigerung 
fast nicht mehr fähigen Entwickelung gebracht worden, so wird 
das Kompliment mit geziemendem Dank angenommen, aber es ent- 
spricht leider durchaus nicht den thatsächlichen Verhältnissen. 

Ueber die zweckmässigste Grösse der Lehranstalt befinde ich 
mich in erfreulicher Uebereinstimmung mit dem Kollegen Dietrich; 
denn wenn er und seine sächsischen Kollegen grosse Provinzial- 
Anstalten fordern und ich Anstalten mittleren ümfanges für die 
geeignetsten halte, so ist der Widerspruch nur ein scheinbarer! 
Dietrich fordert 400 — 500 Geburten im Jahr; ich habe neulich 
in einem Bericht an meine vorgesetzte Behörde 300—500 Geburten 
als das für den Unterricht erforderliche, aber auch ausreichende 
Mass erklärt. Ich bin nicht der Meinung, dass die sehr grossen 
Anstalten, wie Berlin, Dresden, Leipzig mit 1000 und mehr Ge- 
burten den Vorzug verdienen. Die Möglichkeit, all' diese Geburten 
zu beobachten, ist ja von vornherein ausgeschlossen; es können 
dann eben nur Abtheilungen zugezogen werden, und nur zu patho- 
logischen Geburten, geburtshülf liehen Operationen und dergleichen 
werden sämmtliche Schülerinnen zusammengerufen. Nun ist der 
Vortheil, den die Schülerinnen von solchen Fällen haben, nicht an- 
nähernd so gross, wie etwa für Studenten, da den Hebammen die 
Behandlung später in der Praxis doch nicht zusteht, sie vielmehr 
sofort den Arzt zuzuziehen haben. Was für die Hebamme das 
Wichtigste ist, die sorgsame — ich möchte sagen liebevolle Be- 
obachtung der normalen Geburt wird nur zu leicht als etwas ver- 
hältnissmässig Gleichgültiges, beinahe Langweiliges angesehen in 
Anstalten, wo fast alltäglich Haupt- und Staatsaktionen geburts- 
hülflicher und gynäkologischer Art auf der Tagesordnung stehen 
und das Interesse und die Zeit der Schülerinnen in erster Linie 
in Anspruch nehmen. Das Material meiner Celler Anstalt ist nur 
klein, aber in der Steigerung begriffen; im vergangenen Jahre 
habe ich zum ersten Mal die Zahl von 250 Geburten erreicht. 
Das ist, obgleich ich von Aerzten und Hebammen aus Stadt und 
Umgegend verhältnissmässig viel pathologisches Material bekomme, 
zu wenig. Es sind allerdings nicht nur die Geburten, die den 
Schülerinnen Gelegenheit zu praktischer üebung geben, sondern 
mindestens in demselben Masse die Schwangerenuntersuchung, 
welche ich Dank der grossen Liberalität, welche die Provinzial- 
verwaltung bei der Aufcahme von Hausschwangeren walten lässt, 
fast täglich vornehmen kann. Nur so ist diejenige üebung, die- 
jenige Feinheit des Gefühls zu erreichen, die für die sichere Aus- 
führung der so wichtigen äusseren Untersuchung erste Vorbe- 
dingung ist. Wenn ich eine weitere Steigerung der Geburtenziffer 
nachdrücklich anstrebe, so ist nicht der .Wunsch, eine grössere 
Zahl pathologischer Fälle meinen Schülerinnen vorführen zu können, 
in erster Linie für mich massgebend. Der Werth derselben ist, 
wie erwähnt, für die Schülerinnen nicht so übergross. Die Becken- 
untersuchung, die Fähigkeit, eine Beckenverengerung mit Sicher- 
heit zu erkennen, muss ihnen bei der systematischen Schwangeren- 
Untersuchung beigebracht werden; ob sie andere Abnormitäten, 
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Nabelschnarvorfall, Placenta praevia, Eklampsie sehr häufig oder 
nur ein Mal, meinetwegen auch gar nicht während der Lehrzeit 
beobachtet haben, ist nicht so wichtig; die Diagnose dieser Zu- 
stände ist so leicht, die Behandlung für die. Hebamme noch ein- 
lacher : sie hat eben den Arzt zuzuziehen. Aber der Dammschutz, 
sowie die Behandlung der Nachgeburtszeit kann nur durch Uebung 
gelernt werden, und schon aus diesem Grunde ist eine grössere 
Geburtenziffer erforderlich ; damit ergiebt sich von selbst, dass ich 
mich dem absprechenden Urtheil Dietriches über die Anstalten 
mit noch kleinerem Material vollständig anschliesse. Seine Aus- 
führungen, beispielsweise über die lippesche Lehranstalt in Blom- 
berg, die in gar nicht femer Zeit die Schülerinnen in die Praxis 
entliess, ohne dass sie in der Anstalt überhaupt eine Geburt an- 
gesehen hatten, sind drastisch genug, aber nur zu begründet, lieber 
die Verwerflichkeit solcher Diminutiv - Anstalten dürfte hier wohl 
Einstimmigkeit herrschen. Wieviel Anstalten in jeder Provinz zu 
belassen sind, welche aufzuheben, welche durch Vermehrung des 
Materials lebensfähiger zu gestalten sind, gehört wohl vor ein 
anderes Forum. Massgebend dafür muss allein das Bedürfniss 
sein, also vor Allem die Zahl der künftig auszubildenden Heb- 
ammen. 

Ein wichtiger Umstand, der gegen zu grosse Anstalten, aber 
auch gegen Universitätskliniken als Unterrichtsanstalt für an- 
gehende Hebammen spricht, ist die Ueberlastung des Direktors 
mit Verwaltungs- und sonstigen Geschäften, klinischem Unterricht 
und dergl., wodurch das Interesse für den Hebammenunterricht 
zu leicht abgelenkt wird. Es ist mir sehr wohl bekannt, dass 
einige unserer bedeutendsten Universitätskliniker, so vor allen 
Ahlfeld und Schatz, zugleich ganz Hervorragendes in der 
Ausbildung von Hebammen leisten. Aber die Begel ist das nicht! 
Häufig genug bleibt der Hebammenunterricht einem Assistenten 
überlassen oder auch dem Hebammenlehrer, der täglich zur Unter- 
richtsstunde aus der Stadt kommt, sonst aber mit der Anstalt nur 
in lockerer Verbindung steht und namentlich von den Geburten 
und was sonst dort vorgeht, wenig erfährt. Beides ist im All- 
gemeinen nicht richtig, wenn auch im einzelnen Falle ausnahms- 
weise auch so Erspriessliches erzielt werden kann. Die Assistenten 
kennen meistens nur klinische Geburtshülfe, die Verhältnisse, 
welche die Hebamme später in der Praxis, zumal in der Land- 
praxis erwarten, sind ihnen vollständig terra incognita, und es ist 
kein Wunder, wenn sich die Wegweiser, die sie den Hebammen 
mitgeben, als unpraktisch erweisen und die Hebammen ihre eigenen 
und oft genug bedenklichen Wege gehen! Ich halte es für das 
Richtige, wenn der gesammte Hebammenunterricht, praktischer 
und theoretischer, im Wesentlichen in einer Hand liegt ! Der rein 
theoretische Unterricht, also das Einpauken der Paragraphen des 
Lehrbuchs, ist eine öde Arbeit, und dauernde Früchte kann sie 
nur zeitigen, wenn sie durch fortwährenden Hinweis auf das, was 
die Schülerinnen auf dem Gebäi'saal und in den Wochenzimmern 
gesehen haben, belebt wird. Beispielsweise fällt es mir gar nicht 
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ein, mich streng an die Reihenfolge der Paragraphen zu halten, 
sondern wenn irgend etwas Besonderes znr Beobachtung gekommen 
ist, ein allgemein verengtes Becken, ein Nabelschnurvorfall oder 
ein vorliegender Fruchtkuchen, dann nehme ich den betreffenden 
Abschnitt vorweg und bespreche ihn unter dem fiischen Eindruck 
des soeben Gesehenen. Nachher, wenn der Abschnitt im Zu- 
sammenhang wieder vorkommt, wird dann auf das frflher Vorge- 
tragene und selbst Erlebte zurückgegriffen. So gestaltet sich der 
Unterricht zu einer Art Mittelding zwischen Klinik und theoreti- 
schem Kolleg. Ich pflege den Lehrstoff, wie ihn das Lehrbuch 
bietet, in 5 Monaten durchzugehen und den letzten Monat des 
Kursus zu Wiederholungen zu benutzen. Diese Wiederholung aber 
knfipft im Wesentlichen an die Erlebnisse während des Kursus 
an und will die eigene Beobachtung und das eigene Nachdenken 
anregen. Eine derartige Lehrweise ist aber nur da möglich, wo 
der Lehrer zugleich die Leitung des Gebärsaals in Händen hat. 
Bei einer derartigen Gestaltung des Unterrichts wfisste ich nun 
freilich mit mehreren Hülfsärzten als Hebammenlehrern, wie sie 
uns die sächsische Aerztekammer zudenkt, nichts anzufangen. 
Wenn der Direktor sich selbst um den Gebärsaal kümmert, genügt 
selbst bei 500 Geburten ein Hülfsarzt vollauf. Dessen Aufgabe 
würde dann sein, bei einem Theil der regelmässigen Geburten 
die untersuchende und geburtshülfliche Thätigkeit der Hebammen- 
schülerinnen zu leiten. Er würde femer bei den Schwangeren- 
untersuchungen eine Abtheilung der Schülerinnen am zweiten 
Untersuchungsbett untersuchen lassen. Damit aber würde seine 
Lehrthätigkeit erschöpft sein! Den eigentlichen systematischen 
Unterricht muss der Direktor unter allen Umständen allein er- 
theilen. Dazu sind allerdings 3 — 4 Stunden täglich nothwendig, 
aber auch ausreichend; ja man kann den Schüleiinnen, die doch 
von den Geburten, der Wochenpflege und den häuflgen Nacht- 
wachen ausserdem stark in Anspruch genommen sind, noch mehr 
an Unterricht gar nicht zumuthen, wenn sie für häusliche Ai*beiten, 
für Lernen und Wiederholen die nöthige Zeit flnden sollen. Ueber- 
bürdet genug sind sie bei der kurzen Dauer des Kui*sus so wie so 
in recht bedenklichem Grade! 

Mein Amts Vorgänger P o t e n hat zuerst bakteriologische De- 
monstrationen und Experimente in den Hebammenunterricht hin- 
eingezogen. Ich bin mit einer ziemlichen Dosis von Skepsis an 
diese Art des Unterrichtes herangegangen, habe sie aber fort- 
setzen müssen, da ich ein mit erheblichen Kosten eingerichtetes 
Laboratorium vorfand. Ich habe mich überzeugt, dass die besseren 
Schülerinnen den einfachen Versuchen, die ich ihnen vormache, 
mit regem Eifer und lebhaftem Interesse folgen und ich zweifele 
nicht, dass die Antisepsis ihnen, wenn sie von deren Nothwendig- 
keit durch eigene Anschauung überzeugt sind, ganz anders in 
Fleisch und Blut übergeht, als wenn ihnen die Handgriffe des 
Händewaschens nur mechanisch vorgemacht werden. Der oft ge- 
zogene Vergleich mit den Diakonissen, bei deren Unterricht ein 
wirkliches Verständniss der Begriffe der Infektion und Antisepsis 
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g^ewöhnlich weder angestrebt, noch erreicht wird, trifft nicht zu; 
denn die Diakonisse arbeitet im Wesentlichen als Gehülfin des 
Arztes und unter dessen Aufsicht, die Hebamme dagegen waltet 
fast immer unbeaufsichtigt ihres Amtes. Ausserdem aber liegen 
auch die Verhältnisse der Wundbehandlung klar vor Augen und 
jeder Fehler in der Antisepsis rächt sich dort offenkundig. Bei 
der Hebamme dagegen liegt immer die Gefahr vor, dass sie, wenn 
es ein paar Jahre gut geht, die antiseptischen Massregeln in 
Uebereinstimmung mit dem Publikum fttr Luxus hält. Darum 
mässen wir ihnen ein wirkliches Verständniss der Infektionsvor- 
gänge beibringen. Die Art und Weise, wie den Schülerinnen die 
einfachen bakteriologischen Begriffe, deren sie bedürfen, beige- 
bracht werden, wird Ihnen ein Blick in die vorgelegten Hefte 
schneller zeigen, als ich es Ihnen vortragen kann. Die Sache 
ist einfach genug. Ich zeige den Frauen zunächst die Vergährung 
zuckerhaltiger Flüssigkeiten unter dem Einfluss der Hefepilze, 
wobei ich an die ihnen geläufigen Erfahrungen aus der Küche 
fortwährend anknüpfe. Es werden ihnen dann die HefepUze unter 
dem Mikroskop gezeigt und das Ausbleiben der Gährung nach 
Zusatz chemischer Desinfizientien und nach Anwendung der Siede- 
hitze demonstrirt. Damit sind die Grundbegiäffe gelegt. Es 
werden dann gelegentliich ein paar Gelatine- oder Agarplatten mit 
Wasser, mit Staub und mit Gartenerde beschickt und schliesslich 
zur Händedesinfektion übergegangen, die mit Hülfe von Agar- 
Platten kontrolirt wird. Den Schluss bilden ein paar Infektionen 
mit Pyogenes am Versuchsthier. Die Demonstration des ent- 
zündeten, verklebten, eiterbeschmierten Peritoneums pflegt den 
nachhaltigsten Eindruck auf die Frauen zu machen und gestaltet 
mit einem Schlage die Lehre vom Eindbettfieber, das man ihnen 
an der Leiche im Allgemeinen doch nicht zeigen kann, statt eines 
unverständlichen Schreckgespenstes zu einem greifbaren Begriff. 

Es geht ja natürlich auch anders zu machen. Ich habe 
selbst bei einem der früheren Kurse, der zufällig fast nur aus 
recht schwach befähigten Schülerinnen bestand, alle Mühe und 
Zeit auf die mechanische Dressur verwenden müssen und für Bak- 
teriologie keine Zeit über gehabt, aber die Resultate sind ent- 
schieden minderwerthig ; ich möchte daher das bakteriologische 
Experiment beim Hebammenunterricht nicht wieder entbehren! 

Aehnlich liegt es mit der Gynäkologie! Ich erachte es für 
wünschenswerth, wenn mit jeder Hebammenlehranstalt eine kleine 
gjmäkologische Abtheilung verbunden ist. Ich verschliesse mich 
keineswegs den von anderer Seite oft recht lebhaft geäusserten 
Bedenken gegen eine solche Verbindung, bin auch unausgesetzt 
darauf bedacht, den Schülerinnen die sogenannte kleine Gynäkologie 
fem zu halten, und suche so weit wie irgend möglich, die den 
Hebammen so nahe liegende Versuchung, auf eigene Hand mit 
unzureichenden Kenntnissen Pfuscherei zu treiben, im Keime zu 
unterdrücken. Ich glaube auch, dass es nur recht wenige Fälle 
sind, die für den Hebammenunterricht von wirklichem Nutzen sind ; 
l^ber gerade diese sind so ausserordentlich werthvoU, dass ich 
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unter keinen Umständen auf aie verzichten möchte und lieber etwas 
von den Schattenseiten mit in den Kauf nehme, welche dem gynä- 
kologischen Betrieb auf einer Hebammenschule nun einmal an- 
haften. Es ist von dem allergrössten Werth, wenn die Hebamme 
ein oder ein paar Mal die Entfernung eines grösseren Gewächses 
durch den Bauchschnitt, wenn sie die Radikal - Operation eines 
Gebärmutterkrebses gesehen hat und sich einige Mal überzeugt 
hat, wie leicht und sicher selbst grosse Prolapse durch ungefähr- 
liche Operationen dauernd beseitigt werden. Die Hebammen 
werden ja bei Unterleibsleiden meist zuerst um Eath gefragt und 
in ihren Händen liegt oft genug die Entscheidung über Leben und 
Tod! Wie kann man von der Hebamme verlangen, dass sie solche 
Fälle rechtzeitig dem Frauenarzt zuschickt, wenn sie von der 
Heilbarkeit derselben keine Vorstellung hat? Freilich ist die 
Mehrzahl der Fälle, die in einer gynäkologischen Station zur Auf- 
nahme kommen, für den Hebammenunterricht ein unfruchtbarer 
Ballast ; es muss deshalb darauf geachtet werden, dass der gynäko- 
logische Betrieb nicht den eigentlichen Zweck der Anstalt über- 
wuchert. Das Auswachsen der Hebammenlehranstalten zu grossen 
Frauenkliniken ist entschieden schädlich, zumal nur zu leicht das 
Hauptinteresse des ärztlichen Personals und vor Allem des Dfrektors 
sich der gynäkologischen Station zuwendet. Denn natürlich sind 
Laparotomien amüsanter als erste und zweite Schädellagen; aber 
die letzteren sind und bleiben für den Hebammenunterricht die 
Hauptsache! Nur unter dieser Einschi*äukung kann das Zusehen 
und Assistiren bei gynäkologischen Operationen als ein wichtiges 
Hülfsmittel der Hebammenausbildung angesehen werden! 

M. H. ! Die Anforderungen, die ein solcher Unterricht an die 
Lernenden stellt, Anforderungen, die aber in der Natur des Unter- 
richtsstoffes ihre unabweisbare Begründung haben, sind so be- 
deutende und so vielfache, dass die jetzige Dauer der Kurse, 
wie sie an den meisten Anstalten bemessen ist, unzureichend sein 
muss! Namentlich kann auch die Technik der äusseren Unter- 
suchung nur durch langdauernde, tägliche Uebung mit solcher 
Sicherheit gelernt werden, dass sie dann das Leben hindurch vor- 
hält ! Ich habe sechsmonatliche Kurse, behalte aber nach Schluss 
derselben einige Schülerinnen als sogenannte Hülfshebammen noch 
ein Vierteljahr zurück. Gerade an diesen kann ich alljährlich be- 
obachten, wie wesentlich eine Verlängerung der Kurse die Kennt- 
nisse und Fertigkeiten fördert, namentlich aber festigt und ver- 
tieft! Die Mehrzahl der Schülerinnen muss ich gerade dann ent- 
lassen, wenn die Hauptschwierigkeiten überwunden sind und der 
Unterricht nun so recht fruchtbringend werden müsste. Eine 
Verlängerung der Kurse auf 9 Monate, wie sie in Danzig bei- 
spielsweise durchgeführt ist, halte ich für ein entschiedenes 
Bedürfniss. 

M. H.! Ich habe mich in Leitsatz 10 für eine engere 
Fühlung zwischen Hebammenlehranstalten einer- 
seits und den Medizinalbeamten andererseits ausge- 
sprochen. Ich bin sehr entschieden der Ansicht, dass dies für 
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beide Theile von entschiedenstem und nachhaltigstem Nutzen sein 
wird. Ich wenigstens verdanke den alljährlichen Reisen, die ich 
zu den Nachprüfungen der Hebammen zu unternehmen habe, und 
dem persönlichen Verkehr mit den Herren PhysikatskoUegen eine 
ganz ausserordentliche FttUe von Belehrung und Anregung. Ich 
glaube, dass auch die Ereisphysiker manchen nutzbaren Wink für 
Auswahl der Schülerinnen und der Kandidatinnen für die Wieder- 
holungskurse, für Beaufsichtigung und Nachprüfung ihrer Heb- 
ammen erhalten würden, wenn ihnea Gelegenheit geboten würde, 
öfter einmal einen Blick in das Getriebe einer Hebammenschule zu 
werfen, wenn sie abwechselnd an den Prüfungen der Schülerinnen 
theilzunehmen haben würden. Freilich ist die Zahl der Physiker 
im Vergleich zu den Hebammenlehranstalten übergross; beispiels- 
weise gehören 37 Kreise mit 33 Physikern zum Bezirk meiner 
kleinen Anstalt. Die Beihe, an den Prüfungen theilzunehmen, 
wtirde also an das einzelne Physikat etwa 3 Mal im Jahrhundert 
kommen ! Es würde daher nothwendig sein, die Prüfungskommission 
zu erweitem und etwa aus 5 Mitgliedern, dem Regierungs- und 
Medizinalrath, dem Direktor und 3 alljährlich wechselnden Physi- 
kern, zusammenzusetzen. Ich lege einen ganz ausserordentlichen 
Werth auf eine derartige Abänderung der bestehenden Bestimmungen 
und bin überzeugt, dass nicht nur die prüfenden Physiker, sondern 
vor allem auch die Hebammenlehrer vielfachen Nutzen daraus 
ziehen and namentlich durch das Eingreifen der inmitten der 
Praxis stehenden Herren vor Einseitigkeit und leerer Theorien- 
Reiterei bewahrt werden würden. 

Hand in Hand mit der Ausbildung der Hebammen 
müssen die Bestrebungen gehen, die ausgebildeten Heb- 
ammen vor dem so oft beklagten schnellen Verbauern, 
vor dem Vergessen der ihnen mühsam beigebrachten 
Kenntnisse zu bewahren! 

Die Hauptsache wird nach den obigen Ausführungen in einer 
Hebung der gesammten sozialen Verhältnisse des Hebammenstandes 
und in der dadurch ermöglichten Auswahl besser befähigter Be- 
werberinnen liegen. Aber auch diese werden ab und an einer 
Au£Frischung ihrer Kenntnisse dringend bedürfen. Dazu dienen 
die Nachprüfungen, vor Allem aber die Wiederholungs- 
kurse. Vor einigen Wochen erschien über diese Einiichtung von 
Reimann in Neumünster in der Zeitschrift für Medizinalbeamte 
ein Aufsatz, der mich in hohem Grade interessirt hat, da die offen- 
bar auf Grund eingehender Beschäftigung mit dem Hebammen- 
wesen basirte Grundanschauung sich last vollständig mit meinen 
Ansichten deckt und Vieles mir wie aus dem Herzen geschrieben 
ist. Wenn aber Reimann schliesslich zu einem vollständig ab- 
sprechenden Urtheil über die Wiederholungskurse kommt, so liegt 
das daran, dass diese Kurse in der Provinz Schleswig - Holstein 
offenbar nicht richtig eingerichtet sind. Ich entsinne mich, in der 
Hebammenzeitung gelesen zu haben, dass sich in Kiel aus der 
ganzen Provinz nur 2 Hebammen zu dem Wiederholungskurse 
eingefunden haben. Dass bei so geringer Betheiligung die Kurse 
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werthlos sind, daiin ist Beim an n ohne Weiteres zuzustimmen; 
aber er ist keineswegs berechtigt, diese Wahrnehmung zu verall- 
gemeinern und daraus zu folgern, dass nun allerwärts die Wieder- 
holungskurse ein solches Schattendasein fristen. Ich habe seit der 
Einrichtung der Eui*se im Jahre 1896 in 4 Kursen 80 Hebammen 
zu den Wiederholungskursen vor mir gehabt und werde auch im 
laufenden Etatsjahr zwei Kurse mit je 20 Hebammen abhalten. 
Ebenso rege ist die Betheiligung an den Wiederholungskursen der 
beiden anderen Anstalten der Provinz. Die Kurse erfreuen sich, 
nachdem ein gewisses anfängliches Misstrauen überwunden ist, 
grosser Beliebtheit in Hebammenkreisen, so dass ich bisweilen Mühe 
habe, mich des Andranges der Bewerberinnen zu erwehren. Es 
liegt dies vor Allem an der generösen Art und Weise, wie die 
Hannoversche Provinzialverwaltung die Einrichtung der Kurse 
gestaltet hat. Die Kurse dauern 3 Wochen; die Theilnehme- 
rinnen erhalten aus Provinzialmitteln nicht nur billig bemessene 
Reisekosten und freie Beköstigung in der Anstalt, sondern auch 
als Entschädigung für inzwischen in ihrem Haushalt erforderliche 
Aufwendungen täglich 1,50 Mark. Dazu kommt eine weitere, 
wohl von der Mehrzahl der Kreise bewilligte Beihülfe — in meinem 
Kreise 30 Mark für die Dauer des Kursus. Die Belastung der 
Provinz gestaltet sich freilich recht hoch — im laufenden Jahre 
allein bei meiner Anstalt auf etwa 2400 Mark. 

Die Erfahrungen, die ich mit den Kursen gemacht habe, 
lauten im Allgemeinen recht günstig. Ich kann nicht anders sagen, 
auch die älteren Frauen machen mir viel Freude. Man findet 
sehr bald unter den wohlgenährten Frauen eine Anzahl heraus, 
die mit offenen Augen das Neue erfassen, was%hnen auf Schritt 
und Tritt entgegenkommt, die »ich sofort in das Anstaltsgetriebe 
hineinfinden, zufassen, wo es etwas zu arbeiten giebt, und dankbar 
die Mühe anerkennen, die man sich mit ihnen giebt. 

Ich lasse mir gern von den Frauen der Eeihe nach die Er- 
lebnisse erzählen, die sie im Laufe ihrer praktischen Thätigkeit 
auf besonders wichtigen Gebieten der öeburtshülfe — beispiels- 
weise mit Eklampsie oder mit Placenta praevia — zu verzeichnen 
haben, und ich habe mich oft über das lebhafte Interesse, in Folge 
dessen sie alle Einzelheiten im Gedächtniss hatten, über die gute 
Beobachtungsgabe und über den gesunden, praktischen Sinn bei 
den einfachen Frauen gefi*eut. Schwer genug ist es freilich manch- 
mal, den einmal entfesselten Strom der Rede nachher wieder ein- 
zudämmen! Mit solchen Frauen im Wiederholungskursus erlebt 
man wirklich Freude; mehr wie eine habe ich entlassen in 
der festen Ueberzeugung, dass sie für ihre praktische Thätigkeit 
dauernde Förderung und nachhaltigen Nutzen mit nach Haus nimmt. 

Ausserdem ist in jedem Kursus in mehr oder weniger Exem- 
plaren die „alte Hebamme** vertreten, so wie sie von den Gegnern 
des jetzigen Hebammenmaterials als die typische Regel hingestellt 
wird. Ich brauche Ihnen diese Species nicht zu schildern; ich 
habe sie in allen möglichen Abschattirungen erlebt — ich habe 
sogar solch' alte verschmutzte Person mit Kleiderläusen bedeckt 
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antreten sehen! Ich habe mich oft gefragt, was soll ich mit 
diesen Frauen anfangen P Es ist wohl meist der trostlose Aasfall 
der Nachprüfung gewesen, der dem verzweifelten Kreisphysikus 
Veranlassung gegeben hat, die Person für den Wiederholungskursus 
zu notiren in der Vorstellung, dass, wenn Alles nicht hilft, hier 
vielleicht noch etwas erreicht werden kann. Aber, m. H., was so 
eine Person, die überhaupt gar nicht hätte Hebamme werden 
müssen, vor so und so viel Jahren als junge Frau in einem halben 
Jahr nicht begriffen hat, das können wir dem alten, stumpf ge- 
wordenen Weibe in drei Wochen auch nicht beibringen! Man 
quält sich Morgens im theoretischen Unterricht, man quält sich 
Nachmittags bei der Schwangerenuntersuchung mit ihnen ab — 
man erreicht Morgens nichts und man erreicht Nachmittags nichts ! 
Die Auffassungsgabe ist gleich Null, das Qedächtniss ist zu stumpf, 
die Hände zu hart und zu ungelenkig ! Sie stehen statt mit offenen 
Augen, mit offenem Munde in den Ecken herum und lassen das 
Neue an sich vorübergehen, theils ohne den Sinn und Zweck über- 
haupt zu fassen, theils in der festen Ueberzeugung, solche Ge- 
schichten könnten wir in der Anstalt wohl machen, fllr sie in der 
Praxis passe das nicht, sei auch gar nicht nöthig ; denn sie seien 
noch immer ohne dergleichen ausgekommen ! Solche Personen haben 
keinen Nutzen von dem Wiederholungskursus, und es ist schade 
um die grossen Kosten und um alP die vergebliche Last und 
Mühe! Sie sind ja, Gott lob, sehr in der Minderzahl; aber auch 
nur ein paar davon halten den ganzen Kursus auf. Ich bin doch 
auch verantwortlich für Leben und Gesundheit meiner Anstalts- 
Insassen und kann schon aus diesem Grunde solche Personen weder 
in dem Wochenzimmer, noch auf dem Gebärsaal zu der praktischen 
Thätigkeit in dem Umfange zulassen, wie es eigentlich nothwendig 
wäre. Ich kann sie aber allein nicht davon aussperren; was der 
Einen recht ist, ist der Anderen billig, und so muss der ganze 
Kursus darunter leiden. Nicht die schlechtesten, sondern die besten 
Hebammen der alten Generation gehören in den Wiederholungs- 
kursus; die Theilnahme an dem Kursus soll keine Strafe sein, 
sondern eine Belohnung und Anerkennung, deren sich die Theil- 
nehmerin aber auch werth erweisen muss, unter Anderem auch 
durch tüchtiges Vorarbeiten aus dem Lehrbuch, ehe sie in den 
Kursus eintritt! Der Hauptwerth der Wiederholungskurse liegt 
aber nicht darin, dass die Hebammen der alten Schule den neueren 
Anschauungen zugeführt werden, sondern in der baldigen Wieder- 
einziehung der jungen, frisch ausgebildeten Hebamme. Bei uns 
in Hannover soll jede Bezirkshebamme 5 Jahi*e nach ihrer Ent- 
lassung zum ersten Mal und dann nach 10 Jahren wieder einge- 
zogen werden. Von dieser Aussicht mache ich während des Lehr- 
kursus umfangreichsten Gebrauch und zwar mit vorzüglichstem 
Erfolg. M. H. ! Man hat nicht leicht eine Vorstellung, welche Rolle 
der Ehrgeiz bei den Schülerinnen spielt, wie sich immer wieder 
als die eigentliche Triebfeder der natürlich niemals auszurottenden 
Zwistigkeiten und Streitereien auf den Schülerinnenstuben der Neid 
und die Eifersucht auf die besser und schneller lernenden, vom 

6* 
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Direktor belobten Kolleginnen herausstellt ! Es ist ein ganz mäch- 
tiger Sporn, wenn ich den Hebammenschttlerinnen vorstelle, dass 
sie nach 5 Jahren alle wieder in der Anstalt antreten werden und 
dass sich ja dann zeigen wird, wer seine Sache gut gelernt und 
ordentlich fortgearbeitet hat oder wer verbummelt und verbauert 
ist! Bei dieser Art der Einrichtung und Leitung halte ich die 
Wiederholungskurse für ein sehr wichtiges Glied des Hebammen- 
unterrichtes. 

M. H. ! Ich will Ihre Zeit und Geduld nicht ungebührlich in 
Anspruch nehmen und streife daher nur ganz kurz zwei andere 
Mittel zur Fortbildung der im Beruf stehenden Hebammen, die 
Hebammen-Zeitung und die Hebammen-Vereine. Die 
Meinungen darüber bei den Physikern sind getheilt! Der eine 
Kollege lässt sich abschrecken durch die Zeichen weitgehender 
Selbstüberhebung, die in den Beferaten über die Hebammentaxe 
sich breit macht ; einen anderen Kollegen schreckt die Maasslosig- 
keit der Ansprüche, die es den besten Freunden der Hebammen 
so schwer, macht, mit Erfolg für ihre Sache einzutreten; ein 
Dritter belächelt die halbverdaute Weisheit, die in den Spalten 
der Hebammenzeitung allerdings manchmal recht harmlos aufge- 
tischt wird — ; ich bin im Ganzen geneigt, milder über die Sache 
zu urtheilen. Ich habe in meinem früheren Kreise einen Heb- 
ammenverein geleitet und glaube, auch, damit nutzbringend ge- 
wirkt zu haben; persönliche Verhältnisse haben mich, ebenso wie 
meinen Amtsvorgänger in Celle bisher von der Anregung zu einem 
solchen Verein absehen lassen. Ich bedauere, dass dies noth- 
wendig war; denn die mancherlei Anregung und die häufigere 
persönliche Fühlung zwischen dem Physikus und den Hebammen 
ist im Ganzen doch recht segensreich! Ich meine, die Vereins- 
meierei treibt auch auf anderen Gebieten so manche wunderliche 
Blüthe — warum soll man nicht auch bei den Hebammenvereinen 
etwas schnurriges Beiwerk mit unterlaufen lassen? Der Kern, 
der in der Sache dann doch schliesslich enthalten ist, ist ein 
durchaus gesunder! 

Sehr mit Recht betont Bei mann den idealistischen Zug, 
der durch die Hebammenschaft geht, das Bingen und Streben 
nach geistiger Fortbildung, nach Erhöhung der beruflichen 
Leistungsfähigkeit! Freilich wird es noch eines ganz erheblichen 
Mauserungsprozesses bedürfen, bevor die Hebammenschaft in ihrer 
Gesammtheit zu solchem Fortschritt geeignet sein wird. Bei aller 
Neigung zur Milde wird es doch hier und da eines kräftigen 
Schnittes in das faule Fleisch bedürfen ; mehr wie ein Glied wird 
fallen müssen, ehe der ganze Körper gesunden kann. Die besseren 
unter den Hebammen werden das mit Freuden begrüssen; denn 
sie vor allen empfinden die ungeeigneten Elemente, die unstreitig 
jetzt den Hebammenstand verunzieren, als eine schwere Last, als 
ein Haupthinderniss bei ihrem Vorwärtsstreben. 

M. H.! Seien wir den Hebammen behülflich, die Elemente 
loszuwerden, die in diesen achtbaren Stand nicht hineingehören, 
sorgen wir vereint für gesunden, tüchtigen Nachwuchs, reichen 
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wir den im Beruf stehenden Hebammen die Hand bei ihrem Vor- 
wärtsstreben auf wissenschaftlichem, praktischem und sozialem 
Gebiet, so werden die Früchte nicht ausbleiben; wir werden uns 
ohne gefährliches Experimentiren auf völlig unbekanntem Gebiet 
und, ohne den sicheren Boden erprobter Verhältnisse zu verlassen, 
einen Hebammenstand heranbilden, der seinen wichtigen Aufgaben 
voll und ganz gewachsen sein wird! 

(Lebhafter BeifaU I) 

Die von dem Referenten aufgestellten Leitsätze hatten 
folgenden VS^ortlaut: 

I. Die Berufsthätigkeit der Hebammen hat auch ferner in 
denjenigen Grenzen zu verbleiben, welche durch das Lehrbuch 
und die Instruktion festgelegt sind. Die Aufgabe der Hebamme 
ist also ausschliesslich die Behandlung normaler Zustände und 
Verhältnisse bei Schwangeren, Gebärenden, Wöchnerinnen und 
Neugeborenen. 

IL Gute Volksschulbildung ist für die Hebammenschttlerin 
ausreichend, aber auch erforderlich. 

ni. Bei der Auswahl der Hebammenscbtilerinnen hat der zu- 
ständige Medizinalbeamte mit grösster Sorgfalt zu verfahren und 
ungeeignete Bewerberinnen ohne Rücksicht auf etwaige Wünsche 
der Oitsbehörden zurückzuweisen. 

IV. Die Ausbildung der Hebammen ist intensiver zu ge- 
stalten ; es ist vor Allem ein wirkliches Verständniss der Begrifte 
Infektion und Desinfektion anzustreben. Das mechanische Ein- 
dressiren der Desinfektionsvorschriften genügt nicht, um sichere 
Durchführung der Asepsis im späteren Berufsleben zu gewähr- 
leisten. 

y. Es muss eine grössere Sicherheit in der Untersuchungs- 
technik, namentlich in der äusseren Untersuchung erreicht werden. 
VI. Lehranstalten mittleren Umfanges sind für den Unter- 
richt der Hebammenschülerinnen am geeignetsten, Universitäts- 
kliniken im Allgemeinen ungeeignet. 

Es ist vortheilhaft, wenn mit der Hebammen - Lehranstalt 
eine nicht zu grosse gynäkologische Abtheilung in Verbin- 
dung steht. 

VII. Die Zahl der aufzunehmenden Schülerinnen hat sich nach 

dem Umfang der Lehranstalt (Geburtsziffer u. s. w.) und dem Be- 

dürfniss zu richten ; sie ist von der Aufsichtsbehörde festzustellen. 

VIII. Die Dauer der Unterrichtskurse ist zu kurz; dieselbe 

ist auf mindestens 9 Monate zu bemessen. 

IX. Der Unterricht muss im Wesentlichen allein in der Hand 
des Direktors der Hebammen - Lehranstalt bezw. bei grossen An- 
stalten eines Abtheilungs - Leiters liegen. Eine Vielzahl unter- 
richtender Kräfte ist schädlich. Der Unterricht durch Assistenz- 
ärzte ist thunlichst zu vermeiden. 

X. Es ist wünschenswerth, dass eine möglichst enge Fühlung 
besteht zwischen den Hebammen -Lehranstalten einerseits und den 
Medizinalbeamten anderseits. Häufigere Theilnahme des Hebammen* 
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lehrers und des Regierungs - Medizinalraths an den NachpiUfungen 
und abwechselnde Betheiligung der Kreisphysiker (Kreisärzte) an 
den Prüfungen der Hebammenschttlerinnen sind dazu geeignete 
Mittel. 

XI. Es sind an allen Hebammen -Lehranstalten regelmässige 
Wiederholungskurse fttr im Beruf stehende Hebammen einzu- 
richten. Die Dauer dieser Kurse ist auf mindestens 3 Wochen 
zu bemessen. 

Die Theilnahme altersschwacher, verbauerter Hebammen an 
den Wiederholungskursen ist zwecklos. Es ist vielmehr fttr 
deren rechtzeitige Pensionirung Sorge zu tragen. 

Das Schwergewicht liegt darin, dass die jungen Hebammen 
frühzeitig, 5 Jahre oder auch schon 3 Jahre nach Ablegung der 
Prüfung, zum ersten Male wieder eingezogen werden. 

XIL Die Beaufsichtigung der Hebammen liegt dem zustän- 
digen Medizinalbeamten ob, der sich in besonderen Fällen durch 
einen praktischen Arzt (Aufsichtsarzt) vertreten lassen kann. 



Vorsitzender: M. H.! Sie sind wohl damit einverstanden, 
dass wir zunächst den zweiten, die Hebammenfrage betreffenden 
Vortrag entgegennehmen und erst dann in die Diskussion über 
beide Vorträge eintreten. 

(Allseitige ZastimmuBg.) 

Ib. Die soziale Stellnng der Hebammen. 

H. Kreisphys. Dr. Lemmer- Alfeld: M. H.! Die soziale 
Stellung der Hebammen ist von jeher ein Gegenstand der Sorge 
aller Betheiligten gewesen und sie ist es noch. In wenigen Wochen 
wird der Äerztekammerausschuss auf Grund der Berathungen 
sämmtlicher preussischen Äerztekammern dazu in ebenso um- 
fassender Weise Stellung nehmen, wie dies unsere heutige Tages- 
ordnung vorgesehen hat; erst kürzlich haben auch die Hebammen 
selber in einer Delegirten -Versammlung ihrer Vereine ihre Wünsche 
und Ansichten dargelegt. Das gleichzeitige Verhandeln desselben 
Gegenstandes an diesen drei berufenen Stellen ist kein Zufall. 
Die Thatsache allein beweist, dass Gründe von Wichtigkeit dafür 
vorliegen müssen und zur Entscheidung drängen. Es sind die 
alten Klagen und Forderungen, die immer wiederkehren, die regel- 
mässig gehört und gelesen werden, so oft Jemand das Wort dazu 
nimmt, wie es namentlich in den letzten Jahren sehr häufig, be- 
sonders auch in den Versammlungen der Medizinalbeamten der 
einzelnen Regierungsbezirke geschehen ist. Dass die Rechte und 
Pflichten der Hebammen klarer und einheitlicher geordnet, das 
Ansehen des Standes gehoben, vor Allem aber die Einkünfte der 
Hebammen vermehrt und sichergestellt werden möchten, das fordern 
alle; aber die Ziele sind verschieden hohe, und die Wege, auf 
denen sie erreicht werden sollen, weichen nicht minder von ein- 
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ander ab. Hier den guten Mittelweg zu finden, betrachtiB ich als 
unsere Hauptaufgabe. 

Als vor 15 Jahren dieselbe Frage in dieser Versammlung 
verbandelt wurde, da sprach der Referent die HoflEhung aus, die 
allgemeine Ministerialyerfügung vom 6. August 1883 werde den 
beklagten Uebelständen abhelfen. Die sofort geäusserten Be- 
denken hat die Erfahrung inzwischen längst bestätigt; denn der 
wohlwollenden Absicht stellten sich unumgehbare Schranken in den 
Weg. Verfügungen und Anordnungen der unteren Verwaltungs- 
behörden ist es nicht besser ergangen als dem Ministerium; sie 
sind mehrfach den Entscheidungen der Gerichte zum Opfer gefallen. 
Aus Yerschiedenen Zeitabschnitten sind uns Gesetze und Verord- 
nungen überkommen, die theilweise nur örtlich beschränkte Geltung 
hatten, und bruchstückweise einander aufheben und ergänzen. Da- 
durch sind so verwickelte Zustände über die rechtliche 
Stellung der Hebammen entstanden, dass es dem Kundigsten 
schwer fällt, sich darin zurecht zu finden; befriedigen können 
sie keinen. Die Hebammen klagen mit der Uebertreibung 
des Geschädigten, sie seien rechtlos ; sie halten sich für arg be- 
drückt durch Gerichtserkenntnisse und wollen schon auf der Lehr- 
anstalt in der Gesetzeskunde so weit ausgebildet werden, dass 
sie ein Urtheil kritisiren lernen, weil manche gewandte Frauen 
„vor Gericht, selbst wenn sie einen Verstoss gemacht hatten, ganz 
gut abschnitten.^ Der Medizinalbeamte, ihr natürlicher Berather 
und Beschützer, der aber auch zur rechten Zeit Ordnungswidrig- 
keiten bemerken und gegen sie einschreiten soll, ist oft in Ver- 
legenheit, was er der Hülfesuchenden rathen, wie er den klar 
erkannten sachlichen Unzuträglichkeiten begegnen soll, ohne sich 
der Gefahr auszusetzen, gestellte Strafanträge vor Gericht, nament« 
lieh den mannigfachen Fragen der Rechtsanwälte gegenüber, nicht 
bestimipt genug vertreten zu können. Es ist somit Vorsicht geboten, 
da alle Zurückweisungen dem Ansehen der Behörden schaden und 
das Selbstbewusstsein der Beklagten stärken ; anderseits kann das 
Nichteingreifen leicht dahin führen, dass Gewissenlosigkeit und 
Betrug unbelästigt sich tummeln dürfen zum grössten Schaden 
der Bevölkerung, zu d^ren Schutze in erster Linie alle gesetz- 
lichen Bestimmungen nöthig sind. Einige Beispiele mögen dies 
unterstützen : 

§. 1 der vorhererwähnten allgemeinen Verfügung besagt: 
Die gewerbliche Ausübung der geburtshülflichen Thätigkeit durch 
Frauen steht nur den Hebammen zu. Bapmund und Dietrich^) 
nehmen denselben Standpunkt ein, Springfeld') bezweifelt es. 
M. E. ist die höhere Geburtshülfe allen Frauen freigegeben. 
Die Beichsgewerbeordnung besagt lediglich im §. 80: „Hebammen 
bedürfen eines Prüfungszeugnisses'', und im §. 29: „einer Appro- 
bation bedürfen Personen, welche sich als Aerzte (Geburtshelfer) 
bezeichnen''. Was unter Hebamme zu verstehen sei, erklärt das 



^) Aerztliche Rechts- nnd Gesetzeskande ; S. 725/6. 
>) Rechte und Pflichten der Hebammen ; S. 95. 
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Gesetz nicht ausdrücklich, aber die Vorbedingung eines Prflfungs- 
zeugnisses lässt den Schluss zu, dass der Inhalt der Prüfung, 
demnach die durchs Lehrbuch den Hebammen zugeschriebenen 
Befugnisse, den Umfang ihrer Thätigkeit begreifen sollen. Damit 
stimmt auch die Definition des Obertribunalurtheils vom 9. Jan. 1871, 
filnftletzter A.bsatz überein. Hieraus lässt sich folgern, dass jede 
sonstige geburtshelferische Thätigkeit freigegeben ist, wie die des 
Arztes überhaupt. Geburtshelferin darf sich die H e b a m m e nicht 
n ennen , das ist gerichtlich entschieden ; wohl aber hat die als Arzt 
approbirte Frau dieses Recht und damit natürlich auch das der 
Ausübung jeder Art Geburtshülfe. War daher bis dahin noch ein 
Zweifel, jetzt ist er gelöst. Auch der nicht approbirte Mann darf 
sich nicht Arzt und Geburtshelfer nennen, doch ihre gesammte 
Thätigkeit ausüben. Mit dem gleichen Recht können demnach 
auch Frauen, z. B. leider sogar ehemalige Hebammenschülerinnen, 
die im Examen durchgefallen sind, gerade die schwierigeren, dem 
Arzte vorbehaltenen Aufgaben der Geburtshülfe ohne Befähigungs- 
zeugniss leisten. Das erscheint widersinnig, aber doch nicht 
widersinniger, als dass jeder Mann, wie niemals bestritten ist, 
die gesammte Geburtshülfe, auch die niedere, die der ungeprüften 
Frau versagt ist, die Hebammenthätigkeit, verrichten darf. Das 
sind unhaltbare Zustände, sie fordern die für das einfältige, am 
falschen Orte sparsame Volk äusserst gefährliche Pfuscherei gerade- 
zu heraus und können die Hebamme in die peinlichste und un- 
würdigste Lage bringen. Es mag bisher nicht oft vorgekommen 
sein, dass statt des Arztes, den die Hebamme auf Grund der 
Vorschriften ihres Lehrbuches verlangt hat, eine ungeprüfte Person 
herbeigeholt ist; wenn es aber geschieht, so dürfte trotzdem die 
Hebamme, die Bezirkshebamme wenigstens, auf keinen Fall die 
gebärende Frau verlassen; sie müsste, um an deren Schmerzens- 
lager Zank und Streit zu meiden, ruhig, zusehen, wie Pfuscher 
oder Pfuscherin zu ihrer Schande vollendet, wozu sie selber ent- 
weder überhaupt nicht, oder nur bedingungsweise schreiten durfte; 
ja es ist möglich, dass sie noch Hülfe dabei leistet, wenn sie die 
herbeigeholte Person nicht kennt und auch, trotz der sich ihr etwa 
aufdrängenden Bedenken, nicht fragen kann, ob sie als Arzt ap- 
probirt sei. 

Nach §. 41 der Reichsgewerbeordnung kann jeder Gewerbe- 
treibende Gehülfen und Stellvertreter in unbeschränkter Anzahl 
halten, also auch die Hebamme. Hätte es anders sein sollen, so 
würde das im nächsten Absatz bestimmt sein, der die Berechti- 
gung der Apotheker. Gehülfen und Lehrlinge anzunehmen, von den 
Bestimmungen der Landesgesetze abhängig macht. Der Stellver- 
treter muss nach §. 45 der R.-G.-O. den im §. 30 vorgeschriebe- 
nen Erfordernissen genügen. „Dass hiermit nur die materielle, 
— Zuverlässigkeit — nicht die formelle — Konzession gemeint ist,** 
ist oft gerichtlich entschieden;^) darnach würde jener nur allge- 
meine Zuverlässigkeit, nicht das Prüfungszeugniss zu haben 
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brauchen. Entspricht dies den Grundsätzen der B. -G.-O., so 
können nicht einmal bei der Ertheilung des PrUfungszeugnisses 
andere Bedingungen auferlegt werden. Jede Hebamme darf also 
Wickelfrauen halten und sich auch sonstwie vertreten lassen, so 
weit sie glaubt, es verantworten zu können. Sie kann sich pri- 
vatim für ihre gesammte Berufsthätigkeit Gehälfen und Stellver- 
treter heranbilden und sie nach Belieben verwenden, ihnen auch, 
wie es thatsächlich mehrfach vorgekommen ist, ihi* Geschäft bei 
herannahendem Alter vollständig übertragen. 

Auch andere Nebengewerbe können rechtskräftig nicht unter- 
sagt werden, obschon sie, wie z. B der Handel mit Heil- und Verbands- 
mitteln, offenbarem Missbrauch Vorschub leisten, oder die Hebamme 
zu ihrem Berufe ganz oder theilweise untüchtig machen, wie 
schwere oder schmutzige Arbeit, Hausirhandel u. s. w. Erst da 
beginnt die Macht der Polizei, wo das Verbot mit der Gefährdung 
von Leben und Gesundheit der Gebärenden und Wöchnerinnen 
begründet werden kann, oder wenn das Nebengewerbe den guten 
Sitten widerspricht. 

Wenn auch in Zweifel gezogen wird, ^) ob irgend eine Vor- 
schrift, und sei es selbst Lehrbuch oder Instruktion, den Heb- 
ammen die Ausübung der Heilkunde mit Einschluss der höheren 
Geburtshülfe beschränken könne, so scheint damit der §. 30 der 
E. - G. -0. verkannt zu werden. Die Gewerbeordnung gewährt aller- 
dings ausdrücklich Jedermann das Recht, so viele Gewerbe neben ein- 
ander zu betreiben, als er will, und nimmt auch die Hebammen davon 
mit keinem Worte aus. Trotzdem müssen sich diese den nach 
der Richtung auferlegten Bedingungen fügen, da sie sonst kein 
Prüfungszeugniss erhalten können: denn dies wird nur den Heb- 
ammen ertheilt unter der Voraussetzung, dass solche die Geburts- 
hülfe lediglich nach Massgabe des Lehrbuchs und Heilkunde gar 
nicht ausüben. 

Die allgemeine Anweisung vom 6. August 1883 nimmt ferner 
an, trotzdem sie die Beeidigung auch der h*eipraktizirenden Heb- 
ammen vorschreibt, dass eine besondere Disziplinargewalt über 
dieselben gegenwärtig nicht mehi* zu Recht bestehe, und ver- 
langt desshalb, dass die im §. 5 ihnen auferlegten Pflichten 
durch Verordnungen und Zwangsmittel der Polizei sicher gestellt 
werden. Unglücklicher Weise wurde jedoch in der allgemeinen 
Verfügung vom 2. Juni 1870 im §. 7 nur von den Bezirk s- 
hebammen verlangt, ein Tagebuch zu führen, alle 3 Jahre eine 
Nachprüfung abzulegen und sich genau nach dem Lehrbuche 
zu richten, den freipraktizirenden aber nur die Führung einer 
Geburtsliste auferlegt und das Erscheinen bei der Nachprüfung 
in ihr Belieben gestellt; insbesondere fehlte die jetzt allen Heb- 
ammen auferlegte Verpflichtung, dass sie sich nach der Instruktion 
und den dieselbe abändernden und ergänzenden Be- 
stimmungen zu richten haben. Wer deshalb in der Zwischenzeit 
das Prüfungszeugniss erlangt hat, dürfte kaum gehalten sein, sich 
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weitergehenden Verpflichtungen zu fügen, als bei der Ertheilung 
des Zeugnisses auferlegt sind; daran ist leider jetzt überhaupt 
nichts mehr zu ändern. 

Es unterliegt keinem Zweifel, dass die unbeschränkte Frei- 
zügigkeit ünzuträglichkeiten und Gefahren im Gefolge hat. Die- 
jenigen Hebammen, die den Schauplatz ihrer Thätigkeit, so oft sie 
wollen, wechseln und überall sich jeder Aufsicht entziehen, sind 
ein wahres Kreuz für die Behörden, namentlich für die Medi- 
zinalbeamten; sie schädigen die fest angesessenen, vorzüglich die 
Bezirkshebammen; ganz besonders gefährlich aber sind sie dem 
Publikum, da sie im Schutze des Gesetzes und im offenbaren 
Widerspruch dazu unbehelligt eine Thätigkeit auszuüben vermögen, 
die der im Hebammeneide gelobten Treue und Gewissenhaftigkeit 
Hohn spricht. Es erklärt sich hieraus der weit verbreitete, grosse 
Widerwille der Kreisphysiker gegen freipraktizirende Hebam- 
men; indessen ist hierfür nicht eigentlich der Freizügigkeit an sich, 
sondern vielmehr dem Umstände die Schuld zu geben, dass diese 
Hebammen keiner oder geringerer Aufsicht unterliegen; ander- 
seits steht gewiss nichts im Wege, die Ertheilung des Prüfungs- 
zeugnisses davon abhängig zu machen, dass alle Hebammen den 
gleichen Aufsichtsbedingungen unterworfen sind, und die Nieder- 
lassungsfreiheit in ähnlicher Art zu beschränken, wie die der 
Bechtsauwälte und Notare. 

Zweifelhaft kann es sein, ob die in der Instruktion allen 
Hebammen auferlegten Pflichten, die Gebärenden nicht zu ver- 
lassen. Schwangere und Entbundene im Auftrage der Obrigkeit 
zu untersuchen, für die freipraktizirenden Hebammen rechtsver- 
bindlich sind; sicherlich sind es nicht die weiteren Forderungen, sich 
im Verlassen ihrer Wohnung und ihres Wohnorts Beschränkungen 
aufzuerlegen, oder allen, auch unbemittelten, Gebärenden mit glei- 
cher Bereitwilligkeit beizustehen, sowie ihnen anvertraute Dinge 
der Obrigkeit zu offenbaren. 

Die angeführten Beispiele, die sich leicht vermehren lassen, 
dürften zum Beweise genügen, dass die rechtliche Stellung der 
Hebammen in ihrer gegenwärtigen Unklarheit der grossen Ver- 
antwortlichkeit und Wichtigkeit des Berufs nicht entspricht, und 
dass eine gi-ündliche Besserung nicht nur im Interesse der Heb- 
ammen, sondein vor Allem auch im öffentlichen Interesse erforderlich 
ist. Dass Gleiches aber auch fürdie wirthschaftliche Lage der 
Hebammen zutrifft, braucht in dieser Versammlung des Beweises 
nicht ; wir kämpfen alle Tage damit. Begreiflicher Weise wollen die 
Hebammen gerade bei dem §. 8 der allgemeinen Verfügung, der 
ihr Einkommen bessern will, am allerwenigsten einsehen, dass 
selbst eine Ministerial Verfügung 16 Jahre lang bestehen und ihnen 
zum geringen Trost in's Lehrbuch gedruckt sein kann, auf die 
kein Verlass ist. 

Bevor wir uns jedoch über die Mittel zur Abhülfe des Noth- 
standes verständigen können, müssen wir das Mass des Bedürf- 
nisses für das Einkommen der Hebammen feststellen. 

Die Forderungen der Hebammen selbst oder doch ihrer 
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Sprecherinnen auf den Delegirtentagen sind so gewachsen, dass 
man sie nicht mehr als massvoll bezeichnen kann. Noch 1895 
wünschten sie eine garantirte Mindesteinnahme von 300 Mark und 
eben so viel Altersrente, 1896 schon 600 Mark Mindesteinkommen 
und 1898 eine nach 5 Jahren unkündbare feste staatliche Anstellung 
mit 1200 bis 1800 Mark Jahresgehalt und dem Recht auf Pensioni- 
rung nach 20 Dienstjahren mit jährlich 600 Mark ohne den Nach- 
weis der Erwerbsunfähigkeit durch ärztliches Zeugniss, da durch 
dieses möglicher Weise festgestellt werde, dass die Antrag- 
stellerin noch recht gut arbeiten könne; denn, sagt Frau Gebauer, 
„nicht selten finden wir einzelne Hebammen in verhältnissmässig 
jungen Jahren (Ausgangs 40) nervös und ruhebedürftig ; für diese wäre 
dann die Pension ein grosser Trost.** Bedeutende Leistungsfähig- 
keit bezeugen sich damit die Frauen nicht. Alle jene Anträge sind 
mit seltener Einmüthigkeit angenommen worden, auch von solchen 
Hebammen, die erklärten, sie seien mit ihrer Taxe ganz zufrieden. 

Derartige Forderungen sind zum Theil die Folgen der von 
mancher hochgeschätzten, ärztlichen Seite gestellten Anforderung, 
dass unsere Zukunftshebammen höhere und mittlere Töchterschul- 
bildung haben müssten; nun nehmen die jetzigen Hebammen das 
entsprechende Gehalt voraus, rechnen, dass die gesellschaftliche 
Stellung damit von selber komme, nur mit der Vor- und Aus- 
bildung bleiben sie vorläufig noch im Rückstand. Es scheint so, als 
ob Niemand die Rechnung aufgemacht hat, dass zur Erfüllung jener 
Ansprüchen in Preussen mit etwa 20 000 Hebammen und 1 V* Mill. Ge- 
burten mehr wie 30 Mill. Mark jährlich erforderlich sein würden, ohne 
die Ausgaben für die natürlich sofort massenhaft begehrten Pensionen. 
Es würde dann jede Geburt zum Mindesten mehr wie 30 Mark kosten, 
falls nur die Hebammengehälter durch Gebühren wieder aufge- 
bracht werden sollten, und diese würden von Jedermann, von 
Alm und Reich, in gleicher Höhe eingezogen werden, wie alle 
anderen staatlichen Gebühren. Dass in absehbarer Zeit an eine 
solche Umwälzung sicher nicht zu denken ist, brauche ich gar- 
nicht erst zu erörtern; ganz abgesehen von allen anderen Beden- 
ken ist der Staat keineswegs geneigt, seine Beamtenzahl noch 
erheblich zu vermehren; die Anstellung als Beamte und zwar 
mindestens als Subalternbeamte, würde aber wohl stets das Ziel 
der so vorgebildeten Hebammen sein. Regierung und Volksvertre- 
tung können zu solchen Plänen ihre Zustimmung jedenfalls nicht 
geben, ohne dass ihnen die unbedingte Nothwendigkeit klar bewie- 
sen wird; dieser Beweis ist jedoch nicht zu führen. Ich bin mit 
Herrn Kollegen Langerhans im Gegentheil der Meinung, dass 
gute Volksschulbildung für die Hebammen mit allen Folgerungen 
besser ist. 

Auch an eine allmähliche Ueberführung in solche Bahnen 
glaube ich nicht. Mögen immerhin zukünftig etwas mehr Schüle- 
rinnen aus besseren Ständen, der Noth gehorchend, nicht dem 
besseren Triebe, zum Hebammenberufe greifen ; dass dieser zu einem 
Hauptziel des Frauenstrebens werden möchte, wie noch jüngst 
Herr Prof. Runge in einer akademischen Festrede gewünscht 
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nnd warm empfohlen hat, dafür ist m. E. keine Aussicht vor- 
handen. Diese Frauen und Mädchen müssen erkennen, dass der 
Staat nicht Hebammen 1. und 2. Klasse begünstigen kann; sie 
müssen mit ihren (an Geist und Mitteln) ärmeren Schwestern 
Freud und Leid, Gunst und Ungunst, Schmach und Ehre theilen. 
Gelingt es ihnen, wie etliche Beispiele lehren, sich das Zutrauen 
weiterer Kreise zu gewinnen, um so besser; dann mögen sie, die 
primae inter pares, fllr die angenehmere Arbeit den besseren Lohn 
empfangen. Für uns liegt aber kein Grund vor, um dieser Aus- 
nahmen willen die Ansprüche für den ganzen Stand über Gebühr 
hoch zu schrauben; die Forderungen würden auf die Dauer auch 
bei den heutigen nicht stehen bleiben; eine Hebamme, die selbst 
die höhere Töchterschule besucht hat, will ihre Kinder auf die 
Hochschule bringen, und dazu reichen 1800 Mark Gehalt noch 
lange nicht aus. Das Bessere ist aber des Guten Feind! 

Hohe Zeit ist es, in richtige Bahnen einzulenken ; schon wird 
es schwer fallen, nachdem die Begehrlichkeit geweckt ist, die 
Gemüther zu überzeugen, dass, wenn wir uns nach Beispielen im 
Staatsleben umsehen wollen, wir diese nur in den Eeihen der 
ünterbeamten zu suchen haben. Wohl verlangt der Beruf der 
Hebammen mehr als rein mechanische Arbeit, vor Allem auch 
hervorragende Pflichttreue ; ihre Verantwortlichkeit ist gross, ihre 
Aufmerksamkeit und Bereitschaft zum rechtzeitigen Eingreifen 
von äusserster Wichtigkeit; aber gerade das sind auch die Er- 
fordernisse in manchem anderen Berufe, ich nenne nur den der 
Bahnwärter und Weichensteller. Diese haben im Osten und 
Westen der Monarchie ein pensionsfähiges Gehalt von 700 bis 
1100, bezw. 800 bis 1400 Mark, und davon müssen sie bei vollem, 
häufig anstrengendem Tages- und Nachtdienst sich und ihre 
Familie ernähren, was bei den Hebammen gemeiniglich im vollen 
Masse nicht zutrifft. Jedenfalls bin ich nicht der Ansicht, man 
müsse berücksichtigen, dass auch der Mann vom Erwerbe der 
Frau leben wolle; als Begel haben wir vielmehr anzunehmen, 
dass er selbst verdient, und soweit er das nicht kann, unter- 
stützungsberechtigt ist; zum Mindesten darf seiner Faulheit und 
Liederlichkeit kein Vorschub geleistet werden. Eine Jahres- 
einnahme von 600 bis 1000, durchschnittlich 750 Mark, 
istdemnach für die Hebammen als ausreichend zu 
bezeichnen. 

Nach mehrfachen Bücksprachen mit Hebammen nehme ich 
an, dass eine Wittwe nebst 2 bis 3 unversorgten Kindern ihren 
einfachen Verhältnissen angemessen mit 700 bis 750 Mark an- 
ständig und sorgenfrei auskommen kann. Auf 755 Mark berechnet 
eine Landhebamme auch in ihrer Fachzeitung die nothwendigen 
Bedürfiiisse für ein Jahr. Entscheidend für den Mehr- oder Minder- 
verbrauch ist weit mehr das grössere oder geringere haushälte- 
rische Geschick als der Ort, wo sie wohnt. Unterschiede sind vorhan- 
den, aber sie werden meist übertrieben. Die Miethen sind höher in 
der Stadt, manche andere Sachen billiger ; insbesondere lebt sich's in 
kleinen Industriestädten oft viel theurer, wie in der Grossstadt. 
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Für die Festsetzung eines höheren Einkommens der Stadthebammen 
liegt demnach kein Grund vor ; eine solche ist auch sonst bei Oehalt 
und Pension der Beamten nicht, oder doch nur ganz ausnahmsweise 
vorgesehen. Schlechter steht sich immer die Hebamme des platten 
Landes; denn die der Stadt hat mehr Geburten und daher schon 
mehr Einnahmen; sie wird von der wohlhabenderen Bevölkerung 
auch freiwillig besser bezahlt ; sie hat alle möglichen Bequemlich- 
keiten, häufige, rasche, billige Fuhrgelegenheiten, schafft daher 
mehr in kürzerer Zeit; sie kann auch die Zeit, die der Beruf 
ihr frei lässt, im Allgemeinen besser angemessen verwerthen ; sie hat 
mehr Aerzte in der Nähe, daher auch weniger Verantwortung und 
Schwierigkeit; kurz, alles schlägt zu ihren Gunsten ans, abge- 
sehen von den Wettbewerbsverhältnissen, die vielleicht hier und 
da für die Stadthebamme ungünstiger sind. In Wirklichkeit haben 
denn auch die Hebammen in den grossen Städten durchweg aus- 
reichende, theilweise vorzügliche Einnahmen, in den kleinen Städten 
geringere, auf dem Lande mit wenigen Ausnahmen völlig unzu- 
reichende. Die Königliche Regierung zu Hildesheim hat darüber 
für das Jahr 1898 Erhebungen veranlasst. Aus den, mir gütigst 
zur Verfugung gestellten betreffenden Physikatsberichten, die aller- 
dings nicht ganz vollständig sind, habe ich eine Tabelle ^) zusam- 
mengestellt, die sich auf 12 Kreise erstreckt. Darnach hatten 320 
Hebammen 6 bis 2000 Mark, im Durchschnitt je 330 Mark Ge- 
sammteinnahme aus ihrer Berufsthätigkeit bei 2—251, durch- 
schnittlich 40 Geburten mit je 8,55 Mark pro Geburt, von denen 
70 Pfg. auf das Gehalt entfallen. Stellt man aber die beiden Stadt- 
kreise den 10 Landkreisen gegenüber, so haben die Hebammen 
dort durchschnittlich 65 Geburten und 735, in der Universitäts- 
stadt sogar 880 Mark Jahreseinnahme, diejenigen auf dem Lande 
dagegen noch keine 36 Geburten und 294 Mark Einnahme, und 
auch das nur, weil in mehreren zu wenig besetzten Landstädt- 
chen und Flecken einzelne übermässig beschäftigte Hebammen 
den Durchschnitt weit überholen. Die oben als nothwendig be- 
rechnete Durchschnittseinnahme von 750 Mark erreichen in den 
Stadtkreisen 11 Hebammen und 16 nicht, in den Landkreisen da- 
gegen nur 17 und 286 nicht; diese 17 Hebammen wohnen jedoch 
ausschliesslich in Flecken und Städten, während die Dorfheb- 
ammen fast überall erheblich unter 300 Mark bleiben und es nur 
in den Kreisen Alfeld und Gronau durchschnittlich auf 430 und 
422 Mark bringen; hier entfallen aber auch 1,25 und 1,80 Mark 
Gehalt auf jede Geburt, gegenüber nur 0,80 Mark in allen Land- 
kreisen zusammen und gar nichts in den Stadtkreisen. Ganz ähn- 
lich liegen die Verhältnisse im Regierungsbezirk Lüneburg, etwas 
besser vielleicht im Eegierungsbezirk Stade; wenn dies aber im 
gesegneten Hannoverlande der Fall ist, so erübrigt sich jede 
weitere Statistik. Es ist zwar richtig, dass die Wohlhabenheit 
der Bevölkemng nicht ohne Weiteres einen Schluss zulässt auf die 
Einkünfte der ansässigen Hebammen, wie denn von Dietrich flir 



^) Siehe Anlage, Tabelle B, S. 138. 
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den reichen Kreis Merseburg 400 Mark, für den wohlhabenden 
Kreis Liebenwerda 450 Mark als Durchschnitts-Einkommen der Heb- 
ammen nachgewiesen sind, und dass in einzelnen Kreisen noch höhere 
Einkünfte berechnet werden, z. B. 550 Mark im Kreis Salzwedel; 
unzulänglich sind diese Einkünfte aber überall und in ärmeren 
Gegenden geradezu kläglich. So berechnet Gottschalk für die 
19 Kreise Oppelns die durchschnittliche Einnahme der Hebammen 
auf 161 bis 335 Mark; in 6 Kreisen bleibt sie unter 200 Mark und 
in 4 Kreisen übersteigt sie 300 Mark. Im Grossherzogthum 
Hessen liegen die Verhältnisse fast geradeso wie in Hildesheim. 
Wenn trotzdem im Regierungsbezirk Hildesheim von einem 
eigentlichen Nothstande der Hebammen nicht geredet werden kann, 
schon darum, weil sie sich nicht einmal die Gebühren nach der 
aus dem Jahre 1863 stammenden Taxe bezahlen lassen, so liegt 
das natürlich daran, dass die meisten ihren Beruf von vornherein 
als Nebenerwerb auffassen und betreiben ; sie wollen ihre sonstigen 
Verhältnisse nur, so viel es eben bringt, damit aufbessern und 
unterscheiden sich übrigens in nichts von den anderen Frauen ihres 
Standes. Nach einer noch nicht abgeschlossenen Liste aus dem 
Bereiche der Lehranstalt Celle, die ich der Güte des Kollegen 
Langerhans verdanke und aus dem Kreise Alfeld etwas ver- 
vollständigt habe, kommen auf 100 Ehemänner der Hebammen 37 
Handwerker, vornehmlich kleine Dorf Schneidermeister, 21 Tage- 
löhner, 1 3 Landwirthe, 9 Handelsleute mit Einschluss von Wirthen, 
8 ünterbeamte, 2 Dienstboten; nur 15°/o Hebammen sind ver- 
wittwet, die übrigen verheirathet. Fast alle Hebammen, die auf 
dem Lande wohnen, haben Land und Vieh, wenn auch nur Kleinvieh. 
Das bringt der Haushalt so mit sich; wir würden auch manche 
brauchbare Frau von vornherein zurückstossen, wenn wir das ganz 
untersagen wollten, und hätten hinterher doch nichts geändert; 
hier hiltt nur eins, wir müssen auch die Landhebammen 
so stellen, dass sie auf nennenswerthen Erwerb aus 
ihrer Nebenbeschäftigung nicht mehr angewiesen 
sind; nur, wenn sie es nicht nöthig haben, können wir von 
ihnen verlangen und mit Fug und Recht erwarten, dass sie von 
der groben Arbeit lassen oder sie doch so einschränken und mit 
entsprechenden Vorkehrungen ausüben, dass sie sich und ihre 
Kleidung sauber und b er ufs tüchtig erhalten. Sie müssen aus Be- 
rechnung dahin kommen, den geburtshülflichen Geschäften stets 
vor allen anderen den Vorzug zu geben; sie dürfen überhaupt zu 
Hause keine Pflichten zurücklassen, an die sie auswärts zu denken 
haben, damit sie nicht der Ruhe beraubt werden und sich unge- 
bührlich beeilen heimzukehren; denn das verführt sie zu Pflicht- 
widrigkeiten gefährlicher Art. Dass sie dabei in einen schweren 
Widerstreit mit ihren Pflichten gerathen können, soll nicht ge- 
leugnet werden; aber wo ihr eigenes Verständniss nicht ausreicht, 
um ihren zur Wohlfahrt der ihnen anvertrauten Frauen und 
Kinder obliegenden Pflichten gerecht zu werden, da muss die 
strenge Zucht und Aufsicht ihrer Vorgesetzten nachhelfen. Lehr- 
reich in dieser Hinsicht ist das öffentliche Bekenntniss einer Heb- 
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amme: „Sie kenne sehr wohl die Vorschrift des Lelirbuchs, dass 
sie eine Frischentbundene auf keinen Fall vor Ablauf von zwei 
Stunden nach der Geburt verlassen dürfe, aber wenn sie denke, 
dass zu Hause ein hungerndes Kind auf sie warte, halte sie sich 
nicht daran gebunden/ — Eine Frau, die weiss, dass sie eine 
auskömmliche Lebensstellung damit aufs Spiel setzt, handelt anders, 
richtet sich auch in solchem Falle anders ein. 

Das öffentliche Interesse und das der Hebammen gehen Hand 
in Hand; beide verlangen unabweisbar die Sicherstellung dieses 
Standes vor Noth und Entbehrung ohne Rücksicht auf wider- 
strebende Volkskreise, die stets zu überwinden sind, wenn es gilt 
für allgemeine Interessen die nothwendigen Mittel aufzubringen. 
Von Jahr zu Jahr steigt der Werth der Frauenarbeit, und in 
demselben Masse wird es schwieriger, für das Amt der Hebammen 
geeignete und gewissenhafte Frauen zu gewinnen. Eile thut Nioth ! 
Wir dürfen auch nicht den Schein aufkommen lassen, als sei alles, 
was zur Besserung der sozialen Lage der Hebammen geschehen ist 
und wofür wir Physiker nicht müde geworden sind, immer wieder 
einzutreten, nur der Agitation ihrer Sprecherinnen zu danken. 
Das, was auf den Hebammen- Versammlungen die gläubige Gefolg- 
schaft zu hören bekommt, * ist schon bedenklich auf diesen Ton 
eingestimmt. 

Man hat die Hebung des Hebammenstandes eine reine Geld- 
frage genannt. Das ist nicht ganz richtig! Allerdings besteht 
eine Hauptaufgabe und Schwierigkeit darin, ziemlich beträchtliche, 
jedoch im Vergleich zu anderen Zweigen öffentlich gesundheitlicher 
Fürsorge immer nur sehr massige neue Geldmittel zu beschaffen, 
aber eine andere nicht minder wichtige Aufgabe hat damit nichts 
zu thun, vermag vielmehr Ausgaben zu ersparen; das ist die 
Verminderung des Wettbewerbs im Hebammenberufe. 

Die gewerbsmässige Geburtshülfe durch nicht 
geprüfte Personen, der unzulässige Wettbewerb 
kommt zwar im Westen nur als seltene Ausnahme vor; aus 
den Berichten der Kollegen des Ostens geht aber hervor, dass 
dort fast überall mehr oder weniger damit, wie mit einer unaus- 
rottbaren Landplage gerechnet werden muss. Schier unglaublich 
klingt es uns, dass im Kreise Johannisburg in 8 Jahren 10 Sektionen 
vorgekommen sind, bei denen der Tod der Wöchnerin in Folge 
solcher Pfuscherei erfolgt ist, dass nach Dubois dort auf dem 
Lande 70 ^/^ aller Entbindungen durch Pfuscherinnen besorgt 
wurden, nach Heynacher im Ki'eise Orteisburg 75^0, in den 
besser gestellten Kreisen Ostpreussens immer noch 27 o/o, nach 
Gottschalk im Kreise Rosenberg über 26 ^/o, nach Hirsch- 
feld im Regierungsbezirk Posen fast 52 o/o. Wir hören, dass 
Verwaltung und Gerichte mit aller Strenge fast nichts dagegen 
auszurichten vermögen, weil die Pfuscherei heimlich und offen, z. B. 
von den Herren Gutsinspektoren, zu sehr begünstigt werde, und 
weil die Männer, denen die Geburtshülfe erlaubt ist, die zuge- 
zogene Pfuscherin mit ihrem Namen decken. Dummheit, Bequem- 
lichkeit, falsche Sparsamkeit bei grosser Ai*muth und bei der Gewöhn- 
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heit, im Schmutz zu leben, sind demnach wohl als die Hauptursachen 
anzusehen. Wenn im ganzen Kreise Orteisburg, der fast 74000 
Einwohner hat, nur 16 oder 17 Hebammen w;ohnen, so ist damit 
der circulus vitiosus geschlossen; denn diese wenigen Hebammen 
können nur den allergeringsten Theil der Geburten leiten, und wo 
dadurch die Pfuscherei derart eingerissen ist, kann selbst im grössten 
Bezirke die Hebamme keine anständige Existenz finden. Die wenigen 
Hebammen aber, die es wagen, sich dort niederzulassen, werden 
Yon vornherein nicht die tüchtigsten und kaum im Stande sein, 
der Bevölkerung den Segen sachkundiger Geburtshülfe und Wochen- 
bettpflege durch den Augenschein zu beweisen; sie werden in 
Folge dessen unter diesen schwierigen äusseren Verhältnissen sehr 
bald wieder ganz versinken. 

Nach solchen Berichten wundert es mich nicht, dass ich im 
Nachbarkreise Gronau regelmässig in jedem Jahre die gerichtliche 
Sektion einer Eindesleiche vorzunehmen habe, ausschliesslich von 
Müttern stammend, die aus dem Osten zur Bübenbearbeitung 
auf etliche Monate hierher einwandern und — eine weitere Ge- 
fahr, die beachtenswerth ist -— Sitten nach hier zu verpflanzen 
drohen, deren wir uns erwehren müssen. Wer soll die unglück- 
lichen Geschöpfe lehren, ihr Eind zu lieben und die göttlichen 
und menschlichen Gesetze zu achten, wenn daheim landesüblich 
auch in der Ehe das junge Menschenleben für nichts geachtet 
wird ? Es ist ein Gebot der Menschlichkeit und der Moral, dagegen 
einzuschreiten ; denn keine Belehrung, sondern nur der rücksichts- 
lose Zwang vermag es. Wir in Hannover hatten bis zum Jahre 
1867 im Eriminalgesetzbuch den Artikel, der die hülflose und 
heimliche Geburt unter schwere Strafe stellt, jedoch nur bei un- 
ehelichen Geburten. Dies würde im Osten nicht genügen und auch 
in den polnischen Eolonien des Westens nicht mehr. Wir müssen 
wünschen, dass in's Strafgesetzbuch eine Bestimmung komme der 
Art: „Zu bestrafen ist, wer es unter Verletzung seiner Pflicht aus 
Fahrlässigkeit oder Absicht unterlässt, dafür Sorge zu tragen, 
dass rechtzeitig sachkundige Hülfe bei der zu erwartenden Geburt 
zur Hand ist. Verpflichtet ist der Ehemann für seine Frau, diese 
selbst, die unverehelichte Schwangere, der Vorstand jeder Haus- 
haltung, wo eine der Niederkunft entgegensehende Frauensperson 
beherbergt wird, sowie der Guts- oder Gemeindevorsteher, der 
verantwortliche Beamte der Polizeidirektion, soweit diese von dem 
Mangel sachkundiger Hülfe gehörig in Eenntniss gesetzt sind." 
Das zu erwartende Eind und die in Geburtswehen ringende hülf- 
lose Frau haben ein unbestreitbares natürliches Eecht auf sach- 
kundige Hülfeleistung, und sofern dies nicht allgemein anerkannt, 
sofern es gar absichtlich, oft in verbrecherischer Absicht ausser 
Acht gelassen wird, hat m. E. der Staat zweifellos die Pflicht, es 
zu erzwingen. Wenn dadurch nebenher auch den Hebammen noch 
ein Dienst geleistet wird, so ist das nur ein Grund mehr, solche 
Bestimmung zu fordern. Daneben muss verlangt werden : „Die Aus- 
übung der Geburtshülfe nebst der selbstständigen Ueberwachung 
des Wochenbettes ist nur den Aerzten und Hebammen gestattet. 
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Wer im Nothfall an Stelle derselben bei einer Geburt Hülfe leistet, 
muss dies sogleich unter Angabe der Gründe bei der Ortspolizei 
melden. Ein Nothfall ist nicht vorhanden, wenn nicht nachgewiesen 
werden kann, dass die rechtzeitige Herbeischaffung sachkundiger 
Hülfe unmöglich war. Unter allen Umständen ist solche Vertretung 
der Hebamme völlig unentgeltlich zu gewähren.* Der erste Satz 
dieser Forderung würde auch nur durch Aufnahme in's Straf- 
gesetzbuch Gültigkeit erlangen unter Berücksichtigung der schon 
vorhin beleuchteten Lücke der Gewerbeordnung. Die übrigen Be- 
stimmungen können durch Polizeiverordnung sichergestellt werden. 
§. 8 der Instruktion zur Ausführung der allgemeinen Verfügung 
vom 6. August 1883 empfiehlt solche Polizei Verordnungen, 
es ist aber nur beschränkter Gebrauch davon gemacht worden, 
z. B. in Aachen und Merseburg. Sie sollten allgemein vorge- 
schrieben sein und empfindliche Strafen vorsehen für den Versuch 
der Täuschung der Behörden über die Person, die in Wahrheit 
Geburtshülfe geleistet hat. In Verbindung damit steht auch das 
Verlangen, dass die Personenstandsstatistik durch die Hand der 
Kreisärzte geleitet werden möge. 

Weitere Klagen und Ansprüche der Hebammen sind nicht so 
wichtig. Dahin gehört, es müsse den Aerzten verboten werden, 
die Geburten mit alleiniger Hülfe von Wartefrauen zu leiten. 
Allerdings kann man zur Sicherung eines guten Ablaufs der Geburt 
nur wünschen und den Aerzten in ihrem eigenen Interesse an- 
rathen, die Hülfe der Hebamme in Anspruch zu nehmen, falls sie 
nicht an's Gebärbett völlig gefesselt bleiben oder bei vorzeitigem 
Weggange Gefahr laufen wollen, dem Strafgesetzbuch zu verfallen ; 
aber die Art und Weise, wie die Hebammen sich den Aerzten 
gleichstellen und den Kampf androhen, kann ihnen unmöglich Freunde 
unter diesen gewinnen. Mit Fug und Recht kann wohl der Arzt 
eine bestimmte Hebamme ablehnen, umgekehrt niemals; das sollten 
die Hebammen bedenken. Ferner wird Klage darüber geführt, dass 
die immer zahlreicher entstehenden Gebärasyle auch zahlungsfähige 
Frauen aufnehmen. Die Hebammen dürfen sich beruhigen; eine 
deutsche Frau von echtem Schrot und Korn geht nicht in's Gebärasyl, 
es sei denn, dass ganz besondere Verhältnisse sie dazu nöthigen. 
Liegen aber zwingende Gründe vor, die Geburt in einer Anstalt 
abzuwarten, dann kann natürlich auch nicht darnach gefragt 
werden, ob der Mann Geld hat, oder nicht; selbstverständlich 
sollte er jedoch auch im Asyl entsprechend zahlen müssen, wenn 
er kann. 

Eigenthümlich nehmen sich Berichte über Hebammen- 
thätigkeit von Ordensschwestern aus. Es mag nichts dagegen 
einzuwenden sein, dass religiöse und weltliche Orden Angehörige 
als Hebammen ausbilden und nach bestandener Prüfung als solche 
in Thätigkeit treten lassen, aber die Ausbildung darf dann auch 
nur in staatlichen Lehranstalten nach den allgemein gültigen 
Vorschriften geschehen, die Anstellung bezw. Niederlassung der 
Schwestern muss unter den auch sonst vorgeschriebenen Be- 
dingungen erfolgen, und sie selber müssen der gleichen Aufsicht 
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des zuständigen Medizinalbeamten unterworfen, zur Listenfiihrnng 
und Nachprüfung, zu Personenstandsmeldungen, Wiederholungs- 
kursen etc. verpflichtet, an die behördlich vorgeschriebene Gebühren- 
ordnung gebunden, kurz Hebammen sein, wie alle übrigen. Jede Kon- 
zession, insbesondere an religiöse Orden, deren Mitglieder den 
Oberen zum schweigenden, unbedingten Gehorsam verpflichtet sind, 
schliesst Gefahren in sich. In dieser Hinsicht sollen z. B. Schwes- 
tern in Metz eine Ausnahmestellung gemessen. 

In der allgemeinen Wirkung bedeutender als der Kampf 
gegen den unzulässigen Wettbewerb ist die Einschränkung 
desansich erlaubten, aber übermässigen Wettbewerbs 
durch die üeberzahl der Hebammen. Im schlechten Rufe 
stehen hierin die f reipraktizirenden ; sie gerade sollen den zügel- 
losen Wettstreit, das Unterbieten, Zank und Hader in die Bezirke 
bringen. Von alledem ist in meinem Kreise nicht viel zu bemerken. 
In die Familien laufen und sich anbieten, thun auch Bezirksheb- 
ammen, und weniger nehmen, als ihnen taxmässig zusteht, thun sie 
alle ; die freipraktizirenden Hebammen lassen sich eher besser be- 
zahlen, indem sie sich den Leuten gegenüber darauf berufen, dass 
sie kein Gehalt bekommen und es deshalb nöthig hätten. Im 
Regierungsbezirk Hildesheim sind in 13 Kreisen mit etwa 370000 
Einwohnern 340 Hebammen thätig, von denen nur 65 nicht ange- 
stellt sind, unter diesen wieder 37 allein in 4 Städten, die über- 
haupt keine Bezirkshebamme haben, aber mit ihren mehr als 87 000 
Einwohnern keineswegs zu stark, sondern theilweise sogar zu 
schwach mit Hebammen versorgt sind. Auf dem Lande und in 
den kleinen Städten und Flecken haben wir also im ganzen Regie- 
rungsbezirk nicht viel über 30 freipraktizirende Hebammen. 
Die meisten Klagen über solche hört man aus Kreisen und Städten, 
die schlecht oder gar nicht mit fest angestellten Hebammen 
versorgt sind. Dass sich in den Grossstädten der Auswurf aller 
Klassen sammelt, ist weder zu verwundern, noch zu verhindern. 
In kleinen Ortschaften würde man der ünzuträglichkeiten, die 
freipraktizirende Hebammen im Gefolge haben können, alsbald 
Herr werden, wenn man nur den übermässigen Zuzug verhindern 
kann, und wenn auch ihnen die gleichen Pflichten auferlegt sind 
mit Ausnahme der durch den Vertrag der angestellten bedingten. Es 
wird zweckmässig sein, diese Pflichten vorgreifend gleich hier auf- 
zuzählen : Die Bezirkshebammen müssen ihren Wohnsitz da nehmen, 
wo er ihnen angewiesen wird, und dürfen ihn nicht auf länger als 
24 Stunden verlassen ohne Urlaub des vorgesetzten Kreisarztes; 
sie müssen ferner jedem Rufe zur Geburtshülfe nach Möglichkeit 
sofort Folge leisten, in Vertretung einer behinderten benachbarten 
Bezii'kshebamme auch über ihren Bezirk hinaus, sowie unter- 
stützungsberechtigte Arme unentgeltlich entbinden und verpflegen, 
ihre übrige Berufsthätigkeit aber sich nach der festgesetzten Gebüh- 
renordnung bezahlen lassen. Dafür bekommen sie Gehalt, und ihre 
Gebührenforderungen werden ihnen z. Th. von den Gemeinden sicher- 
gestellt. Freipraktizirenden Hebammen können diese eben genannten 
Verpflichtungen dagegen nicht auferlegt werden, in allen übrigen 



Die soziale Stellang der Hebammen. 99 

Beziehungen aber sind sie der gleichen Dienstanweisung unter- 
stellt. Auf Gehalt und Sicherstellung ihrer Gebühren haben sie 
keinen Anspruch. Haben sie ein gewisses Alter (40 — 45 Jahre) 
überschritten oder kein günstiges Befähigungszeugniss vom Auf- 
sichtsarzt aufzuweisen, oder auch grundsätzlich geringere als tax- 
mässige Gebühren genommen, sich also des unlauteren Wettbe- 
werbs schuldig gemacht, so wird von ihrer späteren Anstellung 
als Bezirkshebamme Abstand zu nehmen sein. Sollte damit der 
Gefahr der Unterbietung noch nicht hinreichend sicher begegnet 
werden, so finden sich noch andere Mittel. 

Wird dafür gesorgt, dass die Stellung der Bezirkshebammen 
begehrenswerth ist, dass sie in die Augen springende Vortheile 
gewährt, was ja auch zum Ausgleich der den übrigen verbliebenen 
Freiheiten gerecht und billig ist, so dürfte es nicht zweifelhalt 
sein, dass unter solchen Voraussetzungen die bedingte Freizügig- 
keit erhalten bleibem und auf die in Sachsen und mehreren 
thüringischen Staaten eingeführte Einrichtung der ausschliesslich 
für einen bestimmten Bezirk geprüften Hebammen Verzicht ge- 
leistet werden kann. Diese Einrichtung hat doch auch ihre grossen 
Schattenseiten und umgekehrt die Freizügigkeit ihre Vortheile. 
Erst im freien Wettbewerb lässt sich die persönliche Leistungs- 
föhigkeit voll zur Geltung bringen, und wenn die Hebammen 
nur für einen kleinen Bezirk angestellt sind, müssen umgekehrt 
alle dort wohnenden Frauen sich nur von ihr entbinden lassen 
oder für die Zeit ihrer Niederkunft in einen anderen aus- 
wandera. Vor Allem aber sind die Bezirkshebammen für die Ge- 
meinden theurer; sie würden namentlich die Städte, die heute 
gar nichts dafür ausgeben, so belasten, dass es schwer halten 
muss, diese davon zu überzeugen, es ginge nun nicht mehr, ohne 
dass alle Hebammen angestellt werden. Wir werden mehr erreichen, 
wenn wir weniger fordern. 

Eine vollständige Statistik über die Besetzung aller Kreise 
in Preussen mit Hebammen im Verhältniss zur Einwohnerzahl und 
zu den einwirkenden örtlichen Zuständen steht mir nicht zu Ge- 
bote; im Allgemeinen giebt es in dichtbevölkerten und wohl- 
habenden Gegenden zu viele, in armen und dünnbevölkerten zu 
wenige. Die Städte weisen ohne erkennbare Ursache grosse Ver- 
schiedenheiten auf, z. B. kommen in Berlin auf eine Hebamme 
1700, in dem so viel kleineren Altona nur 1500 Einwohner. Das 
sind aber keine gesunden Verhältnisse mehr, dabei wird die gute 
Lebenshaltung selbst mancher tüchtigen Hebamme in Frage ge- 
stellt, und die schwachen müssen in Versuchung und auf Abwege 
gerathen zum öftentlichen Schaden. 

Der übermässigen Vermehrung der Hebammen, der schranken- 
losen Freizügigkeit muss freilich ein Ende gemacht werden. Schon 
die Aufnahme neuer Lehrtöchter ist auf das nachgewiesene Bedürfniss 
zu beschränken, und jede Hebammenlehranstalt muss deshalb über das 
Bedürfniss innerhalb ihres Bezirks durch Abgang von Hebammen 
und Zuwachs der Bevölkerung auf dem Laufenden erhalten werden. 
Zunächst aber ist jetzt erst einmal im ganzen Staatsgebiet der 
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Bestand und das wirkliche Bedürfniss festzustellen. Zuständig 
dafür sind natürlich die Stadtverwaltungen und Landräthe unter 
Mitwirkung der Kreisärzte, ihre Entscheidungen bedüi'fen jedoch 
der Bestätigung der vorgesetzten Verwaltungsbehörde ; diese wird 
zu entscheiden haben, ob die allgemeinen Vorschriften innegehalten 
oder die Abweichungen genügend begründet sind. Das ist noth- 
wendig, um die heute bestehenden grossen Abweichungen zu be- 
seitigen, die aus der willkürlichen Abmessung der Bezirke seitens 
der Kreise und Gemeinden entstanden sind und sich vielfach keines- 
wegs bewährt haben. Es würde ebenso verkehrt sein, den Orts- 
behörden allen Willen zu lassen, als nach einer Schablone ver- 
fahren zu wollen, da die örtlichen Verhältnisse schliesslich doch 
nur von den damit genau Vertrauten richtig gewüi'digt werden 
können. Massgebend für die Feststellung des Bedürfnisses und — 
was damit zusammenfallt — für die Abgrenzung der Be- 
zirke ist der Grundsatz : Jede Hebamme mjiss alljährlich so viele 
Geburten zu erwarten haben, dass sie einerseits den Ansprüchen 
voraussichtlich rechtzeitig genügen kann und anderseits be- 
friedigend, womöglich vollbeschäftigt ist, unter allen Umständen 
aber doch so viele Geburten hat, dass ihre Berufskenntnisse und 
Fertigkeiten keine allzu grosse Einbusse erleiden. Zur Vollbe- 
schäftigung gehören auf dem Lande, wenn ein grösserer Theil der 
Geburten auswärts zu leiten ist, 60 bis 80, im eigenen Wohnort 
allein 100 bis 140 Geburten. Das Ministerial - Reskript von 1883 
empfiehlt iü städtischen Bezirken eine Hebamme auf je 2000 Einwoh- 
ner; Wachs ^) rechnet auf 1000 Einwohner und 40 Geburten in 
Städten je eine Hebamme und will auch die Landbezirke offenbar 
zu stark mit Hebammen besetzen. Ahlfeld rechnet für das 
platte Land 30 bis 50, für die kleine Stadt 70, für die grosse 
100 Geburten auf jede Hebamme; Brennecke*) will 40—60 
Geburten für 's platte Land, 80—100 für kleine Städte, 100-120 
für grosse; Dietrich*) verlangt für die auf den eigehen und die 
nahegelegenen Wohnorte beschränkte Thätigkeit einer Hebamme 
90—100 Wochenbetten. Es würden demnach in den Städten etwa 
2400 bis 3000, mindestens aber 2000 Einwohner auf eine Hebamme 
zu rechnen sein, auf dem Lande 1000 bis 2400; hier geben jedoch 
oft die örtlichen Verhältnisse den Ausschlag und nicht die Einwohner- 
zahl, denn kein Bezirk darf räumlich zu ausgedehnt, auch kein 
grosser Ort ohne Hebamme sein. Kleine Gemeinden und Einzelgehöfte 
sind entweder unter sich oder mit einem grösseren Orte zusammen 
in einer natürlichen Ortsgruppe unter thunlichster Berücksich- 
tigung alteingewohnter Verhältnisse zu einem Hebammenbezirk so 
zu vereinigen, dass darin womöglich mindestens 40 Geburten im 
Jahre zu erwarten sind, oder mindestens 70, falls noch eine zweite 
Hebamme darin zugelassen werden soll ; das entfernteste Wohnhaus 
von der Wohnung der Hebamme darf aber nicht wesentlich über 
5 km und die eine bewohnte Grenze des Bezirks von der gegen- 

^) Ealenberg: Handbuch des öffentlichen Gesundheitswesens; II. 
s) Beform der geburtshülfiichen Ordnung; S. 22. 
<) Ibidem; S. 49. 
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überliegenden nicht über 7 km entfernt sein. In Ortschaften mit 
1200 Einwohnern muss eine Hebamme wohnen ; in Ortschaften mit 
mehr als 3000 Einwohnern ist auf je 2400 bis 3000 eine Heb- 
amme zu rechnen. 

Thatsächlich sind die Bezirke häufig viel zu klein. In der 
Hälfte der Landkreise des Begierungsbezirks Hildesheim kommen 
weniger als 30 Geburten durchschnittlich auf eine Hebamme; fast 
jedes Dorf hat eine Bezirkshebamme mit dem üblichen Gehalt von 
30 Mark. In 4 Landkreisen von 10 kommen weniger als 1000 
Einwohner auf eine Hebamme. Im Osten sind dagegen die Heb- 
ammenbezirke zu gross; in Posen z. B. werden durch Annoncen 
Bezirkshebammen für 8—15 Dörfer mit 2500 bis 4500 Einwohnern 
gesucht. 

Auch die grössten Städte sollten vollständig in einzelne Be- 
zirke eingetheilt und für jeden derselben eine Bezirkshebamme 
bestellt werden, um die unbedingte Sicherheit herbeizuführen, dass 
ohne Zank, Irrthum und Ungerechtigkeit für jede arme Familie 
sofort die nöthige Hülfe beschafit werden kann. Nicht die Zahl 
der Einwohner, sondern der ärmeren Familien wird deshalb für 
die Abgrenzung der städtischen Bezirke massgebend sein müssen. 
Sie dürfen auch erheblich bevölkerter sein, als die Landbezirke, 
wenn ausser den angestellten Hebammen die dem sonstigen Be- 
dürfniss entsprechende Zahl freipraktizirender zugelassen ist. In 
Ortschaften mit weniger als 3000 Einwohnern sollte jedoch in der 
Begel eine freipraktizirende Hebamme nur zugelassen werden, 
wenn keine Bezirkshebamme darin wohnt. Wie viele derartige 
Hebammen in grösseren Städten sich niederlassen dürfen, mag 
der Erwägung im Einzelfalle vorbehalten bleiben, jedenfalls 
sollte ihre Zahl nur ganz ausnahmsweise und unter besonderen 
Bedingungen mehr als zwei Drittel der Gesammtzahl der Heb- 
ammen betragen. Eine bestimmte Verhältnisszahl muss überall 
gefunden und festgesetzt werden. 

Als eine Vorbedingung für die Bebändigung des Prüflings- 
zeugnisses sollte gefordert werden, dass jede Lehrtochter sich 
vei'pflichtet, der Regierung 3 Jahre lang für jede beliebige Be- 
zirksstelle zur Verfügung zu stehen, damit die rechtzeitige Be- 
setzung einer offenen Stelle unter allen Umständen gewährleistet 
ist. In der Eegel wird ja davon nicht Gebrauch gemacht 
werden; denn das vorhandene oder in absehbarer Zeit zu 
erwartende Bedürfhiss ist naturgemäss den Frauen aus der Nähe 
so früh bekannt, dass sie gerade deshalb sich zui* Ausbildung 
melden und dann auch im Interesse beider Theile zunächst be- 
rücksichtigt werden. Kommt ihnen aber dennoch zufällig, oder 
weil sie nicht früh genug fertig werden, eine andere zuvor, so 
kann es ihnen nur erwünscht sein, eine vorläufige Anstellung 
zu finden, statt Jahre lang warten zu müssen, zu verlernen und 
wieder zur Lehranstalt eingezogen zu werden, wie in Sachsen. 
Nach Ablauf ihrer Pfiichtzeit, vielleicht schon früher bei ander- 
weitigem Ersatz, kann die Hebamme dann als Bezirkshebamme 
oder freipraktizirende in die erste ihr zusagende, offene Stelle 
einrücken. 
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Die Anstellung sämmtlicher Bezirkshebammen 
wie die Besoldung derselben mttsste ausschliesslich Sache der 
Stadt- und Landkreise sein. Leider stehen dem aber grosse rechtliche 
Schwierigkeiten entgegen ; denn nach heute gültigem Becht können 
die Kreise dazu nicht gezwungen werden. Der Landrath kann zwar 
Hebammenbezirke abgrenzen; die dazu gehörigen Gemeinden und 
Güter sind aber weder verpflichtet, eine Bezirkshebamme anzu- 
stellen, noch sie zu besolden, ausser in den Provinzen Hannover 
und Hessen - Nassau (Gesetz vom S.Juli 1856 bezw. Med. -Edikt 
vom 14. März 1818). Die Hebammenbezirke sind nicht öffentlich 
rechtliche Korporationen, haben daher auch nicht die Befugniss, 
ihren Mitgliedern Steuern aufzuerlegen; sofern demnach auch 
nur einzelne Güter oder Gemeinden die Zahlung weigern, können 
sie durch die übrigen einverstandenen nicht gezwungen werden, 
sich an der Besoldung der gemeinsamen Bezirkshebamme zu be- 
theiligen. Die Kreis verbände sind zwar in Preussen seit 1875 
verpflichtet, diejenigen Hebammenbezirke, welche die Mittel zur 
Ausbildung, Besoldung und Unterhaltung einer Bezirkshebamme 
zu gewähren ausser Stande sind, zu unterstützen, nach der Ent- 
scheidung des O.-V.-G. vom 9. Mai 1885 jedoch nur da, wo die 
Bezirke erwiesenermassen zahlungsunfähig, nicht auch da, wo sie 
nur nicht zahlungswillig sind. Auf solcher Rechtsgrundlage ist 
ein gesunder gleichmässiger Fortschritt nicht möglich, und wenn 
auch manche Kreise inzwischen aus eigenem Antriebe, besonders 
aber unter der fortgesetzten Einwirkung der Medizinalbeamten, 
die Hebammen durch Kreisstatut auf ihren Etat genommen, 
ihnen ein Mindesteinkommen garantirt oder Gehalt und Buhegehalt 
in verschiedener Höhe zugebilligt haben, so ist dies doch erst ein 
kleiner Anfang. 

Im Königreich Sachsen ist allen Hebammen ein Mindest- 
einkommen garantirt; dieselbe Einrichtung besteht im Kreise 
Liebenwerda und nach dessen Muster in einigen anderen Kreisen. 
Auch die Aerztekammer für die Provinz Sachsen hat beschlossen : 
Die Gewährung eines Mindesteinkommens ist in Erwägung zu 
ziehen. Der Referent derselben, Kollege Dietrich, hat vorge- 
schlagen, den Hebammen auf dem Lande 700 — 900 Mark, in der 
Stadt 900—1200 Mark Einkommen zu garantiren und etwaige Aus- 
fälle aus Stadt- und Kreismitteln zu decken. Er sagt zum Vortheil 
dieser Einrichtung: Sie beanspruche öffentliche Mittel nur da, wo sie 
durchaus nothwendig seien, unterstütze arme Gemeinden und Land- 
hebammen mit geringer beschwerlicher Praxis, eröffne auch diese 
den besseren Kräften, spare aber da, wo die Hebammen schon 
ohnehin gut gestellt sind. Die vielfach in Bezirks - Medizinal- 
Beamten- Versammlungen und sonst geäusserten Bedenken, dass die 
Garantie eine Prämiirung der Trägheit, der Bequemlichkeit und 
Ungefälligkeit sei, lässt Dietrich nicht gelten; in Liebenwerda 
habe sich die Einrichtung praktisch bewährt. Das mag für 
diese Gegend richtig sein, es mögen die geäusserten Befürch- 
tungen theoretischer Natur sein, aber sie haben ihre Wurzel in 
der Kenntniss der menschlichen Schwächen, und wenn diese in 
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Liebenwerda und in Sachsen bisher noch nicht zu Tajjpe getreten 
sind, so liegt das darin, dass dort 450 Mark, hier der nothdttrftige 
Unterhalt gewährleistet sind, und nicht mehr ; hier wie dort auch 
in Verbindung mit einer hohen Taxe. Beides muss die Hebamme 
anspornen, fleissig und gefällig zu sein, sie würde sonst auch dort 
ihr tägliches Brod nicht finden. Wenn ausserdem die Bezirke vor- 
sichtig abgegrenzt und freipraktizirende Hebammen ferngehalten 
sind, dann kann in dichtbevölkerter, wohlhabender Gegend gern Ga- 
rantie geleistet werden ; sie wird nie in Wirksamkeit treten. Das alles 
würde aber ganz anders werden bei der Ausdehnung des Vorschlages 
auf den preussischen Staat und vor Allem bei der Garantie einer 
wirklich auskömmlichen Jahreseinnahme. Die Bevölkerung muss 
die Kosten immer tragen, so oder so, Garantie in Verbindung mit 
niedrigen Gebühren ist nicht denkbar; deshalb geht neben 
Die tr ich' s Vorschlage hoher Garantiesummen auch der Entwurf 
einer Gebührenordnung einher, der selbst reichen Leuten unbequem 
werden möchte. Dem gegenüber erscheint es besser, an der alten 
Einrichtung festzuhalten, Gehälter und Gebühren der Bezirksheb- 
ammen aber so zu gestalten, dass sie zusammen das vorhin auf 
700—750 Mark berechnete Mindesteinkommen verbürgen. Beide 
müssen sich so ergänzen, dass die einen um so höher ausfallen, je nie- 
driger die andern sind. Die beiden interessirten Theile müssen sie 
auch femer aufbringen ; Kreis oder Gemeinde für die stete Hülfs- 
bereitschaft die kleinere, aber fest bestimmte Hälfte, die Familien 
für die wechselnde wirkliche Hülfsleistung die im Erträgniss 
schwankenden Gebühren. Es leuchtet aber ein, dass die offenbar 
wünschenswerthe grössere Gleichförmigkeit nicht nur unter den 
verschiedenen, mehr oder minder stark beschäftigten Hebammen, 
sondern auch unter den Einkünften derselben Frau in ver- 
schiedenen Jahren eher dann erreicht wird, wenn die^Gehälter 
thunlichst hoch und die Gebühren thunlichst niedrig sind, als um- 
gekehrt. Die Vertheilung sowohl der Lasten, als auch der Ein- 
nahmen ist eine gerechtere. Die vielbeschäftigte Hebamme wird 
sich dabei, wie es ihr auch zukommt, immer noch wesentlich 
besser stehen, als die auf wenige Geburten beschränkte, aber es 
ist doch ein gesundes Mittelmass möglich und selbst wahrschein- 
lich ; es lassen sich auch die durch örtliche Verhältnisse bedingten 
kleinen Bezirke besetzen, während ohne nennen swerthes Gehalt 
bei hohen Gebühren die eine Hebamme darben, die andere sich 
ein ansehnliches Vermögen sammeln kann. Zu erwägen wäre 
jedoch, ob nicht von mehreren, zu einem Bezirke gehörigen Ort- 
schaften diejenige vorab einen massigen Sonderbeitrag zum Gehalt 
der Bezirkshebamme leisten sollte, in der diese wohnt; denn die 
Bewohner haben davon den doppelten Vortheil, dass sie ihre Be- 
suche rascher und billiger erhalten. 

Das feste Gehalt der Bezirkshebammen sollte im ganzen 
Staate auf mindestens 250 Mark festgesetzt sein und in 10 bis 
höchstens 15 Dienstjahren auf 350 Mark steigen. Das entspricht 
annäheiTid dem Arbeitslohn der guten Handarbeiterin mit jährlich 
etwa 200 Arbeitstagen; dafür würde jede Hebamme auch gewiss bereit 
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sein, auf grobe Handarbeit zu verzichten und sich in Kleidung 
und Wohnung stets angemessen sauber zu erhalten. Der Bevöl- 
kerung vertheuern sich durch solche von den heutigen aller- 
dings erheblich abweichenden Gehälter die Ausgaben für Ge- 
burtshülfe keineswegs, wie sich rechnerisch nachweisen lässt. 
In einem Landkreise mit 60000 Einwohnern sind beispielsweise 
40 Hebammen nöthig, davon können 8 freipraktizirende sein. Das 
Gehalt von 32 Hebammen würde durchschnittlich höchstens 10000 
Mark betragen, dazu reichlich 2300 mal 16 Mark Gebühren für die 
Geburten mit 37 000 Mark, macht zusammen 47 000 Mark. Rechne 
ich nun gar kein Gehalt, so müssen die Gebühren entschieden viel 
höhere sein, etwa 24 Mark im Durchschnitt, dann würden sie allein 
schon mehr wie 55000 Mark ausmachen, d. h. die Geburtshülfe würde 
der Kreisbevölkerung um 8000 Mark höher zu stehen kommen zu 
Gunsten einiger bevorzugten Hebammen, die es gar nicht nöthig 
haben. Diese Ueb-^rlegung sollte die Kreise eigentlich dahin 
bringen, eine derartige Verbesserung durchzuführen, mit Aus- 
nahme vielleicht von solchen, deren gesammte Steuerlast auf ganz 
wenigen Schultern ruht, die etwa nur aus Gütern und Tagelöhner- 
hütten bestehen. Die Bildung solcher Bezirke müsste darum auch 
thunlichst ganz unterbleiben. Die Uebernahme der Hebammen auf 
den Kreis ist in allen Stücken das bessere Verfahren, namentlich 
wegen der gerechteren Veiiiheilung der Lasten, die bei der An- 
stellung und Besoldung durch jeden einzelnen Bezirk nicht erreicht 
werden kann. 

Die Höhe der Gebühren für Bezirkshebammen festzu- 
setzen, ist das Becht der Regierung. Es steht demnach auch 
nichts im Wege zu bestimmen, dass in Kreisen oder Bezirken, die 
der Absicht der Regierung widerstreben und den Hebammen ein festes 
Gehalt im vorgeschriebenen Betrage nicht gewähren wollen, um 
30 oder 50 ^/o erhöhte Gebühren Geltung haben sollen. Es würde 
damit zunächst ein gerechter Ausgleich geschaffen und sehr bald 
die Aufbesserung der Gehälter zu erwarten sein. 

Freipraktizirenden Hebammen kann zur Zeit keine Taxe 
auferlegt werden ; die Gewerbeordnung lässt es nicht zu. Gleich- 
wohl würde bei ihnen in gleichem Masse eine Gebührenordnung 
angezeigt sein, wie bei den freipraktizirenden Aerzten, für die 
auf Grund des §.71 der R. -Gew. -0. überall Gebührenvor- 
schriften bestehen. Jetzt setzen sich die Hebammen selber ihre 
Taxen und zwar in oft sehr beträchtlicher Höhe. Es möchte an 
der Zeit sein, den genannten Paragraphen der R.-G.-O. nach 
dieser Seite zu ergänzen, inzwischen aber die Medizinalbeamten 
anzuweisen, gegebenenfalls ihr Gutachten stets dahin abzugeben, 
dass diejenigen Forderungen als angemessen anzusehen seien, die 
der Gebührenordnung für die Bezirkshebammen entsprechen. 

Die beste Gebührenordnung nützt nichts, wenn nicht darnach 
berechnet, gefordert und bezahlt wird. Es geschieht fast nirgends ; 
selbst da, wo noch alte niedrige Taxen, wie die im Regierungs- 
bezirk Hildesheim vom 3. November 1863, Geltung haben, wagt 
kaum eine Hebamme, ihr Recht zu fordern. Die meisten Leute 
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würden bOchst verwundert sein, wollten sie es thnn. Man schenkt 
und zahlt nach Gutdünken, nach den ortsüblichen Begriffen von 
dem, was zähe Bauern und arme Tagelöhner für angemessen halten, 
und mancher glaubt recht freigebig gewesen zu sein, der nicht 
bedenkt, wie viel er verlangt hat; am wenigsten wird daran ge- 
dacht, die Wochenbettpflege, jeden Besuch, besonders die Wege 
über Land, nach Zeit und Mühe zu vergüten. 

Ich habe mich mit der Dietrich 'sehen Anleitung zur 
Feststellung des Einkommens der Hebammen nicht begnügt, 
sondern tür's Vorjahr genaue Angaben eingefordert nicht nur über 
alle Einnahmen der Hebammen an Geld und Geschenken, sondei*n 
auch über jede ihrer Verrichtungen in jedem einzelnen Falle. Die 
Angaben mögen etliche Irrthümer enthalten, absichtliche Unrich- 
tigkeiten nicht, des bin ich sicher. Aus der darüber angefertigten 
Tabelle^ geht hervor, dass 22 Hebammen 851 Geburten leiteten 
mit 6128 Wartestunden, davon die Hälfte Nachts; sie hatten 
17 658 Besuche zu machen, darunter Vs etwa, nämlich 5117 aus- 
wärts, und hätten dafür 9696 Mark taxmässig berechnen sollen, 
haben aber nur 7133 Mark an Geschenken und Gebühren von den 
Zahlungspflichtigen und ausserdem 1290 Mark von den Pathen 
bei Taufen erhalten, im Durchschnitt demnach 8,40 Mark (exkl. der 
Geschenke) für die Geburt statt 11,40 Mark. Von den 22 Hebammen 
sind nur 6 taxmässig oder um ein Geringes darüber bezahlt, 16 dagegen 
darunter; eine hat sogar nicht einmal die Hälfte der ihr zustehenden 
Gebühren bekommen, in einem Jahre 364 Mark zu wenig, 
obwohl gerade sie eine unserer besten und gesuchtesten Bezirks- 
hebammen ist, auch wohlhabende Dörfer im Bezirke und viele 
auswärtige Geburten mit durchschnittlich 5^,4 Wai*testunden hatte, 
während ihre ireipraktizirende Nachbarin unter weniger guten 
Verhältnissen und bei weniger auswärtigen Geburten mit durch- 
schnittlich 4,8 Wartestunden sich genau nach der Taxe, also gerade 
noch ein Mal so hoch hat bezahlen lassen. Ich könnte mehrere 
ähnliche Zusammenstellungen machen; alle diese einzelnen genau 
beobachteten Fälle in ihrer Vielheit beweisen mehr, wie Durch- 
schnittsberechnungen. Dass ein gut Theil des Hebammenelends 
seine Ursache in der unvernünftigen Willkür hat, mit der sie 
nach ortsüblichem Herkommen bezahlt werden, und dass nicht von 
der Zeit, nicht von der Belehrung — die ist in reichem Masse 
vergeblich versucht — eine Besserung zu erwarten ist, brauche 
ich nicht erst zu betonen; eine solche ist nur von dem Zwange 
einer geordneten Buchführung zu erhoffen. Diese setzt 
übrigens sowohl die Garantie eines Mindesteinkommens, als Be- 
amtenstellung voraus. Gutwillig verstehen sich unsere Heb- 
ammen nicht dazu, und wenn man ihnen die handgreiflichen 
Vortheile auch noch so klar beweist ; es geht ihnen, wie so vielen 
Aerzten, die Sache ist ihnen zu unbequem. Dass sie die einfache 
Schreib- und Bechenarbeit leisten können, unterliegt keinem 
Zweifel, Anleitung und einige Uebung gehören freilich erst dazu. 
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Ist ihnen das gleiche Mnster für Bachffihrung nnd Rechnung im 
ganzen Staate vorgeschrieben, etwa in der beigefügten Form;^) 
so liefert diese Buchtflhrnng, bei der jeder Besuch nach richtigem 
Datum einzutragen ist, dem Medizinalbeamten gleichzeitig eine vor- 
treffliche übersichtliche Handhabe zur üeberwachung der Heb- 
ammenthätigkeit; er sieht sofort, ob die Frauen ihren Verpflichtungen 
regelmässig nachgekommen sind. Manche Hebammen machen zu 
viele, manche stark beschäftigte zu wenig Wochenbesuehe ; 5—52 
finde ich notirt, durchschnittlich 14 — 84^8- An den ersten 3 Tagen 
sollten je 2, an den folgenden 7 Tagen mindestens je 1 Besuch vor- 
geschrieben sein, bei normalen Fällen nicht mehr ohne Noth oder be- 
sondere Aufforderung, aber auch nicht weniger ; denn das birgt die 
Gefahr in sich, dass die Wöchnerinnen sich zu früh herausmachen, 
dass das wichtige Geschäft des Stillens nicht mit der nöthigen Ge- 
duld und Ausdauer in Gang gebracht, dass der Beginn einer Erkran- 
kung (Fieber) übersehen wird u. a. m. Frau Bohl mann in Char- 
lottenburg freilich, dieselbe Hebamme, die in der Hebammenzeitung 
bewiesen hat, dass wohl die Hebamme, aber unmöglich der prak- 
tische Arzt, vermöge ihrer Vor- und Weiterbildung normale Ge- 
burtsvorgänge richtig zu 'beurtheilen und zu leiten verstände, 
ist anderer Ansicht. Der Magistrat hatte die säumigen Bezirks- 
hebammen ermahnt, bei armen Wöchnerinnen die pflichtmässigen 
9 Besuche, für die sie bezahlt werden, auch zu machen ; das war 
aber Frau Bohlmann nicht recht, sie verkündet den an ihren 
Lippen hängenden Delegirten aus der Provinz: „Ich habe an den 
Magistrat geschrieben, das wäre nicht durchführbar, es müsste 
uns überlassen bleiben, die nöthigen Besuche zu machen; wenn 
Wöchnerinnen nach 3 Tagen wieder am Waschfass stehen, dann 
ist es nicht mehr nöthig Besuche zu machen ; wo aber eine schwere 
Geburt stattgefunden hätte und ein längerer Besuch erforderlicli 
sei, würden wir es thun; und damit war der Magistrat einver- 
standen.^ 

Für die Rechnungen der Bezirkshebammen kann ebenfallB 
ein bestimmtes Muster vorgeschrieben werden mit dem Vermerk, 
dass es behördlich für den betreffenden Ort eingeführt, und 
die Hebamme verpflichtet sei, nach der zugleich mit abgedruckten 
Gebührenordnung zu berechnen. Letzteres ist in einigen sächsi- 
schen Städten in Gebrauch und hat sehr dazu beigetragen, die 
neue Taxe ohne Verdruss für die Hebammen einzubürgern. Ueber 
rechtzeitig, freiwillig und mindestens in der Höhe der vorge- 
schriebenen Gebühren bezahlte Forderungen braucht natürlich 
keine Rechnung geschickt zu werden; niedrigere Angebote sind 
aber nur als Abschlagszahlungen anzunehmen und auf der sogleich 
übersandten Rechnung als solche abzusetzen. Endlich ist eine 
ebenfalls schon mehrfach bewährte Einrichtung von sehr grossem 
Werthe, nämlich, dass die Bezirkshebammen alle bis zu gewisser 
Frist nicht bezahlten — in einigen Gemeinden sind es von vornherein 
alle — Rechnungen der zuständigen Gemeindebehörde einreicht; 
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diese prüft sie, zahlt sie sofort aus und zieht die Beträge von 
den Schuldnern wieder ein. Verluste erleidet die Gemeinde 
dabei nicht; denn die Geburtshttlfe und Wochenpflege gehören 
jedenfalls zu den Leistungen, die auch Zahlungsunfähigen eventl. 
auf Gemeindekosten gewährt werden müssen. 

Eine Gebührenordnung aufzustellen und durchzuberathen, 
kann nicht unsere Aufgabe sein. Die Zusammenstellung der den 
Leitsätzen beigefügten Tabellen ^ hat nur den Zweck, an einzelnen 
Beispielen aus älterer und neuerer Zeit, sowie an zwei Entwürfen 
die ungeheuer verschiedene Wirkung solcher Taxen im Einzelfalle 
und auf das Gesammteinkommen der Hebammen zu beweisen, 
dann aber daraus den Schluss zu ziehen, dass eine einheitliche 
Gebührenordnung für den ganzen Staat von Nöthen ist, da die 
älteren Taxen zu niedrige, die neuen aber bei aller sonstigen Ver- 
schiedenheit viel zu hohe Gebühren ansetzen, die durch örtliche 
Abweichungen gar nicht begründet werden können. An und für 
sich müsste dieselbe Leistung überall den gleichen Werth 
haben; dieser Grundsatz kommt auch in der überall gleichen 
Besoldung der Beamten zum Ausdruck. Es kann unter den ein- 
fachen Verhältnissen der Lebenshaltung einer Hebamme der Kosten- 
unterschied für Wohnung, Kleidung und Nahrung nicht hier und 
dort das Doppelte und Dreifache der Anschaffung ausmachen, be- 
schafft muss es doch, auch in der ärmlichsten und billigsten Gegend, 
werden; wie kommen also die Taxen zu solchen Unterschieden? 
Die im ganzen Staatsgebiet gleich der Gebührenordnung für Aerzte 
einheitlich erlassene Grundtaxe für Bezirkshebammen braucht nur 
die Bestimmung zu enthalten, dass durch den Kreis bezw. die 
Stadtverwaltung nach Anhörung des Kreisarztes und mit Geneh- 
migung der vorgesetzten Verwaltungsbehörde auf jedesmal 5 Jahre 
angeordnet werden kann, inwieweit die Gebühren dieser Grundtaxe 
für Ortschaften, die sich durch Wohlhabenheit oder theure Lebens- 
haltung auszeichnen, um 10 ^/q erhöht, in Ortschaften mit armer 
Bevölkerung und billiger Lebenshaltung um 10 ^/q herabgesetzt 
werden, nur ausnahmsweise bei grossen Abweichungen vom Mittel- 
mass um 20®/o, — dann ist jeder örtlichen Verschiedenheit reich- 
lich Spielraum gegeben. 

Für jede Verrichtung sollte man grundsätzlich auch nur eine 
ganz bestimmte Gebühr festsetzen und der Vermögensstellung des 
Schuldners nach altem Herkommen dadurch gerecht werden, dass 
es als angemessen erachtet wird, wenn die Hebamme für je 3000 M. 
steuerpflichtiges Einkommen lO^/o Zuschlag zu der nach der Grund- 
taxe aufgestellten Forderung anrechnet, höchstens jedoch 50®/o. 
Eine Herabsetzung dürtte nicht gestattet sein, einmal um einer 
Unterbietung und damit der Durchkreuzung aller guten Absichten 
vorzubeugen, anderseits, weil doch hier wie bei der ärztlichen 
Taxe der Sinn dieser von den sonstigen Gebräuchen in Handel 
und Verkehr abweichenden alten Sitte nur der sein kann, dass 
eigentlich nur der höchste Satz eine angemessene Vergütung für 
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die Leistung ist, aber ans Bttcksicht auf die Vermögenslage des 
Zahlungspflichtigen der volle Betrag von vornherein nicht verlangt 
wird. Ganz bestimmte Vorschriften erschweren nicht die Auf- 
stellung der Rechnung, sondern erleichtem sie. 

Aus den Ziffern der anliegenden Tabellen geht hervor, dass 
die aus einer grossen Zahl ähnlicher Taxen und Entwürfe ge- 
wählten Beispiele allesammt den Forderungen der Gerechtigkeit 
weder in der Form, noch in der absoluten Höhe ihrer Einzel- 
ansätze entsprechen. Meine Berechnungen beruhen nicht auf 
erfundenen Fällen, auch nicht auf willkürlich ausgewählten, 
sondern .auf der vollständigen Berufsarbeit, wie sie die ge- 
sammten Hebammen des Kreises Alfeld im Jahre 1898 wirklich 
geleistet haben, und wie sie im täglichen Leben alle Tage 
und aller Orten wieder vorkommen. Taxen nun, nach denen eine 
Hebamme in einem kleinen Landstädtchen über 4500 M. oder 
auch nur 3000 M. verdienen kann, nach denen die Durchschnitts- 
einnahme für die einzelne Geburt zwischen 18 und 40 M. 
schwankt, in besonderen Fällen aber nach Tabelle E. ^) bis zu 
261 M. bei guten Durchschnittssätzen, also nicht einmal nach 
den höchsten, ansteigen kann, mindestens aber bei einfachster 
Geburt im Orte 13,20 M. wie im Königreich Sachsen, oder 15,50 M. 
wie in Lennep, oder 15,75 M., wie nach dem Dietrich'schen Ent- 
würfe betragen muss, sind unmöglich, falls sie ernsthaft angewandt 
werden sollen ; solche Preise können in Wahrheit weder gefordert 
noch bezahlt werden. Diese Taxen lassen meistens den. Grund- 
gedanken vermissen, dass sie keine Dekoration, sondern lediglich 
eine Gewähr für die gerechte Bezahlung der geleisteten Arbeit 
sein sollen. Gerecht kann eine Entlohnung des Arbeitsleistenden 
nur sein, wenn ihm Zeit, Mühe, Verantwortung und besondere 
Kunstfertigkeit unter Berücksichtigung seiner Vorbildung und 
Stellung innerhalb der menschlichen Gesellschaft im Vergleich mit 
anderen auf gleicher Stufe stehenden Berufsarten angemessen 
vergütet wird, wobei die privilegirte Stellung der Hebammen nicht 
ganz unberücksichtigt bleiben darf. Besondere Wissenschaft und 
Kunst werden von ihnen nur bei der Geburt selbst verlangt, etwa 
noch bei Untersuchungen auf Schwangerschaft, jede sonstige Be- 
rufsthätigkeit ist mit dem Stundenlohn zutreffend bezahlt. Durch 
Pauschalsummen lässt sich nur die Hülfe bei der Geburt, nicht 
aber die Wochenpflege richtig bewerthen, die Zahl der verlangten 
Besuche und die Länge der Wege müssen für jeden Fall einzeln 
berechnet werden; falls auch die Wochenpflege gut bezahlt wird, 
haben die Hebammen keine Ursache mehr, immer nur nach frischen 
Fällen auszusehen. 

Bestätigt sind alle möglichen, von Regierungen oder Kreisen 
beschlossenen Gebührenordnungen; solche, die, wie in Wies- 
baden, für jede Entbindung mit allen Besuchen nur einen Durch- 
schnittssatz^feststellen, sowie solche, die wie in Stettin, und über- 
haupt die meisten, alle Einzelbemühungen berechnen, und gemischte, 



Siehe Aulage, Tabelle £., S. 141. 



Die soziale Stelinng der Hebammen. 109 

wie in Lennep.^) Es bleiben aber auch die ganz veralteten Taxen 
weiter bestehen, wenn ihre Abänderung nicht verlangt wird, und 
diese ist in den unteren und mittleren Instanzen nicht immer zu 
erreichen. Die Medizinalbeamten des Reg.-Bez. Gumbinnen haben 
z. B. erst kürzlich von der Regierung den Bescheid erhalten, dass 
von einer neuen Taxe Abstand genommen sei mit folgender doch 
in hohem Grade bedenklichen, die Thatsachen offenbar verkennen- 
den Begründung: „In wohlhabender Gegend erhalten die Hebammen 
stets eine höhere Gebühr, als die alte Taxe vorschreibt, in ärmeren 
Gegenden allerdings wohl meistens weniger. Das Liquidiren nach 
der Taxe würde ihnen im letzteren Falle nichts helfen, sie im 
Gegentheil beim Publikum nur unbeliebt machen . . . Ich bemerke 
noch, dass im Beg.-Bez. Königsberg überhaupt keine Taxe für 
Hebammen besteht.^ Nach den Referaten der Herren Kollegen 
ist nun wohl niemals für Gumbinnen, jedoch für Königsberg eine 
Taxe erlassen; letztere besteht aber seit 1864, und die Hebamme 
erhält darnach 1,50 bis 3,00 M. für die Geburt und 0,25 bis 0,50 M. 
für den Weg und keine Kilometergelder. Der 1893 auf Vorschlag 
der Herren Referenten Prof. Dr. Dohrn und Kreisphysikus Dr. 
Forstreuter einstimmig gefasste Beschluss der ostpreussischen 
Aerztekammer, den Erlass einer erhöhten Hebammentaxe zu 
erbitten, hat leider von dem Herrn Oberpräsidenten keine Berück- 
sichtigung erfahren. Hiernach muss sich den Medizinalbeamten, 
die im Getriebe des Lebens arbeiten, der ernste Wunsch aut- 
drängen, dass an diesen verantwortlichen Stellen in Gegenden, wo 
das Hebammenelend mit seinen verderblichen Folgen fürs Volks- 
wohl zu Hause ist, eine andere Anschauung der Verhältnisse recht 
bald eintreten möge. 

Im Reg.-Bez. Hildesheim ist auch Jahre lang die Frage 
offen erhalten, ob überhaupt eine Taxe angebracht sei, namentlich 
haben sich einige Städte dagegen ausgesprochen, angeblich im 
eigenen Interesse der Hebammen, die freiwillig besser bezahlt 
würden, als wenn sie sich auf eine Taxe beziehen wollten. Solche 
Behauptungen sind jedoch eitel Trug, wie sich aus dem ziffermässi- 
gen Nachweis ergiebt. Darnach ist in der Stadt, deren Magistrat 
jenes besonders betont hat, die Geburt durchschnittlich mit 8,50 M., 
also für städtische Verhältnisse recht schlecht und schlechter als 
in andeiTi Städten, erheblich unter der Taxe bezahlt, und in dem 
zugehörigen Kreise, mit Einschluss der Stadt, überhaupt am 
schlechtesten im ganzen Regierungsbezirk, nämlich durchschnittlich 
mit nur 6,00 M. 

Alis diesem Wirrsal führt nur eine staatliche Gebührenord- 
nung. Ich habe einen Entwurf^) beigefügt, ein Beispiel, wie 
andere, für mehr will er nicht gelten ; ein Versuch damit aber wäre 
gewiss ganz interessant. 

Die einmal festgesetzten Gebühren müssen auch gefordert 
werden, das sollte Ehrenpflicht aller Hebammen und für die 
Bezirkshebammen vorgeschrieben sein; dann bürgert sich die 



Siehe Anlage, Tabelle C, S. 139. 



110 Dr. Lemmer. 

Sitte bald ein, und die dem Stande nicht angemessenen Geschenke 
und Trinkgelder hören auf. Die vielfach üblichen Pathengeschenke 
sind freilich anders zu beurtheilen; sie gelten als eine Belohnung 
für besondere Dienste, die mit der Berufsthätigkeit eigentlich 
nichts zu thun haben, aber oft nicht gut entbehrt und auch an- 
standslos geleistet werden können. Sie bilden heute in manchen 
Gegenden eine erkleckliche Einnahmequelle; im Kreise Alfeld 
haben sie 1898 fast Ve ^^^ Gesammteinkommens der Hebammen 
ausgemacht, in einigen Ortschaften noch mehr. 

Im Vergleich zur Gehalts- und Gebührenforderung fallen 
andere Forderungen nicht so in's Gewicht, aber es wäre unge- 
recht, wenn man sie nicht bewilligen wollte. Eine auskömm- 
liche, gesunde und reinliche Wohnung ist unbedingt zu ver- 
langen. Diese selbstverständliche Forderung wird, wie Klagen 
aus Posen, Oppeln, Osnabrück beweisen, nicht immer erfüllt; 
es mag auch nicht immer leicht sein, namentlich in ärmlichen Ge- 
meinden; in andern aber fehlt wohl nur der gute Wille oder die 
Einsicht. Da aber die Hebamme in solchen Orten kaum um ihrer 
selbst willen, mindestens jedoch hauptsächlich im öflfentlichen 
Interesse wohnen muss, anderseits aber in einer unsauberen und 
ungesunden Wohnung um ihrer selbst und der ihr anvertrauten 
Pfleglinge willen nicht wohnen darf, so erfordert das öffentliche 
Interesse gebieterisch die Beschaffung einer entsprechenden Woh- 
nung. Die Verwaltungsbehörde müsste das Recht und die Pflicht 
haben, sie auf Grund des §. 132 des Landesverwaltungsgesetzes 
nöthigenfalls zu erzwingen. 

Freie Fahrt bei auswärtigen Besuchen ist thatsächlich 
meistens nicht zu beschaffen, und wo es vereinzelt geschieht, wird 
selbstverständlich die Hebamme nur zur Geburt geholt, schwerlich 
auch zurückgebracht; dies ist z.B. bei den 5117 Besuchen über 
Land, die im Kreise Alfeld 1898 gemacht sind, ein einziges Mal 
geschehen. Nur aus wenigen Bezirken erfährt man von anderen 
Sitten ; aus dem ganzen Bereiche der Lehranstalt Celle finden sich 
nur wenige Hebammen angeführt, die bestätigen, dass sie zuweilen 
zur Geburt geholt würden. Sie selbst erwarten und verlangen 
dies auch gar nicht, sie wissen sehr wohl, welche Schwierigkeiten 
es macht, wie es aufhält u. s. w. ; sie sind deshalb zufrieden, wenn 
sie für nächtliche Wege sichere Begleitung haben. Die Forderung 
hat somit keine praktische Bedeutung und kann fallen gelassen 
werden. 

Aus der Erfüllung der Berufspflichten dürfen den Hebammen 
Kosten und Verluste nicht erwachsen. Die Desinfektions- 
mittel, die sie bei der Geburt und in der Wochenpflege ver- 
brauchen, müssen auf Kreis- bezw. Stadtkosten beschafft werden. 
Am besten erhalten sie alle Hebammen auf Rezept des zuständigen 
Aufsichtsarztes aus bestimmten Apotheken; das ermöglicht eine 
sehr einfache Kontrole über den pflichtmässigen Verbrauch. Ist 
ein billiger Ersatz für die Karbolsäure allgemein gefunden, so 
kann aus diesen Ersparnissen schon viel für die Hebammen ge- 
leistet werden. Auch die Kosten für die Desinfektion der Heb- 
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ammen, ihrer Eleidung und Geräthschaften, soweit sie wegen einer 
ansteckenden Krankheit im Hause einer Gebärenden oder Wöch- 
nerin verlangt wird, muss der Stadt- oder Landkreis tragen. Wo 
ein Krankenhaus mit Desinfektionsanstalt besteht, wird schon 
mehrfach die Hebamme mit ihren Sachen zur unentgeltlichen Des- 
infektion hingeschickt und mit der Bescheinigung darüber, dass 
diese ausgeführt sei, nachher entlassen. 

Für die Theilnahme an den Nachprüfungen und Fortbildungs- 
kursen müssen den Hebammen Tagegelder und Reisekosten 
aus Kreismitteln gewährt werden, sowie eine billige Entschä- 
digung fürVersäumnisse. Tagegelder und Versäumnisskosten 
zusammen sind mit 2,00 M. täglich hinreichend ausgeglichen. Muss 
die Hebamme eine fremde Aushülfe für den Haushalt während der 
Zeit des Wiederholungskurses miethen, so dürften ihr die nach- 
gewiesenen baaren Auslagen dafür zu erstatten sein; in der Pro- 
vinz Hannover werden 1,50 M. für alles zusammen vergütet. Die 
Kosten in der Anstalt selbst trägt wohl überall die Provinz. Die 
Yersäumnisskosten müssen aber nicht nur, wie es noch vielfach 
geschieht, bedürftigen Hebammen, sondern allen ohne Ausnahme 
zustehen, sofern die Wiederholungskurse keine Strafe sein sollen. 
Desgleichen sollen sie auch für die Tage bezahlt werden, an denen 
die Hebammen bei unverschuldetem Kindbettfieber der Praxis ent- 
zogen bleiben. In Sachsen müssen Hebammen, die kranke Wöch- 
nerinnen haben, 5 Tage pausiren; es stehen ihnen dafür Ent- 
schädigungen nach Lage der Sache zu, in Plauen täglich 2 M. 
In Gelsenkirchen bekommen sie für 8 Tage 20 M. auf Grund einer 
Bescheinigung des Kreisphysikus, die ihnen ebenso lieb ist, wie 
das Geld, da sie ihre Schuldlosigkeit dem Publikum gegenüber 
ausweist. 

Die bisher mehrfach für gut bestandene Nachprüfungen 
bewilligten Remunerationen, die gewiss vielen Kollegen nicht 
sympathisch sind, können zu Gunsten des höheren festen Gehalts 
fortfallen. Die Kosten der ersten Ausrüstung und der Erhal- 
tung aller Geräthschaften bestreitet die Hebamme am besten 
selbst; die hierfür vom Kollegen Dietrich angegebenen, durch- 
aus zutreffenden Gründe sind uns allen bekannt. 

Ungleich wichtiger ist die Fürsorge für Krankheit, 
Siech thum und Alter. Es wird immer Frauen geben, die 
sich dafür nicht genügende Ersparnisse zurücklegen können, gleich- 
wohl muss ihnen eine Unterstützung für solche Fälle gesichert werden, 
auch wenn sie dieselbe wegen mangelnder Tüchtigkeit und Zuver- 
lässigkeit vielleicht nicht verdienen. Es scheitert an der Mittel- 
losigkeit invalider oder alter, im Berufe zurückgekommener Heb- 
ammen die Möglichkeit, sich ihrer durch Zwangspensionirung bei 
rechter Zeit zu entledigen, wenn man sie nicht dem völligen Mangel 
alles des zum nakten Leben Nöthigen überliefern will. Und doch 
haben wir uns zu gestehen, dass diese Schonung ein falsches Mit- 
leid ist um der Gefahr willen, die solche Frauen dem blind ver- 
trauenden Volke bringen. 

Allmählich bereitet sich ein Umschwung in diesen Verhält- 
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nissen vor. Die Nützlichkeit und Nothwendigkeit der Krank- 
heits- und Altersversicherung ist durch die Arbeitergesetze 
schon in alle Schichten der Bevölkerung eingedrungen, und die 
Bestrebungen des Physikus, auch den Hebammen dieselben Wohl- 
thaten zuzuwenden, stossen nicht mehr auf den früheren untiber- 
windbaren Widerstand. Auch sie selbst haben durch ihre Ver- 
einigungen schon recht gute Ergebnisse erzielt; es ist z. B. eine 
Erankenunterstützungs- und Sterbekasse für alle Hebammen 
Deutschlands als eingeschriebene Hülfskasse entstanden. Aehnliche 
Kassen für den Bereich einer Stadt oder eines Kreises bestehen mehr- 
fach; Salzwedel z. B. hat eine] Vereinskasse von 33 Mitgliedern, die 
bei Jahresbeiträgen von 10 M. nach 40 Jahren 100 M. Rente aus- 
zahlen will. Manche derartige ünterstützungskassen erhalten ein- 
malige oder fortlaufende Unterstützungen aus Gemeindemitteln, von 
Aerztevereinen, durch Lotterieveranstaltungen, Geschenke, selten 
Beiträge zu jeder zahlbaren Rente. Mehr und mehr sind auch die 
E[reise dazu übergegangen, ihren Bezirkshebammen, ohne von ihnen 
Beiträge zu verlangen, Invaliditäts- und Altersrente zu bewilligen ; 
immer aber sind es erst einzelne und die Renten durchweg recht 
kleine. Im ganzen Reg.-Bez. Hildesheim zahlen nur die 2 Kreise 
Gronau und Alfeld Ruhegehälter, letzterer jährlich 60 M. seit 1894, 
Liebenwerda seit 1896 120 M. Im Kreise Saarburg ist kürzlich 
eine besondere ünterstützungskasse für Bezirkshebammen einge- 
richtet, die jährliche Beiträge von 4 M. vorsieht und dafür nach 
25 Dienstjahren 100 M., und so steigend nach 45 Jahren 180 M. 
Altersrente auszahlen will. H. Keferstein empfiehlt statt Pri- 
vatversicherungen die Selbstversicherung aller Hebammen bei den 
staatlichen Invaliditäts- und Altersversicherungsanstalten. Hier- 
gegen haben sich jedoch die meisten Kollegen bei ihren viel- 
fachen Berathungen ausgesprochen, weil diese Versicherung zu 
hohe Beiträge erfordere, die alten Hebammen ausschliesse, zu 
geringe Alters- und Invaliditätsrente, sowie für den Ausfall der 
besonderen Berufsarbeit überhaupt keine Rente gewähre. In der 
That, wenn wir warten müssen, Hebammen zu pensioniren, bis 
ihre rohe Arbeitskraft unter Vs des ortsüblichen Tagelohns ge- 
sunken ist, dann hat die Sache für die öffentlichen Interessen fast 
gar keinen, für die persönlichen nur bedingten und geringen Werth. 
Daran scheint sich auch durch die jüngste Novelle des Gesetzes zu 
Gunsten der Hebammen wenig geändert zu haben. 

Besser wie in Preussen sind die Hebammen in einigen Nach- 
barstaaten gestellt. In Rostock z. B. bekommen sie 300 M. Rente 
und im Köiiigieiche Sachsen */s ihrer letzten buchmässig festzu- 
stellenden Einkünfte als Ruhegehalt, steigend bis 300 M , von 
denen der Staat die eine, der Bezirk die andere Hälfte trägt; 
jedoch müssen die Hebammen ebenfalls jährliche Beiträge auf- 
bringen: von jeder Geburt 15 bis 20 Pfg. In einzelnen Städten 
sind die Sätze höher, z. B. in Chemnitz nach 15 Jahren 350, 
nach 25 Dienstjahren 400 M.; Leipzig gewährt auch tägliche 
Ej*ankenunter8tützung von 1—1 V« M. und 40 bis 60 M. für eine 
Erholungsreise. 
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Die Wünsche der Hebammen gehen, wie schon erwähnt, 
erheblich weiter ; auch die sächsische Aerztekammer verlangt weit 
mehr. In der Begründung des entsprechenden Leitsatzes schlägt 
der Eeterent Invalidenrenten von 280 bis 400 M. auf dem Lande 
und 300 bis 600 M. in der Stadt vor, sowie Altersrente des 
gleichen Höchstbetrages vom 65. Lebensjahre an. Die Besser- 
stellung der Stadthebammen erscheint ungerecht aus früher er- 
örterten Gründen ; die Rente kann ausserdem jeder verzehren, wo er 
will. Davon abgesehen, erscheinen auch die Sätze reichlich hoch 
bemessen. Eine alte Frau ohne Familienanhang in den einfachen 
Verhältnissen der Hebamme vermag sich schon mit einer gerin- 
geren, sicheren Bente einen ruhigen Lebensabend zu verschaffen, 
sofern sie nicht besonderer Pflege in schwerer Krankheit bedarf. 
Das wird aber nicht die Begel sein, für die wir einzutreten haben ; 
denn die meisten können sich auch im Hausstand ihrer Kinder 
noch nützlich beschäftigen. Wenn das letzte Gehalt in Höhe von 
250 bis 350 M. als Siechthums- und Altersruhegehalt weiter ge- 
zahlt wird, so ist damit dem wirklichen Bedürfniss Genüge 
geschehen. 

Wer aber trägt nun diese LastP In Sachsen hat die Re- 
gierung das Interesse des Staates an der Sache mit der That 
anerkannt. Auch wir haben das Wort des Finanzministers: „Wer 
zahlt, regiert", und dieses Wort gilt auch umgekehrt: „Wer 
regieren will, muss zahlen". Der Staat verlangt, dass überall 
Bezirkshebammen angestellt werden, die allezeit dienstbereit in 
ihrem Bezirke anwesend sein sollen, aber jeden Tag der Kündigung 
gewärtig sein müssen, sobald man ihrer Dienste nicht mehr 
bedarf oder sie derselben nicht mehr für fähig hält; er verlangt 
femer ihre Unterordnung unter seine Dienstanweisung. Dafür ist 
er aber auch zu einer Gegenleistung verpflichtet, und dazu eignet 
sich nichts besser, als die üebernahme oder doch theilweise Ueber- 
nahme der Ruhegehälter, zumal er bis dahin für Ausbildung und 
Unterhaltung nichts beigesteuert hat. Den Gemeinden kann die 
alleinige Sorge dafür nicht auch noch aufgebürdet werden, weder 
jeder einzelnen, noch dem Verbände, heisse er Kreis, Bezirk oder 
Provinz. Wollte man aber den Hebammen Beiträge auferlegen, 
so würde man von dem Nothwendigen mit der einen Hand nehmen, 
was man mit der andern gegeben hat. 

Auf zwei Wegen lässt sich das gewiesene Ziel erreichen. 
Der beste ist die Gründung einer Pensionskasse für die Provinz, 
deren Grundlage in dem 1875 überwiesenen Unterstützungsfonds 
für die alten Provinzen schon vorhanden ist. Auf die Einzel- 
heiten der Einrichtung brauchen wir hier wohl nicht weiter 
einzugehen. Der Staat zahlt auf jede Rente 150 Mark zu, wie 
in Sachsen. Eine genaue Berechnung über die dadurch dem 
Staate und den Provinzen erwachsenden Kosten erübrigt sich; 
auf keinen Fall aber dürften sie ein Hinderniss sein, dazu sind sie 
viel zu geringfügig. Wenn schon die sämmtlichen Kreise in 
Preussen für et^va 15000 Bezirkshebammen im Amt bei durch- 
schnittlich 800 Mark Jahresgehalt nur 47« Mill. Mark aufzu- 
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bringen hätten, so würden die Alters- und Siechthumsrenten jeden- 
falls weniger als Vs? für die Provinzen und den Staat darnach 
je noch nicht ^^ Hill. Mark ausmachen. Lässt sich das trotzdem 
nicht erreichen, so muss man die 1875 abgeschafften Trau- und 
Taufgroschen in etwas veränderter. Form wieder zu erlangen 
suchen ; in diesem Falle sollte sie aber der Kreis, der sie aufgebracht 
hat, vorsichtigerweise auch selbst behalten und verwalten, auf dass 
sie nicht wieder für nichts an die Provinz verschenkt werden. 
Es könnten zu dem Zwecke die Gebühren für jede Geburt um 
50 Pfg., bei Wohlhabenden für je 3000 Mark steuerpflichtiges 
Einkommen um 50 Pfg. steigend bis 3 Mark etwa, erhöht und 
die Hebamme verpflichtet werden, diese Mehrgebühren einzuziehen, 
zu buchen und bei jeder Gehaltszahlung an eine besondere vom 
Kreise (Stadt) verwaltete Unterstützungskasse abzuführen. Ist 
keine Bentnerin da, so wird die Gesammtsumme, sonst mindestens 
Vs kapitalisirt und sammelt sich so im Laufe der Zeit mit Zins 
und Zinseszins zu einem Vermögen an, aus dem später ohne Zu- 
schuss alle Gehälter und Buhegehälter bestritten werden können. 
Etwaige Ausfälle muss der Kreis bezw. die Stadt decken, doch 
sollte auch hier der Staat auf jede Beute 150 Mark zuzahlen. 
Versetzte Bezirkshebammen treten im anderen Kreise ohne Weiteres 
in dieselben Bechte ein. — Genaue Berechnungen habe ich nicht 
angestellt; sicherlich aber würden bei dem vorgeschlagenen Ver- 
fallen in der Begel üeberschüsse erzielt. Der Einzelne merkt 
von dieser indirekten Steuer auch nicht viel ; die Gebühren würden 
immer noch die heute in den meisten neuen Taxen vorgeschriebene 
Höhe nicht erreichen. 

Der Hauptunterschied für die Aufbringung der Kosten würde 
sein, dass zur Provinzialpensionskasse Jedermann nach seiner 
Steuerkraft, zur Kreisunterstützungskasse nach seiner Kinderzahl 
herangezogen wird; die letztere hat einen Beservefonds wegen 
ihrer geringen Ausdehnung nöthig, die erstere nicht. Bleibt der 
staatliche Zuschuss aus, dann, aber auch nur dann ist zu em- 
pfehlen, dass die Kreise ihren Hebammen den staatlichen Zuschuss 
von 50 Mark zu jeder Alters- und Invalidenrente durch Selbstver- 
sicherung derselben bei der Invaliditäts- und Altersversicherung 
verschaffen. 

Wenn noch erreicht werden kann, dass die zu gründenden 
Pensionskassen auch Beihülfe in allen Sarankheitsfällen leisten, 
so ist es um so besser, anderenfalls muss das der Privatver- 
sicherung überlassen bleiben, die jeder Hebamme . mit geringem 
Einkommen zu empfehlen ist. 

Zur Fürsorge für die freipraktizirenden Hebammen liegt an 
sich keine weitere Veranlassung vor, wie für jeden Arbeitnehmer 
mit gleich ungewissem Einkommen, aber auch keine geringere- 
Da jedoch im öffentlichen Interesse eine sichergestellte Hebamme 
unter allen Umständen der nicht sichergestellten vorzuziehen ist, 
so kann ihr Beitritt zu den Unterstützungskassen der Provinz nur 
erwünscht sein; er ist den freipraktizirenden Hebammen darum 
gegen entsprechende Beiträge zu gestatten; beim Verziehen in 
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eine andere Provinz würden sie allerdings ihre Ansprüche ver- 
lieren. Ihre Betheiligung an den Ereisuntersttitzungskassen ist 
daher kaum ausführbar. Für alle Hebammen, die anderweit 
überhaupt nicht, oder nicht so ausreichend versichert sind, sollte 
der Beitrittszwang zur staatlichen Alters- und Invaliditätsver- 
sicherung eingeführt werden. 

Unter allen umständen müssen wir aber darauf bestehen, 
dass die Verträge der Bezirkshebammen schriftlich gemacht 
und dem zuständigen Medizinalbeamten vorgelegt werden müssen, 
sowie der Bestätigung des Landraths bezw. des Begierungspräsi- 
denten bedürfen, die versagt werden muss, wenn die Verträge 
nicht bestimmten Ministerialvorschriften genügen. Desgleichen sollte 
schon die Schülerin vor Behändigung des Prüfungszeugnisses ver- 
pflichtet werden, andere Verträge abzulehnen und auf vollständiger 
Erfüllung der Vertragsbestimmungen und der richtigen Bezahlung 
der Gebühren nach der Taxe zu behan*en. 

Durch die Anstellung aller Bezirkshebammen mit festem 
Gehalt und Buhegehalt in der Höhe von 250—850 Mark nebst 
Gebührenzwang für die Hebammen und ihre Schuldner würde mit 
einem Schlage eine grosse Umwälzung in der sozialen Stellung 
dieses Standes herbeigeführt werden; es möchte daher vielleicht 
rathsam sein, Bestimmungen zu treffen, die den Uebergang allen 
Theilen erleichtern. Es könnte z. B. festgesetzt werden, dass 
Bezirkshebammen, die über 1200 Mark Jahreseinkommen haben, 
auf die Hälfte ihres Gehalts zu Gunsten der Unterstützungskasse 
— jedoch nur des Kreises, nicht der Provinz — verzichten sollen. 
Auch die nachfolgenden Uebergangsbestimmungen könnten in Er- 
wägung zu ziehen sein: 

a. Allen überzähligen bisherigen Bezirkshebammen wird ihr 
Vertrag gekündigt. Nach einem Jahre müssen sie entweder eine 
ihnen angebotene andere Bezirkshebammenstelle annehmen, oder 
sie verlieren ihren Anspruch auf Gehalt und Buhegehalt und 
bleiben freiprakiizirende Hebammen, oder sie geben ihr Prüfiings- 
zeugniss zurück und erhalten ein Buhegehalt von '/^ ihrer bis- 
herigen Einnahmen aus Gehalt und Gebühren, jedoch nicht unter 
125 und nicht über 200 Mark. 

b. Allen bisherigen, an alter oder neuer Stelle im Amte 
bleibenden Bezirkshebammen werden im neuen Vertrage Gehalt 
und Buhegehalt um 100 Mark niedriger zugebilligt, als für die 
später neu angestellten Bezirkshebammen vorgesehen ist. 

c. Alle freipraktizirenden Hebammen sind aufzufordern, sich 
sofort zur Uebernahme einer Bezirkshebammenstelle zu melden, 
mit dem Hinweis, dass spätere Meldungen unberücksichtigt bleiben 
würden. Sofern sie angestellt werden, geschieht das unter den- 
selben Bedingungen, wie bei den bisherigen Bezirkshebammen. 
Die Hälfte der seit bestandener Prüfung verflossenen Zeit kann 
ihnen als Dienstzeit angerechnet werden. 

Das Vereinswesen der Hebammen hat einen bedeuten- 
den Aufschwung genommen; seit 13 Jahren sind in Deutschland 
über 200 Vereine entstanden. Die Jahresversammlungen ihrer 
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Delegirten haben auch für uns Ereisphysiker und die übrigen Be- 
hörden Interesse, nicht nur wegen der wichtigen Verhandlungs- 
gegenstände, die zur Berathung gelangen, und der Berichte über den 
Stand der Hebammenangelegenheiten in allen Gegenden Deutsch- 
lands, sondern auch vermöge der Form, in der die für die Sache 
offenbar begeisterten Sprecherinnen ihre Herzensmeinungen dar- 
legen. Bei aller Anerkennung der wirklich grossen Verdienste, 
die sich tüchtige Frauen um ihren Stand erworben haben, kann 
man einzelnen doch den Vorwurf nicht ersparen, dass die am 
eigenen Redestrom sich berauschenden, deren Meinungen stets 
der fast unbedingten Gefolgschaft aller Anwesenden sicher sind, 
allmählich das Gefühl ihrer untergeordneten Stellung verloren haben. 
Sie träumen sich so hinein in eine gewisse Gleichberechtigung mit 
den Aerzten, dass sie sich deshalb schon ernste Bügen ihrer besten 
Fürsprecher (Brennecke, Axmann u. a.; Hebammenzeitung 
1893, Nr. 24; 1894, Nr. 17) gefallen lassen mussten. Dieser 
Geist der Ueberhebung wird aber auch durch ihre Zeitung in die 
Vereine hineingetragen und tönt gelegentlich aus ihnen durch un- 
botmässige, gehässige und sachlich offenbar nicht völlig zutreffende 
Kritik ihrer Vorgesetzten, selbst in deren Eigenschaft als gericht- 
liche Sachverständige wieder. Das dürfen wir nicht mehr igno- 
riren. Es scheint mir angezeigt zu sein, die Hebammenvereine bei 
völliger Wahrung ihres privaten Charakters der unmittelbaren 
Aufsicht des zuständigen Medizinalbeamten mehr als bisher zu 
unterstellen und alle Hebammen des Kreises zu veranlassen, 
dem Vereine beizutreten. Diese können so zu einem guten 
Bindemittel für die Standesgenossen werden; dem bildenden 
und erziehenden Einfluss der Gesammtheit würde sich die Ein- 
zelne nicht mehr entziehen können. Der Kreisarzt hat keine 
bessere Gelegenheit, die Hebammen kennen zu lernen, sie zu er- 
mahnen, kleine Verstösse gegen die Dienstanweisung zu rügen, 
unlauteren Wettbewerb im Entstehen zu ersticken, die Kenntnisse 
der Hebammen wach zu erhalten und fortzubilden. Dazu sind 
keine grossen Vorträge erforderlich; die Hebammen brauchen 
ja gar nicht viel Neues zu lernen, die Einrichtung, immer 
andere Abschnitte des Lehrbuchs vorzulesen und durchzunehmen 
(s. Baum, Zeitchrift f. Medizinalbeamte; 1897, S. 291), erscheint 
im Allgemeinen viel besser. Es steht auch wohl nichts im 
Wege, selbst die regelmässige Nachprüfung mit Vereinsver- 
sammlungen zu verbinden, sie also gewissermassen in be- 
schränkter Oeffentlichkeit vorzunehmen. Auf diese Weise könnte 
sich keine Hebamme von der Theilnahme am Vereinsleben auf die 
Dauer ganz ausschliessen ; es kämen allmählich alle heran. Wenn 
jährlich z. B. 4 bis 6 Versammlungen abgehalten, dazu der 4. bis 
6. Theil der Hebammen für die Nachprüfung geladen, ebenso viele 
auf der Ladung gleich als Vertreterinnen bestellt werden, so ist 
jedes Mal ein guter Besuch gesichert, aber niemals der Kreis ver- 
waist. Zugleich wird auch das Interesse des Publikums geweckt, 
und mit dem fortschreitenden Interesse kommt untei* verständiger 
Leitung auch die grössere Achtung; es steigt der Einfluss der 
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Hebammen in den Familien und kann nun erst recht zu guten 
Erfolgen geleitet werden. Die Ziele der Frauenvereine sollen auch 
in den Vereinen der Hebammen ihre Pflege finden und mit ihnen 
hinausziehen auf die Dörfer und in Familien, die jenen heute 
weltenfern sind; so kann die Hebamme zur Helferin werden und 
Mittel werben für die Hygiene des Wochenbetts auch in der Hütte 
des Armen. 

M. H.! Die ganze Hebammenreform — und insofern ist sie 
vorwiegend eine Geldfrage — steht und fällt damit, dass die Be- 
rufsarbeit nach Gebühr bezahlt wird ; freiwillig wird sie es nicht. 
Die Forderung und Bezahlung nach der Gebührenordnung muss 
erzwungen werden; dazu müssen die Gebühren der ärmeren 
Leute wegen, die es überall giebt, auch überall vorsichtig ab- 
gemessen und thunlichst niedrige sein. Damit dann doch 
noch Hebammen in kleinen und armen Bezirken ihr Auskommen 
finden, müssen alle Bezirkshebammen ein festes Nothgehalt haben, 
das ihnen den Erwerb aus grober Arbeit völlig ersetzt. Um aber 
Kreise und Gemeinden nicht unnöthig zu belasten, sind auch frei- 
praktizirende Hebammen beizubehalten, jedoch in der durch das 
nachgewiesene Bedürfniss beschränkten Anzahl und unter der 
gleichen Disziplinargewalt, wie die angestellten. Wo sie erheblich 
in der Minderzahl sind, schaden sie nicht. Pensionskassen für 
Siechthum und Alter sind nothwendig, und der Staat ist verpflichtet, 
Beihülfe zu leisten. 

Die Besserung der sozialen Stellung, die Vorbedingung für 
die so nothwendige Hebung des Hebammenstandes überhaupt, kann 
nicht ohne Opfer der Gemeinden erreicht werden und nicht ohne 
thätige Hülfe der Begierung. Rückschauend auf die Bestrebungen, 
die zum Ziele führen sollen, müssen wir dreierlei als das bezeichnen, 
was vor Allem Noth thut, ebensowohl im öffentlichen Interesse, 
wie in dem der Hebammen : 

Es muss erstens die Unklarheit der rechtlichen Stellung 
unserer Hebammen beseitigt werden. Durch landesgesetzliche 
Bestimmungen ist eine Hebaramenordnung und eine Dienstan- 
weisung zu erlassen, die an die Stelle der gesammten, zur Zeit 
noch gültigen Landesgesetze und Verordnungen aller Instanzen 
treten und neben den technisch - wissenschaftlichen Vorschriften 
des Lehrbuchs die sämmtlichen Berufsrechte und -Pflichten aller 
Hebammen des Staates vollständig regeln. 

Es muss zweitens der legitimen Geburtshülfe jede Nieder- 
kunft in und ausser der Ehe zugewiesen werden, wenn nicht 
anders, so durch die ganze Schärfe des Gesetzes. Dies wird 
weit mehr durch das öffentliche Interesse, als durch das der 
Hebammen verlangt. 

Es muss drittens den Frauen, denen wir das edelste Gut 
der Familie, Mutter und Kind, in ihrer schwersten Stunde anver- 
trauen sollen, aus öffentlichen und privaten Mitteln der gerechte 
Lohn gewährleistet werden, auf dass sie nicht länger zu darben 
und zu feilschen brauchen und untergehen in Unsauberkeit, Un- 
wissenheit und Unzuverlässigkeit. Es muss endlich einmal die Scheu 
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Überwunden werden, auch von den weniger bemittelten Gemeinden 
und Familien für Dienstleistungen, deren Nothwendigkeit und 
Wichtigkeit nichts anderem nachstehen, das Mindestmass dessen 
zu verlangen, was zu geben Pflicht und Anstand, zu nehmen Noth 
und Würde erheischen. Das Mindestmass dessen aber ist es und 
nicht um ein Geringes mehr, was mir allerwegen der Leitstern 
war für meine Ausführungen! 

(Lebhafter Beifall!) 

Die von dem Referenten aufgestellten Leitsätze hatten 
folgenden Wortlaut: 

I. Die gegenwärtige soziale Stellung der Hebammen ent- 
spricht weder in rechtlicher, noch in wirthschaftlicher Beziehung 
den Mühen, der Verantwortlichkeit und Wichtigkeit ihres Berufs, 
der nicht zur Nebenerwerbsquelle herabsinken darf. 

Eine gi*ündliche Besserung in dieser Hinsicht ist nicht nur 
im Interesse der Hebammen, sondern vor Allem auch im öffent- 
lichen Interesse erforderlich. 

II. Das grösste Hindemiss für die Beschaffung und Erhal- 
tung guter Hebammen bilden die jetzige Unsicherheit und Karg- 
heit ihrer Einnahmen. Hierin muss unverzüglich Abhülfe herbei- 
geführt werden. 

Geeignete Mittel dazu sind: 

a) Beseitigung des unzulässigen und des übermässigen 
Wettbewerbs durch schärfere Bestimmungen gegen die 
Hebammenpfuscherei, durch zweckmässige Abgrenzung 
von Hebammenbezirken und durch Zulassung freiprak- 
tizirender Hebammen nur auf Grund nachgewiesenen 
Bedürfnisses ; 

b) Sicherstellung eines ausreichenden Einkommens der Be- 
zirkshebammen durch Gewährung eines festen Gehalts 
mit Alterszulagen im Verein mit entsprechenden Ge- 
bühren. 

c) Ersatz nothwendiger Ausgaben für Desinfektion, Nach- 
prüfungen und Wiederholungskurse, wie der dadurch 
herbeigeführten Ausfalle im Beruf; 

d) Versicherung gegen Krankheit, Invalidität und Alter, 
am besten durch eine Hebammen -Kranken- und Pen- 
sions -Kasse für jede Provinz mit staatlichem Zuschuss. 
Zum Beitritt muss jede Bezirkshebamme verpflichtet, jede 
freipraktizirende (gegen entsprechende Beiträge) berech- 
tigt sein. 

III. Zur Hebung des Standesbewusstseins der Hebammen 
und ihrer Stellung der Bevölkerung gegenüber, sowie zur Erhal- 
tung und Fortbildung ihrer Fachkenntnisse sind unter Aufsicht 
des zuständigen Medizinalbeamten stehende Hebammenvereine 
für kleinere Bezirke (Kreise u. s. w.) einzurichten. 

Vorsitzender: Ich eröffne über beide Vorträge zunächst 
die Generaldiskussion. 



Diskossian über die Regelung des Hebammenwesens. 119 

H. Ereisphys. San.-Rath Dr. Fielitz- Halle a/S.: M. H. ; Wir haben ja 
an nnserm eigenen Leibe erfahren, wieviel Zeit dazu gehört hat, in sanitftts- 
polizeiiichen Dingen einen Fortsehritt zu erzielen, und ich bedanre, dass hente 
nicht der Herr Kollege Dietrich hier ist, dessen Stellang Sie alle interessiren 
würde, wenn Sie auch wahrscheinlich mit seinen Zielen nicht ganz überein- 
stimmen würden. Dietrich sowohl, wie Brennecke, beide in meiner Pro- 
vinz ansässig, sind getragen von einem ungemeinen Eifer, von einem Idealis- 
mas, der seinesgleichen sacht. Brennecke ist seit mehr als 20 Jahren ein 
Vorkämpfer in dieser Frage, der kein Mittel nnversacht gelassen hat, nm 
wenigstens kleine Fortschritte za erzielen. Ich möchte nicht verfehlen, in Ab- 
wesenheit dieser beiden Männer ihnen einige Worte des Dankes za sagen; 
aach der Herr Kollege Langerhans wird mir zustimmen, wenn ich diesen 
beiden Kämpfern anser anbeschränktes Lob zolle. Vor allen Dingen ist 
Brenneoke derjenige gewesen, der in meiner Heimathsprovinz diese Heb- 
ammenfrage seit 1882 in Flass gebracht hat. Ich selbst habe mich seit 1883 
daran betheiligt and gestehe offen, dass ich in der ersten Zeit gegen Brennecke 
lebhaft vorgegangen bin. Ich habe damals erklärt, dass diese Frage, trotzdem 
Kollege Lemmer dies eingeschränkt wissen will, doch im Grossen nnd Ganzen 
eine Geldfrage ist. Man konnte anmöglich besser gebildete Fraaen, wie es 
Brennecke wollte, heranziehen, sondern musste bestrebt sein, äasserlich den 
Beraf so za gestalten, dass er sich mehr lohnt, d. h. dass er den Fraaen eine 
einigermassen zalängliche Binnahme and Sicherheit für ihr Alter gewährte. 
Wir haben aach in der Aerztekammer der Provinz Sachsen, der ich als Mit- 
glied angehöre, versucht, feste Normen nach dieser Bichtang hin za finden, and 
ich möchte, da von den beiden Vorrednern die Vorschläge Brennecke's and 
Dietrich's besprochen sind, darauf hinweisen, dass unsere Aerztekammer 
diesen Vorschlägen keineswegs zugestimmt hat, sondern dass wir uns mit 
ruhigem Blut sagten, mit solchen weitgehenden Forderungen werden wir nicht 
vorwärts kommen ; denn die Wochenpflege im preussischen Staate von vornherein 
zwangsmässig organisiren zu wollen nnd die Frauen als Frauenschwestern etwa 
ebenso wie die Männer als Armenpfleger nnd Schiedsrichter verpflichten zu 
wollen, lässt sich in Wirklichkeit nicht durchführen. Deshalb sind wir auf 
derartige, nur bei Brennecke's Schwärmerei mögliche Vorschläge gar nicht 
eingegangen und haben es auch abgelehnt, den Hebammen einen andern Namen, 
nämlich „Frauenschwestern^, beizulegen. Unsere Beschlüsse decken sich im 
grossen Ganzen mit den Vorschlägen der beiden Referenten, haben diesen gegen- 
über aber einige Vorzüge: 

Wir sind zunächst der Meinung, dass ein Jahr zur Ausbildung sich 
besser eignet, als 9 Monate. Ferner stehen wir entgegen den Vorschlägen des 
Kollegen Langerhans durchaus auf dem Boden — und Sie werden mir 
darin gewiss Recht geben — dass sich die Hebammen nur mit normalen 
und nicht mit anormalen Vorgängen befassen und dementsprechend unterrichtet 
werden sollen; denn wir wissen ja alle, dass eine solche Ausbildung nur zur 
Pfuscherei führt. 

Der Medizinalbeamte, den die Hebammenfrage interessirt, steht, so 
lange er noch auf die Ausübung ärztlicher Praxis angewiesen ist, im 
^rössten Theile unseres Vaterlandes etwas schief zu den Hebammen; in 
ländlichen Kreisen hat er doch meist eine bedeutende geburtshilfliche Thätig- 
keit und kommt dadurch, wie ich aas eigener Erfahrung weiss, nicht selten in 
die unangenehme Lage, den Hebammen zu nahe treten zu müssen; dass dies aber 
mitunter üble Folgen für seine geburtshilfliche Praxis haben kann, hat vielleicht 
mancher Kollege schon empfanden ; eine Aendernng wird in dieser Hinsicht erst 
mit Aendernng unserer Stellung eintreten. Aus diesem Grunde kann ich mich 
auch nicht für das Prinzip des Aufsichtsarztes erwärmen, denn diesen werden 
nicht allein die Hebammen, sondern auch seine eigenen Kollegen von der Seite 
ansehen. Wissen wir doch, wie überaus empfindlich die praktischen Aerzte 
gegen die beamteten Aerzte sind; ein gleiches Misstrauen werden sie voraus- 
sichtlich auch den Auf sich tsärzten entgegenbringen. 

Den vom Kollegen Langerhans gemachten Vorschlag, dass alle Heb- 
ammen zuWiederholungskarsen einberufen werden sollen, kann man nur 
billigen; denn sonst wirkt die Einberufung direkt als eine Schande für die be- 
treffende Hebamme. Ich habe mich deswegen nie bewogen fühlen können, eine 
Hebamme einer solchen Blamage auszusetzen, da ihr diese stets von miss- 
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günstigen EoUeginnen nachgetragen nnd gegen sie ausgebeutet werden 
würde. 

M. H. ! Den Standpunkt unserer Aerztekammer kann ich kurz dahin 
resumiren, dass wir den Frauen eine bestimmte Einnahme garantirt wissen 
wollen, aber nicht in der Weise und Höhe, wie es von Brennecke nnd 
Dietrich geplant war, dass nämlich der Hebamme bis 900 Mark Einnahme 
oder bis zu einem anderen bestimmten Satz zugesichert werde. Gerade hier- 
gegen bin ich energisch aufgetreten, weil ich der Ansicht bin, dass man damit 
eine Prämie auf die Faulheit setzen würde. Man kann den Hebammen ebenso 
wenig, als anderen nicht höher organisirten Wesen nicht so viel Pflichtgefühl 
zutrauen, dass sie mit demselben Eifer ihrer Pflicht nachgehen, wenn sie ihre 
Einnahmen fest bekommen, als wenn sie sich diese durch pflichtgemässo Berufs- 
thätigkeit verdienen müssen. Eine grosse Härte für die Hebammen liegt aber nach 
unserer Ansicht in der mangelnden Fürsorge gegen Krankheit und Alter; 
erst wenn hier eine Besserung geschaffen ist, werden wir einen wesentlichen 
Fortschritt in der Hebammenfrage erreicht haben. Schon im Jahre 1883, als 
die allgemeine, das Hobammenwesen betreffende Anweisung erschien, habe ich 
gesagt, dass diese genüge, wenn die Kegierung Mittel und Wege hätte, um die 
Selbstverwaltung zur Erfüllung der in der Anweisung gestellten Forderungen 
zu zwingen. Aber leider hat die Aufsichtsbehörde nicht derartige Zwangs- 
mittel ; deshalb bekommen auch die Hebammen nicht annähernd das, was ihnen 
nach der Anweisung zusteht, da die Selbstverwaltungen nur theilwelFe ein aus- 
reichendes Verständniss und Interesse für das Hebammenwesen haben. 

Ein Krebsschaden ist entschieden auch das Institut der freiprakti- 
zirenden Hebammen, auf die wir nicht den erforderlichen Einfluss auszuüben 
im Stande sind. Ich kann deshalb dem Herrn Kollgen Lemmer nicht beistimmen, 
dass dieses Institut nur beschränkt werden solle ; meines Erachtens muss damit 
völlig aufgeräumt werden I Es darf eben nur eine Sorte Hebammen geben I Man 
sollte überhaupt die Hebammen wieder verstaatlichen und nicht von der Selbstver- 
waltung abhängig machen ; denn, wie gesagt, das letztere hat sich als unprak- 
tisch herausgestellt. Also Beseitigung des Instituts der frei praktizirenden 
Hebammen und Sicherstellung der Bezirkshebammeu gegen Alter und Krank- 
heit; nur auf diesem Wege wird sich wahrscheinlich etwas erreichen lassen. 
Dass dies möglich und zwar schon jetzt möglich ist, hat auch der Herr Kollego 
Dietrich in seinem früheren Kreise Liebenwerda bewiesen; er hat hierdurch 
wirklich mustergiltige Einrichtungen die Verhältnisse der Hebammen wesent- 
lich gebessert, und ich kann Ihnen nur empfehlen, sich diese Einrichtungen als 
Muster zu nehmen. Man sieht daraus, was ein einzelner Physikus auch unter 
den heutigen 'Verhältnissen, wenn er von solchem Eifer getragen wird, wie 
Kollege Dietrich, erreichen kann. Ich hoffe daher, dass er sowohl, 'als 
Brennecke und die Aerztekammer der Provinz Sachsen von dem Kollegen 
Langerhans etwas milder beurtheilt werden! 

H. Kreisphys. Dr. Keferstein - Nimptsch : In den Ausführungen der 
Eeferenten herrscht scheinbar die Annahme vor, als ob die Hebammen voll- 
kommen selbstständig ohne Mann und Kind daständen ; der Hebammenberuf ist 
aber bisher der einzige Frauenberuf, wo die Frau erwirbt und der Mann sich 
ernähren lässt. Nach den von mir in meinem Kreise gemachten Erfahrungen 
kann es sogar leicht vorkommen, dass, wenn die Hebamme viel verdient, der 
Mann desto mehr verbraucht, ein Gesichtspunkt, der mir von den Referenten 
nicht genügend betont zu sein scheint. Jedenfalls soll man wohl bedenken, 
dass jener Missstand mit der Erhöhung der Einkommens der Hebammen wahr- 
scheinlich schlimmer werden würde. 

H. Beg.- und Med.-Bath Dr. Wehmer - Berlin : M. H. I Ich halte es für 
ausserordentlich dankenswerth, dass hier aus dem Schoosse unseres Vereins eine 
Eeihe von Vorschlägen gemacht ist, um die Lage der Hebammen zu bessern. 
Die Hebammen mögen hieraus entnehmen, welch' warmes Interesse ihnen nnd 
der Aufbesserung ihrer sozialen Lage gerade von uns entgegengebracht wird. 
Freilich ist es schon gesagt worden, dass es nicht möeflich ist, ohne Inanspruch- 
nahme der Gesetzgebung eine Verstaatlichung des Hebammen wesens herbeizu- 
führen. Einstweilen müssen wir uns aber auf dem Boden der bestehenden Ver- 
hältnisse bewegen und uns darüber klar sein, dass das Hebammenwesen in seiner 
materiellen Seite wesentlich Sache der Selbstverwaltung ist. Wir sind 
deshalb, glaube ich, wesentlich darauf angewiesen, durch gute Bathschläge und 
belehrende Vorstellungen auf Kreis- oder Ortsbehörden in diesen Fragen einzu- 
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wirken, bei denen schliesslich immer der Geldbentel betroffen wird. Im *Wege 
des Zwanges, in letzter Linie also Tielleicht darch eine „Zwangsetatisirnng^, 
wird sich nnr sehr schwer etwas erreichen lassen. Derartige Massnahmen 
würden sofort vor das Fornm der Verwaltungsgerichte kommen, nnd was dann 
erreicht wird, ist sehr fraglich und mindestens stets sehr langwierig. Es ist 
daram nach meiner persönlichen Empfindung zweckmässig, dass man auf dem 
erstgenannten Wege arbeitet, den man anderwärts als „Diplomatie** bezeichnet. 
Auf diese Weise erreicht es der Kreisarzt viel eher und leichter, vorausgesetzt 
natürlich, dass er das Vertrauen der Selbstverwaltungsbehörden besitzt. HierfQr 
ist mir gerade Dietrich ein massgebendes Beispiel, dem ich Beispiele anderer 
Physiker aus meiner Koblenzer Thätigkeit an die Seite setzen könnte. Beson- 
ders gilt dies in Bezug auf die Wiederholungskurse. So konnte ich 
z. B. in meinem Generalsanitfttsberichte über den Reg. -Bez. Koblenz 1892/94 
(Seite 91) ausführen, dass für die Hebammen, die zu diesen Kursen nach Köln 
geschickt wurden, im Kreise Koblenz besondere Gebühren, Reise- und Ver- 
pflegungskosten, sowie eine Art von Entschädigung für ihre Verluste in der 
Praxis bezahlt wurden, im Ganzen 110 bis 235 Mark pro Hebamme. Ich möchte 
also diesen, ge Wissermassen „diplomatischen** Weg besonders empfehlen. 

Es war ferner gegenüber den Langer hansischen Ausführungen über 
die Ausbildung der Hebammen bemängelt, dass diese von ihm zu sehr in Gy- 
näkologie ausgebildet würden. Ich bin auch Hebammenlehrer gewesen und muss 
mich des gleichen Verschuldens anklajG[en, wenn Sie das wirklich Verschulden 
nennen. Ich glaube aber, es ist zweckmässig, wenn man den Hebammen, wie 
Langerhans es thut, die im Hebammenbuche theoretisch erörterten Frauen- 
leiden auch an Kranken selbst vorführt. Dadurch werden die Hebammen gegen- 
über Abweichungen von der Norm viel vorsichtiger, als wenn sie nur von diesen 
Sachen theoretisch gehört, sie aber nicht gesehen haben. Gleichzeitig lernen sie 
hierbei auch gewisse assistirende Handreichungen, was meines Erachtens besonders 
nothwendig für den Landarzt ist, der fast nie einen andern Arzt als Assistenten 
zuziehen kann und daher ihre Hülfe nöthig hat. Aber auch in der grossen 
Stadt ziehen wir gelegentlich die Hebamme, weil sie eine geschulte weibliche 
Person ist, zu einfacheren Handreichungen lieber hinzu, wie einen zweiten 
männlichen Kollegen. Insbesondere halte ich es auch für nöthig, dass die 
Hebammen Chloroformiren lernen. Ich habe in meiner Landpraxis recht 
oft sehr schwierige geburtshülfliche Operationen nur mit Hülfe der Hebammen 
gemacht und war recht froh darüber, wenn sie gat assistiren und chlorofor- 
miren konnten. Sie brauchen darum noch lange nicht zur Kurpfuscherei ange- 
reizt zu werden, was ja sonst schwere Gefahren für die Frauen nach sich 
ziehen würde. Natürlich muss dabei den Hebammen immer wieder klar ge- 
macht werden: „mehr als wie im Lehrbuch steht, dürft Ihr nicht machen**. 
Das ist der rothe Faden, der durch den Hebammenunterricht gehen muss, und 
das wird Herr Kollege Langerhans wohl auch thun, wenn er z. B. die 
Hebammen in weitgehender Weise praktisch in die Bakteriologie einzuführen 
sucht. Wichtig scheint mir vor allen Dingen, dass die Schülerinnen und später 
die Hebammen naturwissenschaftlich denken lernen. Dies ist meines 
Erachtens gar nicht so sehr abhängig von der formalen ganz andersartigen 
Bildung, die man vorher auf der Schule genossen hat. Natürlich ist dies mit 
grosser EinschiänkuDg zu verstehen; prinzipiell werden wir darauf 
stets hinzustreben haben, dass die Personen so gut wie mög- 
lich VQrgebildet sind; aber gerade wie Langerhans habe auch ich 
seiner Zeit die Erfahrung gemacht, dass oft Personen mit ganz ungenügender 
Volksschulbildung Vorzügliches gelc'stet haben, da gerade sie lernten, natur- 
wissenschaftlich zu denken und hiernach praktisch zu handeln. So sind z. B. 
aus den von mir unterrichteten, zunächst ganz ungeschickten Wendinnen des 
Spreewaldes, bei denen noch Sprachschwierigkeiten hinzukommen, oft vor- 
zügliche Hebammen geworden, während andere, der sog. besseren Gesellschaft 
entstammende Personen den Erwartungen nicht entsprachen. Dies kann auch 
nicht besonders in Erstannen setzen, wenn man bedenkt, dass diese Damen wohl 
oft genug nur unter dem Druck ihrer ungünstigen Verhältnisse, aber ohne 
eigentliche innere Neigung in die Hebammenpraxis hineingedrängt werden. 

Was die Dauer der Lehrzeit betrifft, so kann ich bezeugen, welche 
Vortheile die Verlängerung der Kurse hat. Als ich anfing in Frankfurt a.Oder 
Unterricht zu ertheilen, dauerten die Kurse 6 Monate, wurden dann aber auf 
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8 Moftate yerlftngert. Wir haben in Folge dessen viel bessere Erfolge erreicht. 
Ich möchte dringend wttnschen, dass die Knrse möglichst 8 — 9 Monate dauern, 
aber auch, dass hier gleichmässig in den yerschiedenen Gegenden Deutschlands 
vorgegangen werde. Aus der preussischen Rheinprovinz z. B. gingen viele 
Lernende gerne nach dem hessischen Giessen hin, weil dort die Kurse nicht 
so lange dauerten wie in der Provinzialanstalt in Köln. 

Was den Unterricht am Ereissbette selbst anlangt, so halte auch 
ich es durchaus nicht fttr nöthig, so flberreichlich viel Entbindungen zu 
haben. Unter einer allzu grossen Zahl leidet leicht der Unterricht der Ein- 
zelnen und das Interesse am Einzelfalle, insbesondere an der normalen Geburt. 
Dazu kommt dann die weitere Gefahr hinzu, dass in den ganz grossen Kliniken 
zur Bewältigung des Materials der Hebammenunterricht einem der jüngsten 
Assistenten zufällt, der vielleicht diesem Unterricht nicht gewachsen ist; denn 
gerade der Unterricht der medizinisch ganz un vorgebildeten Personen erfordert 
eine ganz besondere pädagogische Befähigung. 

Endlich möchte ich den Herrn Kollegen Lemmer noch um eine persön-^ 
liehe Auskunft bitten. Er sprach von der Ausübung der geburtshülf- 
lichen Thätigkeit durch Stellvertreter. Auf Grund welcher spezi- 
ellen Bestimmungen darf die gewerbliche Vornahme von Geburten durch Stell- 
vertreter ausgeübt werden, ohne unter die Strafbestimmungen von §. 147 der 
B. - G. - 0. zu fallen ? Ich setze als natürlich voraus, dass es sich nicht um den 
häufigen Fall einer Nothlage handelt, wobei die Gerichte die „Gewerbsmässig- 
keit^ nicht annehmen. 

Was die Hebammenvereine betriftt, so bin ich durchaus damit ein- 
verstanden, dass man mit ihnen in dauerndem Zusammenhang bleiben und sie 
dauernd unter scharfer Aufsicht behalten muss. In kleinen Orten ist dies ja 
viel leichter als in Grossstädten. 

Schliesslich muss ich noch einmal darauf zurückkommen, wovon ich aus- 
ging, dass wir die Organe der Selbstverwaltung möglichst dahin bewegen, 
die Bezirkshebammen so günstig wie möglich zu stellen. Die freipraktizir en- 
den Hebammen werden wir niemals beseitigen können, solange die Gewerbeord- 
nung besteht; aber es ist daför gesorgt, dass ihre Zahl nicht zu sehr anwächst, 
ein Umstand, der meines Wissens noch niemals hervorgehoben ist, der aber die 
Hebammen den Aerzten gegenüber viel günstiger stellt: Ich meine die Ein- 
richtung, dass nur eine ganz beschränkte Anzahl von Schülerinnen auf den 
Hebammenlehranstalten mit ihrer beschränkten Plätzezahl ausgebildet werden 
kann, während bei den Studenten der Medizin dem Andrang gar nicht zu 
steuern ist. Auch für den Hebammenberuf ist das Angebot zumeist viel grösser ; 
wir haben z. B. in Berlin 8 Stellen jährlich zu besetzen, obwohl wir 40 — 50 
Meldungen haben. Dadurch ist schon von vornherein eine gewisse Schranke 
gezogen, und die Hebammen sollten froh sein, dass sie diesen hieraus resul- 
tirenden grossen Vortheil, dass nämlich eine immerhin nur beschränkte Zahl 
zur Ausübung der Hebammenkunst zugelassen wird, vor dem Aerztestande 
voraus haben! 

H. Kreisphys. San.-Bath Dr. Wiedner - Cottbus : M. H. ! Es ist ganz zwei- 
fellos, dass die Hebammenvereine uns ein gutes Mittel an die Hand geben, 
auf die Hebammen einzuwirken, aber es ist nicht zu verkennen, dass man bei 
Einrichtung derselben auf grosse Schwierip:keiten stösst, besonderd in ländlichen 
Kreisen, wo die Verkehrsmittel nicht entwickelt sind, während in Stadtkreisen 
sich diese Angelegenheit sehr einfach gestaltet. In dieser glücklichen Lage bin 
ich als Pbysikus eines Stadtkreises. Ich habe 13 Hebammen in der Stadt, die 
einen Verein gebildet haben ; sie haben mich aufgefordert, ihre Sache zu unter- 
stützen , und ich habe dies auch angenommen unter der Bedingung, dass sie 
selbst thätig sindi Ich stelle ihnen Themata, die sie ausarbeiten; die Arbeit 
tragen sie dann frei vor oder lesen ab, je nachdem sie des Wortes mächtig sind. 
Es werden in der Regel zwei Themata gestellt, damit, wenn eine Frau ver- 
hindert ist, die andere eintreten kann. An diese Vortrüge knüpfen sich dann 
Diskussionen und eine Menge Fragen aus der Praxis an, sodass ich in einer 
lebhaften und ständigen Berührung mit den Hebammen bleibe. Alle 2 Monate 
findet eine Vereinssitzung statt. Auch bakteriologische Fragen werden von mir 
beantwortet, da sie häufig genug an mich gestellt werden. Dieser Verein bat 
nun auch dazu geführt, was ja seinem Grundgedanken entspricht, die 
materiellen Fragen zu regeln; dazu gebe ich aber nur Bathschläge. Nach dem 
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Statut beaahlen die Hebammen 60 Pfg. Monatsbeitrttge ; der Verein hält die 
Hebammenzeitnng, die Stadt giebt das Lokal und freie Beleuchtung, sowie 
einen Zusohuss von 60 Mark j&hrlich; mehr habe ich leider nicht erreichen 
können. Es wird sich mit der Zeit ein Kapital ansammeln und dadurch mög- 
lich werden, zunächst eine üntersttttzung in Krankheits- und Sterbefftlien — in 
späteren Jahren vielleicht auch aus diesen Mitteln ständige Pensionen — zu 
gewähren. Aber das Alles beruht auf Selbstverwaltung, und keine Behörde 
spricht hinein; die Hebammen reguliren alles unter sich, die freiprakti- 
zirenden Hebammen sind nicht ausgeschloasen, und so geht die Sache im Stadt- 
kreise Gottbus sehr gut. Freilich anders wird es sich in einem Landkreise ge- 
stalten, wo sehr schwierige Verbindungen sind. Hier ist die \ereinigung der 
Hebammen zu regelmässigen Sitzungen unmöglich ; höchstens könnte man daran 
denken, einmal im Jahre eine Zusammenkunft der Hebammen zu veranstalten, 
aber auch dann wird voraussichtlich die Hälfte fehlen, sodass etwas Gescheites 
nicht herauskommen dtlrfte. Ich denke da an den Kreis Königsberg in der 
Neumark, zu dem z. B. Orte in 5 Meilen Entfernung gehören, die nach der 
Kreisstadt keine Bahnverbindung haben, und wo die Wasserverhältnisse den 
Verkehr mit der Kreisstadt noch besonders erschweren. Also solche Fragen, 
wie die hier vorliegenden, werden sich nach den örtlichen Verhältnissen regeln 
mttssen, niemals aber nach allgemeinen Vorschriften. 

H. Kreisphys. Dr. Beinhauer -Höchst: M. H. ! Im Allgemeinen bin ich mit 
den Ausführungen des Herrn Dr. Langerhans einverstanden, nur meine ich, 
die Thätigkeit des Kreisarztes bei der Fortbildung der Hebammen wäre zu 
wenig in den Vordergrund gerückt worden. Bisher sind nur in ganz wenigen 
Provinzen Gelder von der Selbstverwaltung bewilligt worden, um Hebammen, 
die bei der Nachprüfung ungenügende Kenntnisse zeigen, zum Wiederholungs- 
kursus in eine Hebammenlehranstalt einzuberufen ; die allgemeine Durchführung 
der in der Provinz Hannover getroffenen segensreichen Einrichtung, dass alle 
Hebammen 6 Jahre nach ihrer Ausbildung zu einem Wiederholungskursus ge- 
schickt werden, wird jedenfalls in anderen Provinzen noch lange auf sich warten 
lassen. Deshalb sollte in der Zwischenzeit von Seiten der beamteten Aerzte 
alles aufgeboten werden, um das Verbauern und Degeneriren der Hebammen 
zu verhüten. Es kann in dieser Hinsicht sehr viel geschehen. Die Hebammen 
kommen meist mit guter Ausbildung von den Hebammen schulen zurück, lassen 
dann sehr häufig Alles liegen, unterhalten sich nicht über Fachfragen, führen 
die Listen nachlässig, die sie einschicken sollen ; es fehlt ihnen auch jede 
geistige Anregung. Trotzdem haben sie oft im Beruf nicht die schlechtesten 
Kesultate, weil sie glücklicher Weise wenig oder gar nicht innerlich untersuchen 
und die Geburt sich selbst überlassen. Solchen Hebammen gegenüber haben 
wir Medizinalbeamten alle Veranlassung, uns um sie zu kümmern; der geeig- 
netste Weg hierzu ist die Bildung von Hebammenvereinen unter der Leitung 
des Kreispbysikus. In meinem Kreise besteht ein derartiger Verein, in dessen 
Versammlungen wichtige Kapitel aus dem Hebammenlehrbnch besprochen werden, 
da ich es nicht für richtig halte, fern liegende Themata zu erörtern ; denn die 
Hauptsache ist, dass die Hebammen genau die Vorschriften des Lehrbuches 
kennen und befolgen. Nun ist es sehr wichtig, einen Massstab dafür zu haben, 
ob die Hebammen das Lehrbuch richtig auffassen; deshalb halte ich streng 
darauf, dass sie ausfahrliche Hebammentagebttcher führen, da man dann sehr 
bald diejenigen herausfindet, die über besondere Vorkommnisse keine Bemer- 
kungen machen, sondern nur, um dem Schema zu genügen, dieses aus- 
füllen. Ausserdem gebe ich in jedem Jahre ein besonderes Thema zur schrift- 
lichen freiwilligen Bearbeiiung; diejenige Hebamme, welche dann eine gute 
Arbeit liefert, wird belobt und bekommt eine höhere Prämie, indem ich 10 bis 
25 Mark für sie beantrage, sodass sie nicht ganz ohne materiellen Vortheil 
ausgeht. Ich werde Veranlassung nehmen, in der „Hebammenzeitung'* einmal 
solche Arbeiten zu veröffentlichen ; denn ich bin häufig erstaunt, wie genau 
einzelne Hebammen z. B. die Desinfektionsordnung anffasFcn, den Geburtsver- 
lauf schildern n. s. w. Diese rege geistige Verbindung wirkt vorzüglich an- 
regend zum Weirerstudium ; wenn eine Hebamme sich niemals mit Anderen 
ttber ihre Berufsfragen unterhält, so kommt sie sehr bald aus der Sache heraus. 
Ich meine also, derartige Einrichtungen müssen gepflegt werden und sind für 
den Kreispbysikus zwar eine mitunter sehr beschwerliche, aber doch auch eine 
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recbt dankenswerthe Arbeit, dnrch welche die Fortblldang der Hebammen un- 
gemein gefördert wird. 

Vorsitssender : M. H. I Gestatten Sie mir anch ein paar Worte zn dieser 
wichtigen Frage: Ans der bisherigen Disknssion habe ich entnommen, dass Sie 
im Allgemeinen mit den Ansführangen der Herren Keferenten einverstanden zn 
sein scheinen and nnr in einzelnen Punkten mehr spezieller Natnr anderer An- 
sicht sind. Anf diese Punkte mOchte ich zunächst eingehen. Der Herr Kollege 
Fielitz hält es im Einverständniss mit der Aerztekammer der Provinz Sachsen 
für erforderlich, dass die L eh r kn r s e anf ein Jahr ansgedehnt werden. In meiner 
amtlichen Thätigkeit als Prttfangskommiesar bei den Hebammenprtlfnngen habe 
ich seit vielen Jahren Gelegenheit gehabt, mir über die Ausbildung der Hebammen 
ein Urtheil zn bilden, wobei ich nicht unterlassen will, zu bemerken, dass ich 
bei diesen Prüfungen besonderen Werth darauf gelegt habe, durch Kreuz- und 
Querfragen festzustellen, ob die betreffenden Schülerinnen auch das Erlernte 
richtig verstanden und nicht bloss auswendig gelernt haben. Auf Grund meiner 
Beobachtungen muss ich sagen, dass ich mich oft gewundert habe, wie die 
meist aus einfachen ländlichen Verhältnissen hervorgegangenen Frauen, die in 
ihrer Jugend ausschliesslich Volksschulunterrieht genossen hatten, die Fragen 
meist richtig beantworten konnten, obwohl sie in der westfälischen Hebammen- 
lehranstalt Paderborn nur fünf Monate ausgebildet werden. Allerdings haben 
die Kenntnisse dieser Hebammen auf mich nicht den Eindruck gemacht, als ob 
sie für alle Zeiten fest haften würden; deshalb habe ich auch wiederholt eine 
Verlängerung der fünfmonatlichen Kurse verlangt. Im Grossen und Ganzen 
werden jedoch 6 — 7 Monate genügen, um zunächst den erforderlichen Lehrstoff 
im Hebammenunterricht zu bewältigen; wird dieser Lehrstoff dann noch 2—3 
Monate hindurch wiederholt durchgesprochen, so reicht dies meines Erachtens 
vollkommen aus, damit das Gelernte wirklich in Fleisch und Blut übergeht. 
Die beiden letzten Monate der Lehrkurse sollten eben ausschliesslich zu Wieder- 
holungen, namentlich der wichtigsten Kapitel, benutzt werden; dazu brauchen 
wir aber keine Verlängerung der Kurse auf ein Jahr, sondern nur eine solche auf 
neun Monate. M. H. ! Auch hier gilt es, mit seinen Forderungen nicht zu weit 
zu gehen, sondern mit den Verhältnissen zu rechnen, und zu berücksichtigen, 
dass es sich doch schwer durchführen lässt, die meist verheiratheten Hebammen- 
schülerinnen ein ganzes Jahr ihrer Familie zn entziehen. Durch eine Übergrosse 
Verlängerung des Lehrkurses wird sich der Zudrang geeigneter Frauen zum 
Hebammenbernf wesentlich verringern, dies liegt aber keineswegs im öffentlichen 
Interesse; denn schon jetzt ist es besonders in ländlichen Bezirken oft sehr 
schwierig, entsprechenden Ersatz bei eintretenden Vakanzen zu beschaffen. Des- 
halb möchte ich Sie bitten, als Mindest grenze für die Dauer der Lehrkurse 
nicht über neun Monate hinauszugehen; der Herr Referent hatte, soweit ich 
mich erinnere, anfangs auch die Absicht, jährliche Kurse vorzuschlagen, hat 
aber schliesslich seine Forderung um drei Monate ermässigt. 

H. Kollege Fielitz hat weiter den von dem Referenten vertretenen 
Standpunkt bemängelt, dass es sich empfehle, die Hebammen auch in der 
Gynäkologie und in den einfacheren chirurgischen Hülfeleistun- 
gen zu unterweisen. Wenn erateres in beschränktem Masse geschieht, kann 
ich es nur für zweckmässig erachten; noch zweckmässiger ist aber das Vertraut- 
machen der Hebammen mit einfachen chirurgischen Hülfeleistungen, besonders 
im Hinblick auf ländliche Verbältnisse. Wie oft würde dem Landarzte in von 
seinem Wohnorte meilenweit abgelegenen Ortschaften jede Assistenz bei chirur- 
gischen Eingriffen fehlen, wenn sie ihm nicht von der Hebamme geleistet 
würde I H. Kollege Wehmer hat vorher bereits die Nothwendigkeit betont, 
dass die Hebammen auch im „Ohloroformiren^ unterwiesen werden müssten ; 
ich kann ihm in dieser Beziehung anf Grund meiner früheren langjährigen 
Landpraxis nur beistimmen. Wenn man viele Kilometer weit zu einer Ent- 
bindung gerufen wird und operativ eingreifen muss, dann ist die Herbeiholung 
eines zweiten Arztes meist ausgeschlossen — mir ist wenigstens eine solche 
fast nie möglich gewesen — ; um so angenehmer war es mir daher immer, wenn 
die betreffende Hebamme eine Ahnung vom Ghloroformiren hatte. Die Aus- 
bildung der Hebammen in solchen Dingen liegt daher nicht nur in ihrem eigenen 
Interesse, sondern noch mehr im Interesse des Arztes und der Kranken; ihrem 
Nutzen gegenüber dürfen die etwaigen Bedenken, dass aus derartig vorgebilde- 
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ten Hebammen nur zu leicht Eurpfusehcrioneu werden könnten, nicht ins Ge- 
wicht fallen. 

Dem Herrn Kollegen Beiuhaaer stimme ich darin bei, dass 
die Thätigkeit der Mcdizinaibeamten hinsichtlich der Fortbildung der Hebammen 
nicht unterschätzt werden darf und insbesondere nicht durch die Wieder- 
holungskurse überflüssig fifemacht wird. Die Forderung, dass sämmtliche 
Hebammen alle 5 Jahre zu Wiederholangskurseu herangezogen werden sollen, 
scheitert ausserdem schon daran, dass wir hierzu nicht genug HAbammenlehr- 
anstalteu haben. Soviel mir bekannt, sind z. B. zur Zeit in Preussen 21 Heb- 
ammenlehranstalten^und 20000 Hebammen vorhanden; es müssten demnach jedes 
Jabr 4000 Hebammen, also durchschnittlich 200 auf jede Anstalt einberufen 
werden. Sollen die Wiederholnngsknrse aber von Nutzen sein, dann dürfen 
nicht mehr als 25—30 Hebammen zu einem Kursus herangezogen werden und 
dieser nicht unter drei Wochen dauern. Erwägt man jedoch, dass der Direktor 
einer Hebammenanstalt zwischen zwei regelmässigen Lehrkursen sich doch auch 
einmal etwas ausruhen will, dass ausserdem diese Zwischenzeit meist dazu be- 
nutzt werden muss, um die jährlichen Beparainren, Anstricharbeiten u. s. w. 
in der Anstalt vorzunehmen, dann wird man mir zugeben, dass höchstens die 
Zeit für 2 Kurse übrig bleibe. Die Zabl der zu Wiederholungskursen alljähr- 
lich einzuberafenden Hebammen wird somit die Ziffer 1000 kaum übersteigen 
können; sollen sie aber sämmtlich im fünfjährigen Turnus einberufen werden, 
dann würde die vierfache Anzahl von Lehranstalten nöthig sein. M. H. ! Sie 
werden daraus ersehen, dass jene Forderung völlig undurchführbar ist; umso- 
mehr müssen wir daher Werth auf die Ueber wachung und Fortbildung der 
Hebammen durch die Medizinalbeamten legen. Hierzu dienen in erster Linie 
die Nachprüfungen, die meines Erachtens häufiger abgehalten werden 
sollten. Becht zweckmässig ist auch eine unter dem 21. März d. J.^) im Beg.- 
Bez. Aachen getroffene Bestimmung, wonach zur genauen Kontrole des Heb- 
ammenwesens alljährlich auf einer dienstlichen Bundreise die Kreisphysiker 
mehrere Hebammen unvermuthct in ihren Wohnungen anfsuchcn sollen, um ihre 
Tagebücher, Utensilien, Desinfektionsmittel, Kleidung u. s. w. zu revidiren und 
hieran einige Besprechungen über besondere, im Tagebuch erwähnte Fälle anzu- 
knüpfen. Die Physiker erhalten dadurch gleichzeitig Gelegenheit, sich übei die 
sonstigen Verhältnisse der Hebammen (WohuuDg, die in dieser herrschende 
Sauberkeit und Ordnung u. s. w.) zu unterrichten und hieraus manchen werth- 
voUen Bückschluss in Bezug auf die Qualität der Hebammen zu ziehen. Nicht 
zu unterschätzen sind auch die H e b a m m e n v e r e i n e für die Fortbildung und 
Ueberwachung der Hebammen. Dio Bildung solcher Vereine sollten sich die 
Kreisphysiker daher angelegen sein lassen ; desgleichen sollten sie sich an deren 
Versammlungen so viel als möglich betheiligen; es erwächst ihnen dadurch 
allerdings manche Arbeit und kein geringer Zeitverlust, beides wird aber reich- 
lich aufgewogen dtirch die bessere Fühlung, die sie auf diese Weise mit den 
Hebammen ihres Kreises gewinnen. 

So sehr ich sonst mit dem Herrn Kollegen Wehmer übereinstimme, in 
einem Punkte muss ich ihm doch widersprechen ; denn seine Ansicht, man solle 
in Bezug auf die Besserung des Hebammen Wesens womöglich alles durch per- 
sönlichen Einfluss und nicht durch Anwendung von Zwangsmitteln zu erreichen 
suchen, kann ich nicht völlig beistimmen. Ich gebe zu, dass man in einzelnen 
Kreisen auf diesem Wege sehr viel erreicht, besonders wenn man durch beson- 
dere Momente dabei in wirksamer Weise unterstützt wird, z. B. wenn zufälliger 
Weise der Landrath in seiner eigenen Familie das Wochenbettfieber kennen 
gelernt hat ; aber Sie finden leider nicht immer Landräthe und Kreisausschüsse, 
die sich für das Hebammenwesen ihres Kreises interet^siren und bereit sind, die 
erforderlichen Geldmittel zu bewilligen. Ich könnte Ihnen dafür aus meiner 
amtlichen Thätigkeit genug schlafende Beweise mittheilen; sie haben mich 
jedenfalls zu der Ansicht bekehrt, dass wir ohne gesetzliche Festlegung 
gewisser Mindestforderungen, die eventuell im Zwangs wege durchgesetzt 
werden können, nicht vorwärts kommen. Unsere Forderungen für die Heb- 
ammen sind auch keineswegs so weitgehend, dass sie eine unbillige Belastung 
der Kreise oder Gemeinden bedingen, sie sind vielmehr ohne eine solche recht 
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tjger ist es dageg^cn, die betreffenden Franen in Bezug anf ihr Denk- und 
Fassungsvermögen zu pröfen. Am besten t^cschieht dies dadarcb, dass man sie 
erst ein Kapitel aus dem Hebammenlehrbnche Yoriesen und dann nach noch- 
maligem Durchlesen des Inhaltes diesen schriftlich kurz wiedergeben lässt. 
Diese kleine schriftliche Arbeit giebt in der Regel einen recht werthvoilen und 
ausreichenden Anhaltspunkt dafür, ob die betreffende Frau zum Hebammen- 
beruf geeignet ist; die Niederschrift wird ausserdem dem Zeugniss beigefügt, 
so dass sich auch der zuständige Anstaltsdirektor sein Urtheil über die ange- 
meldete Schülerin bilden kann. 

H. Kreisphys. San.-Bath Dr. Kant -Aschersleben: Ich wollte nur be- 
merken, dass ich es genau so wie der Herr Vorsitzende mache. Ich lasse mir 
einen Artikel aus dem Hebammenlehrbuch laut vorlesen, dann examinire ich 
über den Inhalt und lasse diesen hierauf niederschreiben. Man darf aber hierbei 
nicht ausser Acht lassen, dass Frauen aus allzu grosser Angst nicht aufpassen 
und in Folge dessen als ungeeignet erscheinen, obwohl sie an sich ein gutes 
Verständniss haben. 

H. Kreisphys. San.-Rath Dr. Wiedner - Kottbus : Ich mache es ebenso; 
um aber der Frau mehr Gelegenheit zu geben, den lahalt des Gelesenen zu 
durchdenken, gebe ich ihr das Buch mit nach Hause und bestelle sie dann 2 oder 
3 Tage später nochmals zu mir. Dies lässt sich auch auf dem Lande 
durcMühren. 

H. Kreiswundarzt Dr. Steinberg-Lauban: Wenn einer der Herreu Vor- 
redner sein Bedauern aussprach, dass die praktischen Aerzte den Verhandlungen 
der Hebammen vereine nicht beizuwohnen pflegen, möchte ich zu bedenken geben, 
dass bei Betheiligung mehrerer Aerzte naturgemäss auch die Einheitlichkeit 
der dort vertretenen Anschauungen leidet. Diese Behauptung ist keineswegs 
aus der Luft gegriffen; z. B. ist mir ein Fall bekannt, wo ein angesehener 
Kollege eine Hebamme auf offener Strasse zur Rede stellte, warum sie einem 
von ihm behandelten scharlachkranken Kinde nicht das von ihm verordnete 
Klystir verabreicht habe. Auch erinnere ich an eine vor Jahren — in unserer 
Vereinszeitschrift, wenn ich nicht irre — erschienene Besprechung über Heb- 
ammenvereine, in der geklagt wurde, dass zuweilen Aerzte in den Hebammen- 
vereinen Vorträge über ganz entlegene Dinge, z. B. über die Exstirpation von 
Eierstocksgeschwülsten gehalten hatten. 

H. Kreisphys. San.-Rath Dr. Annnske - Putzig : M. H.! Sollte es 
nicht zweckmässig sein, über die Mittel und Wege zu berathen, die wir als 
Verein zu ergreifen haben, um in dieser wichtigen Frage etwas zu erreichen? 
Ich glaube, dass wir wohl alle mit den Ausführungen der Herreu Referenten 
einverstanden sind; aber damit aus der Sache etwas Praktisches wird, müssen 
wir uns meines Erachtens, darüber klar werden, in welcher Form, etwa in der 
Form einer Resolution, der Medizinalbeamtenverein seine Wünsche aussprechen 
soll und an welche Behörde wir uns zu wenden haben. 

Vorsitzender: M. H.! Es ist bereits eine Resolution ein- 
gebracht, die folgenden VTortlaut hat: 

„Der Verein erklärt sich im Allgemeinen mit 
den Ausführungen der Berichterstatter einver- 
standen und hält es im Interesse des Allgemein- 
wohls für nothwendig, dass nicht nur an die Vor-, 
Aus- und Fortbildung der Hebammen höhere An- 
forderungen zu stellen sind, sondern auch ihre 
soziale Stellung, namentlich in wirthschaftlicher 
Beziehung, zu heben ist.^ 

Ich kann nur die Annahme dieser Resolution befürworten; 
sie entspricht auch den bisher in der Debatte hervorgetretenen 
Ansichten. Dass wir gleichzeitig noch einen bestimmten Beschluss 
über die von Seiten des Vereins zur Förderung der Angelegenheit 
zu ergreifenden Mittel und Wege fassen, halte ich nicht für er- 
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forderlich; denn der Vorstand ist ja verpflichtet, die von Ihnen 
gefassten Beschlüsse auszuführen. Wird die vorgeschlagene Re- 
solution daher von Ihnen angenommen, so wird sich der Vorstand 
späterhin darüber schlüssig zu machen haben, in welcher Weise 
Ihr Beschluss am besten zur Durchfuhrung gebracht werden kann, 
und die hierzu erforderlichen Schritte veranlassen. Ehe wir nun 
in der Diskussion fortfahren, schlage ich vor, dass wir diese gleich 
mit auf die beantragte Resolution ausdehnen. Sie sind wohl damit 
einverstanden ? 

(AUseitige Znstimmang !) 

H. Ereisphys. Dr. Keferstein: Es ist vorhin von dem Reichszupchoss 
von 50 Mark gesprochen worden, den gleichsam die Gemeinde bekommen wflrde, 
wenn sie ihre Hebamme in die Altersversicherung einkauft. Diese Beihülfe des 
Reiches bekommt sie aber bis jetzt nicht, sondern sie wird durch die Selbst- 
versicherang anfgebracht, bei der eine Zosatzmarke za entrichten ist, z. B. bei 
einer Versicherangsmarke von 20 Pfennigen, eine solche von 8 Pfennigen ; diese 
8 Pfennige bilden den Ersatz für die 50 Mark, die das Reich später zu- 
geben muss. Von den Gemeinden oder vom Kreise können übrigens die Heb- 
ammen nicht in die Alters- und Invaliditätsversichernng eingekauft werden, 
jede Hebamme muss es vielmehr selbst thun, jedoch kann ihr auf irgend eine 
Weise von der Gemeinde oder dem Kreise das Geld zurückgegeben, oder auch 
der Beitrag vom Kreise ausgelegt und später, wie z. B. in meinem Kreise, von 
der Gratifikation der Beihülfe, welche die Hebammen fast überall bekommen, 
abgezogen werden. Es ist übrigens zweifelhaft, ob die Selbstversicherung der 
Hebammen zur Zeit nach dem Gesetze zulässig ist; ich habe zwar auf eine 
persönliche Anfrage, ob die Hebammen zur Selbstversicherung berechtigt wären, 
die Antwort erhalten Jawohl I^, ein anderer Kollege hat aber den gegen- 
theiligen Bescheid bekommen, „da es im Gewerbe der Hebammen an einer ge- 
wissen Gesammtheit von Anlagen fehle, ohne welche ein Betrieb im Sinne des 
Gesetzes nicht denkbar sei.** Durch die demnächst in Kraft tretende Novelle 
zum Alters- und Invaliditätsversichemngsgesetze ist allerdings der hierfür ein- 
schlägige §. 8 abgeändert. Während bisher nur Hausgewerbetreibende und 
Betriebsunternehmer, welche nicht mehr als 2 versicherungspflichtige Lohn- 
arbeiter beschäftigen, zur Selbstversicherung berechtigt waren, heisst es jetzt 
im §. 8, Abs. 2 : „Gewerbetreibende und sonstige Betriebsunternehmer''. Unter 
„Gewerbetreibende'* fallen aber entschieden die Hebammen, die somit vom 
Jahre 1900 an zweifellos zur Selbstversicherung berechtigt sind. 

Vorsitzender : Soweit mir erinnerlich ist, hat das Reichsversicherungs- 
amt vor nicht langer Zeit entschieden, dass die Hebammen auch nach den bis- 
herigen Bestimmungen versicherungsberechtigt sind. Künftighin wird darüber 
gar kein Zweifel mehr bestehen können; ich möchte jedoch darauf aufmerksam 
machen, dass die Versicherung der Hebammen in der Alters- und Invaliditäts- 
versicherung die Schattenseiten hat, dass eine Hebamme wegen etwaiger Un- 
fähigkeit nicht rechtzeitig, sondern nur dann pensionirt werden kann, wenn sie 
in Folge körperlicher oder geistiger Gebrechen nicht mehr im Stande ist, ein 
Drittel des ortsüblichen Tagelohnes zu verdienen. Wenn ihr das also noch 
durch Nähen, Waschen, Striaen u. s. w. möglich ist, so hat sie keinen Anspruch 
auf Rente, auch wenn sie als Hebamme völlig unbrauchbar ist. Deshalb halte ich 
eine Hebammen-Pensionskasse, die sich womöglich über eine ganze Provinz 
erstreckt, für zweckmässiger; dieselbe kann auch mit einer Krankenkasse ver- 
bunden werden. Ich bin auch fest überzeugt, dass, wenn damit erst in einer 
Provinz der Anfang gemacht ist — vieUeicht geschieht dies recht bald in der 
Provinz Sachsen — , die anderen Provinzen schnell nachfolgen werden. Die 
Zuschüsse zu einer solchen Kranken- und Pensionskasse würden auch nicht sehr 
bedeutend sein ; sie könnten sogar zum Theil gedeckt werden durch Ersparnisse 
bei Einführung eines anderen und billigeren Desinfektionsmittels, z. B. des 
Kresols, Lysols oder des Spiritus saponatus in der Hebammenprazis statt der 
theueren und ausserdem höchst gefährlichen Karbolsäure ; denn von den meisten 
Kreisen werden die Kosten für die von den Hebammen verbrauchte Karbolsäure 
getragen. 

9 
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II. Ereisphys. Dr. Keferstein: M. H.I Wir dflrfen nicht ausser Acht 
laggen, dass in späteren Zeiten die meisten Hebammen früher in irgend einem 
Dienst gestanden, in Foige dessen schon Beiträge zur Invaiiditäts- and Alters- 
Versicherung geleistet haben und Qaittungskarten besitzen. Das neue Gesetz 
sagt, wer 200 Wochen Beiträge entrichtet hat und dies durch seine Qaittungs- 
karte nachweisen kann, ist berechtigt, gewisse Unterstützungen zu bean* 
spruchen. Hat also eine Hebammenschttlerin schon Beiträge in diesem Umfange 
geleistet, so würde sie bereits die Vortheile des Gesetzes im vollen Umfange 
geniessen können, und es demnach nur zu ihrem Nachtheil sein, wenn sie die 
Versicherung nicht freiwillig weiter fortsetzen würde. Für die über 40 Jahre 
alten Hebammen kommt das Invaiiditäts- und Altersversicherungsgesetz aller- 
dings nicht in Betracht, wohl aber für die jüngeren, schon vor ihrem Ein- 
tritt in. den Hebammenberuf versicherten Hebammen, die ihre Beiträge nur 
weiter zu entrichten brauchen. Ich bin fest davon überzeugt, dass sie dies im 
Laufe der Jahre immer mehr thun werden. Die sogenannte Zusatzmarke 
kommt übrigens mit dem Jahre 1900 in Wegfall, so dass dann auch den frei- 
willig Versicherten wirklich der Staatszuschuss gewährt wird. In Anbetracht 
der Vortheile, welche die staatliche Invaiiditäts- und Altersversicherung den 
Hebammen vom Jahro 1900 ab darbietet, muss ich also dringend abratheu, pri- 
vate Hebammenpensionskassen zu gründen. 

Vorsitzender: Dem Vorredner gegenüber möchte ich nochmals be^ 
merken, dass die Alters- und Invaliditätsanstalten doch nur Invalidenrente bei 
im gesetzlichen Sinne eingetretener Erwerbsunfähigkeit gewähren. Nach der 
neuen Fassung des Gesetzes wird eine solche allerdings auch dann angenommen, 
wenn Jemand nicht mehr im Stande ist, „durch eine seinen Kräften und Fähig- 
keiten entsprechende Thätigkeit, die ihm unter billiger Berücksichtigang seiner 
Ausbildung und seines bisherigen Berufs zngemuthet werden kann, ein Drittel 
desjenigen zu erwerben, was körperlich und geistig gesunde Personen derselben 
Art mit ähnlicher Ausbildung in derselben Gegend durch Arbeit zu verdienen 
pflegen^; aber auch diese für eine etwaige Invalidität der Hebammen etwas 
günstigere Fassung genügt nicht, um die für den Hebammenberuf durch Alter, 
Krankheit oder andere Gebrechen nicht mehr brauchbaren Personen rechtzeitig 
zu pensioniren und ihnen eine entsprechende Invalidenrente zu verschaffen. 
Dazu kommt, dass die Alters- und Invaliditätsversichernog Unterstützung in 
Krankheitsfällen nur dann gewährt, wenn Erwerbsunfähigkeit zu befürchten 
steht; wir müssen aber meines Erachtens Werth darauf legen, dass Hebammen 
ebenso wie alle gewerblichen Arbeiter auch gegen Krankheit versichert sind. 

H. Kreisphys. Dr. Hol thoff- Salzwedel: M. H. ! Im Anschluss an den 
Vorschlag des H. Reg.- und Med.-Raths Dr. Wehmer, sich mit den be- 
treffenden Behörden in Verbindang zu setzen und sich ihrer Hülfe zu vorsichern, 
halte ich mich verpflichtet, ein Fehlschlagen meinerseits Ihnen vorzutragen, als 
Beweis, wie gering das Entgegenkommen meines Kreisausschnsses bei der Ab- 
wickelung einer derartigen Sache gewesen ist. Schon vor der Uebernahme 
meines Amtes hatten auf Betreiben meines Vorgängers 85 Hebammen durch 
einen Jahresbeitrag von 10 Mark für eine „Invalidenkasso des Kreises Salz- 
wedel** 1000 Mark zusammengebracht; das Statut der Kasse war bereits ge- 
drud^t und hatte dem Herrn Regierungspräsidenten zur Bestätigung vorgelegen. 
Derselbe hatte seine Genehmigung nicht geben zu können geglaubt, weil §. 6 
des Kassenstatutes den Mitgliedern einen rechtlichen Anspruch an die 
Kassenleistungen zusicherte. Es war deshalb der qu. Kasse aufgegeben, durch 
einen Versicherungsbeamten die Leistungs- resp. Lebensfähigkeit der Kasse mit 
Berücksichtigung der vorliegenden Verhältnisse, insbesondere des vorgeschrittenen 
Alters einzelner Mitglieder, prüfen zu lassen. Diese Prüfung fiel leider un- 
günstig aus, so dass mir als dem Vorsitzenden des Hebammenvereins nahe ge- 
legt wurde, die Streichung des §. 6 der Statuten durch Beschluss der Vereins- 
mitglieder herbeizuführen. Ich konnte mich jedoch nicht entschliessen, diesen 
Antrag in der betreffenden Versammlung zu befürworten, und so blieb §. 6 
bestehen. Nach der Ueberzeugung meines Herrn Amtsvorgängers und der 
meinigen konnte die Kasse nämlich ihren Verpflichtungen recht gut nach- 
kommen; nur für die ersten zwei Jahre erschien es etwas zweifelhaft, obwohl 
auch für diesen Zeitraum die Differenz zwischen der Leistungsfähigkeit des 
Vereins und dem faktisch zu leistenden Betrage nicht von Bedcutuug war. Mit 
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Rtleksicht aaf diese kleine etwaige Differenz masste aber ein sicherer Bürge 
beschafft werden, der vorkommeuden Falls dafür anfsnkommen hatte. In Er- 
wägung nuDf dass der Kreis als solcher und mit ihm sein Aasschass zweifellos 
sehr dabei iuterctisirt iät, tüchtige und leistungsfähige Hebammen zu besitzen, 
und somit auch eine moralische Pflicht hat, für diesen Stand etwas zu thun, 
glaubte ich mit Bestimmtheit, darauf rechnen zu dürfen, dass der Kreisaus- 
schuss meines Kreises jene Bürgschaft übernehmen würde. Diese Hoffnung auf 
das Wohlwollen des Kreiäausschusses wurde aber bitter enttäuscht: Derselbe 
lehnte meinen wohlbegründeten, mündlich dem Herrn Landrath unterbreiteten 
Antrag einfach ab, und in Folge dieses ablehnenden Verhaltens komme ich mit 
meiner Kasse nicht weiter. 

H. Kreitjph. Dr. Langerhans: M. H.I Ich will Ihre Zeit nnr noch 
wenige Augenblicke in Anspruch nehmen. Ich lege aber Werth darauf, auf die 
Ausführungen des Herrn Kollegen Fielitz, der inzwischen leider den Saal 
verlassen hat, ein paar Worte zu erwidern. Selbstverständlich habe ich die 
Verhandlungen der sächsischen Aerztekammer mit lebhaftem Interesse verfolgt. 
Es wird Ihnen ausserdem bekannt sein, dass der Aerztekammeraasschuss an 
sämmtliche preussischen Aerztekammern das Ersnchen gerichtet hat, sich über 
die von der sächsischen Aerztekammer entworfenen Grundzüge einer Hebammen- 
ordnung zu äussern; in Folge dessen werde ich mich nochmals mit diesen 
Gruodzügen als Referent der hannoverschen Aerztekammer zu beschäftigen 
haben. Ich stimme nun mit dem Kollegen Fielitz in allen wesentlichen 
Punkten überein und bin fest überzeugt, dass er es gewesen ist, der Wasser in 
den überschäumenden Wein Breunecke's und Dietrich's gegossen hat. 
Ich bin aber auch der Meinung, dass die weitergehenden Forderungen 
Breunecke's und Dietrich's, ebenso wie die extremen Forderungen der 
Hebammen, z. B. der Frau Geh au er, der Sache selbst nur schaden können. 
H. Kollege Fielitz hat mich also missverstanden, wenn er annahm, dass ich 
gegen ihn oder gegen die Grandanschauungen der sächsischen Aerztekammer 
polemisirt habe. 

Dann noch ein paar Worte: Der gynäkologische Betrieb ist auch 
ein Mittel, den Schülerinnen die Antisepsis beizubringen; die Frauen aber, die 
zn sterilisiren verstehen, kann jeder Arzt als Assistenten gebrauchen. Ich ziehe 
bei der Mehrzahl gynäkologischer Operationen meine HebammenschÜlerinnen, 
ohne dass ich unliebsame Erfahrungen etwa bei der Wundbehandlung gemacht 
hätte, zur Assistenz heran; das kann den Frauen auch nur dienlich sein. Wie 
oft bekommt man ferner ein Fall von Krebs der Gebärmutter in Behandlung, 
bei dem einem gesagt wird, „ja, die Hebamme hat mich bisher behandelt, und 
hat immer erklärt, solche Biatungen kämen in den Wechseljahren öfter vor^. 
Derartige Aeusserungen würden wir sicherlich seltener hören, wenn die Heb- 
ammen auch etwas gynäkologisch ausgebildet sind; deshalb lege ich Werth 
darauf, den HebammenschÜlerinnen die Exstirpation zu zeigen, oder ihnen bei 
nicht mehr operativen Fällen zu sagen: „da seht Ihr, wohin das führt. ' 

Bezüglich der Wiederholungsknrse bin ich doch der Ansicht, dass 
sie siüh einrichten lassen; die Hebammen brauchen ja nicht sämmtlich alle 
5 Jahre unterwiesen zu werden, und ebenso wenig braucht am 1. Jannar jedes- 
mal der Hcbammcnkursns zu beginnen. Den Termin kann jeder Direktor nach 
den Bedürfnissen der Wiederholungsknrse festsetzen, und dabei auch noch die 
nothwendigo Zeit zu seiner Erholung vorsehen. 

Wenige Worte noch Über die Aufnahme -Atteste für die Schüle- 
rinnen. Wir haben in Hannover einen Ministerlalerlass, wonach je^lem Zeugniss 
eine schriftliche Ausarbeitung der Bewerberin beigefügt werden soll, auch soll 
das Zeugniss in freier Fassung und möglichst erschöpfend sein. Die bei meiner 
Anstalt eingehenden Atteste sind freilich sehr verschieden, manchmal 4 Bogen 
lang, andere wieder gedruckte Formulare, an denen der betreffende Physikus 
nur durch Ausstreichen einzelner Worte sein Urtheil kenntlich macht. Auf- 
fallender Weise gehören die SchQlerinnen, die mir gerade dieser Kollege zu- 
. schickt, mit zu den besten, die ich bekomme. Aber eingehende Urtheile sind 
im Allgemeinen doch sehr erwünscht ; auch auf die Beifügung des Schulabgangs- 
zeugnisses ist besonderer Werth za legen. 

H. Kreisphys. Dr. Lemmer : Ich habe nur sehr wenig hinzuzufügen ; das 
meiste ist in der Diskussion von anderer Seite bereits erledigt. Herrn Reg.- und 

9* 
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Med.-Rath Dr. W e h m e r soll ich Ansknnft darüber geben, wo ich die gerichtlichen 
Erkenntnisse ttber Stellvertretung der Hebamme bei Geburten gefunden habe? 
Dazu kann ich im Augenblicke nichts weiter bemerken, als dass ich mich auf 
das Springfeld'sche Werk: „Die Rechte und Pflichten der Hebammen^ be- 
ziehe, dessen Ausftthrnngen ich einer Nachprüfung nicht unterzogen habe, die 
aber, soweit mir bekannt ist, bisher von keiner anderen Seite Widerlegung ge- 
fanden haben. 

Vorsitzender: M. H.! Die Diskussion ist beendet; wir 
können nunmehr zur Abstimmung aber die Resolution schreiten, 
mit deren Annahme eine Abstimmung über die einzelnen Leitsätze 
abgelehnt sein würde. Diejenigen Herren, die mit der Resolution 
einverstanden sind, bitte ich, sich von ihren Plätzen zu erheben. 

(Geschieht.) 

Das ist, soweit ich beurtheilen kann, einstimmige An- 
nahme. 

Bevor wir nun zum letzten Gegenstand der Tagesordnung 
übergehen, gestatte ich mir, den beiden Herren Referenten unseren 
herzlichsten Dank für ihre vortrefflichen Vorträge auszusprechen. 



II. Bericht der Kassenrevisoren nnd 

VorstandswaliL 

H. Ereisphys. Dr. Beinhaner- Höchst: In Gemeinschaft mit 
dem Herrn Kollegen v. Hacke habe ich die Prüfung der 
Rechnungen vorgenommen. Die Belege für die Ausgaben sind 
richtig, auch die Zahlen der Ausgaben und Einnahmen mit den 
Belegen übereinstimmend. Nur um nähere Auskunft möchte ich 
noch bitten, wie unser Vermögen angelegt istP 

Vorsitzender: Der grösste Theil des Vereinsvermögens 
(3000 Mark) ist in preussischen Konsols, das übrige Geld auf der 
Sparkasse des Mindener Bankvereins gegen Zinsen angelegt. 

H. Ereisphys. Dr. Beinhaner: Dann beantrage ich, dem 
Herrn Vorsitzenden als Kassenfuhrer Decharge zu ertheilen. 

Vorsitzender: Ich bringe diesen Antrag zur Abstimmung 
und bitte, diejenigen Herren, die dafür sind, sitzen zu bleiben. 

Der Antrag ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen jetzt zur Vorstandswahl. 

H. Kreiswnndarzt Dr. Kornalewsky - Allensteiii : Ich beantrage die 
Wiederwahl durch Akklamation. 

H. Geh. Reg.- nnd Ob. - Med. - Rath Dr. Philipp - Gotha : M. H. I Ich bin 
aas dem preussischen Staatsdienst aasgeschieden nnd kann deshalb meines Er- 
achtens nicht gat Vorstandsmitglied des preassischen Medizinalbeamtenvereins 
mehr sein. Ich nehme Gelegenheit fttr das mir so lange Jahre bewiesene Ver- 
trauen zu danken, bitte Sie aber bestimmt, von meiner Wiederwahl Abstand 
zu nehmen. 

Vorsitzender: M. H. i Nachdem wir beschlossen haben, auch ausser- 
preussische Kollegen aufzunehmen, würde ich an sich kein Bedenken tragen, 
auch einen ausserpreussisehen Kollegen in den Vorstand zu wählen; derselbe, 
wttrde allerdings bei rein preussisdien Angelegenheiten nicht stimmberech- 
tigt sein. 

H. Kreisphys. und San. -Rath Dr. Wiedner: So lange wir unseren Verein 
„Preussischen Medizinalbeamtenyerein^ nennen, kann ich mich dieser Ansicht 
nicht anschliessen* 
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H. Reg.- und Med.-Rath Dr. Wehmer: Ich mOchte dem Herrn Kollegen 
Wiednor erwiedern, dass, wenn wir niehtprenssische Kollegen anfgenommen 
haben, wir auch die Konseqaonzen ziehen müssen, selbst wenn wir schliesslich 
anch den Namen des Vereins ändern mtlssten. 

H. Kreisphys. nnd San. - Rath Dr. Wiedner : Die Konsequenz würde 
dann sein, den Verein „Deutscher Medizinalbeamtenverein'^ zu nennen. 

H. Qeh. Reg.- und Ob. -Med.-Rath Dr. Philipp: Ich mache darauf auf- 
merksam, dass auf der Tagesordnung nur die Vor^tandswahl steht, und nicht 
die Frage, wer berechtigt ist, gewählt zu werden oder nicht. An der That- 
sache, dass ich definitiv ausscheide, würde übrigens anch ein anderweitiger 
Beschluss nichts ändern. 

Vorsitzender : M. H. ! Ich muss schliesslich auch der An- 
sicht des Kollegen Philipp beitreten, dass wir heute über die 
angeregte Frage nicht beschliessen können. Dieselbe wird ja aber 
im nächsten Jahre bei der Berathung der Frage über die 
etwaige Tagung unseres Vereins an anderen geeigneten Orten zur 
Erörterung gelangen, so dass wir sie ruhig bis dahin verschieben 
können. Inzwischen wird sich auch der Vorstand, wenn Sie damit 
einverstanden sind, dieserhalb mit den ausserpreussischen Vereins- 
mitgliedern und Kollegen in Verbindung setzen können. 

(Allseitige Zustimmung.) 

Wir würden nunmehr zur Abstimmung kommen und zwar 
zunächst über den Antrag, die Wahl der übrigen vier Vorstands- 
mitglieder durch Akklamation zu erledigen, wobei ich ausdrücklich 
bemerke, dass diese nur statthaft ist, wenn sich kein Widerspruch 
erhebt. — 

Das geschieht nicht. — Der Antrag ist damit angenommen. 
Im Namen der wiedergewählten Vorstandsmitglieder, insbesondere 
in meinem Namen spreche ich Ihnen den herzlichsten Dank für 
diesen Beweis Ihres uns entgegengebrachten Vertrauens aus ; jeden- 
falls werden wir ernstlich bestrebt sein, uns dieses Vertrauens 
auch künftighin würdig zu zeigen. Herr Kollege Wallichs hat 
zwar gebeten, ihn von seinem Amte als Vorstandsmitglied zu ent- 
binden, aber ich hoffe doch, dass er die Wiederwahl annehmen 
wird. Er bildet gewissermassen das Bindeglied zwischen unserem 
Verein und dem Aerztevereinsbund ; ein Grund mehr, ihn in unserem 
Vorstande festzuhalten. Wir haben nun noch zu einer Ersatzwahl 
für den ausgeschiedenen Kollegen Philipp zu schreiten. M. H.! 
Der Vorstand legt Werth darauf, dass wieder der Osten der 
Monarchie im Vorstande vertreten ist; ich möchte Ihnen deshalb 
anheimgeben, den Herrn Kollegen Barnik-Marienwerder zu 
wählen. 

(Allseitige Zustimmung.) 

M. H.! Sie werden es dem Vorstande hoffentlich nicht ver- 
argen, wenn er diesmal aus seiner sonstigen Keserve heraustritt 
und betreffs der Vorstandswahl selbst einen Vorschlag macht; 
aber Sie haben gewiss ebenso wie wir im vorigen Jahre bedauert, 
dass Bar nick eine Wiederwahl in den Vorstand ablehnte, und 
werden es begreiflich finden, wenn wir diesen liebenswürdigen 
Kollegen, der sich Jabre hindurch als tüchtiges Vorstandsmitglied 
bewährt hat, als solches gern wieder haben möchten. Ich hoffe 
auch bestimmt, dass er diesmal eine Wiederwahl annehmen wird. 
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Ich frage jetzt, ob noch andere Vorschläge gemacht werden ? 
Es ist dies nicht der Fall. Die Wahl kann somit durch Zuruf 
stattfinden, wenn sich kein Widerspruch erhebt. Da dies nicht 
geschieht, ist Herr Kollege Bar nick gewählt. 

M. H. I Wir sind jetzt am Schlüsse unserer Tagung. Im 
Namen des Vorstandes spreche ich Ihnen nochmals meinen Dank 
für Ihr zahlreiches Erscheinen aus, namentlich auch dafür, dass 
Sie bis zum Schluss so zahlreich und aufmerksam den Verhand- 
lungen beigewohnt haben. Es ist, glaube ich, nicht oft vorge- 
kommen, dass der Versammlungssaal bis zuletzt so gefüllt, wie 
heute gewesen ist ; die Ursache hiervon mag allerdings auch darin 
gelegen haben, dass unsere heutige Tagesordnung das grösste 
Interesse für uns alle hatte, wie dies die lebhafte und angeregte 
Diskussion bewiesen hat. Dadurch, dass der Vorstand diesmal 
verhältnissmässig wenig Berathungsgegenstände auf die Tages- 
ordnung gesetzt hat, war die Möglichkeit gegeben, diese nicht 
nur erschöpfend von Seiten der Referenten zu behandeln, sondern 
daran auch einen ausgiebigen Meinungsaustausch zu knfipfen; ich 
glaube das Verfahren hat sich bewährt und wird künftighin in 
gleicher Weise zu beachten sein. 

Mit dem Wunsche, dass wir uns alle im nächsten Jahre ge- 
sund und womöglich noch zahlreicher als in diesem Jahre wieder- 
sehen, schliesse ich die heutige Sitzung und damit die diesjährige 
Hauptversammlung ! 

Nach Schlnss der Sitznng (gegen IV2 Uhr) fand ein ein- 
faches Mittagsmahl im „Franziskaner^ statt. An dieses schloss 
sich um 3 Uhr zunächst die Besichtigung des Mttllschmelz- 
ofens (Gitschinerstrasse Nr. 13/15) und hierauf gegen 5 Uhr Nach- 
mittags diejenige des Kreiskrankenhauses in Brietz an, die 
unter der liebenswürdigen Führung des Anstaltsdirektors Herrn 
Dr. Biese erfolgte. 



Anlagen 

zu dem Vortrag des Herrn Kreisphys. Dr. Lemra er- Alfeld: 

Soziale Stellung der Hebammen. 
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Bebammen des Kreises Alfeld im Jahre 1898. 
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m 


1 

1 — 


201 




235 




9,0 


1543 


32,10 


434 


56 


490 


9,~ 


10,20 


636 


13,35 




202 


938 


19,60 


m 


: 15 


29 


20 


201 




1,6 


981 


6,1 


1160 


230 


1390 


7,- 


8,40 


1400 


8,60 


— 


240 


1863 


11,20 


M 


1 129 


35 


16 




— 


6,5 


411 


15,0 


312 


82 


394 


11,- 


14,50 


284 


10,- 


28 




380 


13,50 


67 


67 


— 


— 


— 


— 


8,0 


184 


6,0 


190 


34 


224 


8,60 


10,- 


241 


11,- 




51 


352 


17,- 


24 


24 










6,0 


48 


12,0 


21 


17 


38 


5,25 


9,50 


38,75 


9,70 




18 


55,70 


14,- 


17 


— 




17 




— 


0,7 


51 


2,1 


203 


38 


241 


8,- 


io,~ 


308 


12,80 


— 


105 


427 


17,- 


- 




— 




— 




— 




— 


194 


35 


229 


8,70 


11,50 


359 


18,- 


— 


165 


339 


17,- 


- 




— 










— 


— 


156 


34 


190 


7,40 


9,- 


154 


7,30 


2 




275 


13,- 


68 




123 


— 


45 


— 


10,0 


549 


32,80 


125 


14 


139 


7,40 


8,- 


148 


8,70 




28 


245 


14,40 


ao 


57 




299 


264 




12,0 


2067 


40,0 


327 


65 


392 


6,60 


7,70 


691 


13,55 




364 


825 


15,80 


11 


61 


27 




28 




1,3 


295 


4,80 


381 


58 


439 


6,25 


7,20 


495 


8,20 


— 


114 


848 


13,70 


(2 


235 


207 


— 


— 


— 


14,7 


1091 


36,40 


261 


45 


306 


8,70 


10,20 


292 


9,75 




31 


575 


19,- 


19 


410 


39 






— 


13,5 


937 


29,0 


316 


40 


356 


10,- 


11,- 


315 


10,- 


1 




563 


17,- 


» 




79 


52 


4 




1,7 


409 


8,0 


499 


86 


585 


10,- 


11,70 


406 


8,10 


93 


— 


502 


10,- 


11 


— 


51 


111 


— 


120 


6,0 


1086 


23,60 


464 


77 


541 


9,70 


11,30 


496 


10,30 


— 


32 


784 


16,70 


14 


— 


— 


17 


— 


17 


1.4 


136 


5,50 


181 


34 


215 


7,25 


8,60 


262 


10,50 


— 


81 


351 


14,- 


il 


423 






28 




14,5 


968 


31,0 


289 


33 


322 


9,35 


10,40 


267 


8,50 


22 




508 


16,40 


ti 




— 


69 


62 




4,0 


455 


13,4 


304 


47 


351 


9,- 


10,30 


360 


10,60 


— 


56 


469 


13,80 


2 


486 


— 


— 


156 




15,7 


1596 


39,0 


248 


55 


298 


6,- 


7,30 


380 


9,25 


— 


137 


660 


16,10 


i 


161 


79 


143 




11 


9,4 


1043 


25,0 


455 


130 


585 


10,85 


14,- 


452 


10,80 


3 




604 


14,40 


6 


11 X 
Ikm 


— 


196 


9 




7,0 


645 


21,5 


251 


49 


300 


8,40 


10,- 


319 


10,60 




68 


471 


15,70 


7^ 


2068 

and 
11 X 
Ikm 

.94 


890 


940 


1060 


148 


6,0 


14617 


16,8 


7133 


1290 


8423 


8,40 


9,90 


9696 


11,40 




2568 


12047 


14,40 


2 


40 


43 


i 

1 

48 


7 




664 




325 


60 


385 






440 




inkl. 
Gesch 

6 
Heb. 


1273 

16 
Heb. 


546 





£a ^?SSS§3i 
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0. Gebührenordnungen für Hebammen. 




Aerzte- 












kammer 
Prov. 


König- 
reich 


Reg.-Bez. 
Stettin 


Kreis 
Len- 


Reg.-Bez. Hildesheim. 




Sachsen 


Sachsen 


nep 






Entwurf 












OL 


OL 


OL 


OL 


OL 


Einfache Geburt 


6 12 


6-10 


4 12 


10 


3 6 


Langdanemde ,, 


12-24 


6-15 




(mit 2 


ff 


Dnrch Arzt behan- 








Wooh- 




delte Geburt 


9 15 


7 12 




be- 
tnehen; 


v 


Zwillingsgebnrt 


9 15 


7—12 


5—15 


» 


Abort 




— 


4 12 


6- 


ff 


Besuch i. Ort b. Tage 


0,75-2- 


0,60-1,20 


0,50-2,- 


0,50 


0,0 in den ersten 5 Tagen. 
0,25—0,40 nach „ 5 „ 


„ „ ,, Nacht 


1,50 4, 


1,20—2,50 


1-4 




0,50-2,- ff ff 5 „ 


„überLand^jTage 


0,76—2,- 


0,60 1,20 


über 2 km 
1 4 


0,75 


seit der Geburt. 


» Nacht 


1,50—4,— 
bei 2 km 


1,20—2,50 


2—5 




Desgl. 


Kilometergelder 


pro km 
0,80; dazu 
f.5kml,— 


^^ a^ 


— 




Dazu 
0,50 für Wege über 2,5 km. 

1» ff ff ff ^ »» 


Tag- n. Nachtwache 


2—5 
5-10 


2—5 
5 10 


2-3 







Eigener Entwurf. 
Zu berechnen sind neben einander: 

a) für die gesammten Hülfeleistungen bei einer Geburt . . . . , mM, 3, — 

b) ff ff ff ff ff ff Fehlgeburt ... ff Si-- 

c) „ jede sonstige Verrichtung in der eigenen Wohnung .... „ 0,50 

d) „ „ „ „ ausserhalb der eigenen Wohnung. „ 0,30 

e) „ jeden Besuch „ 0,20 

oder: 

d/e: für jeden Besuch ausserhalb der Wohnung mit Einschluss 

der Verrichtungen (abgesehen von a. und b.) „ 0,50 

f) „ jedes Kilometer Entfernung oder einen Bruchtheil hin und zu- 

rück zusammen „ 0.10 

Die Entfernung im eigenen Wohnort bis zu 2 km ezkl. ist 
nicht zu berechnen, im Uebrigon ist tou Wohnung zu Woh- 
nung oder von Ortsmitte zu Ortsmitte zu berechnen. 

g) „ jede Stunde Zeit oder einen Bruchtheil derselben, die nothwen- 

dig auf Verrichtungen und Besuche zugebracht werden musste, 
jedoch mit Ausnahme der gewöhnlichen Wochenbesuche, 

bei Tage „ 0,10 
bei Nacht „ 0,20 
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D. Bereolinung der Hebammen - Gbebühren 
nach. Tersoliiedeneii Taxen (siebe Tabelle C). 





Gebarten 1898 im j 


Kreise 


Die gesammten Gebühren für die Heb- 


• • 




Alfeld 




ammen des Kreises Alfeld würden im 


ilhrei] 
ragei 




TTAhft.fninA 


»4 

li 
P 

(21) 


Jahrel898 betragen, berechnet nach : 




Nr. 1 grosser Bezirk, 
▼iel Gebarten 


Nr. 2 kleiner bezirk, t 
wenig Gebarten ! 


Nr. 3 Bezirk, wenig j 
answftrt. Gebarten j 


Nr. 4 Bezirk, viel 
answftrt. Gebarten 


Entwarf der Aerste- 

k«mmer der ProTini 

Sachsen 


Taxe im Königreich 
Sachsen 1892 


Taxe im Reg.-Bez. 
Stettin 1899 


Taxe im Kreise 
Lennep 1891 


Taxe im Beg-Bez. 
Hildesheim 1863 


1 

9 

1 


Die gesammten Gebt 
haben thatsftchlich bet 














•4: 


•^ 


^ 


^ 


o^ 


•4; 


an 


Einf. Gebarten 


153 


21 


45 


51 


785 


7065 


6280 


3925 


7870 


8695 






Langdaaernde „ 


1 




1 


— 


10 


165 


120 


130 


105 


50 


9 

C9 




Darch Arzt be- 






















1 




behandelte „ 


8 


1 


2 




35 


420 


350 


350 


350 


185 


. 9 


. 


Zwillings- „ 


2 


— 


2 


1 


12 


144 


120 


120 


120 


60 


9 


s 


Unzcitige „ 


— 




— 




10 


50 


60 


50 


60 


40 







Besache 






















PI 

i 


c 


im Ort bei Tage 


2360 


580 


780 


370 


12000«) 


12000 


9600 


12000 


5463 


2460 


& 


j, ^ Nacht 


85 


13 


10 


8 


300 


600 


450 


600 


150 


45 




aaswärts b. Tage 


150 


62 


130 


600 


4700 


4700 


4700 


9400 


3055 


2060 


S 


s 


„ 9 Nacht 


25 


5 


5 


20 


50 


100 


100 


175 


37 


— 


1 


ß* 


Kilometerzabl 


981 


134 


409 


2067 


13000 


3900 




— 


— 


1100 


s 




Tag- ond Nacht- 
























wacheDfStnnden') 


— 


— 


— 




70 


380 


370 


175 








Summa d. (iebur- 


























ten bz W.Gebühren 


164 


22 


60 


52 


851 


29474 


21950 


26925 


17210 


9695 


12047 


7133 


j_,_^i.-^i :i.4.i:>i. 1 a uei 


bamme 


1400 


1045 


1230 


872 


440 


546 


325 


aarc 


USi'UU 


11 k Uli/ 


"\' 


i Gel 


)art 


34,60 


25,70 


31,60 


20,10 


11,40 


14,40 


8,40 



Es ergiebt sich demnach, wie oben berechnet, eine Gesammt- 

einnahmefiir Samma der Gebühren: 

Hebamme. 1. Grosser Bezirk, viel Gebarten 4518 3742 3784 2867 1400 1863 1160 

„ 2. Kleiner „ , wenig „ 869 694 813 519 241 352 190 
„ 3. Bestbezahlte Hob., wenig 

answftrtige „ 1534 1191 1335 985 406 502 499 
, 4. Geringst „ Heb., viel 

answftrtige „ 2107 1366 1921 1170 691 825 327 

Die durchschnittliche Gesammtgebühr fär eine Gebart 
würde demnach betragen für 



Hebamme 1 
2 
3 
4 



71 

n 



27,50 
39,50 
30,70 
40,50 



23,- 
31,50 
23,80 
26,70 



23,~ 
37,- 
27,10 
37,- 



17,50 
23,60 
19,70 
22,50 



8,60 

11- 
8,10 

13,55 



11,20 

17,- 
10,- 
15,80 



7,- 

8,60 

10,- 

6,60 



^) Berechnet nach den Tagebüchern des Kreises Alfeld für das Jahr 1898; aine 
Hebamme mit 4 Gebarten ist nicht mitgerechnet. 

«) Einige Zahlen sind der besseren Uebersichtlichkeit halber etwas (d. h. bedea- 
tangslos) abgernndet. 

') Sonstige Verrichtnngen mnssten ansser Ansatz bleiben, da die Hebammen 
darchweg nach alter Gewohnheit für Wärmemessang bei Kranken, Einpackangen, 
Klystiersetzen n. A. nichts berechnen and bezahlt erhalten. 
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E. Gesammtgebülir bei einscelnen Geburten 

aasgewählt aas verschiedenen Tagebttchern der Hebammen des Kreises Alfeld (1898) 
and berechnet nach den verschiedenen Gebübrenordnungen. 





Daaer 

der 
Gebart 

Stdn. 


Zahl 
der Besache 

bei bei 
Tage Nacht 


M 

ca 
B 


Aerztekammer 
Prov. Sachsen 


Königreich 
Sachsen 


Reg.-Bez. 
Stettin 


1 

OD 

s 


Reg.-Bez. 
Hildesbeim. 


a 
1 


1 

s 

pq 














oJH 


•4: 


•4: 


•4: 


Ml 


•4: 


•4: 


Mindestgebühr 


1. 


3 


13 




— 


15,75 


13,20 


10,60 


15,50 


4,- 


9,50 


4,- 


Darehscbnitt 


























im Ort 2.| 


7n 


18 




— 


27,- 


19,- 


25,- 


19,- 


7,40 


13,80 


7,- 


Wohlhabend 


3. 


15n 


55 






66, 


77,- 


64,- 


36,50 


22,- 


25,20 


60. 




4. 


4n 


60 




— 


70,- 


69,50 


68,- 


40,- 


21- 


25,- 


80,— 


Wohlhabend 


5. 


25n 


84 






150,- 


101,50 


101, 


53, 


34,- 


43,50 


£0,- 




6. 


14n 


19 




1,6 


30, 


28,50 


29,- 


18,50 


10,- 


18,70 


4,50 




7. 


7n 


20 




2,5 


68.80 


29,50 


38- 


19,— 


10,- 


21,10 


6- 




8. 


3 


16 




3,0 


46,- 


15,60 


20,- 


16,50 


10,40 


15,80 


5,- 




9. 


3n 


9 




4,0 


39,75 


12,60 


15,- 


14,- 


6,20 


12,30 


3- 




10. 


3n 


18 




4,0 


72,50 


18,- 


24,- 


18,- 


10,40 


20,40 


4,- 


Woblhabcnd 


11. 


3n 


28 




5,0 


124,- 


39,50 


65,— 


29,50 


22,20 


35,40 


20,- 


Wohlhabend 


12 


14n 


50 




5,0 


261, 


62,- 


112,- 


34,- 


62,- 


64,90 


80,- 



n = Ganz oder theilweise nächtlich. 



F. Muster zur Buchfährung. 
Hoßesäzer Wilhdm Jf. . . . in A. . . . 



Bnifen 


nog 


3 km. 










nthiicb 1200 ae. 


190 
Monatj 


1. 


fie 
Ad- 

tMg 


Eztr 
Zeit( 
Ende 


abeau 
aner 
Stun 
Tag 


clion 
Nacht 




Soll 

^4 


Kahm 


Jan. 


3. 










1 b. 1 bm 




70 




— 




7.-8. 


N. 7 


F.S'/. 


2 


ö 


1 B, 1 Geburt, lb,lhm . . . 


5 


50 


1 


— 




9. 










2 b, 2 hm 


1 


60 
90 




— 




10. 










2 b,2b«i und bm (Kiytier). . 


1 


— 




11. 










2 b, 1 bm 


1 


30 


— 


— 




12. 










2 b, 1 bm 


1 


30 


_ 


— 




13. 










Änderweit dienstl. behindei-t S. N. 4 












U. 










2 b, 1 bm 


1 


30 


— 


— 




15. 


y-^u 


AT. 5 


3 






1 


10 


— 


— 




16. 










Ib, 1 bm 


— 


70 


— 


— 




11. 












— 


50 


— 












19. 












— 


50 


— 


— 














■ " ' ■ Ta«e 


— 


20 


— 


— 


II 111 


eschmke . : . 






2 


— 




16 


80 


3 


— 


l 1. Febi-uar 1901 


16 


80 






.5» 40"U (h-Utaxe 


' 


72 








23 


52 




r- 



für Herrn Hofbesitzer Wilhelm N. 



1 BezirltB - HebaniBie Aug. M . 



Datnm 


Tage 


1 Hfllfeleiatang bei der Gebort . 


je 


\^ 


A 


Jm. 


7.\8. 


3,- 


3 


— 






, , Fehlgeburt. 


2- 


— 


— 






Verrichtungen in meiner Wohnong 


0,60 


— 


— 




3 bis 16 


12 , , Ihrer Wohuang . 


0.30 


3 


60 




3 bis 19 


17 Boauche 


0.20 


3 


40 


„ 


3 big 19 


51 WeRcgebOhr : 17 mal 3 km . . . 


0,10 


5 


10 


„ 


7.18. t*. 15 


2 Zeiigobahr: 5 Standen hei Taee . 


0,10 


— 


50 






, : 5 , , Nacht . 


0.20 


1 


— 






Aaslapen: Watte 




— 


20 






Summa 




le 


'80 


Datom 


ÄbgcschlosBBD 


Zaaolilag: Ortstaxe 


"/. 






1.12. 1901 


60 






1.14. 1901 


Iq Reohaonur gestellt 


NaehUss: , . ■ 


10 








ZnrBiui:iehg.einger, 










17.14.1901 


bezahlt erhalten 


bleibt abznsetiieD») beiw. «uznsetzen') 


40 


6 


72 


mit 


24,-^ 






-23 


w 


QeMheDlte 


3,- , 




■) Dh nicht pHttnd« Wart Kt in daroh- 




gamma 


^,- n 





Mitglieder '-Verzeiehniss 

des 

Preussisehen Medizinalbeamteii'- Vereins/) 

Abgeschlossen am 30. November 1899. 



A. Könis^eioh PreuMen. 
Provinz Ostprenssen. 

1. Dr. Arbeit, Ereisphysikus in Labiau. 

2. - Ascher, Kreis wnndarzt und Assistent des Königlichen Impf Instituts 

in Königsberg i. Pr. 

.3. - Baserin, prakt. Arzt in Zinten, pro physic. approbirt. 

4. - Bandisch, Kreiswandarzt in Lasdehnen. 

5. - Behrendt, Kreisphysikos in Mohmngen. 

6. - Birkholz, Kreisphysikns in Sensburg. 

7. - Blumenthal, Kreisphysikns in Insterburg. 

8. - Boenigk, Kreis wundarzt und Sanitätsrath in Brannsberg. 

9. - Bredschneider, Kreisphysikns und Sanitätsrath in Angerburg. 

10. - Brinn, Kreiswundarzt in Szittkehmen. 

11. - Colley,Spezialarzt für Chirurgie in Insterburg, pro physic. approbirt. 

12. - Czygan, Kreiswundarzt in Benkheim. 

13. - Y. Decker, prakt. Arzt in Bialla, pro physic. approbirt. 

14. - Derbe, prakt. Arzt in Heiligenbeil, pro physic. approbirt. 

15. - Dietrich, Kreisphysikus in Gerdauen. 

16. - Döpner, Reg.- und Medizinalrath in Gumbinnen. 

17. - Dubois, Kreisphysikus in Johannisburg. 

18. - Eberhardt, Kreisphysikus in Alienstein. 

19. - Engel, Kreiswundarzt in Mehlauken. 

20. - Fabian, Polizei - Stadtphysikus und Sanitätsrath in Königsberg i. Pr. 

21. - Forstreuter, Kreisphysikus in Heinrichswalde. 

22. - Franz, prakt. Arzt in Insterburg, pro physic. approbirt. 

23. - Gessner, Kreiswundarzt in Memel, 

24. - Gettwart, Kreisphysikus in Osterode. 

25. - V. Gizycki, prakt. Arzt in Lyck, pro physic. approbirt. 

26. - Hennemeyer, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Orteisburg. 

27. - Herrendörfer, Kreisphysikus in Bagnit. 

28. - Hilbert, prakt. Arzt in Sensburg, pro physic. approbirt. 

29. - Hurwitz, prakt. Arzt in Memel, pro physic. approbirt. 

30. - Israel, Kreisphysikus in Medenau. 

31. - Kahnemann, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Preus8.-Bylau. 

32. - Kahl weiss, Kreisphysikus in Brannsberg. 

33. - Katerbau, Regierungs- und Geh. Medizinalrath in Königsberg i. Pr. 

34. - Kehl er, Kreiswundarzt in Gumbinnen. 

35. - y. Kobylecki, Kreisphysikus in Gumbinnen. 
*36. - Kornalewsky, Kreiswundarzt in Alienstein. 



^) Die Namen der Theilnehmer an der diesjährigen XVI. Hauptversamm- 
lung sind mit einem * verdeheu. 
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37. Dr. Leistner, Ereiswnndarzt und Sanitätsrath in Eydtknhnen. 

38. - Lewinsky, prakt. Arzt in Braansber^, pro physic. approbirt. 

39. - Liedtke, Kreisphysiknsnnd Sanitätsrath in Goldap. 

40. - Luchhau, Kreisphysikns und Direktor des Eönigl. Impfinstitnts in 

Königsberg i. Pr. 

41. - V. Mach, Kreisphysikns in Friedland. 

42. - Meyer, Kreisphysikos und Geb. Sanitfttsrath in Heilsberg. 

43. - PI och, Kreisphysikns in Darkehmen. 

44. - Poddy, prakt. Arzt in Gnmbinnen, pro physic. approbirt. 

45. - Post, prakt. Arzt in Lappienen, pro physic. approbirt. 

46. - Bim eck, Kreiswnndarzt in Willenberg. 

47. - Dr. Sa bar th, Kreisphysikns in Lötzen. 

48. - yonSchaewen, prakt. Arzt in Tapian, pro physic. approbirt. 

49. - Schawaller, Kreisphysikns in Pillkallen. 
60. - Schiller, Kreisphysikns in Wehlan. 

51. - Schmidt, Kreiswnndarzt in Landsberg i. 0. 

52. - Schütze, Kreisphysikns nnd Sanitätsrath in BOssel. 

53. - Schnitz, Kreisphysikns in StallapOnen. 

54. - Seiffert, Kreisphysikns in Neidenbnrg. 

55. - Seydel, gerichtlicher Stadtphysiiins, Med.- Assessor nnd Professor in 

Königsberg i. Pr. 

56. - Stielan, Kreisphysikns nnd Sanitätsrath in Prenss.-Holland. 

57. - Snrminski, Kreisphysikns nnd Sanitätsrath in Lyck. 

58. - Urbanowitz, Kreisphysikns nnd Sanitätsrath in Memel. 

59. - y OS s ins, Kreisphysikns nnd Sanitätsrath in Marggrabowa. 

60. - Wilde, Kreiswnndarzt nnd Sanitätsrath in Osterode. 

61. - Wolffberg, Kreisphysikns nnd Sanitätsrath in Tilsit. 

62. - Wollermann, Kreisphysikns in Heiligenbeil. 

63. - Wollermann, prakt. Arzt in Pillkallen, pro physic. approbirt. 

Provinz Westprenssen. 

.64. Dr. Ab egg. Geh. Medizinalrath nnd Direktor der Provinzial - Hebammen- 
lehranstalt in Danzig. 

*65. - Annnske, Kreisphysikns nnd Sanitätsrath in Pntzig. 

66. - Arbeit, Kreisphysikns in Marienbnrg. 

67. - Birnbacher, prakt. Arzt in Putzig, pro physic. approbirt. 
*&d, ' Barnick, Beg.- nnd Medizinalrath in Marien werder. 

69. - Berg, prakt. Arzt in Danzig, pro physic. approbirt. 

70. - Böhm, Kreisphysikns in Marienwerder. 

71. - Born träger, Beg.- n. Medizinalrath in Danzig. 

72. - Bremer, Kreisphysikns in Berent 

73. - Ourtins, Kreiswnndarzt a. D. in Gollnb. 

74. - Deutsch, Kreisphysikns und Sanitätsrath in Elbing. 

75. - Eschricht, Kreisphysikns in Danzig. 
'*'76. - Finger, Kreisphysikns in Thorn. 

77. - Freymuth, Kreisphysikns a. D. nnd Sanitätsrath in Danzig. 

78. - Grnmach, prakt. Arzt in Biesenbnrg, pro physic. approbirt. 

79. - Hasse, Kreisphysikns in Flatow. 

80. - Heise, Kreisphysikns in Kulm. 

8i. - Herrmann, Kreisphysikns in Dirschan. 

82. - Houbach, prakt. Arzt in Graudenz, pro physic. approbirt. 
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83. Dr. Heyn ach er, Ereisphysikos nnd Sanitätsratli in Grandenz. 

84. - Hochmann, prakt. Arzt in Marienburg, pro physic. approbirt. 

85. -Hopmann, Ereisphysikns in Briesen. 

86. - Kämpfe, Ereisphysikns in Earthans. 

87. - Matz, Ereiswnndarzt nnd Sanitätsrath in Deutsch-Erone. 
'''88. - Möbins, Ereisphysikns in Schwatz. 

89. - Müller, Ereisphysikns nnd Sanitätsrath in Eonitz. 

90. - Pfeiffer, Ereisphysikns in Bosenberg. 

91. - Priester, Ereisphysikns u. Sanitätsrath in Tnchel. 

92. - von Roszycki, Ereiswnndarzt in Thom. 
98. - Bnbsamen, Ereiswnndarzt in Seh wetz. 
94. - Schlee, Ereiswnndarzt in Lantenbnrg. 

*95. - Schnlz, prakt. Arzt in Schlochan, pro physic. approbirt. 

96. - Steger, Ereisphysikns in Danzig. 

97. - Stnmm, Ereisphysikns in Strasburg i. Westpr. 

98. - Volprecht, prakt. Arzt in Sch5neberg a. Weichsel, pro physic. 

approbirt. 

99. - Wagner, Ereisphysikns in Schlochan. 

100. - Wendt, Ereisphysikns nnd Sanitätsrath in Prenss. Stargard. 

101. - Wolff, Ereisphysikns nnd Sanitäts-IUtth in Loeban. 

102. - Wollermann, Ereiswnndarzt in Baldenbnrg. 

103. - Zadow, prakt. Arzt in Deutsch - Erone, pro physic. approbirt. 

Berlin. 

*104. Dr. Baer, Bezirksphysikns nnd Geheimer Sanitätsrath. 

*105. - Becker, Bezirksphysikns nnd Sanitätsrath. 

106. - Oaspari, prakt. Arzt, pro physic. approbirt. 

'*'107. - Elten, Sanitätsrath nnd Ereisphysikns des Ereises Teltow. 

108. - Engelmann, Begiemngsrath, Mitglied des Eaiserl. Gesundheitsamtes. 

109. - YonFoller, Bezirksphysikns nnd Geh. Sanitätsrath. 

110. - Granier, Bezirksphysikns und Sanitätsrath. 

111. - Herzberg, prakt. Arzt, pro physic. approbirt. 
^"112. - Hiidebrandt, prakt. Arzt, pro physic. approbirt. 
"^113. - Eollm, Bezirksphysikns nnd Sanitätsrath. 

*114. - Leppmann, Bezirksphysikns, Sanitätsrath nnd Strafanstaltsarzt. 

115. - y. Massenbach, Freiherr, Geh. Medizinalrath. 

*116. - Mitten zweig, Stadtphysikns nnd Sanitätsrath. 

117. - P e t r i , Begiemngsrath n. Mitglied des Eaiserlichen Gesundheitsamtes. 

*118. - Puppe, Assistent a. Institut f. Staatsarzneikunde, pro physic. approbirt. 

119. - Bichter, Carl, Bezirksphysikns. 

'i'l20. - Bahts, Geh. Begiemngsrath und Mitglied des Beichsgesundheitsamts. 

121. - Bö c kl. Geh. Begiemngsrath und Mitglied des Beichsgesundheitsamts. 

122. - Buge, Medizinalassessor und Sanitätsrath. 
*128. - Schenk, prakt. Arzt, pro physic. approbirt. 
*124. - Schulz, Bud., Ereisphysikns. 

125. - Schulz, Stadtphysikns, Geh. San.-Bath u. Direktor des Egl. Impfinstituts. 

*126. - Schmidtmann, Geh. Ober-Medizinalrath. 

127. - Springfeld, Medizinalassessor beim Polizeipräsidium. 

*128. - Strassmann, Professor und gerichtlicher Stadtphysikns. 

129. - Strecker, prakt. Arzt, pro physic. approbirt. 

130. - Struck, Geh. Ober-Begierungsrath. 

10 
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*131. Dr. Stttler, Bezirkspliysikus und Sanitätsrath. 

132. - G. Wagner, praktischer Arzt, pro physic. approbirt. 

'*'ld3. - Wehmer, Reg.- und Medizinalrath. 

134. - Worms, prakt. Arzt, pro pbysic. approbirt. 

*135. - Wntzdorff, Regierongsrath und Mitglied des Kaiserlichen Gesund- 
heitsamtes. 

ProyinjB Brandenburg 

*186. Dr. Aast, Ereisphysikus in Nanen. 

137. - B a r i n g , Knappschaftsarzt in Grabe - Ilse bei Senf tenberg, pro physic. 

approbirt. 

138. - Benda, Kreisphysikos and Sanitätsrath in Angermtmde. 

139. - Ber end es, Kreisphysikas and Sanitätsrath in Friedeberg (Neamark). 

140. - Bernstein, prakt. Arzt in Sommerfeld, pro physic. approbirt. 

141. - Beyer, Kreisphysikas and Geh. Sanitätsrath in Lttbben (Lausitz). 

142. - Bräutigam, Kreisphysikas in Königsberg (Neamark). 
*143. - Bachholtz, Kreiswandarzt in Wittstock (Ostpriegnitz). 

144. - Davidsohn, Kreisphysikas und Sanitätsrath in Spremberg (Lausitz). 

145. - Dittmar, prakt. Arzt in Friedeberg (Neumark), pro physic. approbirt- 

146. - Friedemann, prakt. Arzt in Köpenick, pro physic. approbirt. 

147. - Friedrich, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Landsberg a. W. 

148. - Giese, Kreiswundarzt und Sanitätsrath in Prenzlau. 

149. - Glatzel, Kreisphysikus a.D. und Geh. San.-Rath in Charlottenburg. 

150. - Gottschalk, Kreisphysikus in Rathenow. 

151. - Gottschalk, Kreisphysikus in Kalau. 

*152. - Grossmann, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Freienwalde a. 0. 

153. - Günther, Kreiswundarzt und Sanitätsrath in Luckenwalde. 

154. - Günther, Kreisphysikus in Kressen. 

"^155. - Gutkind, Kreiswundarzt und Sanitätsrath in Königs -Wusterhausen. 

156. - Hafemann, prakt. Arzt in Schönfliess, pro physic. approbirt. 

157. - Ha ase, Kreisphysikus in Soldin. 

158. - Haase, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Reppen. 

159. - Hannstein, Kreisphysikus a. D. und Sanitätsrath in Perleberg. 
*160. - Heinrich, Gefängnissarzt in Tegel, pro physic. approbirt. 

161. - Jaenicke, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Spandau. 

162. - Jörich, prakt. Arzt in Lübben, pro physic. approbirt. 

163. - Jungmann, Kreisphysikus in Guben. 
*164. - Itzerott, Kreisphysikus in Beizig. 

165. - Kanzow, Geh. Medizinalrath in Potsdam (Ehrenpräsident). 

166. - Kasten, prakt. Arzt in Freienwalde a./0., pro pbysiC'. approbirt. 
*167. - Keller, prakt. Arzt in Fürsten werder (Uckermark), pro physic. approbirt. 

168. - Klein, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Charlottenburg. 

169. - Kreussler, Kreisphysikus und Geh. Sanitätsrath in Brandenburg. 

170. - König, Kreiswundarzt in Bernstein. 

171. - Kuhnt, Kreisphysikus in Beeskow. 

172. - Lahr, G., 2. Arzt der Lrenanstalt Schweizerhof bei Zehlendorf, pro 

physic. approbirt. 

173. - Liersch, Kreisphysikus und Geh. Sanitätsrath in Kottbus. 
*174. - Lindow, Kreisphysikus und Geh. Sanitätsrath in Prenzlau. 

175. - Maire, prakt. in Fürstenberg a./0., pro physic. approbirt. 

176. - Müller, kommissar. Kreiswandarzt in Neu -Rappin. 
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♦177. Dr. Nickel, Ereisphysikus in Perleberg. 

178. - Passaner, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Potsdam. 

179. - Peyser, Kreiswnndarzt in Königsberg (Neumark). 
♦180. - Pfleger, Kreiswnndarzt in Plötzensee bei Berlin. 

'*'181. - Podlewski, kommiss. Kreiswnndarzt in Oderberg (Mark). 

182. - Prawitz, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Kyritz (Priegnitz). 

183. - Rätzell, Kreisphysikus in Amswalde. 

184. - Rosenthal, prakt. Arzt in Tegel, pro physic. approbirt. 

185. - RüdÜD, kommiss. Kreiswnndarzt in Triebel. 
♦186. - Roth, Regierungs- und Medizinalrath in Potsdam. 

187. - Sander, Geh. Medizinalrath und Direktor der städtischen Irren- 
anstalt in Dalldorf. 

♦188. - Schäfer, Kreisphysikus in Frankfurt a./0. 

189. - Schäfer, Kreisphysikus in Sorau. 

♦190. - Schartow, Kreiswundarzt und Sanitätsrath in Potsdam. 

191. - Sährendt, prakt. Arzt in Friedeberg N.M., pro physic. approbirt. 

192. - Schneider, Kreiswundarzt in Treuenbrietzen. 

193. - Schüler, prakt. Arzt in Friedrichshagen, pro physic. approbirt. 

194. - Schweitzer, prakt. Arzt in Teltow, pro physic. approbirt. 

♦195. - Seeger, Arzt an der Proyinzial -Irrenanstalt in Eberswalde, pro 

physic. approbirt. 
♦196. - Siehe, Kreisphysikus und Sanitätsrath in ZüUichau. 
♦197. - Solbrig, Kreisphysikus in Templin. 
♦198. - Struntz, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Jüterbogk. 

199. - Wagner, C, prakt. Arzt in Alt -Landsberg bei Berlin, pro physic. 

approbirt. 

200. - Weissenborn, Kreisphysikus in Zielenzig. 

201. - Wiedemann, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Neu-Ruppin. 
♦202. - Wiedner, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Kottbas. 

♦203. - Winzerling, prakt. Arzt in Calau, pro physic. approbirt. 

Provinz Pommern. 

204. Dr. Andrae, prakt. Arzt in Labes, pro physic. approbirt. 

205. - Bahr, praktischer Arzt in Swinemünde, pro physic. approbirt. 

206. - Behrend, Kreisphysikus in Kolberg. 

207. - Beumer, Kreisphysikus und Professor in Greifswald. 

208. - Bittner, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Stargard. 

209. - Bütow, prakt. Arzt in Stargard, pro physic. approbirt. 

210. - Bundt, prakt. Arzt in Beigard, pro physic. approbirt. 

211. - de Camp, prakt. Arzt in Lauenburg, pro physic. approbirt. 

212. - Deneke, Reg.- und Medizinalrath in Stralsund. 

213. - Dieterich, Kreisphysikus in Demmin. 

214. - Ebhardt, Kreisphysikus in Lauenburg i. Pommern. 

215. - Fischer, prakt. Arzt in Greifenberg, pro physic. approbirt. 

216. - Frey er, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Naugard. 

217. - Frey er, Kreisphysikus und Sanitätsrath; Direktor des Königl. 

Impfinstituts in Stettin. 

218. - Friedländer, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Stolp. 

219. - Gasters, prakt. Arzt in Ueckermünde, pro physic. approbirt. 

220. - Gerloff, prakt. Arzt in Freienwalde, pro physic approbirt. 

221. - Gutknecht, Kreisphysikus in Bütow. 

10* 
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222. Dr. Hanow, Ereisphysikus und Sanitätsrath in üeckermttnde. 

223. - Hassenstein, Ercisphysikna in Greifenberg. 

224. - Heidenhain, Ereiswundarzt und Sanitätsrath in Eöslin. 

225. - Henning, Ereisphysikns in Schlawe. 

226. - Eortnm, Ereiswnndarzt in Swinemttnde. 

227. - Eraft, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Bammelsborg. 

228. - Eramer, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Pyritz. 

229. - Landgrebe, Ereisphysikus in Neustettin. 

230. - Lebram, Ereisphysikus und Geh. Sanitätsrath in Eöslin. 
'*'231. - Lemke, Ereisphysikus in Grimmen. 

282. - Massmann, Elreisphysikus und Sanitätsrath in Dramburg. 

233. - Mau, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Scldeyelbein. 

234. - Manke, Direktor der Provinzial- Irrenanstalt in Hügenwalde, pro 

physic. approbirt. 

235. - Meinhardt, Ereisphysikus in Anklam. 

236. - Mennicke, Ereiswnndarzt in Grimmen. 

237. - Müller, prakt. Arzt in Btttow, pro physic. approbirt. 

238. - y. Münchow, Ereisphysikus in Swinemünde. 

239. - Nath, Regiemngsrath a. D. und Geheimer Medizinalrath in Stettin. 

240. - Pogge, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Stralsund. 

241. - Reinhardt, Ereiswandarzt in Stralsand. 

242. - Bumbold, prakt. Arzt in Stralsund, pro physic. approbirt. 

243. - Sachs, prakt. Arzt in Pollnow, pro physic. approbirt. 

244. - Sarganeck, Ereisphysikus in Bublitz. 

245. - Schlütter, Ereiswnndarzt in Pyritz. 

246. - Schmidt, Ereisphysikus in Beigard (Persante). 

247. - Schröder, prakt. Arzt in Pasewalk, pro physic. approbirt. 

248. - Schulze-Barnim, Medizinalrath und Ereisphysikus in Stettin. 

249. - Schwerdtfeja:er, prakt. Arzt in Schivelbein, pro phjrsic. approbirt. 

250. - Settegast, Ereisphysikns und Sanitätsrath in Bergen auf RQgen. 

251. - Siemens, Direktor der Proy.-Irrenanstalt u.Geh. Med.-Rath in Lauenburg. 
*252. - Sonntag, Ereisphysikus in Greifenhagen. 

253. - Spiegel, Ereiswnndarzt in Bublitz. 

254. - Tiegs, Ereiswnndarzt in Gross - Tychow. 

255. - y. Trzaska, Ereisphysikus in Labes. 

256. - Vanselow, Regierungs- und Medizinalrath in Stettin. 

257. - Voigt, Ereisphysikus in Eammin. 

258. - Voigt, prakt. Arzt in GoUnow, pro physic. approbirt. 

259. - Wanke, Ereiswnndarzt in Rummelsburg. 

260. - Wodtke, Regierungs- und Medizinal-Rath in Eöslin. 

ProTinz Posen. 

261. Dr. Bekker, Ereiswnndarzt in Schokken. 

262. - V. Blomberg, Freiherr, pro physic. approbirt, II. Arzt an der Pro- 

ylnzial - Irrenanstalt Dziekanka bei Gnesen. 

263. - Brinkmann, Ereisphysikus in Neutomischel. 

264. - Brödtler, Ereisphysikus in Adelnau. 

265. - Brüggemann, Ereisphysikus in Bromberg. 
4^66. - Cohn, Ereisphysikus in Jarotschin. 
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267. Dr. Dembczack, Kreisphysikus und Sanitfttsratb in Schroda. 

268. - Doerschlag, prakt. Arzt in Argenan, pro pbysic. approbirt. 

269. - Ebner, Kreisphysikus nnd Sanitätsrath in Fraustadt.. 

270. - Erdner, Kreisphysikus und Sanitfttsratb in Schwerin a. d. Warthe. 

271. - V. Gorski, prakt. Arzt in Gostyn, pro physic. approbirt. 

272. - Hartisch, Kreiswnndarzt in Schneid emübl. 

273. - Herrmann, kommiss. Kreiswundarzt in Bomst. 

274. - Hirschberg, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Posen. 

275. - Hirschfeld, Kreisphysikus in Gostyn. 

276. - Holz, Kreisphysikus in Mogilno. 

277. - Ja ekel, Kreisphysikus in Schmiege!. 

278. - Janssen, Kreisphysikus in Inowrazlaw. 

279. - Ja st er, Kreisphysikus und Sanitfttsratb in Bromberg. 

280. - Kleinert, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Ba witsch. 

281. - Krause, prakt. Arzt in Unruhstadt, pro physic. approbirt. 

282. - Kunau, Geh. Medizinalrath in Posen. 

283. - Landsberg, Kreisphysikus und Sanitfttsratb in Plescben. 

284. - Laudowicz, Kreisphysikus in Kempen. 

285. - Laschke, prakt. Arzt in Posen, pro physic. approbirt. 

286. - Lehmann, Kreisphysikus in Znin. 

287. - Lehmann, Kreisphysikus in Samter. 

288. - L issner, Kreisphysikus und Geh. Sanitfttsratb in Kosten. 

289. - Litterski, Kreisphysikus in Wirsitz. 

290. - Matthes, Kreisphysikus in Obomick. 

291. - Michaelsohn, Ejreisphysikus in Wreschen. 

*292. - Möller, Kreisphysikus und Sanitfttsratb in Czamikau. 

293. - Pani6nski, Kreisphysikus in Posen. 

294. - Paulisch, Kreisphysikus in Ostrowo. 

295. - Peters, Geh. Medizinalrath in Obomik. 

296. - Peyser, prakt. Arzt in Posen, pro physic. approbirt. 

297. - Bogowski, Kreisphysikus in Meseritz. 

298. - Bubensohn, Kreisphysikus und Sanitfttsratb in Graetz. 

299. - Sandhop, prakt. Arzt in Brfttz, pro physic. approbirt. 

300. - Schellin, Kreiswundarzt in Inowrazlaw. 

301. - Schlieper, Kreisphysikus in Wongrowitz. 

302. - Schmidt, Beg.- und Medizinalrath in Posen. 

303. - Schröcler, Kreisphysikus in Wollstein. 

304. - Schröder, Kreisphysikus in Birnbaum. 
305 - Schröder, Kreisphysikus in Witkowo. 

306. - Siedamgrotzky, Begierungs- und Medizinalrath in Bromberg. 

307. - Sikorski, Kreisphysikus in Schildberg. 

308. - Straube, prakt. Arzt in Bogasen, pro physic. approbirt. 

309. - Telschow, Kreisphysikus in Schrimm. 

310. - Toporski, Medizinalassessor in Posen. 

311. - Wege, prakt. Arzt in Bück, pro physic. approbirt. 

312. - Wegner, Kreisphysikus und Sanitfttsratb in Lissa. 

313. - Wiese, Kreisphysikus in Filehne. 

314. - Wilke, Kreisphysikus und Sanitfttsratb in Gnesen. 

315. - Winkler, Assistenzarzt an der Provinzial - Irrenanstalt in Owinsk, 

pro physic. approbirt. 
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316. Dr. Witting, Kreisphysikns in Eolmar. 

317. - Wunderlich, Kreisphysikos und Sanitfttsrath in Krotoschinw 

Provinz Schlesien. 

318. Dr. Adelt, Ereisphysikas und Sanitätsrath in Bnnzlan. 

319. - Adler, Ereisphysikas nnd Geh. Sanitätsrath in Brieg. 
310. - Adler, prakt. Arzt in Breslau, pro physic. approbirt. 

321. - Alexander, Reg.- und Medizinalrath in Breslau. 

322. - Arnstein, prakt. Arzt in Batibor, pro physic. approbirt. 

323. - Banik, Ereiswundarzt in Lublinitz. 

324. - Bergmann, prakt. Arzt in Neumarkt i. Schi., pro physic. approbirt. 

325. - Bleich, Ereiswundarzt in Gross - Tschirnau. 

326. - Bloch, prakt. Arzt in Beuthen (Ob.-Schl), pro physic. approbirt. 

327. - Blumenreich, prakt. Arzt in Sohrau (Ob.-Schl.), pro physic. approbirt. 

328. - Boss, Ereiswundarzt in Falkenberg (Ob.-Schl.). 

329. - Braun, Ereisphysikus nnd Sanitätsrath in Görlitz. 

330. - Brieger, prakt. Arzt in Eosel, pro physic. approbirt. 

331. - BroU, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Ples9. 

332. - Chlumsky, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Leobschütz. 

333. - Cimbal, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Neisse. 

334. - Goester, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Goldberg. 

335. - Cohn, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Glatz. 

336. - Comnick, Ereisphysikus in Striegau. 

337. - Dybowski, Ereisphysikus in Strehlen. 

338. - Ebeling, prakt. Arzt in Dittmannsdorf, pro physic. approbirt. 

339. - Erb kam, EjreiBphysikus in Grtknberg. 

340. - Färber, Ereisphysikus und Geh. Sanitätsrath in Eattowitz. 

341. - Feige, prakt. Arzt in Niesky, pro physic. approbirt. 

342. - Finger, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Münsterberg. 

343. - Friedländer, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Lublinitz. 

344. - Furch, Ereisphysikus in Gross- Wartenberg. 

345. - Gabel, prakt. Arzt in Ossig, pro physic. approbirt. 

346. - Gellner, Ereiswundarzt und Oberstabsarzt a. D. in Breslau. 

347. - Glogowski, Ereiswundarzt in GOrlitz. 

348. - Gorke, Ereiswundarzt in Wartha. 

349. - Gottwald, Ereisphysikus und Geh. Sanitätsrath in Frankenstein. 

350. - Grätzer, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Gross-Strehlitz. 

351. - Grosser, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Neumarkt i. Schi. 

352. - Haegele, prakt. Arzt in Leschnitz (Ob.-Schl.), pro physic. approbirt. 

353. - Hassenstein, Ereisphysikus in Hoyerswerda. 

354. - Hauschild, Ereisphysikus in Steinau a./O. 

355. - Heidelberg, Ereisphysikus und San.-Rath in Beichenbach. 

356. - Herfarth, praktischer Arzt in Glogau, pro physic. approbirt. 

357. - Herrmann, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Hirschberg. 

358. - Hoffmann, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Waidenburg. 

359. - Hoppe, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Gleiwitz. 

360. - Jacobi, Prof., Polizei- u. Stadtphysikus u. Sanitätsrath in Breslau. 

361. - Ealliefe, prakt. Arzt in Gremsdorf (Beg.-Bez. Liegnitz), pro physic. 

approbirt. 

♦362. - Eeferstein, Ereisphysikus in Nimptsch. 
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'CdßS. Dr. Kettler, Kreisphysikns in Janer. 

364. - Kley, kommissarischer Kreis Wundarzt in Cosel. 

365. - KlingmUlIer, prakt. Arzt in Strahlen, pro physic. approbirt. 

366. - Klose, Kreisphysikns, Sanitätsrath nnd Direktor des Königl. Impf- 

institnts in Oppeln. 

367. - Klo SS, prakt. Arzt in Striegan, pro physic. approbirt. 

368. - Köhler, Kreisphysikns nnd Sanitätsrath in Landeshnt. 

369. - Koschel, Kreiswnndarzt in Königshtttte (Ob.-Schles.). 

370. - Koziol, prakt. Arzt in Benthen (Ober-Schles.), pro physic. approbirt. 

371. - Kornfeld, Kreisphysikns nnd Sanitätsrath in Grottkan. 

372. - Kracaner, prakt. Arzt in Altwasser, pro physic. approbirt. 

373. - Kran, Kreisphysikns nnd Sanitätsrath in Schweidnitz. 

374. - Kranse, Kreisphysikns nnd Sanitätsrath in Nenstadt i. Ob.-Schl. 

375. . Ktthn, Kreisphysikns in Batibor. 

376. • Kühnast, prakt. Arzt in Friedland, pro physic. approbirt. 

377. - la Koche, Kreisphyikns in Benthen (Ob.; Schi.). 

378. - Leder, Kreisphysikns in Lanban. 

379. - Leonhardt, prakt. Arzt in Breslan, pro physic. approbirt. 

380. • Lewald, Besitzer der Privat -Irrenanstalt in Obernigk bei Breslau, 

pro physic. approbirt. 

381 . - Lerche, Kreisphysikns in Bolckenhain . 

382. - Lesser, Stadtphysikns nnd Professor in Breslan. 

383. - Lichtwitz, Kreisphysikns in Ohlan. 

384. - Liebert, Kreisphysikns nnd Sanitätsrath in Sagan. 

385. - Ludwig, Kreisphysikns in Habelschwerdt. 

386. - Lustig, Kreisphysikns in Liegnitz. 

387. - Mende, prakt. Arzt in Gottesberg, pro physic. approbirt. 

388. - Mewins, Kreisphysikns in Kosel. 
*389. - Meyen, Kreisphysikns in Muskan. 

390. - Mühlenbach, Kreisphysikns in Wohlan. 

391. - Nanwerck, Kreisphysikns nnd Sanitätsrath in Gohran. 

392. - Nobler, Kreiswnndarzt in Striegan. 

393. • Neet zke, prakt. Arzt in Landeshnt i./Schl., pro physic. approbirt. 

394. - Nesemann, Bezirksphysikus nnd Sanitätsrath in Breslan. 

395. - Nenmann, Kreiswundarzt in Leobschütz. 

396. - Nenmann, Kreisphysikns nnd Sanitätsrath in Glogau. 

397. - Ostmann, Kreisphysikns nnd Sanitätsrath in Eybnik. 

398. - Otto, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Neurode. 
899. - Pape, Kreisphysikns in Schönan a. d. Katzbach. 

400. - Panlini, Kreisphysikns in Militsch. 

401. - Philipp, Regienmgs- nnd Geh. Medizinalrath in Liegnitz. 

402. - Pietrnlla, prakt. Arzt in Strehlen, pro physic. approbirt. 

403. - Pollack, prakt. Arzt in Militsch, pro physic. approbirt. 

♦404. - P 1 1 i t z , Arzt an der Prov.-Irrenanstalt in Brieg, pro physic. approbirt« 

*405. - Reinkober, Kreisphysikus nnd Sanitätsrath in Trebnitz. 

406. - Repetzki, Kreiswnndarzt in Gleiwitz. 

407. - Rieger, Kreiswundarzt in Brieg. 

408. - Richter, prakt. Arzt in Waidenburg, pro physic. approbirt. 

409. - Rinke, Kreisphysikns und Sanitätsrath iu Tarnowitz. 

410. - Rot her, Kreisphysikns n. Sanitätsrath in Falkenberg. 



162 Mltgliederrenseichniss. 

411. Dr. Scharfenberg, Xreiswundarzt nnd Sanitätsrath in Primkenan: 

412. - Schlag, prakt. Arzt in Ohlan, pro physic. approbirt. 

413. • Schilling, kommiss. Kreiswnndarzt in Earolath. 

414. - Schmiedel, Bezirksphysilnu in Breslau. 

416. - Schmidt, Ereiswnndarzt in Kupp. 

41ß. - Scholtz, prakt Arzt in Mallmitz, pro physic. approbirt. 

417. - Scholz, Ereiswnndarzt in Lewin-Kndowa. 

418. - Schwahn, Kreisphysikos und Geb. Sanitfttsrath in Breslau. 

419. - Seemann, Regierungs- nnd Medizinalrath in Oppeln. 

420. - Skrzeczek, Kreiswundarzt in Orzescbe. 
*421. - Siegl, Kreiswundarzt in Rybnick. 

422. - Sta ff hörst, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Oels. 

*423. - Steinberg, Kreiswundarzt in Lanban. 

424. - Steiner, Kreisphysikus in Kosenberg (Ob.-Schles). 

426. - Stern, Kreiswundarzt und Sanitätsrath in Breslau. 

426. - Stolper, prakt. Arzt in Breslau, pro physic. approbirt. 

427. - Talke, prakt. Arzt in Rothenburg (Ob.-Laus.), pro physic. approbirt. 

428. - Thienel, Kreiswundarzt in Gross-Strehlitz. 

429. - Tracinski, Kreisphysikus in Zabrze. 

430. - Wagner, Kreiswundarzt in Beuthen (Ob.-SchL) 

431. - Wolff, Kreisphysikus in Kreuzburg (Ob.-Schl.) 

432. - Wolff, Kreisphysikus und Geh. Sanitätsrath in Sprottan. 

433. - Wollf, Kreisphysikus in Freystadt i. Niederschleden. 

Provinz Sachsen. 

434. Dr. Brill, Kreiswundarzt in Magdeburg. 

436. - Brei er, Spezialarzt fOr Kinderkrankheiten in Erfurt, pro physic. 
approbirt . 

436. - Busolt, Kreisphysikus in Delitzsch. 

437. - Claes, Kreiswundarzt uml Sanitätsrath in Mühlhausen i. Thüringen. 

438. - Dietrich, Kreisphysikus in Merseburg. 

439. - Dreising, Kreisphysikus in Mühlhausen i. Th. 

440. - Eysoldt, Kreisphysikus in Kalbe a./S. 

*441. - Fielitz, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Halle a. S. 

442. - Frantz, Kreiswundarzt in Genthin. 

443. - Geier, Kreisphysikus in Querfurt. 

*444. - Geissler, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Torgau. 

446. - Glaser, prakt. Arzt in Burg, pro physic. approbirt. 

446. - Gleitsmann, Kreisphysikus und Sanität.srath in Naumburg a. S. 

447. - Gutsmuths, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Genthin. 

448. - Guttmann, Nervenarzt in Wernigerode, pro physic. approbirt. 

449. - Häbler, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Nordhausen. 
*460. - ▼. Hake, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Wittenberg. 

461. - Hauch, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Eisleben. 

462. - Heike, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Wernigerode. 
453. - Helm, Kreiswundarzt in Tangermünde. 

*454. - Herrmann, kommiss. Kreiswundarzt in Roitzsch. 

455. - Her ms, Kreisphysikus in Burg bei Magdeburg. 

456 - Heydloff, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Erfurt. 

457. - Hirsch, Reg.- und Geh. Medizinalrath in Magdeburg. 
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*458. Dr. Hoff mann, Ereiswnndarzt in Halle a. S. 

*459. - Holthoff, Ereispbysikns in Salzwcdel. 

460. - Hoppe, Assistenzarzt an der Provlnzial - Heil- and Pflegeanstalt in 

Uchtspringe, pro physic. approbirt. 

461. - Jacobson, Kreisphysikos in Halbertadt. 

462. - J a n e r t , Ereispbysikns nnd Sanitätsratb in Seebansen i. Altmark. 

463. - Kant, Ereispbysikns nnd Sanitätsratb in Ascbersleben. 

464. - Elnge, Ereispbysikns in Wolmirstedt. 

465. - E p p e n , Ereispbysikns und Sanitätsratb in Heiligenstadt. 

466. - Enntz, Ereispbysikns nnd Sanitätsratb in Wanzleben. 

467. - Enntzen, Mar. - Oberstabsarzt a. D. in Oscbersleben, pro pbysic. 

approbirt. 

468. - Meye, Ereispbysikns nnd Sanitätsratb in Mansfeld. 

469. - Müller, Ereispbysikns in Herzberg a. d. Elster. 

470. - Mtlller, prakt Arzt in Scblensingen, pro pbysic. approbirt. 

471. - Pantzer, Ereispbysikns in Sangerbansen. 

472. - Penkert, Reg.- n. Medizinalratb in Merseburg. 

473. - Pilf, prakt. Arzt in Alsleben a./Saale, pro pbysic. approbirt. 

474. - Pippow, Regiemngs- n. Qeb. Medizinalratb in Erfurt. 

475. - Pitscbke, Ereiswnndarzt in Hettstedt. 

476. - P lange, Ereispbysikns und Sanitätsratb in Stendal. 

477. - Probst, Ereispbysikns u. Sanitätsratb in Gardelegen. 

478. - Roip, Ereispbysikns a. D. und Sanitätsratb in Arendsfe. 

479. - Risel, Ereispbysikns, Geb. Sanitätsratb u. Direktor des König]. Impf- 

instituts in Halle a. S. 

480. - Schade, Ereispbysikns in Weissensee i. Tb. 

481. - S cbaf fr an ek, Ereispbysikns n. Sanitätsratb in Zeitz. 

482. " Scbmiele, Ereispbysikns und Sanitätsratb in Weissenfeis. 

483. - Scbneider, Ereispbysikns in Scblensingen. 
*484. - Schwabe, Ereispbysikns in Langensalza. 

485. - Seliger, Ereiswnndarzt in Scbmiedefeld. 

486. - Steinkopf, Ereispbysikns in Lieben werda. 

487. - Strassner, Ereispbysikns und Sanitätsratb in Magdeburg. 

488. - S trübe, Ereiswnndarzt in Halle a. S. 
*489. - Thilo w, Ereispbysikns in Ziegenrttck. 

490. - Wachs, Ereiswnndarzt in Wittenberg. 

491. - Wehr, Ereispbysikns in Worbis. 

492. - Weinreich, Ereiswnndarzt in Merseburg. 

Provinz Schleswig - Holstein. 

493. Dr. Asmussen, Ereispbysikns und Sanitätsratb in Rendsburg. 

494. - Bahrs, Ereispbysikns in Tönning. 

495. - Bartels, prakt. Arzt in Husum, pro pbysic. approbirt. 

496. - Bertheau, Regiemngs- und Medizinalratb in Scbleswig. 

497. - Bockendabi, Geb. Medizinalratb und Professor in Eiel. 

498. - Bocken d ab 1 jun., Ereispbysikns in Eiel. 
*499. - Bruhn, Ereispbysikns in Segeberg. 

500. - Buddenberg, Ereisphysikus in Ratzeburg. 

501. - Gold, Ereispbysikns in Meldorf. 

'*'502. - YonFischer-Benzon, £[reispbysiku8 in Flensburg. 

503. - Goos, Ereispbysikns nnd Sanitätsratb in Ploen. 
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604. Dr. Ha Hing, Ereisphysikos und Sanitfttsraih in Glüoksstadt 

505. - Hansen, Ereisphysikns in Gramm. 

506. - Hasselmann, Ereisphysikos nnd Sanitätsrath in Hadersleben. 

507. - Hörn, Ereisphysikns in Tondem. 

508. - Hnnnins, Ereisphysikns in Wandsbeck. 

509. - Jahn, Ereisphysikns in Eappeln a./Schlei. 

510. - Joens, Ereisphysikns a. D. nnd Geh. Sanitätsrath in Eiel. 

511. - Ennth, Ereisphysikns in Apenrade. 

512. - Erosz, prakt. Arzt in Horst, pro physic. approbirt. 

518. - Müller, Stabsarzt a. D., prakt. Arzt in Nenmünster, pro physic. 
approbirt. 

514. - Neldhardt, Ereisphysikns in Heiligenhafen. 

515. - Reimann, Ereisphysikns in Nenmünster. 

516. - Eeuter, prakt. Arzt in Sonderbnrg, pro physic. approbirt. 

517. - Rohwedder, Ereisphysiknä in Oldesloe. 

518. - Schmidt-Petersen, Ereisphysikns in Bredstedt. 

519. - Schow jnn., Ereisphysikns in Nenstadt. 

520. - Schröder, prakt. Arzt in Altona-Ottensen, pro physic. approbirt. 

521. - Schutt, Ereisphysikns in Lütjenbnrg. 

522. - Schnitz, prakt. Arzt in Schenefeld. 

523. - Snadicani, Ereisphysikns in Schleswig. 

524. - Wallichs, Ereisphysikns nnd Geh. Sanitätsrath in Altena. 

525. - Z a p p e , II. Arzt an der Froyinzial - Pflegeanstalt in Nenstadt i. Holst., 

pro physic. approbirt. 

Proyiius HannoYer. 

526. Dr. Andr^e, Ereisphysikns in Nenhans a. Oste. 
^27. - Bachmann, Ereisphysikns in Dfeld. 

528. - Barth, Ereisphysikns in Snlingen. 

529. - Becker, Regiemngs- nnd Geh. Medizinalrath in Hannover. 

530. - Behrens, prakt. Arzt in Hildesheim, pro physic. approbirt. 

531. - Becker, Ereisphysikns in Hildesheim. 

532. - Berger, Ereisphysikns in Nenstadt am Rübenberge. 
*533. - Brandt, Ereisphysikns in Lüchow. 

534. - Büttner, Ereisphysikns nnd Sanitätsrath in Osterholz-Scharmbeck. 

535. - Dempwolff, Ereis-Physikns nnd Sanitätsrath in Harbnrg a. d. Elbe. 

536. - Dieckmann, prakt. Arzt in Schüttorf, pro physic. approbirt. 

537. - Drewes, Ereisphysikns in Walsrode. 

538. - Dütschke, Ereisphysikns in Anrieh. 

539. - Eichhorst, Ereiswandarzt in Ottersberg. 

540. - Elton, Ereisphysikns in Freibnrg a. E. 

541. - Gaehde, Ereisphysikns in Blnmenthal. 

542. - teGempt, Ereisphysikns in Buxtehude. 

543. - Grisar, Reg.- nnd Medizinalrath in Osnabrück. 

544. - Grote, prakt. Arzt in Vienenburg, pro physic. approbirt. 

545. - Gnertler, Ereisphysikns nnd Medizinalrath in Hannoyer. 

546. - Gnttmann, prakt. Arzt in Ottemdorf, pro physic. approbirt. 

547. - Halle, Ereisphysikns in Bnrgdorf bei Hannover. 

548. - Halle, Ereisphysikns nnd Sanitätsrath in Ebstorf. 

549. • Heilmann, Ereis-Physikns und Sanitätsrath in Melle. 
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550. Dr. H e 1 w e s , prakt. Arzt in Wanstorf, pro physic. approbirt. 

551. - Herwig, Kreisphysikos nnd Sanitätsrath in Lebe. 

552. - Herya, Ereispbysikus in Otterndorf. 

553. - Hesse, Kreisphysikns in Lüneburg. 
'*'55l. - Hocbe, Kreispbysikns in Hemelingen. 

555. - Holling, Ereispbysikns in Soegel. 

556. - Httpeden, Geb. Medizinalratb in Hannover. 

557. - Hnntemneller, Ereispbysikos und Sanitütsratb in Hoya. 

558. - Juck es, Ereiswundarzt nnd Sanitätsratb in Hannover. 

559. - Jung, Ereispbysikns und Geb. Sanitätsratb in Weener. 

560. - Eeferstein, prakt. Arzt in Lttneburg, pro pbysic. approbirt. 

561. - Eessler, Ereiswundarzt und Sanitätsratb in Salzgitter. 

562. - Eircbboff, Ereispbysikus und Geb. Sanitätsratb in Leer. 

563. - Eöbler, prakt. Arzt in Winsen a. d. Lube, pro pbysic. approbirt. 

564. - E recke, prakt. Arzt in Bersenbrttck, pro pbysic. approbirt. 

565. - Eremling, Ereispbysikus a.D. und Geb. Sanitätsratb in Hannover. 

566. - Ettbn, Ereispbysikus in üslar. 

567. - Eublmey, prakt. Arzt in Bergen a. d. Dumme, pro pbysic. approbirt. 

568. - Langenbeck, Ereispbysikus und Sanitätsratb in Gifbom. 

*569. - Langerbans, Ereispbysikus und Direktor der Hebammenlebr- 

anstalt in Celle. 

*570. - Lemmer, Ereispbysikus in Alfeld a. L. 

571. - Lobstoeter, Ereispbysikus und Sanitätsratb in Lüneburg. 

572. - Lotze, Ereispbysikus und Sanitätsratb in Osterode a./H. 

573. - Lutber, prakt. Arzt in Celle, pro pbysic. approbirt. 

574. - Mattbaei, Ereispbysikus und Sanitätsratb in Verden. 

575. - Meyer, Ereispbysikus in Dannenberg. 

576. - Meyer, Ereispbysikus in Brome. 

577. - Müller, Ereispbysikos in Nortbeim. 

578. - vonMeurers, Ereispbysikus und Sanitätsratb in Wilbebnsbaven. 

579. - Nieper, Ereispbysikus und Sanitätsratb in Goslar. 

580. - N öl 1er, Regierungs- und Medizinalratb in Lüneburg. 
*581. - Oebbecke, Ereispbysikus in Einbeck. 

582. - Offenberg, Ereispbysikus und Sanitätsratb in Osuabrdck. 

583. - Olivet, prakt. Arzt in Nortbeim, pro pbysic. approbirt. 

584. - Potermöller, prakt. Arzt in Wellingholzbausen, pro pbysic. approb. 

585. - Picbt, Ereispbysikus und Sanitätsratb in Nienburg a. W. 

586. - Flinke, Ereispbysikus in Bleckede. 

587. - Quentin, prakt. Arzt in Bentbeim, pro pbysic. approbirt. 

588. - Ricbter, Ereispbysikus und Sanitätsratb in Peine. 

589. - Rieck, Ereisphysikus in Bassum. 

590. - Riebn, Ereispbysikus in Elaustbal i. Harz. 

591. - Bitter, Ereispbysikus und Geb. Sanitätsratb in Bremervörde. 

592. - Röbrs, Ereispbysikns und Sanitätsratb in Rotenburg. 
503. - Run g er, E^reispbysikus in Springe. 

594. - Rüge, Ereispbysikus und Geb. Sanitätsratb in Linden bei Hannover. 

595. - Rump, Ereispbysikus in Osnabrück. 

596. - Rusack, Reg.- und Medizinalratb in Stade. 

597. - Scbirmeyer, Ereispbysikus und Sanitätsratb in Osnabrück. 

598. - Scbmalfuss, Stadtpbysikus, Mediz,-Assessor u. San.-Ratb in Hannover. 
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699. Dr. Schnelle, Kreisphysikas in Hildesheim. 

600. - Schalte, Kreisphysikns in Hannov. Mttnden. 

601. - Schttrmeyer, prakt. Ant in Laer, pro physic. approbirt 

602. - Siemon, prakt. Arzt in Hann. Mttnden, pro physic. approbirt. 

603. - Sonntag, Eroisphysikas n. Geh. Sanitätsrath in Uelzen. 

604. - Steinebach, Ereisphysikos in Hameln. 

605. - Stoltenkamp, Ereisphysikos nnd Sanitätsrath in Bentheim. 

606. • Strangmeier, Ereisphysikns in Qnakenbrück. 

607. - Strecker, Ereisphysikos und Sanitätsrath in Daderstadt. 

608. - Tergast, Ereisphysikos and Sanitätsrath in Emden. 

609. - T holen, Ereisphysikos ond Sanitätsrath in Papenburg. 

610. - Többen, Ereisphysikos in Meppen. 

611. - Vogel, Ereisphysikos ond Sanitätsrath in Stade. 

612. - Weber, prakt. Arzt in Verden, pro physic. approbirt. 

613. - Wegener, prakt. Arzt inElaosthal, pro physic. approbirt. 

614. - Wengler, Ereisphysikos ond Sanitätsrath in Oöttingen. 

615. - Westrom, Ereisphysikos in Geestemttnde. 

616. - Wiechers, Ereisphysikos in Gronao. 

617. - Winter, Ereisphysikos in Norden. 

618. - Wolff, prakt. Arzt in Wilhelmsborg, pro physic. approbirt. 

619. - Woltemas, Ereisphysikos in Diepholz. 



Provinz Westfalen. 

620. Dr. Bange, Ereiswondarzt in Niedermarsberg. 

621. - Bartscher, Ereiswondarzt ond Sanitätsrath in Lichtenao. 

622. - Benthaos, Ereiswondarzt in NerJiaos. 

623. - Bickhoff, prakt. Arzt in Dortmond, pro physic. approbirt. 

624. - Bockeloh, Ereisphysikos in Lttdinghaosen. 

625. - Börgershaoson, prakt. Arzt in Beoklinghausen. 

626. - Bremme, prakt. Arzt in Soest, pro physic. approbirt* 

627. - Brttmmer, Medizinabath in Mttnster. 

628. - Büren, Ereisphysikos ond Sanitätsrath in Iserlohn. 

629. - Claos, Ereisphysikos und Sanitätsrath in Warburg. 

630. - Conrads, prakt. Arzt in Borken, pro physic. approb. 

631. - Cordes, Ereiswundarzt in Dorsten. 

632. - Denckmann, Ereisphysikos in Lübbecke. 

633. - Eckeryogt, Ereiswundarzt in Bocholt. 

634. - Eisaesser, prakt. Arzt in Kamsbeck (Reg. -Bez. Arnsberg). 

635. - Georg, Ereisphysikus, Geb. Sanitätsrath und Direktor^der Hebammen- 

lehranstalt in Paderborn. 

636. - Gerlach, Medizinalrath und Direktor der Provinzial-Irrenanstalt in 

Mttnster. 

637. - Graeye, Ereisphysikus nnd Sanitätsrath in Hagen. 

638. - Gruchot, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Hamm. 

639. - Guder, Ereisphysikus in Laasphe. 

640. - Händel, prakt. Arzt in Halyer, pro physic. approbirt. 

641. - Hagemann, Ereisphysikus und Geh. Sanitätsrath in Dortmund. 

642. - Helming, Ereisphysikus in Ahaus. 

643. - Hegemann, Ereiswundarzt in Werne. 



j 
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644. Dr. Hellmann, Kreiswnndarzt in Wickede a. Rohr. 

*645. - Hensgen, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Siegen. 

646. - Heyne, prakt. Arzt in Beckum, pro physic. approbirt. 

647. - Hillebrecht, Ereiswondarzt in Vlotho. 

648. - Hölker, Begienmgs- nnd Geh. Medizinalrath in Münster. 

649. - vom Hofe, Ereisphysikns und Sanitätsrath in Altena. 

650. - Eluge, Ereisphysikus in Höxter. 

651. - Easemayer, Ereisphysikns und Sanitätsrath in Burgsteinfurt. 

652. - Erefting, prakt. Arzt in Milspe, pro physic. approbirt. 

653. - Erummacher, Regiernogs- und Medizinalrath in Arnsberg. 

654. - Limper Ereisphysikus und Sanitätsrath in Gelsenkirchen. 

655. - Lindemann, Ereiswundarzt in Gelsenkirchen. 
556. - Loer, prakt. Arzt in Büren, pro physic. approbirt. 

657. - Lorentz, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Bochum. 

658. - Lüttig, Ereisphysikus in Brilon. 

659. - Machol, prakt. Arzt in Hemer, pro physic. approbirt. 

660. - Meyer, prakt. Arzt in Olpe, pro physic. approbirt. 

661. - Michels, Ereiswundarzt in Herbede. 

602. - Müller, Ereisphysikus und Geh. Sanitätsrath in Minden. 

668. - Müller, prakt. Arzt in Hilchenbach, pro physic. approbirt. 

664. - Munsch, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Bocholt. 

665. - Nauck, Ereisphysikus in Hattingen (Ruhr). 

666. - Nünninghoff, Ereisphysikus in Bielefeld. 

667. - Ohlemann, Augenarzt in Minden, pro physic. approbirt. 

668. - Oyerkamp, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Warendorf. 

669. - PetormöUer, prakt. Arzt in Oelde, pro physic. approbirt. 
*670. - Rapmund, Regierungs- und Geb. Medizinalrath in Minden. 

671. - von Kecklinghausen, Ereisphysikus in Tecklenburg 

672. - Redecker, Ereiswundarzt und Sanitätsrath in Bochum. 
678. - Rh ei neu, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Herford. 

674. - Roberg, prakt. Arzt in Greven, pro physic. geprüft. 

675. - Röper, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Arnsberg. 

676. - Schlüter, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Gütersloh 

677. - Schonlau, Ereiswundarzt in Steinheim. 

678. - Schulte, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Horde. 

679. - Schulte, Ereisphysikus in Lippstadt. 

680. - Schütz, prakt. Arzt in Welper, pro physic. approbirt. 

681. - Spanken, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Meschede. 

682. - Steinbach, Ereisphysikus in Schwelm. 
688. - Sudhoelter, Ereisphysikus in Yersmold. 

684. - Tenholt, Regierungs- u. Medizinalrath a. D., Ereisphysikus in Bochum. 

685. - Terstesse, Ereisphysikns und Sanitäts-Rath in Büren. 

686. - Vor mann, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Münster i./W. 

687. Zumwinkel, Ereiswundarzt in Gütersloh. 

Provinz Hessen -Nassau. 

688. Dr. Ambrosius, prakt. Arzt in Hanau, pro physic. approbirt. 

689. - Auerbach, prakt Arzt in Frankfurt a./M., pro physic. approbirt. 
*690. - Beinhauer, Ereisphysikns und Sanitätsrath in HOchst a. M. 

691. Bellinger, Ereiswundarzt in Wirges* 
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692. Dr. Brill, Ereispliysikus und Sanitätsrath in Eschwege. 

693. - BUnting, prakt. Arzt in Vöhl, pro physic. approbirt. 

694. - Caner, Kreisphysikns in Schlttchtern. 

695. - Cöster, Ereisphysikas und Sanitätsrath in Rinteln. 

696. - Eilers, Ereiswundarzt in Felsberg. 

*697. Eichenberg. Ereisphysikas und Sanitätsrath in Witzenhausen. 

698. - Faber, Ereisphysikas and Sanitätsrath in Rotenborg a. d. Fulda. 

699. ' Führer, Ereisphysikas and Geh. Sanitätsrath in Wolfhagen. 

700. • Giessler, Ereisphysikas, Geh. Sanitätsrath and Direktor des 

Eönigl. Impfinstitats in Eassel. 

701. - Gleitsmann, Ereisphysikas and Sanitätsrath in Wiesbaden. 

702. - Grandhomme, Stadtphysikas a. Geh. Sanitätsrath za Frankfart a. M. 

703. - Heinemann, Ereisphysikas and Sanitätsrath in Frankenberg. 

704. • V. Heasinger, Prof., Ereisphys. a. Geh. San.-Rath in Marbarga./L. 

705. • Hommerich, Ereisphysikas and Sanitätsrath in Montabanr. 

706. - Hüter, prakt. Arzt in Gelnhaasen, pro physic. approbirt. 

707. - Eind, Ereiswandarzt in Falda. 

708. - Eon ig, prakt. Arzt in Wiesbaden, pro physic. approbirt. 

709. - Elingelhofer, Ereisphysikas and Sanitätsrath in Eirchhain. 

710. - Elingelhöffer, Ereisphysikas and Sanitätsrath in Frankfart a. M. 

711. - Enorz, Ereisphysikas und Geb. Sanitätsrath in Fritzlar. 

712. - Er aase, Geh. Medizinalrath in EasseL 

713. - Lachmann, Ereisphysikas in Biedenkopf. 

714. - Lambert, Ereisphysikas and Sanitätsrath in Melsangen. 

715. - Laatz, Ereisphysikas in Diez. 

716. - Lehnebach, Ereisphysikas a. D. in Schmalkalden. 

717. - Marx, Ereisphysikas und Sanitätsrath in Fulda. 

718. - Med er, Assistent des Eönigl. Impfinstitats in Eassel. 

719. • Menke, Ereisphysikas a. Sanitätsrath in Weilbarg a. L. 

720. - Merkel, Ereisphysikas and Sanitätsrath in Ziegenhain. 

721. - Meyer, Ereisphysikas in Gersfeld. 

722. - Mumm, Ereisphysikas and Sanitätsrath in Gelnhaasen. 

723. - Oberstadt, Ereisphysikas und Sanitätsrath in Langenschwalbach. 

724. - Oswald, prakt. Arzt in Gudensberg, pro physic. approbirt. 

725. - Paffrath, Ereisphysikas in St. Goarshausen. 

726. - Petschull, Ereisphysikas in Westerburg. 

727. - Pfeiffer, Begiemngs- und Medizinalrath in Wiesbaden. 

728. - Plitt, EreLsphysikus und Sanitätsrath in Hofgeismar. 

729. - Reimer, Ereisphysikus in Rttdesheim a. Rh.. 
♦730. - Roth, Ereis-Physikus in Marienberg (Westerwald). 

731. - Sc hau 8, prakt. Arzt in Runkel a./L., pro physic. approbirt. 

732. - Schauss, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Usingen. 

733. - Sehe ff er, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Homberg, Reg. -Bez. 

Eassel. 

734. - Sc herb, prakt. Arzt in Fritzlar, pro physic. approbirt. 

735. - Schotten, Medizinalassessor in Eassel. 

736. - Seligmann, Ereiswundarzt in Hanau. 

737. - Simon, prakt. Arzt in Frankfurt a./M., pro physic. approbirt. 

738. - Sippel, Ereiswundarzt in Sooden a. d. Werra. 

739. - Spiegel thal, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Eassel. 
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740. Dr. S t a d t f e 1 d , prakt. Arzt in Winkel a. Rh., pro physic. approbirt. 

741. - Stöltzing, prakt. Arzt in Hersfeld, pro physic. approbirt. 

742. - YonTessmar, Ereisphysikas nud Sanitätsrath in Limburg. 
748. - Vietor, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Hersfeld. 

744. - Weiss, Begierungs- nnd Geh. Medizinalrath in Kassel. 

745. - Ziehe, Kreisphysikus in Homburg v. d. H. 
74G. - Zülch, Kreiswundarzt in Treysa. 

Rheinprovinz nnd Hohenzollern. 

747. Dr. Albert, Kreis-Physikus und Sanitätsrath in Meisenheim. 

748. - Arens, Kreis-Physikus in Erkelenz. 

749. - Bachern, Kreis wundarzt in Zülpich. 

750. - Baizar, komm. Kreiswundarzt in Heddesdorf. 

751. - Bauer, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Moers a. Bh. 

752. - Baum, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Aachen. 

758. - Beermann, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Duisburg. 

754. - Bissmeyer, Kreiswnndarzt in Andernach. 

755. - Blokusewski, Kreisphysikus in Dann. 

756. - Borges, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Boppard a. Bh. 

757. - Brand, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Geldern. 

758. - Brandenburg, prakt. Arzt in Trier, pro physic. approbirt. 

759. - Braun, Kreis wundarzt in Wetzlar. 

760. - V. Brinken, prakt. Arzt in Düsseldorf, pro physic. approbirt. 

761. - Brockes, Kreiswundarzt in Zeltingen. 

762. - Brockhaus, Kreiswundarzt und Sanitätsrath in Godesberg. 
768. - Brummund, Kreisphysikus in Waldbroel. 

764. - Burkhardt, Oberamtsphysikus in Empfiogen (Hohenzollern). 

765. - Burkart, prakt. Arzt in Mühlheim a. d. Ruhr, pro physic. approbirt 

766. - Carp, Kreisphysikus in WeseL 

767. - Ciaren, Kreiswundarzt in Krefeld. 

768. - Eickhoff, Kreisphysikus in Gummersbach. 

769. - Esch-Waltrup, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Köln a. Rh. 

770. - Ewers, Kreiswundarzt in Sonsbeck. 

771. - Falkenbach, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Mayen. 

772. - Platten, Kreisphysikus in Düsseldorf. 

778. - Fritsch, Geh. Med.-Rath und Professor in Bonn, Mitglied des 
MedizinalkoUegiums für die Rheinprovinz. 

774. - Pocke, prakt. Arzt in Düsseldorf, pro physic. approbirt. 

775. - Hartcop, Kreiswundarzt und Sanitätsrath in Barmen. 

776. - Hecking, Kreisphysikus und Geh. Sanitätsrath in Saarburg. 

777. - Heilmann, Kreisphysikus und Geh. Sanitätsrath in Krefeld. 

778. - Heinrichs, Kreisphysikus in Jülich. 

779. - Hillebrand, Kreisphysikus in Bergheim. 

780. - Hoechst, Kreisphysikus und Geh. Sanitätsrath in Wetzlar. 

781. - Hofacker, Kreis wundarzt in Düsseldorf. 

782. - HoffmanU; Kreiswundarzt in Trier. 

788. - Hommelsheim, Kreiswundarzt und Sanitätsrath in Aachen. 

784. - Kimpen, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Düsseldorf. 

785. - Knopper, prakt. Arzt in Niederbreisig, pro physic. approbirt. 

786. - Kohlmann, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Remagen. 

787. - Kr am er, Kreiswundarzt in St. Johann. 
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788. Dr. Krause, Kreiswnndarzt in Bit barg. 

789. - Ledermann, Oberamtspbysikns in Gammertingen. 

790. - LeBlanc, Kreiswundarzt in Opla'icn. 

791. - Lehnen, prakt. Arzt in Hilliesheim (Eifel), pro physic. approbirt. 

792. - Lembke, Kreisphysikns in Simmern. 

793. - L e n f f e n , gerichtl. Stadtphysikos a. D. nnd Sanitätsrath in Köln a. Rh 

794. - Linck, prakt. Arzt in Mors, pro physic. approbirt. 

795. - Longard, gerichtlicher Stadtphysikns in Köln a. Rh. 

796. - Macke, Kreisphysikns und Sanitfttsrath in Neuwied. 

797. - Mainzer, Elreiswundarzt und Sanitfttsrath in Illingen. 

*798. - Mantzel, prakt. Arzt in Sombom - Elberfeld, pro physic. approbirt. 

799. - Marx, Kreisphysikns und Sanitfttsrath in Mühlheim a. Ruhr. 

'f'SOO. - Mayer, Kreiswundarzt in Simmem. 

801. - Mayer, Kreiswundarzt in St. Vith (Eifel). 

802. - M e d e r , Kreisphysikns u. Geb. Sanitfttsrath in Altenkirchen (Westerwald). 

803. - Med er, Polizei - Stadtphysikns und Direktor des Königlichen Impf- 

instituts in Köln. 

804. - Meerbeck, Kreisphysikus in Wipperfflrth. 

805. - Meyhöfer, Reg^erungs- und Medizinalrath in Düsseldorf. 

806. - Mors, Kreisphynikus nnd Geh. Sanitfttsrath in Mühlheim am Rhein. 

807. - Moritz, Kreisphysikus in Solingen. 

808. - Müller, prakt. Arzt in Mettmann, pro physic. approbirt. 

809. - Müller, prakt. Arzt in Mflnchen-Gladbacb, pro physic. approbirt. 

810. - Nauss, Kreiswundarzt in Altenkirchen (Westerwald). 

811. - Nels, Kreiphysikus und Geh. Sanitfttsrath in Bitburg. 

812. - Niemeyer, Kreisphysikns in Nenss. 

813. - Noethlichs, Kreisphysikus und Sanitfttsrath in Heinsberg. 

814. - Orthmann, 1. Assistent an der Provinzial- Irrenanstalt Grafenberg 

bei Düsseldorf, pro physic. approbirt 

815. - Paffrath, Kreisphysikus in Kleve. 

816. - Peren, Kreisphysikus in Montjoie. 

817. - Petersen, Kreisphysikus in Mühlheim a. d. Ruhr. 

818. - PüUen, Kreisphysikus und Geh. Sanitfttsrath in Grevenbroich. 

819. - Racine, E^reisphysikus in Essen a. d. Ruhr. 

820. - Rftuber, Kreisphysikus in Lennep. 

821. - Reckmann, prakt. Arzt in Geldern, pro physic. approbirt. 

822. - Reinhard, prakt. Arzt in Essen, pro physic. approbirt. 

823. - Reinstadler, Kreiswundarzt in Dillingen (Saar). 

824. - R lecken, Kreisphysikus in Malmedy. 

825. - Remmets, Kreis wundarzt in Honnef. 

826. - Renner, prakt. Arzt ia Neuss, pro physic. approbirt. 

827. - Rocks, Kreisphysikus in Geilenkirchen. 

828. - Roeder, Kreisphysikus in Adenau (Eifel). 

829. - Roller, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Trier. 

830. - Salomon, Regierungs- u. Medizinalrath in Koblenz. 

831. - Schftfer, Kreiswundarzt in Offenbach. 

832. - Schlecht, Kreisphysikus und Sanitfttsrath in Euskirchen. 

833. - Schlegtendal, Regierungs- u. Medizinalrath in Aachen. 

834. - Schmidt, Regierungs- und Medizinalrath in Trier. 

835. - Schmidt, Kreiswundarzt in Koblenz. 
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836. Dr. Schmidt, EreiBphysikns in NennkiicheD. 

837. - Schmitz, Ereisphysikns und Sanitätsrath in Aachen. 

838. - Schneider, Ereisphysikos in Sieghurg. 

839. - Schrakamp, Ereisphysikns in Kempen. 

840. - Schubert, Ereisphysikns und Sanitätsrath in Saarbrücken. 

841. - Schnbmehl, Ereisphysikns nnd Sanitätsrath in St. Wendel. 

842. - Schulz, Ereisphysikns, Mediz.-Assessor n. Geh. Sanitätsrath in Eoblenz 

843. - Schwass, Eegiemngs- nnd Medizinabath n. Hofrath in Sigmaringen. 

844. - Schwienhorst, Ejreiswnndarzt in Süchteln. 

845. - Siepen, prakt. Arzt in Neuss, pro physic. approbirt. 

846. - Strauss, £[reisphysikus und Geh. Sanitätsrath in Barmen. 

847. - Stühlen, prakt. Arzt in Erkelenz, pro physic. approbirt. 

848. - Telke, Begierungs- u. Medizinalrath in Eöln a. Rh. 

849. - Thiele, Ereisphysikns in Eochem. 

850. - Thoma, Ereiswpndarzt nnd Sanitätsrath in Aachen. 

851. - Till essen Ercis-Physikus und Sanitätsrath in Saarlouis. 
*852. - üeberholz, Ereisphysikns in Wittlich. 

853. - Ungar, Medizinalrath, Ereisphysikns und Professor in Bonn. 

854. - Yieson, Ereisphysikns in Merzig. 

855. - Volkmuth, Ereiswundarzt in Saarburg, 

856. - Vollmer, komm. Ereiswundarzt in Ereuznach. 

857. - Wachendorf, prakt. Arzt in Stolberg (Rhnl.), pro physic. approbirt 

858. - Walbaum, Ereiswundarzt und Sanitätsrath in Gerolstein. 

859. - Wellenstein, Ereisphysikns und Sanitätsrath in Urft, Er. Schieiden 

860. - Wex, Ereisphysikns und Sanitätsrath in Düren. 

*861. - Windheuser, prakt. Arzt in Zell a./Mosel, pro physic. approbirt. 

862. - Wirsch, Ereisphysikns in Bheinbach. 

863. - Wolff, Ereiswundarzt in Elberfeld. 

B. Könlgreloh Bayern. 

864. Dr. Götz, Bezirksarzt in Nördlingen. 

865. - Vanselow, Bezirksarzt in Freyanz (Niederbayem). 

866. - Volk, Bezirksarzt in Lindau a./Bodensee. 

867. - Schröder, Medizinalrath u. Bezirksarzt in Neustadt a./Hardt. 

868. - Waibel, Bezirksarzt in Günzburg. 

869. - Wetzel, Landgerichtsarzt in Schweinfurt. 

C. Könlgreioh Saoluien. 

870. Dr. Bennecke, Assistenzarzt L Elasse in Dresden. 

871. - F 1 in z er, Bezirksarzt und Medizinalrath in Plauen i. Vogtland. 

872. - Schilling, Ereisphysikns a. D. in Leipzig. 

873. - Schmidt, Bezirksarzt in Borna. 

874. - Schneider, Gerichts- und Polizeiarzt in Zittau. 

D. Könlgreioh Wftrttemberg. 

875. Dr. Breit, Oberamtsarzt in Hall [Schwäbisch]. 

876. - Georgii, Oberamtswundarzt in Bottenbnrg. 

877. - Hartmann, Oberamtsarzt in Herrenberg. 

878. - Jäger, Oberamtsarzt und Medizinalrath in Ulm., 

879. - Enauss, Oberamtsarzt in Geisslingen. 

11 
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880 Dr. Kohlhaas, Oberamtswondarzt in Waiblingen. 

881. - Köstlin, Medizinalrath und Stadtdirektionsarzt in Stattgart. 

882. - Sttsskind, Oberamtsarzt in Neuenbürg. 

883. - Weiss, Oberamtswnndarzt in Gmünd. 

E. OroMdionoffthum Baden. 

884. Dr. Baader, Bezirksarzt in St. Blasien. 

88ö. - Blume, Kreisassistenzarzt in Philippsburg. 

886. - KröU, Bezirksarzt und Medizinalrath in Lahr. 

887. - Kürz, Bezirksarzt in Heidelberg. 

888. - Rehmann, Bezirksarzt und Medizinalrath in Pforzheim. 

889. - Stark, Bezirksarzt in Staufen. 

890. - Thomen, Bezirksarzt in Weinheim. 

F. OroMherzogthmn Hessen. 

891. Dr. Baiser, Kreisarzt in Mainz. 

892. - Best, prakt. Arzt in Friedberg, pro physic. approbirt. 
898. - Dannenberger, Kreisarzt nnd Medizinalrath in Dieburg. 

894. - Fertig, Kreisarzt und Medizinalrath in Worms. 

895. - Gaffky, Geh. Medizinalrath und Professor in Giessen. 

896. - Groos, Kreisarzt in Bensheim. 

897. - Haberkorn, Kreisarzt und Medizinalrath in Giessen. 

898. - Lehr, Medizinalrath und Kreisarzt in Dannstadt. 

899. - Lindenborn, Kreisarzt in Gross -Gerau. 

900. - Nebel, Kreisassistenzarzt in Darmstadt. 

901 . - Pfannmüller, Medizinalrath u. Kreisarzt in Offenbach a. M. 

902. - Pfeiffer, Geheimerath in Darmstadt. 

903. - Schäffer, Kreisarzt in Alzey. 

904. - Schäffer, Kreisarzt in Erbach (Odenwald). 

905. - Schroeder, Kreisphysikus a. D. und Badearzt in Nauheim. 

906. - Stigell, Kreisarzt in Oppenheim. 

907. - Tjaden, Kreisassistenzarzt in Giessen. 

908. - Weissgerber, Kreisarzt in Lauterbach. 

909. - Wiesner, Kreisarzt in Büdingen. 

O. Orossherzoffthümer Mecklenburg - Schwerin und MecUenburg- 

Strelltz. 

910. Dr. Elfeldt, Kreisphysikus in Gadebusch. 

911. - Günther, Kreisphysikus in Hagenow. 

912. - Havemann, Kreisphysikus und Medizinalrath in Dobbertin. 

913. - Kau seh, Direktor der Kaltwasserheilanstalt in Feldberg, pro physic. 

approbirt. 

914. - Mozer, Kreisphysikus und Medizinalrath in Malchin. 

915. - Mulert, £[reisphysikus u. Sanitätsrath in Waren. 

916. - Lesenberg, Kreisphysikus und Ober -Medizinalrath in Bestock. 

917. - Reuter, Kreisphysikus u. Sanitätsrath in Güstrow. 

918. - Stephan, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Dargun. 

919. - Unruh, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Wismar. 

920. - Viereck, Kreisphysikus in Ludwigslust. 

921. - Wilhelmi, Kreisphysikus und Sanitätsrath in Schwerin. 
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H. Oroisherzogrthümer Oldenburg und Sachsen -Weimar. 

922. Dr. B rann 8, Bezirksarzt in Eisenach. 

il23. - Gnmprecht, Bezirksarzt nnd Priyatdozent in Jena. 

924. - Pfeiffer, Geh. Medizinalrath in Weimar. 

925. - Ritter, Ober -Medizinalrath in Oldenburg. 

I. Hersoffthümer Anhalt, Braunsohwelg, flachsen- Coburg -Ctotha, 

Sachsen - Altenburg. 

926. Dr. Cnrtze, Ereisphysikns und Medizinalrath in Ballenstedt (Anhalt). 

927. - Engel, Physikns in Schöppenstedt (Brannschweig). 

928. - Engelbrecht, Physikns, Hof arzt nnd Sanitätsrath in Brannschweig. 

929. - Helm, Physikns in Vorsfelde. 

*930. - Philipp, Geh. Regierangs- nnd Ober - Medizinalrath in Gotha. 

931. - Pottien, Amtsphysikns in Gräfentonna (Gotha). 

932. - Schrader, Physikns in Vechelde (Brannschweig). 

933. - Schnchardt, Geh. Regiernngs- nnd Obermedizinalrath in Gotha. 

934. - Sterzing, Stadtphysikns in Gotha. 

935. - Weichardt, Bezirksarzt nnd Sanitätsrath in Altenbnrg. 

K. Fürstenthümer flchwarzburg-Budolstadt, Waldeck, Beuss 
ältere u. Jüngere Linie, flchaumburg-Uppe und Uppe - Detmold. 

936. Dr. Bnrchard, prakt. Arzt in Bttckebnrg, pro physic. approbirt. 

937. - Carius, Amtswnndarzt in Detmold. 

938. - Franz, Bezirksarzt in Schleiz (Renss j. Linie). 

939. - Hartwig, Kreisphysikns in Korbach (Waldedi:). 

940. - Hesse, Bezirksarzt in Eisenbnrg (S. Altenbnrg). 

941. - Petri, Medizinalrath nnd Geh. Sanitätsrath in Detmold* 

942. - Plothe, prakt. Arzt in Sachsenberg (Waldeck), pro physic. approbirt. 

943. - Ridder, Geh, Medizinalrath in Bttckebnrg. 

944. - Rosendorf, Bezirksphysikns in Lentenberg (Schwarzbnrg-Rndolstadt). 

945. - Rost, Regiernngs- nnd Medizinalrath in Rndolstadt. 

946. - Schenbe, Physikns und Sanitätsrath in Greiz (Renss ä. L.). 

947. - Seebohm, Geh. Hofrath nnd Ereisphysikns in Pyrmont (Waldeck). 

!■. Freie Hansast&dte. 

948. Dr. T* Boltenstern, prakt. Arzt in Bremen, pro physic. approbirt. 

949. - Heinrich, Qnarantaine- nnd Frauenarzt in Bremerhaven, pro pysic 

approbirt. 

950. - Maes, Physikns in Hamburg. 

951. - Reincke, Medizinalrath in Hamburg. 

952. - Riedel, Physikns in Lübeck. 

953. - Schöningh, prakt. Arzt in Hamburg, pro physic approbirt. 

M. Belcheland Elsaes- Lethringen. 

954. Dr. Hecker, Kreisarzt in Weissenburg. 

955. - Steinmetz, Kreisarzt in Rappoltsweiler. 
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